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Zusammenfassung

Das Ziel der Arbeit ist die Darstellung der preuBischen Mittelschule fiir den Zeitraum von
1872 bis 1945. Neben der strukturell-curricularen Entwicklung dieser Schulform werden zwei
Bereiche, der Chemieunterricht und die Frage der Lehrerausbildung schwerpunktmaRig
untersucht. Vorgeschaltet ist eine ausfuhrliche Analyse und Darstellung der zur Mittelschule
hinfihrenden Entwicklung mit ihren politischen, wirtschaftlichen und sozialen Bedingungen.

Der historische Rahmen ist das 1871 entstandene Kaiserreich, die 1919 begriindete Weimarer
Republik und das 1933 errichtete nationalsozialistische Reich. Die fur die Strukturierung der
Arbeit gewdhlte Phaseneinteilung orientiert sich weniger an diesen politischen Schnittstellen,
sondern an den bildungspolitischen Z&suren, die durch die jeweiligen staatlichen
»Bestimmungen* charakterisiert sind. Mit diesen Bestimmungen wurde das Mittelschulwesen
jeweils neu geordnet; sie wurden in den Jahren 1872 mit der Institutionalisierung, 1910, 1925,
1938 und 1942 vorgelegt.

Schwerpunkt der benutzten Quellen war die ,,Die Mittelschule®, die Verbandszeitschrift der
Mittelschullehrer; sie konnte fur den Erscheinungszeitraum von 1887 bis 1943 liickenlos
ausgewertet werden. Weiter wurden zeitgendssische Quellen und Literatur sowie
zeitgendssische padagogische Zeitschriften fur die Analysen herangezogen. Neben staatlichen
Verlautbarungen in Form von Gesetzen und ministeriellen Veroffentlichungen waren die
»Bestimmungen® eine wesentliche Grundlage der Arbeit.

Der Untersuchungsschwerpunkt ist die Darstellung der preulischen Mittelschule unter dem
Aspekt der bildungspolitischen Institutionalisierung im Jahre 1872. Es wurde untersucht,
welcher Personenkreis Forderungen nach Einrichtung dieser Schulform erhob. Dazu zwei
Thesen:

1. Der untere Mittelstand, forderte die Einrichtung einer ihm geméiien Schulform, zunéchst
fiir seine Kinder, spater auch flr die Ausbildung der Nachwuchskréfte fur mittelstdndische
Berufsfelder.

2. Der hohere Mittelstand suchte eine Barriere zu errichten, um den um Bildungsteilhabe
bemihten unteren Schichten zwar ein gesteigertes Bildungsangebot zu machen, sie aber von
der vollen Bildungsteilhabe, dem Besuch der hoheren Schule, auszuschlielRen.

Diese Barriere war die ,Berechtigung”, das ,,Einjahrig-Freiwilligen-Privileg®. Dies galt
zundchst fir den militarischen Bereich, nach Aufhebung der Wehrpflicht fur den zivilen
Bereich. Der Mittelschule ist das ,,Vergaberecht fir Berechtigungen* nie in vollem Umfang
erteilt worden, wenn auch Regelungen Uber die schrittweise Zuerkennung  ziviler
Berechtigungen gezeigt werden konnten. Damit war den Absolventen der Mittelschule der
Zugang zu einem gesellschaftlichen Aufstieg verwehrt, wofiir die Berechtigungen eine
Grundvoraussetzung waren. Die flr die Mittelschule ungeldste Berechtigungsfrage erschwerte
die strukturelle und curriculare Entwicklung, aber auch den Status der Mittelschule im
schulischen Gesamtsystem. Dass die Mittelschule vom Berechtigungserwerb ausgeschlossen
blieb, ist ein Indiz fir die Zuordnung dieser Schulform zum niederen Schulwesen.

Ein weiterer Untersuchungsschwerpunkt war der naturwissenschaftliche Unterricht. Es konnte
gezeigt werden, wie es gelang, das Fach Chemie aus der Verknlpfung mit den anderen
naturwissenschaftlichen F&chern Biologie und Physik zu 16sen und als eigenstéandiges Fach im
Facherkanon der Mittelschule zu verankern. Auch konnte gezeigt werden, dass dieses Fach



zunehmend eine allgemeinbildende Funktion erhielt. Als bedeutungsvoll  fur den
naturwissenschaftlichen Unterricht missen die Diskussionen gesehen werden, die um
inhaltliche Fragen, z.B. iber den Einsatz der chemischen Formel oder tber die methodische
Gestaltung des Unterrichts gefiihrt wurden. Bedeutungsvoll ist der Wechsel vom reinen
Lehrervortrag zum Demonstrationsunterricht und weiter zum Experimentalunterricht und den
Schileribungen mit der auf Selbsttatigkeit gerichteten Erarbeitung naturwissenschaftlicher
Inhalte. Defizite lassen sich fur den ersten Untersuchungszeitraum beztiglich der Schulblcher
fir den Chemieunterricht aufzeigen. Die ambivalente Stellung des naturwissenschaftlichen
Unterrichts in der Mittelschule beweist sich in der Auswahl und dem Einsatz der Schulbiicher,
wenn zundchst auf Blcher der Elementarschule und der hoheren Schule zurtickgegriffen wird.
Erst im weiteren Untersuchungsverlauf lassen sich schulformbezogen konzipierte
Schulbucher nachweisen.

In einem weiteren Schwerpunkt wurde die Situation der Lehrer, primér unter dem Aspekt
ihrer Ausbildung untersucht. Als Mittelschullehrer wurden vornehmlich Volksschullehrer
eingesetzt, die sich autodidaktisch auf die Prufung zum Mittelschullehrer vorbereiten
mussten. Als erhebliches Defizit wurde die fehlende Ausbildungsordnung konstatiert. Die
Verweigerung einer identitatsstiftenden schulformbezogenen Lehrerausbildung hat der
Mittelschule die Mdglichkeit genommen, sich friihzeitig zu einer selbstdndig-unabhéngigen
Schulform zu entwickeln. Bedeutungsvoll ist das festgestellte Verhalten der Lehrerschaft
dieser Schulform in den unterschiedlichen politischen Systemen.

In den zeitlichen Phasen zeigt sich die Mittelschule als eine zwischen Elementarschule und
Gymnasium sich emanzipierenden Schulform. Die Ambivalenz in der Stellung &uRert sich in
dem wechselvollen Verhalten zwischen Standesschule und Offnung fiir andere
gesellschaftliche Schichten. Im Zusammenhang mit der Verweigerung der Berechtigungen
muss die Mittelschule als Anstalt zur Befriedigung der Bildungsanspriiche bestimmter
Schichten gesehen werden. Sie wurde aber auch als schulischer Abwehrmechanismus der
oberen Schichten gegeniiber unteren gesellschaftlichen Schichten instrumentalisiert.
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1 Einleitung

1.1 Begriindung der Arbeit und thematische Eingrenzung

»Am Anfang stand das Erbe Adolf Hitlers und lag das Trimmerfeld des Zweiten
Weltkrieges: zerstorte Schulgeb&ude, ein Minimum am Notwendigsten an Lehr-
und Lernmitteln, Hunger und Not im ganzen Lande, eine Flut von Schilern, aber
eine durch Kriegsverluste und Entnazifizierung zusammengeschmolzene
Lehrerschaft.

Am Anfang stand der feste Wille der Manner und Frauen der ersten Stunde zum
Wiederaufbau unseres deutschen Bildungswesens, in dem das historisch
Gewordene Grundlage bilden sollte fir den Aufbau eines modernen Schulwesens
mit einer starken und leistungsfahigen Realschule.

In Nordrhein-Westfalen setzte sich schon bald der Wille durch, ein starkes und
leistungsfahiges gegliedertes Schulwesen aufzubauen. Die Basis fir den Ausbau
waren die bisherigen preullischen Mittelschulen, die zwar in den letzten
Kriegsjahren zu Hauptschulen abgebaut worden waren, jedoch als Schulsystem
schon auf eine jahrzehntelange Entwicklung zuriickblicken konnten.“!

So lautete eines der Zitate, mit denen auf die Wiedereinrichtung der Mittelschule
in der Bundesrepublik Deutschland nach dem Zusammenbruch im Jahre 1945
hingewiesen wurde. Initiator fir diese Wiedereinrichtung der Mittelschule nach
1945 — zunéchst in Nordrhein-Westfalen — war der damalige Kdlner Regierungs-
direktor Dr. Bernhard Deermann, der in seinen Vorschlagen zur Schulreform
feststellte:

»,Eine Grundlage fir diese Schule bot die preuRische Mittelschule. Ihre
urspriingliche Idee musste den Gegebenheiten und Forderungen der geistigen,
wirtschaftlichen und padagogischen Situation entsprechend weiter entwickelt und
gestaltet werden. Dieser Schule musste ein neuer Name gegeben werden, sowohl,
um der Reform Ausdruck zu verleihen, als auch, um ihr das noétige Ansehen bei
den Eltern zu geben. Nach langem Suchen fiel die Entscheidung auf den Namen
‘Realschule’, weil er wegen seiner urspringlichen Verwendung im 18. und zu
Anfang des 19. Jahrhunderts und wegen der der Lebenswirklichkeit zugewandten
Art der Schule am besten geeignet erschien, obwohl er nicht ganz das Wesen und
das Bildungsziel der Schule vollinhaltlich und genau ausdriickt.“?

Damit war hier das entscheidende Argument zu sehen flr die Bezeichnung der
nach 1945 neu begrindeten Schulform, die in Nordrhein-Westfalen 1948 den
Namen ,,Realschule“® erhielt und von der Dr. Deermann sagte, dass sie ihren
Ursprung in der preul3ischen Mittelschule von vor 1945 hatte. Gleichzeitig wurde
damit zum Ausdruck gebracht, dass es sich um eine neue Namensgebung handelt
und auch, dass diese erfolgte, um der Schulform das ,,n6tige Ansehen bei den
Eltern” zu geben, was von dem bisherigen Namen ,,Mittelschule* wohl nicht in
dem gleichen MaRe erwartet worden war. Ebenfalls wird durch diese Aussagen
eindeutig belegt, dass die ,,neue Realschule” keinerlei Bezug zu der Realschule

! GERHARDI: Der Ausbau der Realschule im Lande Nordrhein-Westfalen nach dem Zweiten
Weltkriege. In: Realschulpost 3 (1968), S. 103

> DEERMANN: Gedanken und Vorschlage zur Schulreform; Diisseldorf 1948

* Im ,,Hamburger Abkommen* von 1964 wird festgelegt, dass alle mittleren Schulen als ,,Real-
schulen® bezeichnet werden; dieser Regelung schlief3en sich die anderen Bundeslander an.
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aus der Zeit von vor 1945 beanspruchen durfte. Genau diese Intentionen lassen
sich aber fir die Folgezeit in der padagogischen Diskussion aufzeigen: Die
Realschule der Bundesrepublik Deutschland wurde in den Beitragen haufig als die
Fortsetzung der Realschule von vor 1945 interpretiert. Als eines der wesentlichen
Anliegen der vorliegenden Arbeit gilt es, die Wurzeln der heutigen Realschule in
der preuBischen Mittelschule, und damit im Verwaltungs- und Aufsichtsbereich
des niederen Schulwesens innerhalb des preuRischen Schulsystems aufzuzeigen.

Eine Notwendigkeit, die Mittelschule zu einem aktuellen Forschungsgegenstand
zu machen, ergibt sich aufgrund folgender Uberlegungen:

Im dreigliedrigen Schulsystem der Bundesrepublik Deutschland ist - ohne
Beriicksichtigung der Gesamtschule - die Realschule die jlingste Schulform. ,,Die
Realschule - Entwicklung im Windschatten“ heif3t es in einer Studie des Max-
Planck-Instituts fir Bildungsforschung®. In dieser Arbeit wird betont, dass sich
die positive Entwicklung der Realschule nach 1945 trotz der Missachtung durch
Politik und Wirtschaft vollzogen hat. Diese Aussage lasst sich uneingeschrénkt
auf die Schulform, aus der die Realschule hervorgegangen ist, die Mittelschule,
Ubertragen. Diese Aussage kann insofern ergénzt werden, dass auch die
Wissenschaft nur zogernd die Mittelschule in die padagogische Forschung
einbezogen hat. Noch 1940 heifit es resignativ: ,,Wo fand man in padagogischen
Zeitschriften mal eine Arbeit, die sich mit der Mittelschule in positiver Weise
beschéftigte. Man vermied alles, was nach einer Empfehlung der Mittelschule
hatte aussehen konnen.“> Diese Aussage lasst sich bei der Analyse padagogischer
Fachzeitungen bestatigen, wozu zwei Beispiele herangezogen werden sollen: So
wurde in der ,,Allgemeinen Deutschen Lehrerzeitung” im Jahre 1899 ein Beitrag
verdffentlicht: ,,Die Umgestaltung der Mittelschule in Ungarn“® und ein weiterer
Beitrag erschien im Jahre 1914: ,Eine amerikanische Mittelschule*’. Im
»Padagogischen Archiv® finden sich weitere entsprechende Beitrdge: Im Jahre
1872 — immerhin dem Jahr der Begriindung der preuischen Mittelschule — wurde
der Beitrag ,,Das Mittelschulwesen in Holland“® veréffentlicht und im Jahre 1898:
,Die Berechtigungen der Mittelschule in Ungarn“®. In allen genannten Beitragen
finden sich bezeichnenderweise keinerlei Hinweise auf das Mittelschulwesen in
PreuRen. Dieser Umstand lasst die oben zitierten vorwurfsvollen Formulierungen
mehr als verstandlich erscheinen, obwohl mit den zitierten Beitrdgen sicherlich
zunachst eine Legitimation fir die Neuordnung des mittleren Schulwesens
angestrebt wurde.*°

Diese Haltung gegeniiber der Mittelschule bestétigt sich auch fur den Zeitraum
nach 1945 vor allem bei dem Versuch, Forschungsarbeiten und padagogisch-

* BAUMERT et.al. (Hrsg.): Die Realschule - Entwicklung im Windschatten. In: Das
Bildungswesen in der Bundesrepublik Deutschland, 1994, S. 456

> MOLLER: Zur Neuordnung des mittleren Schulwesens. In: MS 54 (1940), S. 38

® BLUMGRUND: Die Umgestaltung der Mittelschule in Ungarn. In: Allgemeine deutsche
Lehrerzeitung 51 (1899), S. 313

" FERN: Eine amerikanische Mittelschule. In: Allgemeine deutsche Lehrerzeitung 66 (1914), S.
265

® AHRENS. Das Mittelschulwesen in Holland. In: Padagogisches Archiv 14 (1872), S. 481

9 KERMENY: Die Berechtigungen der Mittelschule in Ungarn. In: Padagogisches Archiv 40
(1898), S. 575

19 Anlage 1: Liste der Zeitschriften, die auf Aussagen zur Mittelschule im Untersuchungszeitraum
analysiert wurden.
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wissenschaftliche  Beitrdge, die sich ausschliellich oder auch nur
schwerpunktméBig mit der Schulform Mittelschule beschaftigen, in der
vorliegenden wissenschaftlichen Literatur nachzuweisen. Bei der Analyse dieser
wenigen vorliegenden Arbeiten muss dartiber hinaus festgestellt werden, wie sehr
gravierende Unstimmigkeiten in den Auffassungen der Autoren Uber die
Entwicklung und die Stellung der Mittelschule im preullischen Schulsystem
bestehen. Aber auch fehlerhafte schulform-spezifische Einzelaussagen zeigen,
dass eine Darstellung der historischen Schulform Mittelschule in vielfacher
Hinsicht Korrekturen erfordert. Die Diskrepanz zwischen den Aussagen zur
Mittelschule in den vorgefundenen zeitgendssischen Quellen aus dem
Untersuchungszeitraum und den Aussagen in der aktuellen wissenschaftlichen
Literatur kann als gewichtiges Argument fir eine Notwendigkeit genommen
werden, diese Defizite darzustellen und zu analysieren

Dabei hat die Mittelschule nicht nur wéhrend des fiir die vorliegende Arbeit
gewdhlten Untersuchungszeitraumes sondern auch in der Zeit nach 1945 dann als
»Realschule” das gesamte Schulwesen ent-scheidend mitgepragt. Sie hat sich zu
einer Schulform entwickelt, die als Realschule die konkurrierende Schulform,
gegen die sich wahrend ihrer Phase als Mittelschule vor allem gegen die
Hauptschule durchzusetzen hatte. Dieser Trend setzte sich bis Ende des 20.
Jahrhunderts fort: So gab es nach einer Meldung des Landesamtes fur
Datenverarbeitung und Statistik im Jahre 1997 erstmals mehr Real- als
Hauptschuler, wobei fur die Hauptschule 179.600, fir die Realschule 185.900
Schiiler ausgewiesen wurden.**

Wenn aber der heutigen Realschule der ihr geméaRe Standort im gegliederten
Schulsystem zugewiesen werden soll und wenn es gilt, damit verbunden
Zukunftsstrategien fur den weiteren Ausbau dieses Schulsystems unter
angemessener Beriicksichtigung der Realschule zu entwickeln, dann muss die
historische Entwicklung dieser Realschule aus den Wurzeln der Mittelschule mit
einbezogen werden. Die fir geschichtliche Zusammenhange geforderte Kenntnis
der Vergangenheit als VVoraussetzung fir das Verstandnis der Gegenwart muss in
uneingeschranktem Male auch fir den &ufReren Bereich des schulstrukturellen
Reformprozesses gelten. Nicht zuletzt hieraus resultiert auch die Notwendigkeit
fir die vorliegende Arbeit, die Mittelschule als wichtiges Glied im preuRlischen
Schulsystem darzustellen. Hierbei entstehen Grundlagen, die fur einige Bereiche
Korrekturen an der bisherigen Darstellung der Mittelschule moglich machen.

Der Versuch, die Mittelschule als die historische Basis der heutigen Realschule
darzustellen, beinhaltet allerdings eine Reihe von Schwierigkeiten, die sich vor
allem daraus ergeben, dass die untersuchte Mittelschule auf den geographischen
Raum PreufRen beschrénkt gesehen werden muss. Die sich im gleichen Zeitraum
vollziehende Parallelentwicklung fiir ein mittleres Schulwesen im siiddeutschen
Raum hat u.a. zu der Mittelschule in Bayern gefiihrt. Diese kann als nicht
identisch mit der preuBischen Mittelschule bezeichnet werden. Hier ist auch der
Grund dafir zu sehen, dass fur den Untersuchungsgegenstand eine Beschrankung
auf die ,,preuische Mittelschule erfolgt.

DS (Landesamt fiir Datenverarbeitung und Statistik - NRW): Realschule verdrangt
Hauptschule vom zweiten Platz. Pressemitteilung vom 14.2.1997.
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Der damit gewahlte geographische Raum ist so definiert, dass er den preuischen
Staat auch als den politischen Rahmen darstellt, in dem der
Untersuchungsgegenstand Mittelschule zu sehen ist: Da in der vorliegenden
Arbeit aufgezeigt werden kann, dass die Institu-tionalisierung der Mittelschule im
Jahre 1872 auch als eine zwangs-laufige Folge der bis zu diesem Zeitpunkt zu
beobachtenden politischen Entwicklung zu sehen ist, muss konsequenterweise ein
Ansatz gewahlt werden, der die historische Entwicklung mit ihren daraus
resultierenden politischen, sozialen und wirtschaftlichen Folgen in die Analyse
und Einordnung dieser Schulform einbezieht. Als prédgend fir die
Entwicklungsgeschichte der preuBischen Mittelschule missen daher die sich
ablésenden politischen Systeme in die Diskussion einbezogen werden. Die im
Jahre 1872 begriindete Schulform umfasst damit bis zum Ende ihres Bestehens im
Jahre 1945 den historischen Rahmen des 1871 entstandenen Zweiten Deutschen
Reiches mit dem Kaiserreich, die Weimarer Republik und das national-
sozialistische ,,Dritte Reich®, mit dessen Ende 1945 auch die Geschichte der
preulischen Mittelschule endet.

Da der Staat Preufen im Jahre 1947 durch ein gemeinsames Dekret des
Kontrollrates der Siegerméchte aus dem Zweiten Weltkrieg'? aufgelést wurde,
deckt sich der Untersuchungszeitraum und die Existenzperiode der Mittelschule
mit dem zeitlichen Bestand dieses preul3ischen Staates im Deutschen Reich.

Die Darstellung und die Analyse der Schulform Mittelschule in dem so
definierten zeitlichen Rahmen erfordert eine thematische Begrenzung. Diese
Pramisse bedingt eine Auswahl von solchen Themenfeldern, die eine umfassende
Charakteristik der Schulform Mittelschule ermdglichen. Die Auswahl dieser dann
zu untersuchenden Teilbereiche erfolgt in der Weise, dass neben der Darstellung
und der Analyse der historischen Entwicklung der Schulform Mittelschule durch
die Einbeziehung weiterer ausgewéhlter Schwerpunkte ein  madglichst
umfassenderes Bild der Mittelschule gewonnen werden kann.

Diese Themenfelder beziehen sich

— auf die ,Klientel der Mittelschule’ mit der Fragestellung von wem und fur wen
diese Schulform gefordert wurde,

— auf die Frage der ,Berechtigung’, die bei der Frage der Abschlussprofile der
einzelnen Schulformen eine existentieller Bedeutung bekommen sollte und

— auf das Problem der Lehrerausbildung fur die Mittelschule.

So wird vor allem die Analyse der Ausbildung der an der Mittelschule
unterrichtenden Lehrer ein solcher Schwerpunkt sein. Wie kaum bei einem
anderen Untersuchungsbereich l&sst sich im Rahmen der Analyse der
Lehreraushildung die Haltung des preullischen Staates  zur Schulform
Mittelschule aufzeigen. Es wird dabei zu untersuchen sein, wieweit eine fur den
gesamten Untersuchungszeitraum den Mittelschulen verwehrte
Ausbildungsordnung fur ihren Lehrernachwuchs Auswirkungen auch in der
politischen Einstellung der Mittelschullehrer bewirkt hat. Weitergehend wird der
Darstellung der politischen Haltung der Mittelschullehrerschaft ein angemessener

12 Kontrollratsgesetz Nr. 46 — Aufldsung des Staates Preufen vom 25. Februar 1947. In: Amtsblatt
des Kontrollrats in Deutschland, S. 262
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Raum gegeben, dies vor allem fur die Zeiten der Weimarer Republik und des
Nationalsozialismus.

Auch durch die Analyse der Stellung der Mittelschullehrer im Spannungsfeld
zwischen Gymnasium und Volksschule lassen sich Riickschlisse gewinnen auf
die Entwicklung dieser neuen Schulform und den damit verbundenen vielféltigen
Problemen.

Die Stellung der Mittelschule in dem sich in diesem Zeitraum entwickelnden
dreigliedrigen Schulsystem aus Volksschule, mittleren Schulen und hoherer
Schule soll an der Problematik des Berechtigungswesens verdeutlicht werden.
Dies zeigt in vielfacher Weise die entscheidende Barriere zwischen dem niederen
Schulwesen, zu dem die Mittelschule zu z&hlen ist, und den Angeboten der
Hoheren Schule. Das Berechtigungswesen kann gleichzeitig in besonderer Weise
als ein Grad der Anerkennung der Mittelschule in der Offentlichkeit — hier
reprasentiert in den Eltern der potentiellen Mittelschiler — und als ein MaRstab im
hierarchisch gegliederten Schulsystem gesehen werden.

Als weiterer Schwerpunkt wird die Entwicklung des natur-wissenschaftlichen
Unterrichts an der Mittelschule — mit besonderer Bertcksichtigung des
Chemieunterrichts -  Gegenstand  der  Untersuchung  sein.  Der
naturwissenschaftliche Unterricht muss als ein die Entwicklung der Mittelschule
herausragend pragendes Element gesehen werden. Die Darstellung und die
Analyse der Spannung zwischen den formulierten hohen und normierten
Anspriichen in den Naturwissenschaften und den Realien in dieser Schulform und
ihre Verankerung in den Lehrplanen und den administrativen Vorschriften
belegen eindrucksvoll die Stellung der Mittelschule im preuf3ischen Schulsystem.
Aber der hier definierte Schwerpunkt kann nicht erschépfend und in allen
Bereichen analysiert werden. Es gilt, auch fir diesen Teilbereich eine
Faktorenauswahl zu treffen, die es ermdglicht, einen moglichst umfassenden
Einblick in diesen Unterrichtsbereich zu gewinnen. Daher wird die Darstellung
auf ein naturwissenschaftliches Fach — Chemie — beschrénkt. Hier wird deutlich
gemacht, welche Schwierigkeiten im historischen Zeitverlauf bestanden haben,
die Naturwissenschaften als Unterrichtsfach mit dem ihnen zukommenden
Stellenwert in die Stundentafel der Mittelschule zu integrieren. GemaR der
Phaseneinteilung der Arbeit entstehenden Zeitabschnitte werden im
Chemieunterricht verwendeten Schulbicher in die Analyse einbezogen. So ist die
Madglichkeit gegeben, eine Verbindung zwischen den in den administrativen
Bestimmungen festgelegten Vorgaben und der praktischen Umsetzung im
Unterricht aufzuzeigen. Bei der geplanten Analyse soll allerdings nicht der
Unterrichtsstoff hinterfragt werden, es soll vielmehr die grundsétzliche
Konzeption der Schulbticher und ihre Verwendung im Unterricht einer kritischen
Betrachtung unterzogen werden.

Unter dem Aspekt der bildungspolitischen Institutionalisierung der Mittelschule
soll mit Blick auf die Kréaftegruppierungen gefragt werden:

— welcher Personenkreis hat die Einrichtung der Mittelschule gefordert und fur
welchen Personenkreis ist diese Schulform gefordert worden,

— welche Gruppeninteressen waren Grundlage fur die Forderung nach der
Einrichtung dieser Schulform.



Die Antwort auf diese Frage liegt im Knotenpunkt von zwei Entwicklungslinien
im Untersuchungszeitraum:

— der Mittelstand, und hier in erster Linie wohl der untere Mittelstand, forderte
die Einrichtung einer ihm gemafRen Schulform einmal fir seine Kinder, zum
anderen fiir die Ausbildung der Nachwuchskréfte flr seine berufliche Schicht,

— der gehobene und héhere Mittelstand und auch weite Kreise des politischen
Lebens, die der Klientel der hoheren Schule zugerechnet werden missen, suchten
eine Barriere einzurichten, mit der es gelingen sollte, den aus den unteren
Schichten zur Bildungsteilhabe drdngenden Menschen zwar ein gesteigertes
Bildungsangebot zu machen, sie aber gleichzeitig von der vollen
Bildungsteilhabe, wie sie nur tUber die hohere Schule vermittelt werden konnte,
auszuschlielen.

Diesen Forderungen und Absichten soll mit der Darstellung der phasenweisen
Institutionalisierung und den damit verbundenen Intentionen entsprochen werden:
Die Uber die Volksschule hinausgehenden Bildungsanforderungen, die verlangerte
Schulzeit, das zu zahlende Schulgeld, all dies sind Griinde dafiir, dass der Besuch
der Mittelschule finanzielle Voraussetzungen erforderte, die von den Angehdrigen
der unteren Volksschichten nicht erfillt werden konnten. Zum anderen war der
Politik durch die Erteilung der Berechtigung fir den “einjahrig-freiwilligen
Militardienst* ein Instrument in die Hand gegeben, mit dem sie einen
unerwinscht starken Zulauf zu héheren Bildungsabschlissen verhindern konnte.
Wegen der Bedeutung dieser Berechtigungen, die auch fir die Existenz und die
Entwicklung der Mittelschule von fundamentaler Bedeutung werden sollte, wird
diesem Problemfeld in der vorliegenden Arbeit der notwendige Raum gegeben
werden missen.

Mit den hier knapp begriindeten Themenfeldern soll ein Bild der Mittelschule als
eigenstandige Schulform in dem sich in dieser Zeit entwickelnden gegliederten
Schulsystem Preuflens in einem Klar definierten rdumlichen und zeitlichen
Rahmen entstehen. Zugleich werden die Abgrenzungen zu den anderen
Schulformen — Volksschule und Gymnasium — sichtbar gemacht.

Es muss mit Nachdruck darauf hingewiesen werden, dass die exemplarische
Darstellung der preuBlischen Mittelschule mit den dargestellten Schwerpunkten
und den dazu geschilderten Bereichen nicht erschépfend sein kann. Die
lickenlose Einbeziehung aller die Mittelschule représentierenden Details in die
Darstellung muss den Rahmen einer einzelnen Arbeit sprengen. So bleiben eine
Reihe von  Problemfeldern  weitgehend  unberiicksichtigt, wie das
Méadchenschulwesen, die Fragen der Koedukation in der Mittelschule, das
Problem der Besoldung und Versorgung der Lehrer.

1.2 Forschungsstand — Literaturbericht

Hinfihrend zu einer Analyse der vorliegenden Forschungsarbeiten Uber die
Mittelschule soll eine Publikation einer kritischen Wirdigung unterzogen werden,
die vielfach bei Diskussionen Uber die Schulform Mittelschule als
Interpretationsgrundlage und vor allem als Quellensammlung herangezogen wird:
Die ,,Geschichte der Mittel- und Realschulpadagogik®, die in zwei Banden in den



-7-

Jahren 1960 und 1961 mit drei erganzenden Quellenbédnden von Nikolaus
Maassen™ herausgegeben wurde. Der Herausgeber Maassen** muss insofern als
umstritten angesehen werden, als er zur Zeit des Nationalsozialismus als
Reichsfachschaftsleiter fiur die Mittelschulen im National-sozialistischen
Lehrerbund titig war.™ Eine Reihe der von ihm verfassten Artikel sind in der
Verbandszeitschrift ,,Die Mittelschule* verdffentlicht worden; seine in den Jahren
ab 1930 erschienenen Artikel zeigen deutlich seine Ubereinstimmung mit den
Auffassungen der nationalsozialistischen Machthaber. Dies wird auch anhand von
Aussagen, auf die in der vorliegenden Arbeit Bezug genommen wird, belegt. Es
ist bezeichnend, dass in den von ihm herausgegebenen Béanden seine
Veroffentlichung ,,Beitrdge zur Neubildung des Schulwesens aus Blut und
Boden“*® keine Erwahnung fand. In den von ihm herausgegebenen ,,Quellen zur
Geschichte der Mittel- und Realschulpédagogik® heif3t es in der — wohl von ihm
selbst verfassten — Biographie, dass ,er als Reichsfachschaftsleiter flr
Mittelschulen Schutz und Schirm der deutschen Mittelschule im Kampf gegen die
Schulpolitik der Parteikanzlei der NSDAP gewesen® sei und dass es ihm gelungen
sei, ,,die Mittelschule tber das 3. Reich heriiberzuretten.“*” Nach 1957 wird
Maassen Ehrenvorsitzender des ,,Gesamtverbandes Deutscher Mittel- und
Realschullehrer.«!

In seiner Darstellung der Entwicklung der preullischen Mittelschule gelingt
Maassen keine eindeutige Trennung von Mittelschule und Realschule, die
Geschichte der Mittelschule wird vielmehr als die Fortsetzung der Realschul-
Geschichte interpretiert. Dies ruft den Eindruck hervor, Mittelschule und
Realschule hétten eine gemeinsame Tradition. Es ist durchaus denkbar, dass
Maassen beabsichtigte, die Mittelschule aus der Umgebung der Volksschule
herauszuheben und sie in die Nahe des hoheren Schulwesens zu stellen. Wenn es
gelénge, die Mittelschule an die Tradition der Realschule des 19. Jahrhunderts zu
binden, erhielte die Mittelschule jedoch einen historischen Hintergrund, den sie
bei der Anbindung an die Volksschule mit dem Ursprung im niederen Schulwesen
nicht haben kann. Die vorliegende Arbeit versucht, im Gegensatz auch zu
Maassen die historischen Wurzeln der heutigen Realschule dezidiert aus der
preuBischen Mittelschule aufzuzeigen.

Eine ganz &hnliche Entwicklung fir die Mittelschule wie Maassen zeichnet auch
Horst Wollenweber in seiner 1979 herausgegeben Darstellung ,,Die
Realschule“'®. Bei Wollenweber wird der geschichtlichen Entwicklung der
Mittelschule nur ein vergleichsweise geringer Rahmen eingerdumt. Hinzu kommt,
dass keine neuen Fakten, die tber die von Maassen dargestellten Zusammenhénge
hinausgehen, dokumentiert sind.

Damit sind die von Maassen herausgegebenen Bande die einzige Do-kumentation
aus den Anfangsjahren der Bundesrepublik Deutschland, in der in ausfuhrlicher

¥ MAASSEN: Geschichte der Mittel- und Realschulpadagogik. 1. Bd. 1960; 2. Band 1961

“ Die Schreibweise variiert zwischen ,MaaRen’ und ,Maassen’. Im weiteren Verlauf wird
durchgéngig die Schreibweise ,Maassen’ benutzt.

1> MAASSEN: Quellen zur Geschichte der Mittel- und Realschulpadagogik. 3. Bd. 1958, S. 181

® MAASSEN: Die Mittelschule im 3. Reich. 1935

i; MAASSEN: Quellen zur Geschichte der Mittel- und Realschulpidagogik. 3. Bd. 1958, S. 181
Ebd

Y WOLLENWEBER: Die Realschule. Bd.1, Begriindung und Gestaltung. 1979
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Weise und ausschlielich  die  preulische  Mittelschule in  einer
entwicklungsgeschichtlichen Darstellung gewurdigt wird.

Allerdings war bereits 1959 von Heinrich-Wilhelm Brandau ,,.Die mittlere
Bildung in Deutschland“® erschienen. Der Verfasser wird aber ebenfalls der
Mittelschule zu wenig gerecht, da er die preuflische Mittelschule als aus dem
padagogischen Realismus des 17. Jahrhunderts erwachsen sieht. Damit intendiert
er eine Entwicklung fir diese Schulform, die in der vorliegenden Untersuchung
keine Bestatigung findet. Da Brandau nicht nur die Bestrebungen zur Einrichtung
eines mittleren Schulwesens in PreuRen aufgreift, sondern auch die Bemiihungen
um ein entsprechendes Schulwesen in den anderen deutschen Staaten aufzeigt,
erfahrt  so  die  preuBischen  Mittelschule vor allem fir den
entwicklungsgeschichtlichen Weg zur Institutionalisierung nicht die angemessene
Berlicksichtigung.

Weiterhin muss in diesem Zusammenhang die von Rudi Maskus im Jahre 1966
herausgegebene Quellensammlung zu diesen beiden Schulformen® erwahnt
werden. Wegen der nur geringen Zahl erfasster Quellen, die sich auf die
preuBische Mittelschule beziehen, bildet diese Sammlung die ,Geschichte’ dieser
Schulform nicht anndhernd ab. Als nachteilig muss zudem angemerkt werden,
dass die Quellen kommentarlos vorgestellt werden. AuRBerdem beziehen sich die
Quellen auf das mittlere Schulwesen im gesamten Deutschland, sie
beriicksichtigen also nicht nur die preuf3ische Mittelschule. Auch bei Maskus wird
eine eindeutige Abgrenzung zwischen Mittelschule und Realschule nicht
vorgenommen.

Zu den neueren Veroffentlichungen neuerer Zeit zdhlen das im Jahre 1999 von
Jirgen Rekus verdffentlichte Buch ,,Die Realschule“? und die Darstellung von
Konrad Fees aus dem Jahre 2000 ,,Realschule und Schulentwicklung“?. In beiden
Publikationen wird primar die Realschule der Bundesrepublik nach 1945
thematisiert, sie geben daher der preuBischen Mittelschule auch in ihren
historischen Entwicklungslinien nur einen vergleichsweise geringen Raum. Die in
beiden Bé&nden enthaltenden historischen Verortungen gehen dabei von der
Entwicklung der ersten Realschulgriindungen durch Francke (1695), Semler
(1705) und Hecker (1747) aus und sehen hier die historische Basis der
Mittelschule. Sie berticksichtigen im weiteren Verlauf aber nicht, dass diese
Realschulgrindungen entweder keinen Bestand hatten (Semler) oder als
Realschulen mit der Einrichtung von Abschlussprifungen im Jahre 1832,
spatestens aber mit der verbindlichen Einfiihrung von Latein als Fremdsprache im
Jahre 1852 ihren Status als mittlere Schulen verloren hatten und daher eindeutig
dem hoheren Schulwesen zuzurechnen waren. Damit entsteht ein zeitlicher Bruch,
denn fur den Zeitraum zwischen 1852 und 1872 gab es die Realschule wegen
ihrer Einordnung in das hohere Schulwesen im mittleren Schulwesen nicht mehr.

Damit bleibt die Frage zunéchst offen, ob die im Jahre 1872 institutionalisierte
Mittelschule von Schulformen des hoheren oder des niederen Schulwesens
ausging.

2 BRANDAU: Die mittlere Bildung in Deutschland. 1959

2l MASKUS: Zur Geschichte der Mittel- und Realschule. 1966

22 REKUS: Die Realschule - Alltag, Reform, Geschichte, Theorie. 1999
2 FEES: Realschule und Schulentwicklung. 2000



AbschlieBend sollen die von Peter Lundgreens vertretenen Thesen von der
LInstitutionalisierung von Lernen und Ausbildung“** erwahnt werden. Er vertritt
eine abweichende Auffassung gegeniiber den bisher genannten Autoren:
Lundgreen konzediert zwar der Mittelschule eine Stellung zwischen der
Volksschule und der hoheren Schule, will aber erst fur die Zeit nach 1925 ein klar
ausgebildetes dreigliedriges Schulsystem akzeptieren. Lundgreen ordnet die
Mittelschule bis zu diesem Zeitpunkt ebenfalls dem niederen Schulwesen zu,
bezeichnet sie aber — zumindest fur den Zeitraum bis 1910 — als ,,bessere
Volksschule“?, die sich durch das Angebot einer Fremdsprache gegeniiber der
Volksschule auszeichnet. Die zentrale Frage der Ausbildung der Lehrer fur
Mittelschulen wird von Lundgreen nicht thematisiert.

Zusammenfassend lasst sich  feststellen, dass die 0.g. Autoren — bis auf
Lundgreen — von der identischen Voraussetzung ausgehen, dass sich die
preulische Mittelschule in der Realschule des 19. Jahrhunderts griindet. Diese
Auffassung zu widerlegen und aufzuzeigen, dass die preuBische Mittelschule ihre
Wurzeln viel starker in der preuBischen Volksschule und damit im niederen
Schulwesen hat, ist ein grundlegendes Anliegen der vorliegenden Arbeit.

Ein hdufiger auftretendes Problem bei der Auswertung von Quellen ergibt sich
durch die nicht eindeutige Bezeichnung fiir die unterschiedlichen Schulformen.
Auch die Zuordnung einer Mittelschule im jeweiligen Schulsystem wurde im
Untersuchungszeitraum in den Léandern auflerhalb PreuBens unterschiedlich
gehandhabt. War in den suddeutschen L&ndern die Mittelschule Teil eines
mittleren Schulsystems, so gehorte die Mittelschule in der Schweiz und in
Osterreich zum System der hoheren Schulen. AuRerdem gab es offenbar
Freirdume flr davon unabhangige Zuordnungen, die die Auswertung von Quellen
erschweren. So liegt eine Dissertation aus dem Jahre 1903 vor, die die
Entwicklungsgeschichte  des  chemischen  Unterrichts an ,,Deutschen
Mittelschulen® untersucht. In einer Fu3note heif3t es ausdricklich: ,,Im folgenden
ist unter ‘Mittelschule’ jede hohere Bildungsanstalt zwischen Burgerschule und
Hochschule zu verstehen (also Realschulen, Realgymnasien, Gymnasien
u.s.w.).“% Solche eher irrefiihrenden Zuordnungen haben in der Folgezeit keine
Akzeptanz gefunden, denn auch aullerhalb Preuf3ens kann keine Verwendung in
diesem Sinne nachgewiesen werden.

1.3 Strukturierung der Arbeit - VVorgehensweise und Methode -
Quellendiskussion

Grundlage fir die Strukturierung sind die drei in Kapitel 1.1 entwickelten
Untersuchungsschwerpunkte. Die Analyse dieser drei Schwerpunkte erfolgt dabei
grundsatzlich aus drei verschiedenen Blickwinkeln:

1. Der erste Blickwinkel und der Ausgangspunkt fiir die Diskussion der einzelnen
Arbeitsschwerpunkte sind die jeweils vorgegebenen staatlichen Verlautbarungen

?* LUNDGREEN: Sozialgeschichte der deutschen Schule im Uberblick. Teil I, 1980; Teil II, 1981

» LUNDGREEN: Sozialgeschichte der deutschen Schule im Uberblick. Teil 11, 1981, S. 50

%6 BINDER: Beitrage zur Entwicklungsgeschichte des chemischen Unterrichts an deutschen
Mittelschulen. 1903, S. 5
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in Form von Gesetzen, Erlassen und weiteren ministeriellen Vertffentlichungen.
Diese Vorgaben bedingen fur die phasenweise Darstellung und Analyse der
Schulform die Festlegung eines zeitlichen Rasters, das sich durch die nach der
Institutionalisierung im Jahre 1872 erkennbaren Zdsuren ergibt: Diese liegen in
den Jahren 1910, 1925 und 1938, also den Jahren, in denen jeweils neue staatliche
»Bestimmungen® fir die Mittelschule vorgelegt wurden:

— 1910 die ,,Bestimmungen uber die Neuordnung des Mittelschulwesens in
PreuBen*;?’

— 1925 die ,,Bestimmungen iiber die Mittelschulen in PreuBen*;?

— 1938 die ,,Bestimmungen zur Neuordnung der mittleren Schulen in PreuRen.“%

Hierbei ist zu beriicksichtigen, dass im Zeitraum von 1938 bis 1945 zwei
Bestimmungen vorgelegt wurden: Die im Verlauf der Arbeit so bezeichneten
»,Bestimmungen von 1939“ (vgl. Kap. 6.1) und die so bezeichneten
»Bestimmungen von 1942, die sich auf die ab 1941 eingerichtete Hauptschule
beziehen (vgl. Kap. 6.2.) Der nur relativ kurze Zeitraum, in dem diese beiden
Bestimmungen Gultigkeit besalien, bedingt, dass diesen beiden Zeitabschnitten in
der vorliegende Arbeit ein entsprechend weniger umfangreicher Raum gegeben
wurde.

Entsprechend der Bedeutung fiir die Entwicklungsgeschichte der Mittelschule
werden die 0.g. Problemfelder herausgehoben und einer eingehenderen Analyse
unterzogen. Dazu gehdren vor allem das Berechtigungswesen, soweit es sich auf
die Mittelschule bezieht und die Diskussion um die Einheitsschule. Als ein
solches gesondert zu behandelndes Problemfeld wird auch die Klientel der
Mittelschule gesehen. Bei dieser Untersuchung soll versucht werden, durch die
Aufdeckung der sozialen Zuordnung dieser Klientel den besonderen Stellenwert
der Mittelschule deutlich zu machen. Im Rahmen dieser Fragestellung muss
untersucht werden, durch welche Bevolkerungsgruppen und -schichten die
Begrundung der Mittelschule initiiert wurde und auch und auch aus welchen
Schichten sich die Schilerschaft der Mittelschule rekrutierte.

In analoger Weise wie bei der Schulform ergaben sich auch fir die Analyse des
Schwerpunktes ,,Lehrer und Lehrerausbildung” entsprechende Z&suren fiir die
Jahre 1901, 1925 und 1933. In diesen Jahren werden durch die Regierung des
preuflischen Staates jeweils gesetzliche Regelungen getroffen, die Auswirkungen
auf die Entwicklung der Lehrerausbildung haben. Folgende gesetzliche
Vorschriften wurden erlassen:

— 1901 die ,,Ordnung der Prufung der Lehrer an Mittelschulen“3’;

«31.

— 1925 die ,,Neuordnung der Volksschullehrerbildung in PreuBen®*";
— 1933 die MaRnahmen zur Ausbildung der Mittelschullehrer®.

27 Zentralblatt fir die gesamte Unterrichtsverwaltung in Preuen. 1910, S. 343 ff.

%8 Beilage zum ,,Zentralblatt fiir die gesamte Unterrichts-Verwaltung in Preuen.” 1925,

2 Amtsblatt des Reichsministeriums fiir Wissenschaft, Erziehung und Volksbildung. 1938, S. 325
ff.

%0 Zentralblatt fiir die gesamte Unterrichtsverwaltung in PreuBen. 1901, S. 649

31 Denkschrift des PreuBischen Ministeriums fiir Wissenschaft, Kunst und Volksbildung. 1925
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Fur die Analyse dieser beiden angesprochenen Schwerpunkte gelten als
Grundlage die hierzu von dem innerhalb der preuBischen Regierung fur
Schulfragen zustédndigen Ministerium erlassenen Vorschriften. Diese finden sich
als Gesetze, Erlasse und weitere ministerielle VVorgaben, veroffentlicht in den vom
Ministerium  herausgegebenen Publikationen. Vor allem wird fir die
Untersuchungen zurtickgegriffen auf das ‘Centralblatt fir die gesamte
Unterrichtsverwaltung in PreuBen’, das vom ‘Konigl. PreuB. Minister der
geistlichen, Unterrichts- und Medicinal-Angelegenheiten’ herausgegeben wird
und in dem alle Verdffentlichungen, die auch die Mittelschule betreffen, publiziert
sind. Die Bezeichnung fur dieses ‘Centralblatt” wechselt im
Untersuchungszeitraum, bedingt durch Neuordnung der Zustandigkeiten oder
durch politische Veranderungen.*®

Die Phaseneinteilung fur die Analyse des naturwissenschaftlichen Unterrichts im
Untersuchungszeitraum orientiert sich an der Vorlage der jeweiligen
»Bestimmungen“ fiir die Mittelschule, da in diesen immer auch detaillierte
Vorgaben zur schulischen Umsetzung in den einzelnen Féchern festgelegt sind.
Bei der Darstellung und der Analyse der Entwicklung des naturwissenschaftlichen
Unterrichts, dem fir die Mittelschule die Funktion eines Schwerpunktbereiches
im Rahmen der ,realistische Bildung“ zugesprochen wird, soll eingehender auf
den Problemkreis der hier verwendeten Schulbilicher eingegangen werden. Sie
ermoglichen, den Chemieunterricht, der exemplarisch und als herausgehobenes
naturwissenschaftliches Fach in den Mittelpunkt der Betrachtung zu riicken:

— durch die in den gesetzlichen Bestimmungen fixierten Vorgaben. Hierzu sind
die Lehrplane zu zahlen, aber auch die Stundentafeln, die deutlich machen,
welcher zentrale Stellenwert dem naturwissenschaftlichen Unterricht beigemessen
wird.

— durch die Analyse der Schulbicher, durch die die gesetzlichen Vorgaben ihre
Umsetzung flr die schulische Arbeit erfahren und die einen Einblick geben in die
von den Schillern zu bewaltigende Stoffmenge.

— durch Kommentare und Berichte der Lehrer in Form von verdffentlichten
Beitrégen in den Zeitschriften, hier vor allem auch in der Verbandszeitschrift ,,Die
Mittelschule.

2. Der zweite Blickwinkel, unter dem neben den staatlichen Verlautbarungen die
Entwicklung der Mittelschule analysiert werden soll, wird gewonnen durch die
Auswertung von weiteren zur Verfligung stehenden schriftlichen Zeugnisse, d.h.
zeitgenossische Veroffentlichungen zur Mittelschulthematik. Dieses relevante
Quellenmaterial und die fur die Untersuchung herangezogenen Publikationen
werden dabei immer auf den Bezug zur Mittelschule befragt. Um die
Auseinandersetzungen der Mittelschule mit den beiden Schulformen Volksschule
und Hohere Schule darzustellen, wurden eine Reihe von den im
Untersuchungszeitraum erschienenen padagogischen Fachzeitschriften®* dieser
beiden Schulformen auf Beitrdge zur Mittelschule untersucht. Es stellte sich
heraus, dass nur in einigen Zeitschriften eine sehr geringfigige Anzahl von

%2 Gesetz zur Wiederherstellung des Berufsbeamtentums. In: REICHSGESETZBLATT 1933, S.
175 ff.

% Eine differenzierte Auflistung dieser Publikationen mit den wechselnden Bezeichnungen findet
sich im Literaturverzeichnis ,,Quellen und Gesetzestexte“.

% Die Liste dieser Zeitschriften findet sich als ,,Anlage 1
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Artikeln zur Mittelschule veréffentlicht worden sind, so dass sich hierzu eine
aussagekréaftige Analyse nicht ermdglichen liel3.

3. In einem dritten Blickwinkel schlief3lich wird die Entwicklung der preuR3ischen
Mittelschule aus der Sicht der beteiligten Lehrer betrachtet, die im
Untersuchungszeitraum an der Mittelschule unterrichtet haben. Hierzu wurde die
nahezu fur den gesamten Untersuchungszeitraum zur Verfugung stehende
Verbandszeitschrift ,,Die Mittelschule“ in Bezug auf die ausgewéhlten
Untersuchungsschwerpunkte ausgewertet. Die Zeitschrift erschien seit dem Jahre
1887 und konnte liickenlos bis zum Jahre 1944 eingesehen und ausgewertet
werden. Bei den in diese Analyse einflieenden Aussagen muss immer
beriicksichtigt werden, dass

— es sich um Einzelaussagen von den an der Mittelschule unterrichtenden
Lehrern handelte, die deren subjektive Auffassungen wiedergeben, oder

— es sich um Aussagen der jeweiligen Verbandsfuhrung der Mittelschullehrer
handelt. Diese als verbandspolitischen Stellungnahmen der Interessenvertretung
zu wertenden Aussagen mussen gleichfalls nicht zwangsléufig die Auffassung der
gesamten Lehrerschaft dieser Schulform darstellen.

Gleichwonhl erlangen beide Kategorien eine besondere Authentizitat dadurch, dass
sie von den unmittelbar Beteiligten stammen. Dies gilt gleichfalls in besonderem
Male fir alle im Zusammenhang mit der Lehrersituation an der Mittelschule
vorliegenden Aussagen. Eine dementsprechende Aussage gilt fir die in der
vorliegenden Arbeit ausgewerteten Beitrdge zum naturwissenschaftlichen
Unterricht in der Verbandszeitschrift ,Die Mittelschule®. die zum weit
uberwiegenden Teil von den an der Mittelschule tatigen Lehrern verfasst wurden
und dadurch wohl ein schulformbezogenes Bild dieses Unterrichtsbereiches
wiedergeben.

Durch die getrennte Analyse der gewéhlten inhaltlichen Schwerpunkte ergibt sich
eine vertikale Gliederung der Arbeit. Dies bedingt eine mogliche Wiederholung
von Argumenten und Aussagen immer dann, wenn diese sich als relevant fur
mehrere  Schwerpunkte ergeben. Auf solche als notwendig gesehenen
Paralleldarstellungen wird bewusst nicht verzichtet, sie sollen vielmehr als
zusatzliche Gewichtung der jeweiligen Argumentation betrachtet werden.
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2 Der Zeitraum bis 1872: Weqge zur Institutionalisierung der
Mittelschule im Jahre 1872

2.1 Entwicklungen zur Ausformung eines mittleren Schulwesens

Als Zeitpunkt der Begrindung der Schulform Mittelschule soll in der
vorliegenden Arbeit das Jahr 1872 gelten. Dies war der Zeitpunkt, zu dem in
Preuf3en alle Schulen des ,,mittleren Schulwesens* durch staatliche Bestimmungen
zu der Schulform ,,Mittelschule* zusammengefasst wurden. Dieser Schritt kann
als eine erste staatliche Institutionalisierung der Mittelschule gesehen werden. Im
Zusammenhang mit dieser Malinahme erhielt die so neu begriindete Schulform
auch den Namen ,,Mittelschule®.

Fir eine Darstellung der Entwicklung bis zu dieser Z&sur im Jahre 1872, bieten
sich zwei Wege an:

Einmal kann der Weg aufgezeigt werden von den ersten, vor allem vom Pietismus
und der Aufklarung gepragten Schulen, die bereits die ,,Realien”, also auch
naturwissenschaftliche Lehrinhalte, in ihren Stoffplan aufnahmen und sich
deshalb auch ,Realschulen” nannten. Diese Schulen entwickelten sich im
weiteren Verlauf allerdings

— entweder als ,,Realschulen 1. Ordnung*“ mit zwei neueren Fremdsprachen — in
der Regel Englisch und Franzgsisch — sowie Latein zu den ,,Realgymnasien®,

— oder als ,,Realschulen 2. Ordnung* mit ebenfalls zwei neueren Fremdsprachen

i w1
aber ohne Latein zu den ,,Oberrealschulen®.

Sowohl bei den spateren Realgymnasien als auch bei den Oberrealschulen handelt
es sich aber um zum Abitur fihrende ,,héhere Schulen®.

So erscheint es sinnvoll, in einem zweiten Weg die Wurzeln der Mittelschule im
»hiederen Schulwesen* zu verorten. Dieses niedere Schulwesen, zumindest von
dem Zeitpunkt an, als es unter staatliche Aufsicht gestellt wurde, hatte seinen
Ursprung in den Auswirkungen der Reformation. Durch die in dieser Zeit
erfolgten Auflésungen von Kldstern und Domstiften wurden auch die mit diesen
Einrichtungen verbundenen Klosterschulen und alle weiteren Schulen, die sich in
kirchlicher Tréagerschaft befanden, durch den Wegfall der Zustandigkeiten in ihrer
Existenz bedroht. Rechtsnachfolger dieser Trager-Institutionen wurden die
Landesfursten, die die Verantwortung fur die Schulen Gbernehmen mussten. In
den reformierten Landesteilen trafen die Firsten die Entscheidung Uber die
Glaubenszugehorigkeit ihrer Untertanen. Dies fuhrte zu einem ,Landes-
Kirchentum®, mit der Konsequenz, dass es zwar zu einer engen Verbindung von
Schule und Kirche kam, allerdings ohne dass die Schule dabei in die
Abhangigkeit der Kirche geriet; vielmehr unterstanden Kirche und Schule
gleichberechtigt der weltlichen Obrigkeit des Flrsten. Zwischen diesen beiden

! MULLER, Detlef K. und ZYMEK, Bernd: Datenhandbuch zur deutschen Bildungsgeschichte.
1987, S. 42 ff.
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Systemen, die héaufig in Konkurrenz zueinander standen, erwuchs auch den
einfachsten Dorfschulen bereits eine politische Funktion.?

Ein entscheidender Schritt, mit dem das gesamte in PreulRen bestehende
Schulwesen erstmals unter die zentrale Aufsicht der Staatsverwaltung gestellt
wurde, war die Einrichtung des ,,Oberschulkollegiums® im Jahre 1787. Der erste
Leiter dieser Behorde, Karl Abraham von Zedlitz (1731-1793), legte noch im
Jahre 1787 einen Plan® vor, in dem es hie}: ,dall der Bauer anders als der
kiinftige, Gewerbe oder mechanische Handwerke treibende Birger, und dieser
wiederum anders als der kiinftige Gelehrte, oder zu héheren Amtern des Staates
bestimmte Jungling, unterrichtet werden muf. Folglich ergeben sich drei
Abteilungen aller Schulen des Staates; namlich: 1) Bauer- 2) Birger- und 3)
Gelehrte Schulen.*

Die Vorstellungen, die von Zedlitz hierbei fiir das Schulwesen entwickelte, fanden
Eingang in das ,,Allgemeine Landrecht”, das am 1. Juni 1794 in Kraft trat. Hier
wurden fur die Schulen rechtlich verbindliche Bestimmungen festgelegt. So heil3t
es zu den ,,Rechten und Pflichten eines Staates Uberhaupt” im § 3: ,,lhm kommt es
zu, fur Anstalten zu sorgen, wodurch den Einwohnern Mittel und Gelegenheit
verschafft werden, ihre Fahigkeiten und Kréfte auszubilden, und dieselben zur
Befdrderung ihres Wohlstandes anzuwenden.“> Vorher heilt es im § 1: »Schulen
und Universitaten sind Veranstaltungen des Staates, welche den Unterricht der
Jugend in natzlichen Kenntnissen und Wissenschaften zur Absicht haben.“® Es ist
davon auszugehen, dass mit ,niltzlichen Kenntnissen*“ weniger sachkundliche
Themen gemeint waren, die vermittelt werden sollten als vielmehr personliche
Eigenschaften wie Punktlichkeit und Gehorsam, Ehrlichkeit und Bescheidenheit.
Demnach wurde Schule also eher verstanden als eine Anstalt zur
Charakterschulung mit der Zielsetzung einer sozialen Einbindung des
Individuums in die Gemeinschaft. Vermittlung von Wissen, Kenntnissen und
Fahigkeiten spielten dabei nur eine untergeordnete Rolle.

Als Aufgabe vor allem fir die Landschulen kann nach Aussagen im ,,Landrecht”
eine ,,Sozialdisziplinierung der landlichen Sozialschichten fur Gutsherrschaft und
Militérdienst* angenommen werden, wahrend fur die Stadtschulen verstérkt eine
»Ertichtigung des Stadtburgers fir Gewerbe und Handel dieses Staates"’
gefordert wurde. In diesen Forderungen ist auch die Begrindung dafiir zu sehen,

dass die ,,Winkelschulen“8 nicht weiter geduldet wurden. Wahrscheinlich stand
dahinter aber auch die Beflirchtung, dass sie gerade dem Anspruch der
Indoktrination im Sinne der Obrigkeit, die oben als ‘Sozialdisziplinierung’
bezeichnet wurde, nicht gerecht werden konnten. Dies bedeutete aber dann auch,
dass der Staat konsequenterweise die privaten Schulen, die sich seiner Aufsicht
entzogen, verbieten musste.

2 LESCHINSKY UND ROEDER: Schule im historischen ProzeR. 1983, S. 71

% Gesamtplan firr ein kiinftig vom Staat zu verantwortendes Unterrichtswesen.

*Vgl. JEISMANN: Das preuRische Gymnasium in Staat und Gesellschaft, Bd. 1. 1996, S. 81

® Allgemeines Landrecht, 1794; zit. nach: KREBS: Der europaische Absolutismus. 1979, S. 18

® Allgemeines Landrecht, 1794; zit. nach: HAMANN: Geschichte des Schulwesens. 1993, S. 94

" LUNDGREEN: Sozialgeschichte der deutschen Schule im Uberblick. 1988, S. 29

® Winkel- oder Klippschulen waren privat betrieben Schulen, die unter eingeschrankten
Bedingungen elementarste Kenntnisse vermittelten. Sie unterstanden nicht der staatlichen oder
kirchlichen Aufsicht.
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Im Jahre 1809 wurde Wilhelm von Humboldts (1767-1835) Leiter der ,,Sektion
fir Unterricht und Cultus* in der preuBischen Regierungg. Nach seiner
Auffassung sollte sich kiinftig das gesamte Bildungswesen in nur drei Stufen
gliedern: die Elementarschule, das Gymnasium und die Universitat. Die bereits
bestehenden Mittelschulen wurden durch die von Humboldt eingeleiteten
Reformen nun den Elementarschulen und damit dem niederen Schulwesen
zugewiesen. Bisher konnten Mittelschulen bei einer entsprechenden Schilerzahl
auf den Besuch der ,Gelehrtenschulen* vorbereiten. H&ufig hatten die
Mittelschulen ihren Schilern durch zusétzliche Unterrichtsangebote auch direkt
den Besuch der Universitat ermoglicht. Ab 1799 forderte das fir Bildungsfragen
zustandige preuBische Oberkonsistorium, dass die Mittelschulen ihre Schiiler —
zumindest nicht in den 6ffentlichen Lehrstunden — bis zur Universitat vorbereiten
zu wollen.® Die Folge davon war, dass die Mittelschulen in Lateinschulen
umgewandelt wurden, denn nur dann konnten sie — da Latein als Fremdsprache
angeboten wurde — ihren Schilern den Weg zur Universitat ebnen. Trotzdem
mussen in dieser Phase die Wurzeln fiur die weitere Entwicklung eines mittleren
Schulwesens gesehen werden: Personalisiert werden kann eine solche Wurzel in
dem Geheimen Staatsrat Johann Wilhelm Sivern (1775-1829), der im
Preulischen Ministerium des Innern im Auftrage Humboldts Plane entwickelte,
mit denen dem preuBischen Schulwesen ein legislatives Fundament gegeben
werden sollte.™ Siivern legte 1819 den ,,Entwurf eines allgemeinen Gesetzes iiber

die Verfassung des Schulwesens im Preullischen Staate*'? vor. Die Umsetzung
dieser Plane scheiterte am erbitterten Widerstand der Kirchen, aber auch an der
weiteren politischen Entwicklung mit dem Ausscheiden Humboldts aus der
Regierung nach bereits 16 Monaten. Der Entwurf konnte so nie realisiert werden
Die eingeleiteten Entwicklungen, die auch auf Verbesserungen im Bereich des
Elementarschulwesens und ihrer Lehrerausbildung abzielten, fiihrten letztlich zu
einer mittleren Schule, die fester Bestandteil im allgemeinen Schulwesen bleiben
sollte.

Die weiteren Ereignisse von diesem Zeitpunkt um 1820 bis zur bevorstehenden
Institutionalisierung der Mittelschule im Jahre 1872 lassen sich mit
unterschiedlichen ~ Schwerpunkten  mosaikartig zu einem  Gesamtbild
zusammensetzen, das die Entstehung dieser Schulform zwingend herbeifuhrte.
Eine Fulle von Einzelfaktoren moégen hierbei die Entwicklung des gesamten
Bildungswesens beeinflusst haben, deren Auswirkungen im Einzelnen aber im
Rahmen dieser Arbeit nicht alle beriicksichtigt werden sollen. Hier wird eine
mdogliche Begrindung fir die Institutionalisierung der Schulform ,,Mittelschule®
an der ,Industriellen Revolution* festgemacht, deren Verlauf und deren
nachfolgenden Auswirkungen auch fir das gesamte ubrige Bildungswesen in
PreulRen von entscheidender Bedeutung werden sollten.

Als Ausgangspunkt fir den Beginn der Industriellen Revolution in Deutschland
kann der Bau der ersten Eisenbahn im Jahre 1835 angesehen werden. Die daraus

® TENORTH: Geschichte der Erziehung, 2000, S. 129

19v/gl. MAASSEN: Geschichte der Mittel- und Realschulpadagogik; Bd.1, 1960, S. 105

1 Sjvern war von 1809 bis 1818 Leiter der Unterrichtsabteilung in der Sektion fiir Kultus und
Unterricht

2 L ASSAHN: Siivern. In: Biographisch-Bibliographisches Kirchenlexikon. Bd.XI (1996) Spalten
231-236. URL: http://www.bautz.de/bbkl/s/s4/suevern-j-w.shtml (01.02.2005)
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resultierenden Entwicklungen im Bergbau, im Maschinenbau, im Verkehrswesen
und in der Folge davon in der Konsumgdterindustrie fiihrten zu einem raschen
gesamt-wirtschaftlichen Aufschwung, der zusétzlich durch die 1834 erfolgte

Grindung des Zollvereins beglinstigt wurde. ™

Parallel zu dieser industriellen Entwicklung ist die gravierende Veranderung der
Bevolkerungsstruktur in Deutschland zu sehen: Viele Millionen Menschen
wechselten in dieser Zeit aus den landwirtschaftlichen Betrieben in gewerblich-
industrielle Arbeitsverhaltnisse. Diese Veradnderung war fur die Menschen in der
Regel mit einem Wechsel — einschlieBlich ihrer Familien — aus den landlichen
oder dorflichen Bereichen in stadtische Wohn- und Lebensverhaltnisse
verbunden. In den groRen Stédten entstand so durch die Industrialisierung eine
zahlenmaRig starke Fabrikarbeiterschicht, die in PreuRBen bis zum Jahre 1875 auf
etwa 3 Millionen Menschen anstieg. Ohne soziale Absicherung — es gab z.B.
keinen Kundigungsschutz am Arbeitsplatz, die industriellen Arbeitsverhaltnisse
waren nahezu ohne Rechtsgrundlage, es gab keine vertraglich festgesetzten
Lohnhthen wund -zahlungen, es gab keinen Mieterschutz, auch Kkeine
Gesundheitsfursorge — lebten diese Menschen mit ihren Familien haufig in
bitterster Armut.

Auf einer derartigen Grundlage konnten sich bei den Menschen keine — oder nur
in Ansdtzen — Bedurfnisse nach Bildung entfalten. Trotzdem missen hier die
Wurzeln gesehen werden fiir die Entwicklungen auch im Bildungsbereich. Im
Gefolge der angesprochenen sozialen und 6ékonomischen Umwalzungen kam es
zu einem starken wirtschaftlichen Aufschwung auch im gewerblichen Bereich.
Hiervon profitierten die vielen Handwerksbetriebe und das Kleingewerbe, aber
auch der ,tertidre Sektor”, mit den Beschéftigten in den Bereichen Handel,
Banken, Verkehr, im Publikationswesen usw. Vor allem die in diesem ,tertidren
Sektor” Beschaftigten flihlten sich starker zur birgerlichen Schicht gehoérig und
waren bestrebt, sich vom ,Industrieproletariat“ zu distanzieren. Als eine
Madglichkeit fur diese Distanzierung sahen die hier Beschéftigten gerade auch den
Weg uber eine Teilhabe an der Bildung, vor allem auch fir ihre Kinder. In diesen
,vor“-blrgerlichen Schichten muss auch die Triebkraft fiir einen Wunsch nach
einer verstarkten Berlicksichtigung und eines Ausbaus des mittleren Schulwesens
gesehen werden. Dieser mittlere Sektor konnte eine Bildung vermitteln, die tber
den an der Volksschule moglichen Bildungsgewinn hinausging. Diese Bildung
war flr die angesprochenen Schichten aus finanziellen und zeitlichen Griinden
uber die Mittelschule eher erreichbar als auf dem l&ngeren Weg (Uber das
Gymnasium, zumindest dann, wenn das vorhandene Bildungsangebot voll
ausgeschopft werden sollte.

Als von entscheidender Bedeutung fiir die Entwicklung der Mittelschule musste
die ,Unterrichts- und Prifungsordnung der Realschulen und hoheren
Biirgerschulen“ vom 6. Oktober 1859'* gesehen werden. Dieser Erlass des fiir
Schulfragen zustandigen Ministeriums unter dem Minister Bethmann-Hollweg
(1795-1877)15 bedeutete einen mafRgeblichen Schritt der Umwandlung der
Realschulen in eine Schule der gymnasialen Schulform. Vorbereitet wurde diese

3vgl. NIPPERDEY:: Deutsche Geschichte 1800-1866. 1991, S. 182 ff

¥ vgl. JEISMANN: Das preuische Gymnasium in Staat und Gesellschaft; Bd.2, 1996, S. 623

> Moritz August von BETHMANN-HOLLWEG war von 1858 bis 1862 preuBischer
Kultusminister.
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Ordnung von Ludwig Wiese,*® der in einem Bericht die Trennung der héheren
Schulen vorschlug.'” Fir die Vielfalt der bestehenden Realschulen forderte er
zwei Grundformen, die eigentlichen Realschulen fur den héheren Gewerbestand
und die ,,hohere Birgerschule* fir die Bedirfnisse des Mittelstandes, der
mittleren Beamten und des Kaufmannsstandes“.*® Diese bezeichnete Wiese als
die ,eigentlichen Mittelschule“.*® Das vorgelegte Reglement sah eine
Klassifizierung in Realschulen 1. Ordnung und hohere Birgerschulen und
Realschulen 2. Ordnung vor. Die Realschulen 1. Ordnung entsprachen hierbei
dem gymnasialen Muster. Die Realschulen 2. Ordnung waren zu sehen zwischen
den hoheren Schulen und den stédtischen Birgerschulen, waren also einem
mittleren Schulwesen zuzurechnen.

Mit der Vorlage der ,,Unterrichts- und Prifungsordnung® ist im Jahre 1859 also
eine Schule institutionalisiert worden, die den Bedurfnissen des ,,hdheren
Mittelstandes und des gebildeten Biirgerstandes“®® entsprach. Wenn aber eine
Zuordnung der im Jahre 1859 als ,,hohere Schule* institutionalisierten Realschule
zu dem gehobenen Mittelstand gerechtfertigt ist, dann kann auch bereits von
diesem Zeitpunkt an von einem ,,dreigliedrigen” Schulsystem gesprochen werden:
Das Gymnasium wird dabei als Schule fir die gesamte Oberschicht gesehen, die
Realschule 1. Ordnung als Schule fiir den gehobenen Mittelstand und das niedere
Schulwesen mit allen mittleren Schulformen und der Elementarschule fur alle
darunter zu sehenden Schichten der Bevolkerung.

Ein neuer Aufschwung zeichnete sich flr das mittlere Schulwesen im Jahre 1869
ab, als der Magistrat von Berlin sich um die Forderung dieser Schulformen
bemihte. Es kann vermutet werden, auch wenn Belege fur diese These fehlen,
dass von den mittleren birgerlichen Schichten Druck auf den Magistrat ausgeutbt
wurde. Beflrchtet wurde, dass das gesamte mittlere Schulwesen mit der
Volksschule, also dem niederen Schulwesen, zusammengelegt werden konnte,
ohne dabei den besonderen Bildungsauftrag des mittleren Schulwesens zu bertick-
sichtigen. Dies hétte den urspringlichen Humboldtschen Forderungen
entsprochen, die bisher, vor allem wegen der Widerstande aus der Mittelschicht,
nicht verwirklicht werden konnten.

Entscheidend fur die nachfolgende weitere Entwicklung der Mittelschulen war der
Antra921, den 1863 der Berliner Stadtschulrat Firbringen dem Magistrat der Stadt
Berlin vorgelegt hatte. Mit diesem wollte er auf die besondere Notwendigkeit und
die Bedeutung der Mittelschule aber auch auf ihre Gefdhrdung hinweisen. Er sah
Bedeutung des mittleren Schulwesens darin, dass hier der Unterricht in
besonderer Weise dem ,,praktischen Leben zugewandt“22 war. Damit war nicht
ausschlieflich die Einrichtung der realistischnen Facher”, etwa der
naturwissenschaftlichen Fé&cher, gemeint, sondern eher F&cher, die dem
Nutzlichkeitsdenken der Menschen entsprachen: Es sollten Kenntnisse vermittelt

18 |_udwig Wiese war von 1852 bis 1875 Referent im Kultusministerium
7vgl. JEISMANN: Das preuRische Gymnasium in Staat und Gesellschaft; Bd.2, 1996, S. 614
18 JEISMANN: Das preuBische Gymnasium in Staat und Gesellschaft. Bd.2; 1996, S. 614
¥ Epd.
2 KREYSSIG: Ueber Realismus und Realschulwesen. 1871, S. 19
21 \Vgl. MAASSEN: Geschichte der Mittel- und Realschulpadagogik; 1. Bd. 1960, S. 129
22
Vgl. ebd.
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werden, die in den Berufen z.B. in Handel und Handwerk Verwendung finden
konnten wie kaufmannisches Rechnen, Kurzschrift oder Buchfiihrung.?

Auf die Anregungen in diesem Antrag hin erstellte im Jahre 1869 der Berliner
Stadtschulrat Dr. Friedrich Hofmann (1820-1895)24 im Auftrag des Magistrats

von Berlin eine Denkschrift Gber die Mittelschule,25 in der er auf die Anregungen
Furbringens zuriickgriff.

Hofmann fihrte in seiner Denkschrift aus, dass fir die Berliner Schulen des

mittleren Schulwesens ,,bisher so gut wie nichts getan worden ist“,26 man hatte

sich in Berlin nur um die hoheren Lehranstalten gekliimmert.

Zwei Aspekte wurden von Hofmann hervorgehoben, die fir die kinftige
Entwicklung der Mittelschule von entscheidender Bedeutung werden sollten, die
Schuldauer und die Unterrichtsinhalte:

— Hinsichtlich der Schuldauer ging Hofmann von den finanziellen Mdglichkeiten
der Eltern aus und stellte fest: ,,s0 ist man zu der Annahme berechtigt, daR die
Vermdgensverhaltnisse des mittleren Birgerstandes ein langeres Fernhalten der
Kinder von dem Erwerb als bis zum 15. Lebensjahr in der Regel nicht gestatten.
Und da unter Sachkennern kaum noch Streit ist, dal der wirkliche Unterricht vor
dem vollendeten 6. Lebensjahr nicht begonnen werden darf, so ergiebt sich fur die
zu errichtenden Schulen als die richtige Unterrichtszeit ein neunjéhriger
Cursus.“®" Bis zum Jahre 1919 wurde in der spater institutionalisierten
Mittelschule diese insgesamt neunjéhrige ,Schulverweildauer’ auch beibehalten.

—Hinsichtlich der Unterrichtsinhalte weist Hofmann den Gedanken, dass die
Mittelschulen als Fachschulen und damit als Schulen des beruflichen Schulwesens
eingerichtet werden kdnnten, mit grofRer Bestimmtheit zurlick. Er wollte mehr
dem ,realen Unterrichtsziel die ihm geblihrende Beriicksichtigung geben.“ Er
sagte dann weiter: ,Wo zur wissenschaftlichen Ausbildung eines jungen
Menschen nur 9 Jahre verfugbar sind, da lassen sich die beiden Aufgaben, die
Geisteskréfte zu starken und den Geist mit niitzlichen Kenntnissen auszuristen,
nicht mehr gesondert betreiben. Allgemeine Bildungsanstalt und Fachschule fallen
hier zusammen, und die Lehrgegenstande, deren Kenntnis im Berufsleben wohl
verwendet werden kann, verdienen hier vorzigliche Beachtung, auch wenn sie
weniger als andere zur Ausbildung der Geisteskréfte sich eignen.“28 Daraus
kdnnte der kritische Schluss gezogen werden, dass ,,nutzliche Kenntnisse*, die im
spateren Berufsleben verwendet werden konnten, demnach nicht geeignet waren,
die Geisteskrafte zu stirken. Es kann aber hier auch eine entscheidende
Grundlegung dafiir gesehen werden, dass die Mittelschule mit dem ihr eigenen
Lehrplan sowohl materiale als auch formale Ziele in ihrem allgemeinbildenden
\erstandnis zu erreichen suchte.

2 Vgl. ebd.

% Hofmann war von 1864 bis 1875 Stadtschulrat in Berlin.

» HOFMANN: Uber die Einrichtung 6ffentlicher Mittelschulen in Berlin. 1869
% Epbd., S.5

" Ebd., S. 16

% Ebd., S. 30
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Die urspringlich von Hofmann fir den Berliner Magistrat erstellte Denkschrift
war die entscheidende Grundlage bei den Beratungen im preuf3ischen Landtag
uber die Einfihrung der Mittelschule. Die Sitzung fand im Juni 1872 unter
Leitung des preulischen Unterrichtsministers Dr. Falk statt und brachte als
Ergebnis die ,,Allgemeinen Bestimmungen von 1872 .

Die wirtschaftliche Blite mit der stdndigen Verbesserung der Finanzlage des
Staates und den daraus resultierenden Maoglichkeiten, die Schulen finanziell
besser auszustatten, hatten es den Verantwortlichen erleichtert, auch dem
mittleren Schulwesen eine erhthte Aufmerksamkeit zu schenken. Der relative
Wohlstand fuhrte in der mittleren Birgerschicht zu einer verstarkten
Bildungsforderung, die fir ihre Kinder nicht ausschlielich durch das Gymnasium
oder die Realschule befriedigt werden sollte. Fur diese Schulformen mit ihren
durch das Schulgeld festgelegten finanziellen Anforderungen mdgen die
Maoglichkeiten der Eltern aus den bescheideneren birgerlichen Schichten haufig
doch nicht gereicht haben.

Das erkennbare Streben nach einer erweiterten Bildung der Schichten, die sich
bisher benachteiligt glaubten, hat eine weitere Ursache in dem gewachsenen
Selbstbewusstsein der preuBischen Bevolkerung: PreuRen war in diesen Jahren zu
einer GroBmacht geworden. Dazu trugen vor allem die militarischen Erfolge im
Jahre 1866 mit dem Sieg Uber Osterreich und der anschlieBenden Griindung des
Norddeutschen Bundes bei, sowie der Sieg tber Frankreich im Jahre 1871 mit der
Proklamation des ,Zweiten Deutschen Reiches* und die Ernennung des
PreuRlischen Konigs zum Deutschen Kaiser.

Die im Jahre 1868 verstérkt einsetzenden Aktivitaten fiir das mittlere Schulwesen
kdnnen in den zunehmend drangender gedulRerten Wiinschen des Proletariats nach
der ,Bildungsteilhabe® ihre Ursache haben. Hierbei kam das Bestreben
fortschrittlicher Liberaler zum Ausdruck, die ,das Proletariat mit Hilfe einer
kompensatorischen  Bildungspolitik in die burgerliche Gesellschaft zu
integrieren“29 bestrebt waren. Ebenso wahrscheinlich — wenn auch aus heutiger
Sicht nicht zu verifizieren - st die Madglichkeit, dass hier ein
»Abwehrmechanismus“ gegen die volle Teilhabe des Proletariats an der Bildung
konstruiert wurde.

Im Zusammenhang mit der Institutionalisierung der Mittelschule l&asst sich
zusammenfassend feststellen: Die Forderung nach einem schulischen Angebot mit
Aufstiegschancen bis zu einem bestimmten Grade und flir bestimmte Schichten,
aber kein Zugang zu den ausschlieBlich den hdheren Schichten vorbehaltenen
Bildungsstatten und ihren Berechtigungen wurde deutlich artikuliert. Damit ergab
sich letztlich ein ausdifferenziertes Schulsystem, das aus niederen und hoheren
Schulen mit jeweils klientel-bezogenen Angeboten bestand:

— das niedere Schulwesen mit der Elementarschule und der neu
institutionalisierten Mittelschule;

— das hohere Schulwesen mit dem Realgymnasium und der Oberrealschule als
realistisch geprégte Schulen neben dem Gymnasium.

» TITZE: Die Politisierung der Erziehung. 1973, S. 219
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2.2 Chemieunterricht im niederen und mittleren Schulwesen

Eine der wesentlichen Begrundungen fiir die Notwendigkeit der Einrichtung und
der Ausformung des mittleren Schulwesens war die Einbeziehung der Realien in
den Bildungsgang. Einleitend zu diesem Kapitel gilt es, die Entwicklung des
naturwissenschaftlichen Unterrichts bis zum Jahre 1872 zuné&chst in einem nur
groben Uberblick darzustellen, wobei diese Darstellung und die Analyse sich
ausschlieBlich auf das niedere und mittlere Schulwesen beziehen soll. Diese
Schwerpunktbildung wird gewahlt, weil der naturwissenschaftliche Unterricht in
der Mittelschule auf dem entsprechenden Unterricht in den Elementarschulen
aufbaute. Dies war vor allem bedingt durch die besondere Situation der
Lehrerrekrutierung fir die Mittelschule. Der naturwissenschaftliche Unterricht an
der Mittelschule orientierte sich daher starker an den Vorgaben des
Elementarunterrichts, als an dem entsprechenden Unterricht der h6heren Schule.

An den Volksschulen war zu Beginn des 19. Jahrhunderts der natur-
wissenschaftliche Unterricht stirker in den Mittelpunkt des Interesses geruckt.
Besonders setzte sich Gustav Friedrich Dinter (1760-1831) fur die Einfuhrung des
naturwissenschaftlichen Unterrichts an Volksschulen ein. Dinter war Lehrer und
Mitglied der preuRischen Schulverwaltung und hatte u.a. auch ein Standardwerk
fur die Lehrerausbildung30 verfasst. Der ,,weise VVolksschullehrer* sollte sich nach
Dinter davor hiten, ,jede Wissenschaft rein vorzutragen, er richte sich vielmehr
nach den Bedurfnissen des VVolkes und klére seine Schuler tber die Ursachen der
gewohnlichen Erscheinungen auf. Selbst aus der Chemie sei wenigstens in den
Burgerschulen einige Vorkenntni3 zu geben.“31 Politische Umstande und
mangelnde Akzeptanz fur naturwissenschaftliche Kenntnisse, fehlende Einsicht in
die Bedeutung dieses Bereichs und nicht zuletzt auch religiése Begriindungen
hatten immer wieder verhindert, den naturwissenschaftlichen Fachern in den
Schulen die notwendige Bedeutung beizumessen. In der preulRischen
Unterrichtsverwaltung gab es Ansdtze fur die  Aufnahme  der
naturwissenschaftlichen Gegenstande in den Unterrichtskanon auch der nicht-
gymnasialen Schulen. Als ein Beispiel hierfiir kdnnen die Bestrebungen von
Johann Wilhelm Siivern (1775-1829) gelten. Sein ,,Schulgesetzentwurf“32 zeigte
eine ganze Reihe von geplanten Maltnahmen zur Reform des bestehenden
Schulwesens. Auch fur den naturwissenschaftlichen Unterricht — der nach Sivern
flir den Bereich Naturkunde selbstéandiger Fachunterricht werden sollte — war eine
erhebliche Ausweitung geplant: ,,Der naturwissenschaftliche Unterricht giebt eine
zusammenhangende Uebersicht der Naturreiche, lehrt dabei die fur’s praktische
Leben wichtigsten Gegenstande mit Ricksicht auf ihre Verarbeitung fur die
Bedurfnisse der Menschen genau kennen, und macht die Schiler mit den
Haupterscheinungen und Wirkungen der allgemeinen Naturkrafte anschaulich
bekannt.“%

Als Reaktion auf die ,,Burschenschaftsbewegungen®, die Ermordung des Dichters
von Kotzebue und nach einigen vorgeblich ,revolutionaren* Vorfallen®* kam es

% DINTER: Die vorziiglichsten Regeln der Padagogik. 1806

' Ebd., S. 39

%2 SUVERN: Entwurf eines allgemeinen Gesetzes (iber die Verfassung des Schulwesens im
preuBischen Staat. In: MAASSEN, Quellen 1. Bd., S. 64

% Ebd., S. 66

% Vgl. JEISMANN: Das preuBische Gymnasium in Staat und Gesellschaft. Bd. 2, S. 87 ff.
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auf Betreiben Metternichs fur den ,,Deutschen Bund“ im Jahre 1819 zu den

. w35
,,Karlsbader Beschliissen“”":

Diese ,Karlsbader Beschliisse”“ bedeuteten eine ganzen Reihe restriktiver
MaRnahmen - Uberwachung der Universitaten, Entlassung vorgeblich
»revolutiondr gesinnter Lehrkréfte, Verstarkung aller MaRnahmen zur Erhaltung
der alten Ordnung — mit der weiteren Konsequenz, dass der ,,Stivernsche Entwurf*
keine Gesetzeskraft erlangte. Aber er hatte durchaus eine starke Ausstrahlung auf
die praktische Arbeit in den Schulen: Da fir die Schulen verbindliche gesetzliche
Regelungen bisher fehlten, wurde in den fur Schulfragen zustdndigen
kommunalen Verwaltungen bevorzugt auf Aussagen aus dem ,Suvernschen
Entwurf“ zurlickgegriffen, sicherlich auch in der Annahme, dass diese VVorschlage
zu einem spateren Zeitpunkt verbindlich wirden.

GroRe Beachtung verdient der 1842 von Johann Friedrich Sluymer (1724-1790),
einem Schulleiter in PreuRen und spaterem Seminardirektor, vorgelegte ,,Lehrplan
fur Volksschulen“36, der in einigen Gebieten PreufRens offizieller Lehrplan wurde.
Sluymer forderte fur jeden Menschen die Berechtigung auf eine ,,abgerundete,
allgemeine Bildung®, die er braucht, ,,um im Leben tlchtig zu sein“>’. Und er
sagte auch: ,,Ein jeder Mensch nemlich steht im Verhéltnis zu Gott, zu anderen
Menschen und der ihn umgebenden Natur; in dieser dreifachen Beziehung will
und nggss er orientiert, d.h. zu klarer Anschauung seiner Lebensstellung gelangt
sein.”

Eine Verordnung des Provinzial-Schulkollegiums in Preuflen aus dem Jahre

1841% gab vor, welche naturwissenschaftlichen Inhalte an den Landschulen zu
vermitteln waren. Auf diesem Plan bezog sich Sluymer, so dass die Erteilung des
naturwissenschaftlichen Unterrichts fur die Schulen des Elementarbereiches in
PreuBen erstmalig gesetzlich festgeschrieben wurde. Der Plan beinhaltete eine
verbindliche Stundentafel, nach der die Bereiche Naturgeschichte /Naturlehre und
Erdkunde/Geschichte mit jeweils 2 Wochenstunden in der Mittel- und Oberklasse

erteilt werden sollten.40

Gerade fur den naturwissenschaftlichen Unterricht blieb es aber bei den véllig
kontrér vertretenen Auffassungen lber die Notwendigkeit dieses Unterrichts in
den Elementarschulen: So forderte etwa der Naturphilosoph Oken (1779-1851),
Professor in Jena: ,,Von der Physik mussen die Kinder so viel erfahren, dass sie
begreifen, was taglich um sie vorgeht; warum das Wasser fliel3t, warum es regnet,
blitzt und donnert, was ein Barometer und Thermometer, eine Magnetnadel usw.
ist. Aus der Chemie missen sie wenigstens begreifen lernen, was Gasarten,
Sauren und Laugen sind, wie das Verbrennen, Auflésen und Niederschlagen geht,
was Pulver, chemische Feuerzeuge und dgl. sind.“** Bei einem Vergleich dieses
anspruchsvollen Programms fir die Elementarschule mit der zeitgleich

¥ GEBHARD: Handbuch der deutschen Geschichte. 1960, Bd. 3, S. 103

% SLLUYMER: Lehrplan fiir Volks-Schulen. 1847

¥ Ebd., S.5

*®Ebd., S. 6

¥ Ebd., S. 9. Die Verordnung wird hier von Sluymer ausfiihrlich beschrieben.

“Epd., S. 148

*1 OKEN: Fiir die Aufnahme der Naturwissenschaften in den allgemeinen Schulunterricht. In: Isis,
1829 Bd. XXII, S. 1230
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vorgetragenen Forderung des Vorsitzenden der konservativen ,,Versammlung
deutscher Philologen und Schulménner”, Thiersch (1784-1860), wird die
grundsatzliche Unvereinbarkeit der Auffassungen uber den
naturwissenschaftlichen Unterricht deutlich: Thiersch vertrat die Auffassung, die
Facher Naturlehre und Naturgeschichte sollten aus der Volksschule entfernt
werden, der Unterricht statt dessen auf Lesen, Schreiben, Rechnen und vor allem
Religion beschrankt werden.*? Nach Thiersch diente die Volksschule also immer
noch einzig dem Zweck, durch Bildungsbeschrankung den Kindern nur soviel an
Kenntnissen zu vermitteln, dass sie Uber den Status glaubiger und gehorsamer
Untertanen nicht hinauskamen.

Ab dem Jahre 1848 erlitt der naturwissenschaftliche Unterricht an den
Volksschulen erneut einen herben Rickschlag: Ausgangspunkt war die
Revolution 1848/49, nach der, gewissermaRen als Schuldzuweisung gegen die
Elementarlehrer, im Jahre 1854 die ,,Stiehl’schen Regulative* erlassen wurden.
Mit diesen ,Regulativen” setzte vor allem fir den naturwissenschaftlichen
Unterricht der Volksschulen eine ricklaufige Entwicklung ein: Die religios-
christliche Grundanschauung wurde als Erziehungsauftrag gegen die vorgeblich
die Christlichkeit zerstérende realistische Bildung gesetzt. Dies bedeutete, dass
der Religionsunterricht wieder eine herausragende Bedeutung erhielt. Die
Unterrichtsverwaltung stellte sich mit Nachdruck gegen alle Bemihungen,
naturkundliche Fécher zu einem eigen-standigen Fach werden zu lassen. Als 1861
wieder Beratungen Uber einen neuen Schulgesetzentwurf stattfanden, wurde
festgelegt, dass nur noch drei Wochenstunden das Fach Naturkunde
(einschlieBlich Vaterlandskunde) unterrichtet werden durften und sich der
Unterricht ,,an das fir die Volksschulen bestimmte Lesebuch“*® anschlieRen
musste. Hier waren sicherlich auch die Begrindungen fur die Schwierigkeiten zu
sehen, nach Uberwindung der Regulative fiir einzelne Unterrichtsfacher, nicht
zuletzt auch den naturwissenschaftlichen Bereich, eigenstandige Schulbicher
einzufihren.

Bis zum Jahre 1872 stagnierte so letztlich fur alle Schulformen die weitere Ent-
wicklung des naturwissenschaftlichen Unterrichts.

2.3 Schulbicher vor 1872

Schulbicher fir den Elementarbereich sind fur den Zeitraum vor 1872 insofern
von Bedeutung, als sie in dieser Zeit von Lehrern benutzt wurden, die nach 1872,
dem Zeitpunkt der Institutionalisierung der Mittelschule an diese neue Schulform
wechselten. Sie gestalteten ihren Unterricht demnach weitgehend auf der
Grundlage der Schulblcher, die ihnen von der Elementarschule her bekannt
waren.

Die Einordnung des Schulbuches in die padagogischen Uberlegungen fiir diesen
Untersuchungszeitraum erfolgt auf der Grundlage der Aussagen von August
Hermann Niemeyer.44 Das dieser Analyse zugrundeliegende Werk Niemeyers
stammt zwar aus dem Jahre 1824, es ist aber ein Beispiel dafiir, dass auch zu

*2 THIERSCH: Uber den gegenwértigen Zustand des 6ffentlichen Unterrichts. 1838, Bd.l, S. 421
* WIESE: Verordnungen und Gesetze fiir die héheren Schulen in PreuBen. 1867, S. 202
* NIEMEYER: Grundséatze der Erziehung und des Unterrichts. 1824
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diesem Zeitpunkt bereits das Schulbuch in der pédagogischen Diskussion
durchaus eine Rolle spielte.

Bezeichnend war bei Niemeyer die Begriindung fur die Notwendigkeit von
Schulbilichern: Da es zu seiner Zeit noch keinen institutionell vorgeschriebenen
Lehrplan gab, der zumindest eine inhaltliche Vorgabe fur den zu vermittelnden
Stoffumfang hatte enthalten kénnen, haben die Schulbiicher gleichzeitig auch die
Funktion eines Lehrplans fir die Hand des Lehrers: ,,Es ist nicht zu berechnen,
wieviel Nachteil schon allein daraus entsteht, wenn besonders junge Lehrer bey
dem ersten Vortrage, [....] weil man ihnen zwar das Lehrobjekt im Allgemeinen
genannt, aber keine Granzbestimmung gegeben hat, in groBe Weitl&ufigkeit
gerathen, daher gewdhnlich von der Zeit Ubereilt werden. Wo Lehrbiicher zum
Grunde liegen, ist die Bestimmung der Granzen am leichtesten.“*® Damit erhielt
das Schulbuch bei Niemeyer fur junge Lehrer eine didaktische Funktion fir die
Strukturierung des Unterrichts.

Ein nachhaltiger Bruch in der Entwicklung des Schulwesens, der sich
entscheidend auch auf den Bereich des Schulbuchs bezog, war mit dem Erlass der
»otiehlschen Regulative” im Jahre 1854 verbunden. Die in den Regulativen
normierten restriktiven MalRnahmen galten vor allem fiir die Ausbildung in den
Lehrerseminaren. Es wurde zwar gefordert, im Unterricht ,ein geeignetes
Lehrbuch oder einen Leitfaden” zu Grunde zu legen. Als Aufgabe des Lehrers
aber wurde definiert, dass er den Inhalt eines Buches ,,zu erkléren, zu befestigen
und nach allen Seiten anwendbar fiir den Elementarunterricht zu machen“46, dass
er ihn aber nicht zum Gegenstand der Kritik machen durfte. Welche Entwicklung
der Unterricht in der Elementarschule vor allem im Hinblick auf den Unterricht in
den ,,realistischen Fachern“ bei anhaltender Wirkung der Regulative genommen
hétte, wird aus den Vorstellungen Stiehls deutlich: ,,Als das erwiinschte Ziel ist
aber anzusehen, dass ein Schullesebuch hergestellt werde, dessen lebensvolle und
charakteristische Bilder und Schilderungen das ausreichende Material fir den
erganzenden und erlauternden Unterricht des Lehrers boten. Auch wenn ein Buch
in dieser vorausgesetzten Vollendung noch nicht vorhanden, wird doch das
eingefihrte Lesebuch [..] genugend Gelegenheit bieten, den kunftigen
Elementarlehrer zu dieser fur die Elementarschule allein zul&ssigen Ertheilung des
sogenannten Realunterrichts anzuleiten.**’ Ausschlielich religidse Schriften und
das Lesebuch waren fur den Elementarunterricht zugelassen. Verzicht auf alle
realistischen F&cher und Beschrankung auf den Unterricht in Religion, Lesen und
Rechnen war damit das angestrebte Ergebnis dieser restriktiven Schulpolitik.

Das dritte Regulativ bezog sich auf den Unterricht in der zur Norm erklarten
einklassigen Elementarschule. Neben der Bibel, dem Gesangbuch und dem
Katechismus fir den Religionsunterricht sollte ein Lesebuch benutzt werden.
Dieses sollte so konzipiert sein, dass es Uber die Schulzeit hinaus als Grundlage
fir eine ,,gesunde Volksbildung“48 gelten konnte. Fir den Unterricht in

. Vaterlands- und Naturkunde“49, also fir die realistischen Fécher, fur den keine

> Ebd., S. 542

*® STIEHL: Die drei preuBischen Regulative. 1858, S.10
“TEbd., S. 37

“ Ebd., S. 70

“Ebhd., S. 73
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besonderen Stunden im Lehrplan ausgewiesen wurden, sollte die ,,Mittheilung der

unentbehrlichen Kenntnisse“>° durch Erlauterung der betreffenden Abschnitte im
Lesebuch erfolgen. Dazu vertrat Stiehl die Meinung, dass der Stoffumfang, wie er
sich im Lesebuch darstellt, einen ausreichenden Rahmen fir diesen Unterricht
darstellte.™

Es ist davon auszugehen, dass es noch die Auswirkungen der in den Stiehlschen
Regulativen fixierten Forderungen waren, wenn auch nach Aufhebung dieser
Bestimmungen im Jahre 1872 Anspriiche an das Lehrbuch gestellt werden, die
bereits galten, als die Regulative noch in Kraft waren. Verbunden damit hatte sich
in den Jahren vor 1872 eine padagogische Auffassung Uber das Lehrbuch
herausgebildet und verfestigt, die nun mit der Aufhebung der Regulative nicht
kurzfristig geandert werden konnte.

0 Epd.
51 v/gl. ebd.
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3 Institutionalisierung der Mittelschule und ihre Konsolidierung
1872 - 1910

3.1 Die Mittelschule von 1872 his 1910

Als am 15. Oktober 1872 vom ,Koniglich Preullischen Ministerium der
geistlichen, Unterrichts- und Medicinal-Angelegenheiten” die ,,Allgemeinen
Bestimmungen betreffend das Volksschul-, Praparanden- und Seminarwesen*
herausgegeben wurden, war dies der Beginn der staatlich institutionalisierten
Mittelschule. Kultusminister war zu dieser Zeit Adalbert Falk? (1827-1900), dem
auch das Verdienst zukam, die ,Stiehlschen Regulative’ aufgehoben zu haben.

Mit diesen ,,Allgemeinen Bestimmungen von 1872“% des fiir das Schulwesen
zustandigen Ministeriums in Preuf3en wurden alle die Schulen zu ,,Mittelschulen*
zusammengefasst, die bisher ihre Stellung zwischen den Elementarschulen und
den Gymnasien hatten:

,unter dem Namen von Biirger-, Mittel-, Rector-, htheren Knaben- oder Stadt-
Schulen sind  bereits gegenwartig eine betrachtliche Anzahl von
Unterrichtsanstalten vorhanden, welche einerseits ihren Schilern eine hohere
Bildung zu geben versuchen, als dies in der mehrklassigen Volksschule geschieht,
andererseits aber auch die Bedurfnisse des gewerblichen Lebens und des s.g.
Mittelstandes in groBerem Umfang berucksichtigen, als dies in hoheren
Lehranstalten regelmaRig der Fall sein kann.

Es entspricht den Anforderungen der Gegenwart nicht nur, die bestehenden
Anstalten dieser Art weiter zu entwickeln, sondern auch die Neuerrichtung
derselben seitens der Gemeinden thunlichst zu fordern.

Wenn solche Schulen den nachfolgenden Anforderungen entsprechen, so sind
dieselben als Mittelschulen anzusehen und zu bezeichnen. Die Schulen sollen
neben den Volksschulen des Ortes bestehen und mindestens fiinf aufsteigende
Klassen mit einer Maximalzahl von je 50 Schiilern haben.“*

Eine Reihe von Forderungen an die neue Mittelschule machten ihre
herausgehobene Stellung gegenuber der Volksschule deutlich: Dazu gehorte das
Zugestandnis, den Lehrplan den ,,localen Verhaltnissen* anpassen zu kénnen, so
dass der Ackerbau, das Fabrikwesen, der Bergbau, der Handel oder die Schifffahrt
eine besondere Berticksichtigung den lokalen Gegebenheiten entsprechende
Bedeutung in den Lehrplénen erfahren konnte. Auch hatte die Mittelschule einen
Spielraum bei der Entscheidung fiir eine Fremdsprache. Uber die Ausstattung der
Mittelschulen hieR es, dass die Inventarien den ,,héheren Lehrzwecken derselben
entsprechen* mdissen, hier wurde gefordert, dass fur den Unterricht in
»Geographie und Naturkunde die erforderlichen Lehrmittel zu beschaffen sind*,
und es war fur eine ,Bibliothek Sorge zu tragen, welche die groferen
wissenschaftlichen Werke enthélt, deren Benutzung fur die Lehrer nothwendig

! Allgemeine Bestimmungen betreffend das Volksschul-, Préparanden- und Seminarwesen vom
15.0ctober 1872. In: CENTRALBLATT 1872, S. 598

2 Adalbert Falk war von 1872 bis 1879 preuRischer Kultusminister.

% Im Folgenden werden diese als ,,Bestimmungen von 1872“ bezeichnet.

* Bestimmungen von 1872, S. 599
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ist.“> Damit wurden der Mittelschule breite Differenzierungsmoglichkeiten

zugewiesen, die spater — bereits ab 1910 - in unterschiedlichen Planen
festgeschrieben wurde.

Bezliglich der Lehrer heif3t es, dass der Unterricht nur von Lehrern erteilt werden
sollte, die die Befahigung fiir den Unterricht in dieser Schulform besaRen.®

Der Hinweis auf die geforderten funf aufsteigenden Klassen wirkt zundchst
befremdend, aber die Mittelschule begann, ebenso wie die Schulen der anderen
Schulformen, in der Regel nicht mit dem ersten Schuljahr. Vielmehr hatten die
Gymnasien und auch die mittleren Schulen sogenannte ,,VVorschulen®, in denen
fir eine unterschiedliche Zahl von Schuljahren — in der Regel 2 bis 4 — auf die
angeschlossene Schule vorbereitet wurde. So bedeuteten fiinf aufsteigende
Klassen etwa eine Gesamtschulzeit von sieben bis neun Jahren.

An zwei Beispielen soll die unterschiedliche Strukturierung der Schularten, die
bis zu diesem Zeitpunkt das mittlere Schulwesen darstellten, verdeutlicht werden:

1. Die Burgerschulen: Birgerschulen und Rektoratsschulen entsprachen von
ihrem Grundanspruch her noch am ehesten den spateren Mittelschulen. Die
Burgerschule galt zundchst als eine zwischen der Elementarschule und der
Gelehrtenschule eingerichtete Schulform. Die Schulen dieser Schulform hatten in
der Regel alle eigene, nicht normierte Lehrplane, meistens ohne Latein. Ab 1859
wurden die Bdrgerschulen, die Latein in ihrem Lehrplan hatten, als ,hohere
Burgerschule” zu den ,,Realschulen 1. Ordnung® umbenannt, und mussten damit
dem gymnasialen Schulwesen zugerechnet werden. Die lateinlosen Biirgerschulen
wurden ab 1872 zu Mittelschulen. Aus Griinden, auf die noch einzugehen sein
wird, nahmen in spéteren Jahren diese Burgerschulen das Fach Latein wieder in
ihren Lehrplan auf mit dem Ziel, den Status einer ,,héheren Burgerschule* zu
erwerben und so dem gymnasialen Schulwesen zugerechnet zu werden.

2. Die Rektoratsschulen sind aus den Birgerschulen hervorgegangen, deren Leiter
(Rektoren) — in der Regel Theologen — durch zuséatzlichen privaten Unterricht in
Latein befdhigte Schiiler auf den Besuch der héheren Schule vorbereiteten. Diese
Schulen galten zwar formal als mittlere Schulen, da sie aber in ihrem Anspruchs-
niveau die ersten Klassen des Gymnasiums ersetzten und auch nach dem Lehrplan
der Gymnasien unterrichteten, mussten sie als reine ,,Zubringerschulen* fiir die
héheren Schulen gesehen und dem gymnasialen Schulwesen zugerechnet werden.

Der erste Ansatz zur Normierung des mittleren Bildungswesens im Jahre 1872
hatte zwei entscheidende Nachteile:

— Es kam zu keiner grundsatzlichen Vereinheitlichung des gesamten mittleren
Schulwesens; so gab es in der Zeit der Institutionalisierung der Mittelschule
sowohl fiinfklassige Schulen mit einer Fremdsprache, aber auch eine bereits
neunklassige Schule mit zwei Fremdsprachen.7 Dass existierende Blrgerschulen
weiterhin bestehen bleiben konnten, sollte sich auch insgesamt als nachteilig fur
die Entwicklung des mittleren Schulwesens erweisen.

® Ebd.
6 vgl. ebd.
"Vgl. MASKUS: Zur Geschichte der Mittel- und Realschule. 1966, S. 58
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— Es kam zu keiner deutlichen Abgrenzung der Mittelschule zum
Elementarschulwesen, d.h. zu der Volksschule. Hierbei ist denkbar, dass der
Gesetzgeber verhindern wollte, dass zwischen Volks- und Mittelschule eine solche
Kluft entstand, wie sie zwischen den bestehenden Schulen und den Gymnasien
bereits vorhanden war. Auch sollte eine zu starke Absonderung der Mittelschule
von der Volksschule verhindert werden sollte. Denkbar ist auch, dass die staatliche
Schulverwaltung erst die weitere Entwicklung im Bereich des mittleren
Schulwesens beobachten wollte, um dann zu entscheiden, welche Form die
Mittelschule endgultig erhalten sollte. Eindeutige und begriindende Aussagen
hierzu wurden vom Gesetzgeber nicht gemacht.®

Als ein gravierender Nachteil fur die weitere Entwicklung der Mittelschule musste
zweifellos auch gesehen werden, dass es Kkeine reichsgesetzliche
Gesamtkonzeption fir diese Schulform gab, sondern nur einzelstaatliche
Regelungen. Die ,Allgemeinen Bestimmungen® waren letztlich eine nur auf
PreuRen bezogene Grundlage flr das mittlere Schulwesen. Die (brigen deutschen
Lander konnten unabhéngig dariiber entscheiden, ob sie dem Vorbild Preuf3ens
folgen wollten. Vor allem die stiddeutschen L&nder zogen Sonderregelungen flr
die Entwicklung ihres Schulwesens vor oder verzichteten auf jede Ausformung
eines mittleren Schulwesens.

Eine deutliche Trennung der Mittelschulen von den Volksschulen wurde durch
das ,,Pensionsgesetz der Lehrer und Lehrerinnen an offentlichen Volksschulen®
von 1885° vollzogen. In den Ausfiihrungsbestimmungen zu diesem Gesetz wurde
zunachst die Volksschule definiert: ,,Offentliche Volksschulen im Sinne des
Gesetzes vom 6. Juni 1885 sind diejenigen Schulen, zu deren Benutzung
einerseits fir Eltern oder deren Vertreter, die nicht anderweitig dafir gesorgt
haben, dal die Kinder den fiur offentliche Volksschulen vorgeschriebenen
Unterricht erhalten, ein gesetzlicher Zwang besteht, und zu deren Errichtung und
Unterhaltung andererseits fir Schulgemeinden eine allgemeine gesetzliche
Verpflichtung besteht.“® Fir die Mittelschule wurde definiert; ,,Dagegen sind
diejenigen neben den wirklichen Volksschulen eines Ortes bestehenden
offentlichen Schulen, welche, obwohl nicht zu den eigentlichen hoheren oder
Gelehrtenschulen gehdrend, doch ihrer gesamten Organisation oder ihrem ganzen
Endzwecke nach ihren Zoglingen eine uber die Aufgabe und das Ziel der
obligatorischen Volksschule hinausgehende hohere Bildung zu geben erstreben,
als offentliche Volksschule nicht anzusehen.“'* Damit kann das Gesetz aus dem
Jahre 1885 als der Ursprung des offiziell festgeschriebenen dreigliedrigen
Schulsystems angesehen werden, denn eindeutig wurde hier unterschieden
zwischen den Volksschulen und den Offentlichen mittleren Schulen, die tber den
Volksschulunterricht hinausfihrten, aber keine héheren Schulen waren und den
eigentlichen héheren Schulen.

® Vgl. MAASSEN: Geschichte der Mittel- und Realschulpadagogik. 2.Bd.,1961, S. 9

® Pensionsgesetz der Lehrer und Lehrerinnen an 6ffentlichen Volksschulen vom 6. Juni 1885. In:
CENTRALBLATT 1885, S. 239 ff

1‘1) Ausfiihrungsbestimmungen zu dem Pensionsgesetz. In: CENTRALBLATT 1886, S. 387 ff.
Ebd.
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Mit einem Gesetz vom 11. Juni 18942 wurde eine Regelung fir das Ruhegehalt
der Lehrer an mittleren Schulen getroffen. In diesem Gesetz wurden zwar die
Missstande fir den Bereich des Pensions- Versorgungswesens fir die
Hinterbliebenen der Lehrer an mittleren Schulen dadurch behoben, dass eine
Angleichung der mittleren Schulen an das Staatsbeamtenrecht erfolgte, allerdings
mussten die hierfur erforderlichen Mittel von den Kommunen aufgebracht
werden. In den Ausfihrungsbestimmungen zu diesem Gesetz fand sich eine
weitere Bestatigung fir das inzwischen dreigliederige Schulsystem: ,,Mittlere
Schulen sind diejenigen Unterrichtsanstalten, welche allgemeinen Bildungs-
zwecken dienen, und welche weder zu den hoéheren Schulen noch zu den
oOffentlichen Volksschulen, noch zu den Fach- und Fortbildungsschulen
gehoren.“** Hier lag auch eine weitere Gelenkstelle fiir die Beurteilung der
Mittelschule durch die Regierung. Es wurde bestétigt, dass der Status der
Mittelschule Uber dem der Volksschule lag, es wurde aber wiederum
nachdricklich ihre Nichtzugehorigkeit zum hoheren Schulwesen betont.

Wie sich noch genauer zeigen wird, bedeutete vor allem die Verweigerung der
Berechtigung fiir die Mittelschule in den folgenden Jahren eine rigide
Beschrankung in ihren Entfaltungsmdglichkeiten, vor allem da die Bedeutung der
Berechtigung flr den zivilen Bereich standig zunahm. Diese Entscheidung driickt
eine Beschrankung der Umsetzungsmdglichkeiten der an der Mittelschule
erworbenen Bildung aus. Dies bedeutete eine erhebliche Abwertung des an der
Mittelschule erworbenen Abschlusses und bestdtigt die Theorie von der
Mittelschule als einer bildungsbeschrankenden Institution zwischen unterem und
gehobenerem Mittelstand. Dass diese Auffassung durchaus auch von den Lehrern
an Mittelschulen geteilt wurde, ergibt sich aus einer ,Petition“'* dieser
Lehrerschaft an die Staatsregierung aus dem Jahre 1896. Dort hiel es, ,,dal’ die
Bildungsbedurfnisse des niederen Teiles des Mittelstandes durch gut organisierte,
6- bis 8-stufige Volksschulen vollstdndig befriedigt wirden, wahrend der
gehobene Teil des Mittelstandes hinlanglich Gelegenheit fande, seine weiteren
Bediirfnisse in Realschulen und Realgymnasien zu befriedigen.“*> Es wurde also
hier unterschieden zwischen dem niederen und dem gehobenen Teil des
Mittelstandes, denen auch jeweils entsprechende Schulformen zugeordnet werden
sollten. Bestatigend hiell es noch einmal, dass auch das Hineindrangen des
niederen Mittelstandes in die Realschulen wegen der dort geforderten zweiten
Fremdsprache nicht unbedenklich sei, da diese Anforderungen uber die
Maglichkeiten des ,,Kerns des Mittelstandes*“*® hinausgehen; vor allem seien auch
die ,,pekunidren Anspriiche an Schulgeld, Blicherkosten etc. fur die Mehrheit des
mittleren Biirgerstandes“!” zu hoch.

Die Kommunen, die sich aus finanziellen Grinden zwischen Errichtung bzw.
Erhaltung von Mittelschule oder Realschule entscheiden mussten, verzichteten auf
Druck der Eltern in der Regel auf die Mittelschule. Diese wurde dann in eine

2Gesetz, betreffend das Ruhegehalt der Lehrer und Lehrerinnen an den dffentlichen
nichtstaatlichen mittleren Schulen und die Fursorge fiir ihre Hinterbliebenen. In:
CENTRALBLATT 1894, S. 581 ff.

3 Ebd., S. 582

1 petition — Bittgesuch des ,PreuRischen Vereins der Lehrer und Lehrerinnen betreffend die
einheitliche Regelung der Organisation der Mittelschule. In: MS 11 (1897), S. 23-29

“Ebd., S. 26

Ebd., S. 27
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Volksschule zurlickgestuft. Bezogen auf das Anspruchsniveau und die Schuldauer
reduzierte sich diese Entscheidung lediglich auf die Frage, ob eine Schulform mit
Lateinunterricht im Angebot oder eine solche ohne dieses Angebot bevorzugt
wurde. Wegen der Erteilung einer Berechtigung, sicherlich aber auch aus
Prestigegriinden, musste die Entscheidung haufiger gegen die Mittelschule fallen.
War bisher in der Gemeinde eine gut ausgestattete Mittelschulen bereits
vorhanden, konnte diese in eine Realschule, das heillt eine hohere Schule
umgewandelt werden, die dann das Privileg fur die Erteilung der Einjahrigenbe-
rechtigung erlangte.

Ein eindrucksvolles Beispiel, das diesen Sachverhalt deutlich macht, lasst sich fir
die Mittelschule in Konigsberg aufzeigen. Bereits 1871 hatte diese Schule
vergeblich die Genehmigung zur Erteilung der Berechtigung beantragt. Nach
einem weiteren Antrag aus dem Jahre 1878 forderte die Schule, Kom-
missionsprifungen abhalten zu dirfen, ,in der die von der Schule
vorgeschlagenen Schiiler nachweisen sollten, dal? sie die zur Berechtigung fiir den
einjahrig-freiwilligen Militardienst geforderten Kenntnisse erworben haben.“®
Nach langeren Verhandlungen ,,muflte die Schule noch vier Literaten einstellen,
und die Schule mit Zeichensaal und mehr Lehrmitteln ausstatten und schon 1880
fand die erste Abgangspriifung statt.“'® Entscheidend fiir das Schicksal dieser
Mittelschule aber war der Satz: ,Die Schule schied aus der Reihe der
Mittelschulen aus und wurde als Realschule dem Provinzial-Schulkollegium
unterstellt.“?° Allerdings kann eine derartige Entwicklung nicht als die Regel
bezeichnet werden. Vor allem dann, wenn dem Schultréger die finanziellen Mittel
fir einen geforderten Ausbau der Mittelschule fehlten, erfolgte hdufig die
Ablehnung der Umwandlung in eine hohere Schule seitens der
Unterrichtsverwaltung.

Ein ganz wesentliches Kriterium, das die Auseinandersetzung zwischen Volks-
und Mittelschule pragte, war die Erteilung von fremdsprachlichem Unterricht: In
den Protokollen®* aus den Vorbesprechungen vor der Herausgabe der
»Allgemeinen Bestimmungen® wurden hierzu unterschiedliche Auffassungen
deutlich: ,,Nach der einen Auffassung soll in der Mittelschule tberhaupt kein
Unterricht in einer fremden lebenden Sprache ertheilt werden, da stattdessen eine
Vertiefung in den tbrigen Unterrichtsgegenstanden vorzuziehen sei. Die Kenntnil3
der franzosischen oder englischen Sprache sei nur in einigen Gegenden von
Nutzen, in den westlichen Theilen Westphalens, in Hannover und Ostpreul’en
bestande eher ein Bedirfnis Hollandisch, Polnisch oder Russisch zu erlernen. [...]
Nach einer dritten Ansicht endlich ist es nothwendig, den Unterricht in einer
fremden lebenden Sprache obligatorisch vorzuschreiben. Sonst sei kein
Unterschied zwischen einer guten Volksschule und einer Mittelschule
vorhanden.“?* Bei diesen Auseinandersetzungen wird deutlich, wie wenig es dem
Gesetzgeber hier bereits moglich war, der Mittelschule ein einheitliches, fir alle
Mittelschulen verbindliches Profil fur den fremdsprachlichen Unterricht zu geben.

¥ HEINEMANN: Geschichte der preuBischen Mittelschule. 1931, S. 67

¥ Epd.

2 Ebd., S. 68

?Vorbereitende Verhandlungen im preuBischen Unterrichtsministerium im Juni 1872 — Protokolle.
In: CENTRALBLATT 1872, S. 385 ff.

2 Ebd., S. 101
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Es wird aber auch deutlich, wie vordergrindig die Entscheidungen fur die
Einflhrung einer bestimmten Fremdsprache letztlich blieben.

Eine weitere Aussage macht nachdrticklich die Schwierigkeiten der Mittelschule
deutlich, sich neben der Volksschule und dem Gymnasium zu behaupten: ,,In
Laienkreisen, also in dem eigentlich interessierten Publikum der Mittelstadte,
verhinderte man auf Einflu} und Betrieb derjenigen Birger, die ihre Kinder spater
auf eine hohere Schule geschickt haben wuirden, das Aufkommen von
Mittelschulen, indem man unter Anspannung aller finanziellen Kréfte statt
Mittelschulen gleich hdhere Birgerschulen grindete, aus denen sich hinterher
lebensunfahige und darum krankelnde Realprogymnasien oder &hnliche
Institutionen bildeten.“® Die Aussage macht deutlich, welche Vorbehalte —
gepréagt durch Eigeninteressen — das Verhéltnis der drei Schulformen zueinander
belasteten: Umhofer schrieb treffend: ,In Lehrerkreisen fand die Mittelschule
beinahe gar keinen Anklang, bei den Lehrern hoherer Schulen deshalb nicht, weil
man mit Recht flrchtete, sie konnte den oft wenig lebensfahigen hoheren Schulen
durch Entziehung von Schilermaterial die Lebensader ganz unterbinden, bei den
Lehrern der Volksschulen nicht, weil man hier besorgte, das bessere
Schiilermaterial loszuwerden.“** Auf einer solchen Basis konnte sich kein
gedeihliches Nebeneinander der drei Schulformen entwickeln. Die Formulierung,
dass die Mittelschule als Schulform ihren Platz ,,zwischen“ Volksschule und
Gymnasium suchen und behaupten musste, findet hier ihre Erklarung. Eine an
einer gemeinsamen Aufgabe orientierte Arbeit zwischen den drei Schulformen ist
auch in der Folgezeit nicht entstanden.

3.2 Die Klientel der Mittelschule

Eine erste direkte Forderung nach einer Schulform, die in ihrer Entwicklung zu
der durch die im Jahre 1872 institutionalisierten Mittelschule fiihrte, l&sst sich
durch die Schrift ,,Der Mittelstand und die Mittelschule* von Friedrich Wilhelm
Dorpfeld (1824-1893) aus dem Jahre 1853 nachweisen.?

Dorpfeld ging bei seinen Forderungen von der Voraussetzung aus, dass sich die
Burger einer Stadt drei Stdnden zuordnen lieRen: den ersten Stand bildeten danach
die Fabrikanten, Kaufleute und héheren Beamten, den zweiten Stand die kleinen
Fabrikanten, die Krdmer und Handwerker und zum dritten Stand zahlte Dorpfeld
die ,,unselbstandigen Leute“, arme Handwerker, Fabrikarbeiter und Gesellen in
Lohndiensten. Da diese drei Stdnde hinsichtlich der Bildung und Erziehung
unterschiedliche Bedirfnisse hatten, mussten nach Doérpfeld fur diese Sténde
entsprechende 6ffentliche Schulen bereitgestellt werden. Hier nun sah Dorpfeld
das Defizit: die kinftigen Juristen, Theologen, Arzte usw. besuchten das
Gymnasium, ,,die Kaufleute, Fabrikanten, Baumeister und verschiedene Beamte
halten sich zur Realschule. Wohin wenden sich nun die dbrigen: der kleine
Geschaftsmann, der Handwerker — und endlich der Fabrikarbeiter, der
Tageldhner?“® Die Kinder dieser Gruppen blieben in der Elementarschule und
bildeten dort die obere Klasse. Diese Schule war nach Dorpfeld gleichzeitig die
Unterrichtsanstalt fiir zwei Stande. Damit wurde aber von Dérpfeld eine deutliche

2 UMHOFER: Zur Mittelschulfrage. In: MS 4 (1890), S. 198
24 End.

% DORPFELD: Der Mittelstand und die Mittelschule. 1853
% Ebd., S. 8
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Trennungslinie bei dem oben definierten Mittelstand und den ihnen zugeordneten
Schulformen gezogen: Die Realschule war ,,fir solche Knaben bestimmt, welche
die Mittel und die Fahigkeiten haben, sich fur den groen Handels- und Fabri-
kantenstand auszubilden.“?" Dérpfeld sagte aber auch, dass sie ,,wenig dienlich
sein kann fir den Handwerker und den grofiten Theil des Ubrigen
Mittelstandes.“?® Dorpfeld forderte, dass die Schiiler, die bisher gemeinsam die
Oberklasse der Elementarschule gebildet hatten, vom 10. Lebensjahr an getrennt
werden und “jeder Theil fir sich eine besondere Schulklasse bilden. Die eine
Oberklasse, die nur den gesetzlich nothwendigen Unterricht ertheilt und die
Schiiler von 10 - 13 Jahren hat, heiBe Unterschule; die andere, welche die Kinder
des Mittelstandes und zwar vom 10. bis 15. Lebensjahr enthdlt, heil3e
Mittelschule.“* Damit zweigte sich eine Mittelschule nach Dérpfeld als
Schulform fir den Mittelstand von der Elementarschule ab, sie sollte als
Bestandteil des niederen Schulwesens neben der Realschule eingerichtet werden.
Als Hauptaufgabe dieser Schule wurde die Starkung des Mittelstandes, vor allem
des Handwerks gesehen, ,,um dieses kostbare Glied der Burgerschaft wieder zu
kréaftigen, zu beleben und zu Ehren zu bringen, miissen wir die Mittelschule in die
erste Reihe stellen.“®® Eindeutig zielte Dorpfeld damit auf eine differenzierte
Betrachtung des Mittelstandes ab, den blrgerlichen Mittelstand, dem er die
Realschule als gemélie Schulform zuordnete, und den gewerblichen Mittelstand,
fiir den die Mittelschule eingerichtet werden sollte.

Auch in der 0.g. Denkschrift (iber die Einrichtung einer Mittelschule des Berliner
Stadtschulrates Hofmann aus dem Jahre 1869% war die Zuordnung der
Mittelschule zu der Klientel vorgesehen, wie sie von Dorpfeld geplant war: Dies
waren die Kinder des mittleren Birgerstandes, aber mit der wesentlichen
Einschrankung, dass dem ,niederen Gewerbestand“®* eine entsprechende
Bildung vermittelt wurde. In den Beratungen Uber die Institutionalisierung der
Mittelschule im Juni 1872 — an denen auch Dérpfeld teilnahm™® — wurde erneut
die Forderung erhoben, dass diese Schule die ,,Bildungsbedirfnisse des mittleren
Biirgerstandes zu befriedigen hat“*. Es wurde ausdriicklich darauf hingewiesen,
dass ,,die Commission bei dem ,mittleren Birgerstand” namentlich an den
Handwerkerstand gedacht hatte.“*

Die ,,Bestimmungen von 1872“, mit denen die Mittelschule institutionalisiert
wurde, bezogen sich wieder auf diese Klientel. Denn es wurde formuliert, dass die
zu Mittelschulen zusammenzufassenden Schulen einerseits eine hohere Bildung
vermitteln sollten als dies in der mehrklassigen Volksschule geschehen konnte,
andererseits die Bedirfnisse des gewerblichen Lebens und des ,,sogenannten
Mittelstandes™ berlcksichtigen sollten. Diese Aussage muss so interpretiert
werden, dass die Mittelschule dem ,,gewerbliche Mittelstand“ und weniger dem

"Ehd., S. 9

%8 Epd.

*Ehd., S. 14

% Epd., S. 15

3 HOFMANN: Uber die Einrichtung 6ffentlicher Mittelschulen in Berlin. 1869

*Ebd., S. 16

% Eine Liste der Teilnehmer ist als Anlage 2 beigefiigt.

%Vorbereitende Verhandlungen im preuBischen Unterrichtsministerium im Juni 1872 — Protokolle.
In: CENTRALBLATT 1872, S. 385 ff
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»burgerliche Mittelstand“ zugeordnet wurde, so wie es Dorpfeld bereits gefordert
hatte.

Die Schrift ,,Drei Schulkategorien“ von L. Schwensfeier aus dem Jahre 18923
bezog sich noch einmal auf die Konferenz zur Vorbereitung der Regelung des
preullischen Mittelschulwesens. Sie machte Aussagen (ber die seinerzeit
beabsichtigten Aufgaben der Mittelschule: sie soll ,,dazu dienen, den mittleren
Burgerstand, der im Schwinden ist, zu kraftigen und ihm die ndthige Bildung zu
geben“®’. In diesem Zusammenhang wurde von Schwensfeier der Mittelstand —
ahnlich wie bei Dorpfeld — definiert: Den Mittelstand bilden die selbstandigen
Handwerker, die Kunstler niederen Ranges, die Kaufleute mit der Einschrankung
auf die Krémer, die Haus- und Landbesitzer und subalterne Beamte. Interessant
war der Hinweis, dass die Vertreter des Mittelstandes in der Gemeinde und im
Staate ,,nicht zu den Unmindigen gehoren®, sondern alle Biirgerrechte austiben
durften, so dass sich von daher schon der Anspruch nach einer Bildung ableitete,
die héher sein musste als sie die ,,bestorganisierte VVolksschule* gewéhren konnte.
Verbunden damit war die Forderung, dass jedem Stande die ihm angemessene
Bildung gewahrt werden musste. Es wurde ausdriicklich als ein politischer Fehler
herausgestellt, wenn versucht wiirde, den Bildungsgrad eines Standes auf das
Niveau des niederen Standes herabzudriicken oder auch ,,den Unterschied der
Stande durch Uberbildung des Einen verwischen zu wollen.*

Eine ahnliche Auffassung wurde von Vogel in seiner ,Mittelschul-Padagogik***
aus dem Jahre 1893 vertreten: die wesentliche Aufgabe der Schule war es, die
»allgemeine ethische und intellektuelle Grundlage der Stande zu vermitteln, fir
die die Schiiler ausgebildet werden sollen und dazu muR die Schule in ihrer
Gliederung den verschiedenen Standen entsprechen.“*® Daraus ergibt sich, dass
die Mittelschule ihre Aufgabe nur dann erfilllen konnte, wenn sie in ihrer
Zielsetzung den Bildungsbedurfnissen des Mittelstandes gerecht wurde.
Umgekehrt kann daraus der Schluss gezogen werde, dass die Mittelschule als
.eine eigenartige, nur fiir den Mittelstand geeignete Bildungsanstalt“** gedacht
war.

Eine ungewdhnliche Bezeichnung des Begriffs ,,Mittelstand* liegt aus dem Jahre
1890 von H. Umhofer vor. Es handelt sich um die erste Veroffentlichung zu
dieser Frage in der VVerbandszeitschrift unter dem Titel: ,,Zur Mittelschulfrage“*:
Das Bildungsziel der Mittelschule war demnach die zweckméRige Schulbildung
des ,,staatsbiirgerlichen Mittelstandes.“** Dies meinte aber dhnlich wie in den
vorhergehenden Definitionen ,,den selbstdndig dastehenden Handwerker, den
Ackerburger, den kleingewerblichen Kaufmann, den zwischen Klein-Héusler und
GroRgrundbesitzer stehenden Landwirt und die in der Subalternkarriere stehenden
Beamten.“* Der Bezug auf diese Berufsgruppen und damit die Bestétigung der

Funktion der Mittelschule als einer Standesschule ergab sich auch aus der
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Formulierung, dass die Kinder aus diesen Kreisen eine Bildung besitzen mussten,
wie sie nur die Mittelschule gewéhren konnte. Dariiber hinaus wurde die an den
Schulen des mittleren Schulwesens vermittelte Bildung fur den ,mittleren
Biirgerstand”“ als wesentlich nitzlicher dargestellt als die Bildung, die ,,der
birgerliche Mittelstand“ in den unteren Klassen der héheren Schule erhielt. Die
Frage muss offen bleiben, ob der Verfasser hier bewusst einen Unterschied
zwischen den beiden so bezeichneten Stdnden — dem mittleren Burgerstand und
dem bdrgerlichen Mittelstand — sah. Eine bisher mehrfach nachzuweisende
Tendenz der differenzierenden Betrachtung des Mittelstandes findet allerdings
hier ihre Bestétigung.

Die Funktion der Mittelschule als Standesschule wurde in den Anfangsjahren der
Mittelschule vor allem in der Verbandszeitschrift immer wieder deutlich
herausgestellt: ,,.Die Mittelschulen stehen zwischen den Volksschulen und den
hoheren Schulen, bilden das Mittelglied; es sind Anstalten fiir den Mittelstand.“*°
Nachdrucklich bestatigt wurde diese Auffassung: ,,Die Mittelschule erstrebt, dem
weitergehenden Bildungsbediirfnisse des Mittelstandes entsprechend, ein Maf der
Bildung, welches nach Umfang und Tiefe nicht unbedeutend tber die Ziele der
Volksschule hinausreicht. Demnach wurde die Organisation der Mittelschule
bestimmt  durch das im  bdrgerlichen  Mittelstande  vorhandene
Unterrichtsbediirfnis.“* Als eine nicht unbedeutende Erweiterung der zum
Mittelstand zu zaéhlenden Berufsgruppen waren hier erstmalig die
Subalternbeamten in den ,,gréBeren industriellen Unternehmungen*’ aufgefiihrt.
Das mag seinen Grund darin haben, dass die Mittelschule diese zahlenmaRig nicht
unerhebliche Berufsgruppe, zu der auch die Subalternbeamten in den Staats- und
Kommunalverwaltungen gezahlt wurden, veranlassen wollte, sie als ,,ihre Schule®
anzunehmen. Andererseits muss konzediert werden, dass fur diese Gruppe die an
der Mittelschule vermittelte Bildung — nicht zuletzt wegen der auf diese Gruppe
ausgerichteten Unterrichtsinhalte — als durchaus angemessen anzusehen war.

Bei der in dieser Form vorgenommenen Analyse kann nicht geklart werden, ob
die angeflhrten Intentionen tatsdchlich vom Mittelstand ausgingen, oder ob nicht
vielmehr hier von den Vertretern der Mittelschule eine Klientel angesprochen
wurde, die die Mittelschule als ihre Schilerschaft definieren wollte. So liegt die
These nahe, die Mittelschule eher als die Schulform anzusehen, die sich um den
Mittelstand bemuhte, als dass der Mittelstand die Mittelschule als seine Schulform
ansah.

Den wirklichen Gegebenheiten eher entsprach daher die Aussage von Bunse, dass
die Mittelschule den Kindern des mittleren Blrgerstandes eine den erhdhten
Anforderungen des praktischen Lebens angemessene Bildung geben wollte und
,»diesen Stand dadurch bewahren will, seine Kinder Uber seine Verhéltnisse hinaus
zu erziehen.“*® Auch der an dieser Stelle erfolgte Hinweis darauf, dass es das Ziel
der Mittelschule sei, die Kinder des Mittelstandes zu ,bewahren vor einer
Halbbildung, wie sie durch den Besuch nur der Unterklassen hoherer

* GUNTHER: Uber einige Hemnisse in der bisherigen Entwicklung der Mittelschulen. In: MS 7
(1893), S. 319

*® GEHRTS: Zur Organisation der Mittelschulen. In: MS 8 (1894), S. 247-252
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*8 BUNSE: Mittelschulfragen. In: MS 10 (1896), S. 164
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Lehranstalten notwendigerweise entstehen muB,“*® war lediglich als eine

Aufforderung an den Mittelstand zu verstehen, flr die Ausbildung ihrer Kinder
die Mittelschule zu bevorzugen und die Mittelschule als die Schule ihres Standes
zu akzeptieren.

Die wirtschaftliche Situation stellte sich in diesen Jahren fiir den Mittelstand als
besonders glnstig dar. Der wirtschaftliche Aufschwung hatte bereits im Jahre
1871 eingesetzt, mitbedingt durch die im Rahmen der Reformgesetzgebung
proklamierte Gewerbefreiheit. Dies brachte bereits eine starke Entwicklung des
preulischen Gewerbewesens; die Griindung des Deutschen Reiches 1871 mit der
gesetzlich festgelegten Freizigigkeit der Birger und der Ausdehnung der
Gewerbefreiheit auf alle deutschen Bundesstaaten verstarkte aber noch den
wirtschaftlichen Aufschwung. Als ein weiterer positiver Faktor fur diese
Entwicklungen kdénnen die kolonialen Bestrebungen mit ihren internationalen
Ausdehnungen gelten.

In dem Beitrag ,,Wie sind neunstufige Mittelschulen nach den Forderungen
unserer Zeit einzurichten?**® wurde von dem Verfasser Stephan, kritisiert, dass
der Mittelstand sich nicht in angemessener Weise an diesen Entwicklungen
beteiligt habe. Stephan flihrte dies darauf zurtick, dass es dem Mittelstand an der
notwendigen Allgemeinbildung fehle. ,,Das GroflRkapital und die Fabrikindustrie
mit ihrer Massenproduktion dréngten ihn in den Hintergrund und erniedrigten
einen groRen Teil ihrer Mitglieder zu Fabrikarbeitern.“>* Zwar habe der Staat
versucht durch die Einrichtung von Mittelschulen zu helfen, aber die Hilfe kam
nach Auffassung von Stephan zu spat. ,,Wenn hier nicht Wandel geschaffen wird,
so werden die Reihen der Sozialdemokraten noch weitere Verstarkung
erfahren.“>? Mit aller Deutlichkeit wurde hier der Anspruch der Mittelschule als
Standesschule begriindet, vor allem der Hinweis, dass der Ubergang zu einer
Beschéftigung in der Fabrik eine personliche Erniedrigung darstellte. Die in der
Mittelschule vermittelte Bildung sollte die Mdglichkeit der Abkehr von diesen
Schichten schaffen, die nach Auffassung von Stephan dann auch gleichzeitig eine
Abkehr von der diese Schicht reprasentierenden politischen Partei, der
Sozialdemokratie, notwendig machte. Damit wurde die Mittelschule als ein
begrenzter Aufstiegskanal gesehen fiur jene, die sich durch die Fabrikarbeit
bedroht sahen und dieser Entwicklung entgegenwirken wollten.

Die ,,Preuflische Statistik von 1906* hat die standische Zuordnung aufgegriffen
und stellte im Zusammenhang mit dem mittleren Schulwesen fest: ,,Es zeigt sich
deutlich das Bemihen, die den Unterrichtsbedurfnissen des mittleren
Burgerstandes unentbehrlichen Anstalten immer nutzbringender
auszugestalten.**

** Ebd.

0 STEPHAN: Wie sind neunstufige Mittelschulen nach den Forderungen unserer Zeit
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3.3 Das Berechtigungswesen

Der Darstellung des Berechtigungswesens wird im Folgenden ein besonderer
Raum gewahrt. Es kann deutlich gemacht werden, wie stark das Berech-
tigungswesen die Entwicklung der Mittelschule geprégt hat.

Die Entstehung des Berechtigungswesens muss in einem engen Zusammenhang
mit der Entwicklung der militarischen Wehrpflicht gesehen werden. Als Beginn
dieser Wehrpflicht kann in Preuf3en das Jahr 1814 gesehen werden, als das Gesetz
,Uber die Verpflichtung zum Kriegsdienst“54 Gultigkeit erhielt. Der 1. Paragraph
lautet: ,,Jeder Eingeborene, sobald er das zwanzigste Lebensjahr vollendet hat, ist
zur Verteidigung des Vaterlandes verpflichtet.“55 Entscheidend ist 87: ,Junge
Leute aus den gebildeten Standen, die sich selbst kleiden und bewaffnen kénnen,
sollen die Erlaubnis bekommen, sich in die J&ger- und Schitzenkorps aufnehmen
zu lassen. Nach einer ein-jahrigen Dienstzeit kénnen sie zur Fortsetzung ihres
Berufes auf ihr Verlangen beurlaubt werden.“*® Die Voraussetzung der eigenen
Bekleidung und Bewaffnung — spéter auch der eigenen Versorgung und
Unterbringung — war dauernder Bestandteil dieser Regelung. Die Einschrankung
auf die Herkunft des Bewerbers aus den ,gebildeten Stdnden“ sind auch ein
eindrucksvoller Beleg dafiir, dass es sich um eine ,,standische Regelung* handelte,
mit der von vornherein eine Abgrenzung gegen ,,nicht standesgemaRe* junge
Menschen beabsichtigt war.

In einer Instruktion aus dem Jahre 1816°" wurde die Begrindung und das Mal3
der Bildung als Voraussetzung fur den einjahrigen Militardienst festgelegt.
Danach sollte mit der Verkiirzung der Wehrpflicht erreicht werden, ,,jungen
Leuten aus den gebildeten Standen, die sich den Wissenschaften und einer
héheren Ausbildung widmen, eine zweckmaRige Vereinigung ihres weiteren
Studiums mit ihrer zu I6senden Verpflichtung zum aktiven Militardienst moglich

zu machen.“*® Als Grad der Bildung, die bei dem Bewerber vorauszusetzen war,
wurde eine wissenschaftliche VVorbereitung verstanden, die ihn zum Eintritt in die
héheren Klassen des Gymnasiums berechtigte. ES muss angenommen werden,
dass mit den ,,h6heren Klassen“ hier wahrscheinlich die drei letzten Schuljahre
gemeint waren. Wahrscheinlich bedingt durch die Vorstellung, dass die jungen
Leute aus den gebildeten Stdnden keine andere Schule als das Gymnasium
besuchten, wurde nur dieser Schulform die Vermittlung der fir den verkirzten
Militérdienst vorausgesetzten Bildung zugestanden; dadurch aber, dass der
Unterricht in der lateinischen Sprache an diesen Schulen Pflichtbestandteil war,
entstand die Verknupfung von ,,Berechtigung® und ,,Lateinkenntnissen*.

Alle immer wieder aufgerichteten  Zugangsschranken konnten die
Anziehungskraft der Berechtigung auf die jungen Menschen nicht verringern. Es
war flr den Bewerber mit einem hohen Sozialprestige verbunden, wenn er als
»Einjahrig-Freiwilliger” gedient hatte. Auch im anschlielenden Zivilleben hatte er

> Gesetz iiber die Verpflichtung zum Kriegsdienste. In: PREUSSISCHE
GESETZESSAMMLUNG 1814, S. 79 ff.

> Ebd., S. 79

*°Ehd., S. 80

*"Vgl. SCHNELL: Die Berechtigung zum einjahrig-freiwilligen Dienst. In: Deutsches
Philologenblatt, 26 (1918), S. 118-121

* Ebd., S. 121
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Vorteile: Der Einjahrig-Freiwillige wurde am Ende seiner Dienstzeit als
Unteroffizier entlassen, errang aber in der Regel durch spétere regelméfRig zu
absolvierende militarische Reservelbungen den Rang eines Reserveoffiziers.
Dieser Status eines Reserveoffiziers war das eigentliche Ziel des Bewerbers um
die Berechtigung des einjéhrig-freiwilligen Dienstes, denn dieser Titel verschaffte
ihm erhebliche zusétzlich Berufs- und Sozialchancen: Mit dem ,Einjahrigen®
erhielt er vor allem auch die Berechtigung zum Eintritt in die mittlere
Beamtenlaufbahn in den Verwaltungen sowie zum Besuch bestimmter
Fachschulen, wie z.B. der hoheren Maschinenbauschulen, von Kunsthochschulen

oder landwirtschaftlicher Hochschulen.59

Seine politische Ausrichtung veranderte das Berechtigungswesen verstarkt in der
Zeit, als die im Zusammenhang mit der Industrialisierung auftretende
Arbeiterschaft zunehmend Anspriiche auf Zugang zu den durch Bildung gepragte
Bereiche stellte. Nach der Ubertragung des Berechtigungswesens auf den
nichtmilitarischen Bereich galten die entsprechenden MalRnahmen als
»Anforderungen an die Vorbildung®, die wie Berechtigungen gehandhabt wurden
und zur Wahrung von Standesinteressen eingesetzt wurden.

Da die Berechtigungen immer an entsprechende Abschlisse der hoheren
allgemeinbildenden Schulen geknlpft waren, hatten berufliche Qualifikationen
eine vergleichsweise geringere Bedeutung. Auch damit wurde der soziale
Aufstieg aus der Arbeiterschaft verhindert, denn auch der Zugang zu den durch
die industrielle Entwicklung entstehenden Aufstiegsmdglichkeiten war an
Berechtigungen geknupft, die zundchst im allgemeinbildenden Schulwesen
erworben werden mussten und mit denen dann erst auf dem Weg (ber
Fachschulen eine berufliche Hoherqualifizierung moglich wurde.

Im Jahre 1890 fand in Berlin eine erste Uberregionale Versammlung der an
Mittelschulen tatigen Lehrer statt. Auf dieser Versammlung wurden auch
erstmalig Forderungen artikuliert, dass die Mittelschule das Recht zur Erteilung
der ,,Berechtigung* erhalten sollte. Es war viel Verbitterung splrbar wenn z.B. H.
Umhofer® sagte: ,,Und zu alledem trat noch die leidige Berechtigungserteilung
hinzu, ohne welche die Mittelschule schon als totgeborenes Kind in die Welt
gesetzt worden war. Wie viel Geld hatte erspart werden konnen, [...] wenn die
hohen Taufzeugen der Falk’schen Mittelschule ihrem Schitzling als
Patengeschenk  die  Berechtigungserteilung  zum  einjéhrig-freiwilligen
Militardienst mit auf den Weg gegeben hétten, ja wie viele brauchbare Mitglieder
waren dann dem staatsbiirgerlichen Mittelstande erhalten geblieben.“®*

Wéhrend der Vorberatungen im Jahre 1872 Uber die Institutionalisierung der
Mittelschule hatte die vom preulBischen Unterrichtsministerium eingesetzte
Kommission unter Leitung von Kultusminister Falk auch Uber die Moglichkeit
beraten, den Absolventen dieser Schule die ,,Berechtigung“ zu erteilen.®® Die

¥ Vvgl. BLANKERTZ: Die Geschichte der Padagogik. 1982, S. 182

% UMHOFER war Realschulrektor in Forst und der 1. Herausgeber der seit 1886 erscheinenden
Verbandszeitschrift ,,Die Mittelschule®.

1 UMHOFER: Zur Mittelschulfrage. In MS 4 (1890), S. 198

%2 Eine Liste der Teilnehmer an diesen Beratungen ist als Anlage 2 beigefiigt.
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hieriiber vorliegenden Protokolle® sind deshalb aufschlussreich, weil sie
unbeabsichtigt weitsichtig alle spater in diesem Zusammenhang auftretenden
Probleme bereits ansprechen: ,,Deshalb wurde gesagt, diurfe das Ziel der
Mittelschulen nicht so hoch gesteckt sein, dalR etwa ihren Schilern die
Berechtigung zum einjahrigen Militardienst gegeben werden solle.“®* Es wurde
vor allem die Gefahr gesehen, dass die Militarverwaltung ihre Anspriiche an die
Bewerber immer hoher ansetzen misse, da sonst die Regimenter mit Einjahrig-
Freiwilligen Uberfillt seien. Das derzeitige Anspruchsniveau fur den einjahrig-
freiwilligen Militardienst, so wurde festgestellt, ginge nicht Uber die in der
Mittelschule zu erwerbenden Kenntnisse hinaus, die Mittelschule erfullt also die
Voraussetzungen und die Schiler wiirden nicht vor dem Abschluss die
Mittelschule verlassen, wenn die Aussicht gegeben waére, mit diesem die
,Berechtigung’ zu erlangen, und schliel3lich wirden ,,die bedeutende Anzahl von
Schiilern, welche nur, um die Berechtigung zu erlangen, die unteren Classen der
Gymnasien Uberfiillten, sich den Mittelschulen zuwenden.“®

Da die Frage der Erteilung der Berechtigung fur die kiinftige Entwicklung der
Mittelschule von so grundsatzlicher Bedeutung war, sollen noch einige weitere
Stellungnahmen  von  Teilnehmern® an den die Institutionalisierung
vorbereitenden Verhandlungen zu diesem Problemkreis vorgestellt werden. Diese
erlauben dann, eine grundsatzliche Aussage Uber die zugedachte Bedeutung der
Mittelschule zu machen: So wurde die Denkschrift Dr. Hofmanns inhaltlich in
weiten Teilen fir die Institutionalisierung der Mittelschule Gbernommen,
eindeutig aber nicht seine Auffassung Uber die der Mittelschule zu erteilenden
Berechtigungen. Dazu sagte Hofmann namlich: ,Die Berechtigung zum
einjahrigen Militardienst, welche die meisten der bezeichneten jungen Leute den
hoheren Schulen zufihrt, misse von den Schilern der neuen Schule mit einem
gleichen Aufwand von Zeit und Kraft erlangt werden kénnen, wie in den hdheren
Lehranstalten; und mit dem Zeitpunkt, wo diese Berechtigung hier erlangt werden
konne, misse in den neuen Schulen der Unterrichtskursus schlieBen.“®” Als
Bestatigung wurde von Konferenzteilnehmern geéufRert, dass die abgeschlossene
Bildung der hoheren Birgerschule an ,Intensitat” die Bildung des gegenwaértig
zum einjahrigen Dienst berechtigten Sekundaners eines Gymnasiums oder einer
Realschule 1. Ordnung Uberragen werde; und dass die Bildung eines nach
einjdhrigem Besuche der Sekunda — mit der ,Berechtigung’” — abgehenden
Schiilers sicher nicht hoher zu schétzen sei, als die eines Absolventen der
Mittelschule. Als Gegenargument wurde von den Vertretern der hoheren Schulen
unter anderem angefihrt, dass viele Schiler, die einzig wegen der Erlangung der
Berechtigung in das Gymnasium eingetreten waren, ,,allmahlich Geschmack an
der ihnen dort zu Theil werdenden Bildung bekamen“®® und den eingeschlagenen
Weg weiter verfolgten. Diese Schiler wiirden der hoheren Bildung nicht mehr
zugefiihrt, wenn die Berechtigung an den Mittelschulabschluss geknupft wirde,
und dies ,sei ein Verlust fir die Nation“®®. Dem wurde entgegengehalten, dass

83\/orbereitende Verhandlungen im preuBischen Unterrichtsministerium im Juni 1872 — Protokolle.
In: CENTRALBLATT 1872, S. 385 ff

* Ebd., S. 387

® Ebd.

% Die Stellungnahmen der Konferenzteilnehmer sind in den vorliegenden Protokollen nicht
namentlich gekennzeichnet.

®” SCHWENSFEIER: Drei Schulkategorien. 1892, S. 27

* Ebd., S. 28

* Ebd.
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der Verlust an der Bildung der Nation relativ klein sei im Vergleich zu den
Nachteilen, ,,welchen die aus Sekunda nach erlangter Berechtigung abgehenden
Schiilermassen bis dahin ihren Mitschilern, die das Ziel der Schule anstrebten,
zufiigten.“™®

Als Kompromiss wurde von den Konferenzteilnehmern die Formulierung
gewdhlt: ,,.Die Mittelschule verzichtet vorlaufig auf Erlangung der den hoheren
Schule zuerkannten Berechtigungen.“”* Mit dieser Formulierung sollte die
Mittelschule bei ihren Forderungen nach Berechtigungen in den folgenden Jahren
immer wieder vertrostet werden, ohne dass die Zusage je eingehalten werden
sollten. Damit hatten sich die Vertreter der hoheren Schulen durchgesetzt, die
verhindern wollten, dass die Schilerstrome in Zukunft auf die Mittelschulen
umgeleitet werden konnten. Erreicht wurde dies durch die Festlegung, dass der
Mittelschule die Erteilung nur einer Fremdsprache gestattet werden sollte. Eine
Erganzung findet sich durch die Anderung in der deutschen Wehrordnung vom
28. September 18757%, in der auf Vorschlag der Reichs-Schulkommission
festgelegt wurde, dass nur solche Lehranstalten, die in ihrem Lehrplan zwei
Fremdsprachen ausweisen, mit der Berechtigung ausgestattet werden, ihre
Absolventen zum einjéhrigen Militardienst zu befahigen.

Eine der wesentlichen Konsequenzen der Verweigerung einer Berechtigung fir
die Mittelschule blieb in der Folgezeit die mangelnde Akzeptanz dieser Schulform
in der Offentlichkeit. Der alternativ gewahlte Besuch der hoheren Schule war fiir
viele Schiler sicher nicht mit dem Ziel verbunden, dort das Abitur zu erwerben.
Auch wenn bei ithnen mitunter die entsprechenden geistigen Voraussetzungen
fehlten, entschieden sie sich fur den zeitlich begrenzten Besuch des Gymnasiums,
nur um dort die Berechtigung zu erlangen. In den Jahren 1882 bis 1887 werden
aus den Gymnasien, Progymnasien, Realgymnasien und Realprogymnasien
65.000 Schiler entlassen, die das Abitur nicht erhielten, das sind 80% der
insgesamt an diesen Schulen entlassenen Schiller. VVon diesen erlangten, da sie die
notwendige Klassenstufe erreicht hatten, etwa 30.000 Schuler die
,Freiwilligenberechtigung’; aber 35.000 Schuler verlieRen die 0.a. Schulen aus der
Tertia oder Quarta, zum Teil sogar aus der Quinta.”® Hierbei handelte es sich
vermutlich Gberwiegend um Schiler, fur die die Mittelschule die geeignetere
Schulform gewesen ware. Als ein Grund fiir diese Entwicklung kann auch die
Tatsache angesehen werden, dass der Minister Falk, dem die Mittelschule ihre
Entstehung ganz wesentlich zu verdanken hatte, als Kultusminister im Jahre 1879
zurlcktrat. Dazu hieB es: ,,Es lalt sich nicht leugnen, daB bis zum Ende der
siebziger Jahre die Stimmung fiir die Mittelschule eine sehr gilinstige war. Die
Entwicklung der Mittelschulen wére eine viel andere und gunstigere geworden,
wenn Minister Falk noch langer im Amte blieb.“"

1896 stellte Bunse in seinem Beitrag ,Mittelschulfragen“” beziiglich der
ungeklarten und fir die Mittelschule problematischen ,,Berechtigungsfrage® fest:

" Ebd.

™ vgl. MAASSEN: Quellen zur Geschichte der Mittel- und Realschulpadagogik. I. Band. 1959,
S.100

"2 Die héhere Schule und die Wehrordnung. In: Padagogisches Archiv 18 (1876), S. 144-148
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"“GUNTHER: Uber einige Hemnisse in der bisherigen Entwicklung der Mittelschule. In:
MS 7 (1893), S.319

> BUNSE: Mittelschulfragen. In: MS 10 (1896), S. 164-168
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,»ES ist eine unleugbare Tatsache, daR das Berechtigungswesen, insbesondere die
Berechtigung zum einjahrigen Militardienst, die freie Entwicklung unseres
Schulwesens gehemmt hat. So lange aber das Berechtigungswesen in dem
jetzigen Umfang besteht, muRR die Mittelschule immer wieder die Forderung
erheben, daB sie in ihrer vollkommensten Form, in der neunklassigen
Mittelschule, ebenfalls berechtigt ist, ihren Abiturienten durch eine Schluf3prifung
den einjahrigen Militardienst zuganglich zu machen.“”® Bunse wies in diesem
Zusammenhang darauf hin, dass die sechsklassigen Landwirtschaftsschule,
obwohl hier ebenfalls wie in der Mittelschule nur eine Fremdsprache gelehrt
wurde und an der die Schiler ihre Ausbildung mit den gleichen Voraussetzungen
begonnen hatten, den Absolventen die Berechtigung erteilen durfte.”” Es ist
verstandlich, dass solche Benachteiligungen von den Vertretern der Mittelschule
mit Verbitterung zur Kenntnis genommen wurden.

In den Folgejahren entwickelte sich die Mittelschule nicht wie erhofft. Wie stark
dafiir die fehlenden Berechtigungen verantwortlich waren, zeigt eine AuRerung
von Franke auf der Hauptversammlung des ,Preuischen Vereins fir
Mittelschulen’ aus dem Jahre 1907: ,,Die Mittelschule hat sich nicht in der Weise
entwickelt, wie man es bei ihrer Begriindung erwartet hatte. Der Hauptgrund liegt
in dem Mangel an Berechtigungen.“’”® Welche Bedeutung diese Berechtigung
hatten, wurde deutlich gemacht: ,Diese Berechtigungen haben mehr einen
ideellen als einen wirklichen Wert. Weil der Einjahrigenschein als Ausweis
ausreichender Bildung fir bestimmte Berufsarten und Lebensstellungen von
Behorden und Privatpersonen gefordert wird, so suchen die Eltern ihn fur ihre
Sohne unter allen Umstanden zu erkdmpfen und zu erringen.“’® Zwar wurde den
Mittelschulabsolventen die Mdoglichkeit geboten, die Kommissionspriifung
abzulegen. Diese Prifung wurde vor einer unabhdngigen Kommission abgelegt,
wobei von Vertretern der Mittelschule immer der Vorwurf erhoben wurde, dass in
dieser Kommission kein Mittelschullehrer vertreten war. Erschwerend fir die
Bewerber kam hinzu, dass die Schiler die Mittelschule in der Regel mit 16 Jahren
die Schule verlieRen, fir die Prifung aber ein Mindestalter von 17 Jahren
vorgeschrieben war. So wurde die Mdglichkeit der Kommissionspriifung nicht
haufig wahrgenommen, vor allem dann nicht, wenn — und das war die Regel —
nach dem Abschluss der Mittelschule zundchst eine Ausbildung begonnen wurde.
Eine weitere Erschwernis fur Mittelschiler ergab sich aus dem Umstand, dass nur
solche Mittelschulabsolventen zu der Kommissions-Priifung zugelassen wurden,
die eine Erklarung des Vaters tiber dessen Bereitschaft vorlegen konnten, den
»Freiwilligen* wahrend einer einjahrigen Dienstzeit zu bekleiden, auszuristen
und fur seine Wohnung zu sorgen. Es ist verstandlich, dass viele Eltern, auch
wenn sie unbemittelt waren, ihre S6hne statt zur Mittelschule auf eine hohere
Schule schickten, wo sie — unabhdngig vom Alter — bei entsprechenden
Leistungen den ,,Einjahrigenschein“ erwerben konnten.

Von der Mittelschule wurden auch unbedeutend erscheinende Berechtigungen fir
ihre Schulform positiv aufgenommen. So heil3t es im Jahre 1907 aus Wiesbaden:
,Die Zulassung als Zivilanwarter im hiesigen stadtischen Bureaudienst wird

"°Ebd., S. 167

"Vgl. ebd.

® FRANKE: Zur 13. Hauptversammlung des preuRischen Vereins fiir Mittelschulen. In:
MS 21 (1907), S. 377

" Ebd.
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abhangig gemacht von dem Berechtigungsschein fur den einjahrig-freiwilligen
Dienst. Nun hat der Magistrat unserer Stadt eine Neuregelung getroffen, indem
auch den Knaben, welche die Klasse I der hiesigen Knabenmittelschule mit Erfolg
besucht und im Rechnen und Deutschen die Note ,,gut* erhalten haben, dieselbe
Berechtigung gewahrt wird, wie denen mit dem Berechtigungsschein fir den
einjahrig-freiwilligen Dienst.“®® In dem gleichen Jahr wurde eine Mitteilung aus
Halle/Saale veroffentlicht, dass bei der Anstellung fir den stadtischen
,Bureaudienst“ Schiiler der Klasse | den Schilern mit dem Zeugnis fir den
einjahrigen Dienst gleichgestellt wurden, ,,wenn sie bei der Entlassung aus der
genannten Klasse im Deutschen sowie in der Mathematik die Zensur ‘gut’
erhalten haben.“®" Eine solche Entwicklung konnte durchaus als Indiz dafir
gewertet werden, dass der auf einer Mittelschule erworbene Abschluss
schrittweise Anerkennung fiir weiterfihrende berufliche Laufbahnen erhielt.®
Deutlich wird in diesem Zusammenhang auch die praktizierte Ubertragung der
,militarischen Berechtigung’ auf den zivilen Bereich.

Aus Kreisen der Mittelschulvertreter wurden groRe Erwartungen an die fir das
Jahr 1910 angekindigten ,,Bestimmungen® geknupft. Beziiglich der erwarteten
»Berechtigungen® fur die Mittelschule war die Ministerialverfiigung vom 3.
Februar 1910% dann allerdings eine Enttauschung, denn es hieR: ,Uber die
Erwirkung von Berechtigungen fur die vollausgestalteten Mittelschulen kénnen
zur Zeit Mitteilungen noch nicht gemacht werden.“®*  Damit blieb die
Mittelschule weiterhin ohne das ,Vergaberecht fur Berechtigungen’.

3.4 Lehrer und ihre Ausbildung

Von entscheidender Bedeutung fur die Entwicklung der Lehrerausbildung war die
Veroffentlichung der ,,Stiehlschen Regulative“85 im Jahre 1854. Diese sollten als
Folge der Revolution von 1848 vor allem die Lehrerausbildung fur den
Elementarbereich stark beeinflussen, damit auch die Ausbildung der
Mittelschullehrer.

Insgesamt wurden drei ,,Regulative” vorgelegt, von denen das erste wegen seiner
Bedeutung und den restriktiven Auswirkungen, vor allem fir die
Lehrerausbildung aber auch fur die weitere Entwicklung des gesamten
Schulwesens, umfassender angesprochen werden mdissen. In diesem Regulativ
wurde deutlich, in welch rigider Weise der Staat in die Ausbildung der
angehenden Lehrer eingriff und wie er die von hier ausgehende
Bildungsentfaltung einschneidend begrenzte.

1. ,Regulativ fur den Unterricht in den evangelischen Schullehrer-Seminarien der
Monarchie® vom 1. Oktober 1854:%

8 0.V.: Weitere Berechtigung der neunklassigen Knabenmittelschule. In: MS 21 (1907), S. 189
81 0.V.: Eine weitere Berechtigung der neunstufigen Knaben-Mittelschule. In: MS 21 (1907), S. 55
8 Eine Aufstellung der den Mittelschulen zuerkannten Berechtigungen ist als Anlage 3 beigefiigt.
:j Neuordnung des Mittelschulwesens. In: ZENTRALBLATT 1910, S. 343
Ebd.
8 STIEHL: Die drei preuRischen Regulative. 1858
8 STIEHL: Regulativ fiir den Unterricht in den evangelischen Schullehrer-Seminarien der
Monarchie. In: Die drei preulischen Regulative. 1858, S. 1
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Die mit den Regulativen in ganz erheblichem Male durchgefiihrte
Bildungsbegrenzung fiir die angehenden Elementarlenrer wurde zundchst
begriindet mit ,,Schwankungen und Gefahren der Abirrung“87, die die Aufstellung
von fiir alle Seminare verbindlichen Normen notwendig machten. Diese Normen

fanden ihre Darstellung in den ,,Allgemeinen Bestimmungen“8 der Regulative
sowie in den Hinweisen zu den einzelnen Unterrichtsfachern:

LAIs erste und unter allen Umstdnden zu lésende Aufgabe des Seminar-
Unterrichts ist anzusehen, dall durch Benutzung der mit den Seminarien
verbundenen Uebungsschulen die angehenden Lehrer zum einfachen und
fruchtbringenden Unterricht in der Religion, im Lesen und in der Muttersprache,
im Schreiben, Rechnen, Singen, in der Vaterlands- und Naturkunde samtliche
Gegenstande in ihrer Beschrankung auf die Grenzen der Elementarschule
theoretisch und praktisch  beféhigt werden.“®  Alle  Versuche einer
wissenschaftlichen Behandlung der Stoffgebiete wurden zwar als fir allgemeine
Bildungszwecke ,wiinschenswert und nitzlich* angesehen, fur den
Elementarlehrer aber als nicht unbedingt erforderlich bezeichnet. Der Umfang an
Kenntnissen eines Lehrers an der Volksschule sollte nach Stiehl nicht iber das

. S . " : 90
hinausgehen, was er in seinem spateren Beruf den Schiilern vermittelte.

Noch  deutlicher wurden in den Regulativen die angestrebten
Bildungsbeschrankungen fiir die Schiller im Lehrerseminar in den Aussagen fiir
die einzelnen Unterrichtsfacher: ,,Was bisher noch unter den Rubriken Padagogik,
Methodik, Didaktik, Katechetik, Anthropologie und Psychologie usw. gelehrt sein
sollte, ist von dem Lektionsplan zu entfernen“gl, statt dessen sollte mit zwei
Wochenstunden das Fach ,,Schulkunde® erteilt werden. Und: ,,In dem Seminar ist
kein System der Padagogik zu lehren, auch nicht in populérer Form.” Die in dem
Fach Schulkunde zu vermittelnden Inhalte fanden ihre Zusammenfassung in der
Aussage, dass ,,die Zoglinge mit ihren Pflichten als kiinftige Diener des Staates
und der Kirche [...] bekannt zu machen“ sind. Der Wegfall aller paddagogischer
Inhalte in der Ausbildung der kinftigen Lehrer fand seinen Ersatz in der
Forderung: ,,Was die Erziehung im Allgemeinen betrifft, so wird fur den

kiinftigen Elementarlehrer eine Zusammenstellung und Erldauterung der in der

heiligen Schrift enthaltenen, hierfiir gehérigen Grundsétze ausreichen™.

Die so vermittelte Bildung war die Grundlage und der Kenntnisstand auf denen,
im Rahmen eines Selbststudiums, die kiinftigen VVolksschullehrer ihre Ausbildung
zum Mittelschullehrer betreiben mussten.

Zeitgleich mit den oben angesprochenen ,,Bestimmungen von 1872“ wurde am
15. Oktober 1872 auch die ,,Prufungsordnung fur Lehrer an Mittelschulen*®*

¥ Ebd.

% Ebd., S.5

% Ebd.

% Ebd.

*'Ebd., S. 12

“Ebd.; S. 13

“Ebd.; S. 14
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erlassen. Eine auf die Mittelschullehrer bezogene Prifung hatte es bis dahin nicht
gegeben, da es aber in den ,,Bestimmungen von 1872* zum Mittelschul-Lehrplan
hieR: ,,Der Unterricht ist nur von solchen Lehrern zu ertheilen, welche hierzu nach

MaRgabe der Prifungsordnung als beféahigt anerkannt sind“,95 hatten nun in
weiteren Bestimmungen die Voraussetzungen fir die Ausbildung dieser Lehrer
ebenfalls festgelegt werden missen. Diese 1872 dazu vorgelegte
»Prafungsordnung fiir Volksschullehrer, Lehrer an Mittelschulen und Rectoren*
gab aber fur eine solche Ausbildung keinerlei Hinweise.

Bereits in den friiheren Schulen des mittleren Schulwesens war es zur Regel
geworden, dass in den unteren Klassen Volksschullehrer, in den oberen Klassen
wissenschaftlich vorgebildete Lehrer eingesetzt wurden. Nach der neuen
Prifungsordnung von 1872 hiel} es nun: ,,Diejenigen Lehrer, welche sich nur
provisorisch in einem Amte befinden, zu dessen Wahrnehmung von jetzt an eine
hohere, als die von ihnen nachgewiesene Befahigung gefordert wird, verbleiben in
dem ihnen vorlaufig Ubertragenen Amte, jedoch ist dessen definitive Verleihung
von Ablegung der erforderlichen Prufung, zu welcher ihnen drei volle Jahre Frist
gelassen wird, abhdngig zu machen.“*® Zu der Prifung zum ,Lehrer an
Mittelschulen® wurden Geistliche, Kandidaten® der Theologie oder der
Philologie und Volksschullehrer nach ihrer zweiten Prufung zugelassen. Damit
wurde ein deutlicher Trennungsstrich gezogen zwischen den Lehrern an der
Volksschule und denen an der Mittelschule: Nun ging der Gesetzgeber davon aus,
dass fur den Unterricht an der Mittelschule mit den deutlich erhohten
Anforderungen die Ausbildung der VVolksschullehrer nicht ausreichte.

Die Volksschullehrer hatten sich auf diese Priifung ausschlief3lich autodidaktisch
vorzubereiten. Die Schrift ,,Die Vorbereitung auf die Prifung der Lehrer an
Mittelschulen® von Schwochow®, die fiir die VVorbereitung auf diese Priifung zur
Verfligung stand, soll eingehender analysiert werden, da hier aufschlussreiche
Hinweise auf die Mdoglichkeiten der Vorbereitung, aber auch auf die Schwie-
rigkeiten gegeben wurden:

Im Vorwort wurde darauf hingewiesen, dass es urspriinglich Aufsatze waren, die
in der ,,Freien deutschen Schulzeitung® veroffentlicht wurden. Hierbei ging es
dem Verfasser darum, ,,auch solchen Kandidaten Hilfsmittel und Wege fur ihre
Fortbildung zu zeigen, die ihren Wirkungskreis abseits von den Verkehrs- und
Bildungszentren haben.“®® Die Defizite diese Verfahrens werden auch in den
vielféltigen Hinweisen deutlich, mit denen der Verfasser versuchte, den
Kandidaten Hilfestellung fur Vorbereitung der Prifungen zu geben, z.B. fur die
Literaturauswahl, zur Materialbeschaffung, zur Vorgehensweise bei der
Durcharbeitung des Lernstoffes, zur Anfertigung der schriftlichen Hausarbeit und
sogar bei der Vorbereitung und der Durchfiihrung von Experimenten fur die
Prufungen in naturwissenschaftlichen Fachern.

Diese fehlende Eigenstandigkeit in der Ausbildung und die damit verbundenen
Trennung der an den Mittelschulen tatigen Lehrer in ,,akademisch* und

% Bestimmungen von 1872. In: CENTRALBLATT 1872. S. 599

% priifungsordnung 1872 In: CENTRALBLATT 1872. S. 634

% Kandidaten waren solche Bewerber, die ihr wissenschaftliches Studium an der Universitat
abgeschlossen hatten.

z: SCHWOCHOW: Die Vorbereitung auf die Priifung fir Lehrer an Mittelschulen. 1904
Ebd., S.1



-43-

»Seminarisch® vorgebildete Lehrergruppen sollte sich in der Folgezeit als
nachteilig fir die Arbeit an der Mittelschule herausstellen. Den beiden Gruppen
wurden vollig voneinander abweichende Intentionen fur die Berufswahl
unterstellt:  ,Wer macht die  Mittelschullehrerpriifung? Von  den
Volksschullehrern, wenn nicht die strebsamsten, so doch ein grofRer Teil der
strebsamsten, fleiBigsten und tiichtigsten Kollegen. Von den Akademikern meist
solche, welche es niemals zu einem theologischen oder philologischen Examen
bringen kénnen.“'® Fir die seminarisch ausgebildeten Lehrer an Mittelschulen
als ehemalige Volksschullehrer bedeutete dieses Amt ein Aufstiegsamt,
verbunden auch mit sozialem Aufstieg; fur die akademisch ausgebildeten
Mittelschullehrer handelt es sich um eine Berufswahl, die nicht einer Berufung
entsprach. Fir diese Lehrer war die berufliche Tatigkeit sicherlich oft auch mit
Frustrationen begleitet: ,,Am meisten kommen Reibereien vor nicht zwischen
Volksschullehrern und akademisch Gebildeten, sondern seminarisch gebildeten
Mittelschullehrern und [...] akademisch Gebildeten. Es sind namlich gerade oft
jene Akademiker, welche mit Ach und Weh das Mittelschulexamen bestanden
oder gar vielleicht einmal durchgefallen sind, die es lieben, sich mit einem
gewissen akademischen Glorienschein zu umgeben, um ja nicht fir seminarisch
gebildet gehalten zu werden.“*™ Wie stark die hier auftretenden Animosititen
ausgepragt waren, soll noch einmal verdeutlicht werden: Als geplant war, die an
den hoheren Tochterschulen tatigen seminarisch und akademisch gebildeten
Mittelschullehrer gemeinsam in der Elementarlehrer-Witwen- und Waisenkasse
zu versichern, legte der Leiter einer Schule Protest ein: ,Es héatte die
wissenschaftlich gebildeten Lehrer peinlich berihrt, sie wéren in ihrem Ehrgefhl
gekréankt gewesen, wenn man sie gezwungen hatte, einer Kasse beizutreten,
welche ausschlieRlich fir Elementarlehrer bestimmt war.“*%* Auch durch die
Tatsache, dass Geistliche, Kandidaten der Theologie und Philologie durch die
Prifungsordnung mit den seminarisch gebildeten Lehrern insofern auf eine Stufe
gestellt wurden, dass auch diese zum Mittelschullehrer- und Rektoramt zugelassen
sind, war ,,der Stand der wissenschaftlich gebildeten Lehrer notwendigerweise
herabgedriickt worden.“'% Die Herabsetzung der an den hoheren Téchterschulen
unterrichtenden Mittelschullehrer geschah sicherlich vor dem Hintergrund, dass
zu diesem Zeitpunkt diese Schulform bemiht war, dem gymnasialen Schulwesen
zugerechnet zu werden. Dazu gehort nach Auffassung des namentlich nicht
genannten Verfassers wohl auch, dass an einer solchen Schule keine
Mittelschullehrer tétig sein durfen, was er auch in aller Offenheit sagte: ,,s0 liegt
es doch auf der Hand, dal3 eine Schule, die den Anspruch erhebt, eine hohere
genannt zu werden und Vorrechte der héheren Schulen fir sich verlangt, doch

nicht ein Lehrerkollegium von nur seminarisch gebildeten Lehrern haben darf.«0*

Mit Datum vom 1. Juli 1901 wurde eine ,,Ordnung der Prifung der Lehrer an
Mittelschulen“'® verdffentlicht, mit der die erste Priifungsordnung fiir Lehrer an
Mittelschulen von 1872 abgeltst wurde. Nach dieser Ordnung wurden zu der
Prifung zugelassen

100 5 V. (gez. T.B.): Seminarisch oder akademisch? In: MS 4 (1890), S. 58

101 Epg., S. 58

192 9.V. (gez. Dch): Beitrage zur Wahrung der Standesinteressen. In: MS 1 (1887), S. 135

103 Epq.

“Ephd., S. 134

195 Ordnung der Priifung der Lehrer an Mittelschulen. In: CENTRALBLATT 1901, S. 649 ff
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— \olksschullehrer nach der zweiten Lehrerprifung und

— Geistliche und Kandidaten des hoheren Lehramtes oder der Theologie, welche
mit dem Zeugnis der Reife die Universitdt bezogen haben und sich darlber
ausweisen, dass sie sich mindestens drei Jahre hindurch den entsprechenden

Universitatsstudien ordnungsmafiig gewidmet haben, %

Es gab auch nach der neuen Prifungsordnung noch keine eigenstandige
Ausbildung fir Mittelschullehrer, denn weiterhin war die erste VVoraussetzung die
Ausbildung zum Volksschullehrer, an die die Mittelschullehrerprifung
angeschlossen werden konnte. Inhaltlich gab es aber einige Verénderungen
gegeniber der Prifungsordnung von 1872. Als Bestandteil der Prifung war von

den Bewerbern auRerdem eine schriftliche Hausarbeit™" anzufertigen, die sich im
Inhalt auf eines der beiden gewahlten Priifungsfacher beziehen musste. Dazu hiel3
es, dass ,,in der Arbeit grundliche, sachliche Behandlung mit sprachrichtiger,
logisch geordneter Darstellung verbunden sein muR.“'% An dieser Formulierung
setzte von Seiten der Mittelschullehrer massive Kritik an, denn in der bisherigen

Prifungsordnung war gefordert, dass die ,Arbeit in wissenschaftlich

begrindender Form zu l6sen“™® war. Da noch im Entwurf zu der neuen

Prifungsordnung aus dem Jahre 1896 beabsichtigt war, die ,,Priifung nach der
wissenschaftlichen Seite zu vertiefen,“™° musste es nun als eine qualitative
Herabstufung im Anspruchsniveau der Priifung gesehen werden, wenn in der nun
vorliegenden Prifungsordnung jeglicher Anschein vermieden wurde, die ,,Prifung
fir Lehrer an Mittelschulen” sei mit einer  wissenschaftlichen Prifung zu
vergleichen. Begriindet wurde dies unter anderem damit, dass eine Priifung, auf
die sich der Bewerber nur autodidaktisch vorbereitet, keine wissenschaftliche

) 111
Prifung sein kdnne.

Eine neue Diskussion Uber die Lehrerausbildung begann im Jahre 1908, diesmal
in  Verbindung mit einer moglichen neuen Funktion der Mittelschule.
Ausgangspunkt war ein Vergleich zwischen Aufgabe und Abschlussprofil der
Mittelschule und der Praparandenanstalt. Die Lehrplane zeigten, dass zwischen
diesen beiden Schulformen nur geringfligige Unterschiede bestanden. Die
Forderung, diese beiden Bildungsabschliisse gleichzusetzen, erschien berechtigt,
dies vor allem auch unter dem Gesichtspunkt, dass die eigentliche berufliche
Ausbildung fir die angehenden Volksschullehrer nicht in der Praparandenanstalt,
sondern erst im daran anschlielenden Lehrerseminar stattfand. Demgegentiber
kam der Praparandenanstalt die ausschlieBliche Aufgabe zu, eine Uber den
Volksschulabschluss hinausgehende Allgemeinbildung zu vermitteln; ein Ziel, das
in nahezu gleichem Umfang auch die Mittelschule verfolgte. Als Konsequenz
solcher Vergleiche wurde der ,Preuische Verein fiir Lehrer und Lehrerinnen an
Mittelschulen’?  von  seinen  Mitgliedern  aufgefordert, an  die
Unterrichtsverwaltung den Antrag zu stellen, Mittelschulabsolventen in die

106 \/gl. ebd., S. 649

197 v/gl. ebd., S. 651

198 Epd.

199 prijfungsordnung 1872. In: CENTRALBLATT 1872, S. 641

119 SCHWOCHOW: Uber die neue Priifungsordnung fir Lehrer an Mittelschulen. In:
MS 16 (1902), S. 104

" Epd,, S. 107

112 Der einzige nachweisbare Verein fiir die Lehrer und Lehrerinnen an Mittelschulen. Der Verein
war Herausgeber der Zeitschrift ,,Die Mittelschule®.
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Abschlussklasse der Praparandenanstalt aufzunehmen.***  Dieser Antrag mag
auch mit der Uberlegung verbunden gewesen sein, dass der Mittelschule auf diese
Weise eine zusétzliche Funktion und damit erweiterte Bedeutung zukam. Ganz
offensichtlich waren diese Initiativen erfolgreich, denn in einem Ministerialerlass
vom 21. Januar 1911™* hieR es: ,,Fast gleichartig aber ist der Bildungsgang der
Mittelschule und der Praparandenanstalt. Daher sind die Schuler und
Schilerinnen, welche den Abschluss einer vollentwickelten Mittelschule mit
mindestens geniigendem Erfolg erreicht haben, bei ihrem Ubertritt in eine
dreiklassige Praparandenanstalt ohne Prifung endgultig in die zweite Klasse
aufzunehmen.”“ Diese Entscheidung ist nicht nachzuvollziehen: Wenn die
Bildungsgénge der beiden Institutionen ,fast gleichartig” sind, misste der
Abschluss der Mittelschule demnach dazu berechtigen, in die dritte Klasse der
Praparandenanstalt einzutreten. Vom Besuch der Préparandenanstalt den Schilern
nur ein Jahr zu erlassen konnte dem Anspruch der Mittelschule nicht gerecht
werden.

Im Jahre 1910 erfolgte eine Regelung bezuglich der ,,Amtsbezeichnung der
Lehrer an 6ffentlichen Mittelschulen“.**> So lautete der Erlass, mit dem festgelegt
wurde, ,,da den an Offentlichen Mittelschulen angestellten Lehrern , die die
Prifung fur den Dienst an Mittelschulen abgelegt haben [...], die
Amtsbezeichnung ,Mittelschullehrer’ beigelegt werde. Dagegen haben die nicht
gepruften Lehrer an den Mittelschulen (Elementarlehrer) die Amtsbezeichnung
,Lehrer an Mittelschulen’ zu fithren.«!*

3.5 Chemieunterricht

Bei den ,,VVorbereitenden Verhandlungen im preuRischen Unterrichtsministerium
iber die Mittelschulen“™*’ im Juni 1872 wurden sechs Thesen »rucksichtlich der
errichtenden Mittelschulen” vorgelegt, bei denen als Unterrichtsgegenstand auch
Naturlehre (Physik, Chemie) aufgefiihrt wird.''® Bei der Diskussion dieser Thesen
wurde es fir zweckmalig gehalten, ,,dall auf Wunsch der Eltern an Stelle von
Physik und Chemie, welche vor dem 15ten Lebensjahr nur in dirftiger Weise
getrieben werden konnten, Latein gelehrt werde, um auf diese Weise Gelegenheit
zu einer Vorbildung fir den Besuch des Gymnasiums zu gewahren.“119 Ein
Gegenargument dazu lautete, dass ,,auch wenn Physik und Chemie nur in den
Grundzugen gegeben werden konnte, sei er doch fiir einen jungen Mann, der in
das gewerbliche Leben eintreten wolle, niitzlich.«'%

Der vorliegende Diskussionsausschnitt aus den o.a. Verhandlungen belegt
deutlich, wie wenig die bei der Institutionalisierung der Mittelschulen festgelegten
Intentionen mit den spater geduRerten Vorstellungen Ubereinstimmten, die

3 WEBER: Mittelschule und Praparandenanstalt. In: MS 22 (1908), S. 166

14 Obertritt von Schiilern und Schiilerinnen héherer Lehranstalten und Mittelschulen in Seminare
und Praparandenanstalten. In. CENTRALBLATT 1911, S. 268

15 Amtsbezeichnung der Lehrer an 6ffentlichen Mittelschulen. In: CENTRALBLATT 1910,
S. 272

16 Epy,

17 v/gl. Vorbereitende Verhandlungen im preuRischen Unterrichtsministerium im Juni 1872. In:

MAASSEN: Quellen. 1. Band, S. 97 ff.

18 Epd., S. 99

19 Epd., S. 101

120 Epd.
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Mittelschulen  seien aus der Notwendigkeit der Behandlung der
naturwissenschaftlichen F&cher entstanden. Fur die weitere Entwicklung der
Mittelschule bedeutete diese Frage aber eine Gelenkstelle: Die Einfiihrung des
Faches Latein h&tte wegen der damit verbundenen Anbindung an die hohere
Schule  bedeutet, dass sie als Schulen des hoheren Schulwesens zu sehen
gewesen waren. Die Entscheidung fur die alternative Einfuhrung der Fécher
Physik und Chemie bedeutete die endgultige und verbindliche Festlegung dieser
Facher im Lehrplan der Mittelschule. Diese These erlaubt auch die Annahme,
dass mit der Entscheidung gegen den Lateinunterricht der dauerhafte Bestand der
Mittelschule gesichert werden sollte. Dem widersprach nicht die Einfihrung von
Lateinunterricht als Zusatzangebot, um Schiilern den Ubergang zu héheren
Schulen zu ermdglichen.

Fur die 1872 institutionalisierte Mittelschule wurden als Bestandteil der
»Bestimmungen von 1872“ fur die einzelnen Facher Lehrplédne vorgelegt, in
denen auch die Unterrichtsziele aufgefthrt waren.*** So hieR es u.a. fur den
naturwissenschaftlichen Unterricht: ,,daR die Mittelschiler zu selbstandiger und
aufmerksamer Beobachtung der Natur anzuleiten sind. In Schulen mit mehr als
sechs Klassen werden namentlich die Unterweisungen aus der Physik und der
Chemie zu einer mehr zusammenhdngenden Darstellung dieser Disziplinen
erweitert.*'?> Damit erfuhr der naturwissenschaftliche Unterricht eine
Entwicklung von der Behandlung einzelner Phanomene zu einer umfassenderen
Behandlung naturwissenschaftlicher Themen.

Fur den naturwissenschaftlichen Bereich sah der festgelegte Lehrplan
,Naturkunde’, unterteilt in die Facher ,Naturbeschreibung’ (Biologie) und
,Naturlehre” (Physik und Chemie) vor.'?® Dabei sollten Biologie mit zwei
Wochenstunden in den oberen drei Klassen sowie Physik und Chemie mit zwei
bzw. drei Wochenstunden in den beiden oberen Klassen erteilt werden. Fir den
naturwissenschaftlichen Unterricht waren so insgesamt 11 Wochenstunden
vorgesehen (vgl. Tab. 1). Bezogen auf die Gesamtwochenstundenzahl von 30 bis
33 Stunden war der Anteil der naturwissenschaftlichen Facher mit maximal flnf
Wochenstunden in der Abschlussklasse damit allerdings nur begrenzt.

Der naturwissenschaftliche Unterricht erhielt nun durch die Festschreibung in den
»,Bestimmungen von 1872“ verstarkte staatliche Anerkennung, da er durch die
berufsvorbereitenden Unterrichtsanteile als ein Bindeglied zwischen Schule und
Praxis gesehen wurde. Diese Funktion konnte der Unterricht an der Mittelschule
ubernehmen, da in den Bestimmungen von ihr gefordert wurde,
Unterrichtsgegenstande vor allem fur den naturwissenschaftlichen Unterricht
bevorzugt aus dem Lebensbereich der Schiler zu nehmen. Gerade dieser Bezug
zum Lebensbereich der Schiiler, das Prinzip der ,Lebensnédhe’, sollte immer
wieder in die Lehrplanen aufgenommen werden und ein bestdndiges Prinzip der
Mittelschule bleiben.

121 Bestimmungen von 1872. In: CENTRALBLATT 1872. S. 598
122 Epd., S. 603
123 Epq.
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Fir die zu behandelnden Themen im Bereich ,Naturlehre’ wurden in den
»Bestimmungen von 1872 nur spérliche inhaltliche Angaben gemacht: So hiel3 es

. . 124
fur die beiden oberen Klassen:

—fir die 2. Klasse: Mechanische Eigenschaften der festen, flissigen und
luftformigen Korper. Die einfachsten Erscheinungen des Magnetismus.

—fur die 1. Klasse: Das Wichtigste aus der Lehre von der Electricitat, von der
Wérme, dem Lichte und dem Schalle, auRerdem in einer besonderen Stunde die
Anfangsgrinde der Chemie.

Erganzend wurde gefordert: ,,Uberall sind beim Unterrichte in der Naturkunde
gute natiirliche Exemplare oder Nach- und Abbildungen zu benutzen; in der
Physik ist auBerdem das Experiment der Unterweisung zu Grunde zu Iegen.“125
Hiermit wurde der Einsatz von Modellen — zundchst als Sachmodelle fur den
Unterricht im Fach Biologie — gefordert, auch wenn dieser Begriff nicht
ausdrucklich benutzt wurde. Fir eine methodische und didaktische Ausgestaltung
des Unterrichts auf der Grundlage der vorgegebenen Themen wurden keinerlei
Hinweise gegeben.

Fur die naturwissenschaftlichen  Facher ergab sich die folgende
Stundenverteilung:

Tabelle 1: Naturwissenschaftlicher Unterricht ab 1872

Fach Klasse'®
6 5 4. 3 2 1
Naturbeschreibung - - - 2 2 2
- Biologie -
Naturlehre - - - - 2 3
- Physik/Chemie -

Quelle: Bestimmungen von 1872

Bedeutungsvoll erscheint der Hinweis auf die Lehrerausbildung128 in den
»,Bestimmungen von 1872%. Es heillt ,daB es eine besondere Aufgabe des
Seminarunterrichts ist, fur die Darstellung der Naturwissenschaften Methoden zu
finden, durch welche sie auch auf den untersten Stufen schon formell bildende
Kraft erlangen.“129 Diese Aussage macht einmal die weiter zunehmende
Bedeutung des naturwissenschaftlichen Unterrichts auch vor dem Hintergrund
seines Bildungsgehaltes, der diesem Fach damit zugestanden wurde, deutlich. Er

124v/gl. ebd., S. 603

125 Epd.

126 Dje 6. Klasse ist die Eingangsklasse, die 1. Klasse die Abschlussklasse.

127 Bestimmungen von 1872. In: CENTRALBLATT 1872. S. 608

128 \/gl. Lehrordnung und Lehrplan fiir die Kéniglichen Schullehrer-Seminare. In:
CENTRALBLATT 1872. S. 618 ff

2 Ebd., S. 628
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lasst aber auch erkennen, dass naturwissenschaftlicher Unterricht als ,bildender
Unterricht’” akzeptiert wurde.

Wesentlich war in diesem Zusammenhang, dass die Lehrer  fir die
Unterrichtsarbeit durchaus einen Freiraum hatten, wenn pédagogische Ent-
scheidungen dies erforderten. Es hiell: ,,Wo die localen Verhéltnisse eine
besondere Beriicksichtigung des Ackerbaues, Fabrikwesens, Bergbaues, Handels
oder der Schiff-Fahrt in dem Lehrplane bedingen, sind die erforderlichen

Anderungen in demselben vorzunehmen®**®, Gerade fiir Lehrer, die bisher unter
den einschrankenden Vorschriften der Stiehl’schen Regulative gearbeitet hatten,
muss dieser padagogische Freiraum von grol3er Bedeutung gewesen sein.

Die Ursachen fir diesen Wandel waren u.a. zurickzufuhren auf die
Veranderungen in Politik und Wirtschaft. Nach der Reichsgriindung von 1871
gelang es dem Reichskanzler Bismarck, das Staatsbewusstsein in der Bevolkerung
zu stérken. Gleichzeitig wurde mit den Reparationszahlungen, die Frankreich
nach dem verlorenen Krieg zu leisten hat, die Industrie in Deutschland in einer
aullerordentlich umfangreichen und erfolgreichen Weise beeinflusst, so dass sich
hier ein Wandel vom Agrar- zum Industriestaat vollziehen konnte. Dies setzte
aber auch voraus, dass den Menschen die ,,Angst vor der Wissenschaft"
genommen wurde. Diese Aufgabe sollte bereits der Unterricht in der Schule
leisten, was aber wiederum voraussetzte, dass diesem Unterricht eine grofere
Gewichtung bezuglich des Umfangs, der Inhalte, aber auch der Uber die Schule
hinausgehenden Akzeptanz zugestanden wurde.

Zahlreiche physikalische und chemische Erfindungen und technische
Entwicklungen in dieser Zeit — Farbstoffe, Glihlampe, Dynamo, Fotografie, das
Auto gehdren zu den wichtigen Bereichen — waren die Folge und begiinstigten
eine weitere positive Entwicklung, bedeuteten aber fir die Unternehmen einen
erhohten Bedarf an Mitarbeitern mit guter naturwissenschaftlicher Vorbildung.
Das hatte selbstverstandlich Auswirkungen auf das Schulwesen, denn von den
Schulen wurde verlangt, dass sie die notwendigen Voraussetzungen schafften: Sie
sollten die jungen Menschen beféhigen, den neuen Anforderungen aus der
Industrie gerecht zu werden.

Die Ablosung der ,,Stiehl’schen Regulative® im Jahre 1872 hatte auch zur Folge,
dass im Rahmen von LehrerfortbildungsmalRnahmen (ber methodische und
didaktische Fragen offen diskutiert wurden. Bisher sah die Methodik des
Unterrichts — zumindest im Volksschulbereich und mittleren Schulwesen -
nahezu ausschlieBlich den Lehrervortrag vor. Diskussionen hiertiber waren bisher
nach den ,,Regulativen” unzuléssig: ,,Die bisher in den meisten Seminarien unter
dem Titel ,Methodik’ gegebene Darlegung der Methode aller Elementar-
Unterrichtsfacher hat zur Losung der Aufgabe, die kunftigen Schullehrer zur
Aneignung einer sicheren und leicht anwendbaren Behandlung des Unterrichts zu
fihren, wenig beigetragen.“131 Eindeutig formuliert war das ,Ziel“ des
naturkundlichen Unterrichts: “dass ein Lesebuch hergestellt werde, dessen

130 Bestimmungen von 1872. In: CENTRALBLATT 1872, S. 598
B STIEHL: Die drei preuBischen Regulative. 1858, S. 19
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lebensvolle und charakteristische Bilder und Schilderungen das ausreichende
Material fur den erganzenden und erlduternden Unterricht des Lehrers bten.“ 1>

Hier trat nach Aufhebung der Regulative eine entscheidende Wende ein. Fir den
Lehrer war die Grundlage fur die praktische Arbeit in der Schule zunéchst der
offizielle Lehrplan. Dieser war mit dem vorgegebenen Stoffgerlist nur wenig
aussagekraftig. Als hilfreiche Ergédnzung dazu waren nun Veroffentlichungen von
erfahrenen Lehrern zu sehen, die als ,,didaktische Aufbereitung“ gelten konnten.
Gerade in Anbetracht der Lehrersituation waren derartige Hilfen wahrscheinlich
unverzichtbar. Als ein Beleg fur diese These soll der Beitrag von Carl Baenitz
LAusfihrlicher Lehrplan fur den Unterricht in der anorganischen Chemie in
Mittelschulen“*** aus dem Jahre 1873 vorgestellt werden.

Baenitz argumentierte zunéchst gegen die bisher im Chemieunterricht praktizierte
Vermittlung einer reinen Stoffsammlung, bei der eine groRe Anzahl von Namen
chemischer Stoffe ungeordnet von den Schiilern auswendig zu lernen waren. ™
Daher begrite Baenitz nachdriicklich ein neues Chemiebuch ,,Lehrbuch der
anorganischen Chemie* von Arendt135, der versuchte, die zu behandelnden Stoffe
nach pédagogischen Gesichtspunkten zu strukturieren. ,,Es war gewil3 ein sehr
wichtiger Fortschritt, den Arendt in seinen Blichern durchgefiihrt hat, als er die
Unterrichtsmethode dahin abanderte, dal’ er von den VVorgéngen und Operationen
ausging, wahrend der Unterricht bis dahin nach den Grundstoffen geordnet
war.“**  Hierbei handelte es sich um eine neue Konzeption des
naturwissenschaftlichen Unterrichts, denn es hiel3: ,,Dr. Arendt in Leipzig hat es
in neuester Zeit in seinem ‘Lehrbuche der anorganischen Chemie’ zuerst versucht,
den Stoff, welchen die anorganische Chemie bietet, nach naturgemélen
Grundsatzen zu ordnen und zu verarbeiten.“**’ Gleichzeitig gab Arendt dabei
auch eine Begrindung fur die Neugestaltung dieses Lehrbuchs, indem er darauf
hinwies, dass der alte systematische Weg verlassen worden sei, um das
Gedachtnis des Schlers nicht dadurch zu uberfordern, dass er ,,mit einer Fiille
neuer Anschauungen tberschittet wird, die in keinem Zusammenhang stehen und
die der Schuler nicht zu beherrschen vermag.“138 Eine solche Forderung sollte
sich in Zukunft wie ein ,roter Faden’ durch die Entwicklung des
Chemieunterrichts ziehen, wenn immer wieder vor der Vermittlung rein
enzyklopédischen Wissens und das in unzumutbarer Fulle gewarnt wurde.

In einer ausfihrlichen Darstellung im Lehrplan von Baenitz, die sich im
wesentlichen auf eine phanomenologische Betrachtungsweise der Stoffe
beschréankte, gibt es aber durchaus auch Hinweise auf die allgemeine Bedeutung
der Chemie: ,,Wenn also die Chemie einerseits Uber diejenigen Stoffe Aufschlul}

2 Epd., S. 37

133 BAENITZ: Ausfiihrlicher Lehrplan fiir den Unterricht in der anorganischen Chemie in
Mittelschulen. In: Der praktische Schulmann 26 (1873)

134 vgl. ebd., S. 323

135 ARENDT: Lehrbuch der anorganischen Chemie. 1868

13 ARENDT: Gehért die Chemie als Unterrichtsgegenstand in die Erziehungsschule? In: Jahrbuch
des Vereins flr wissenschaftliche Paddagogik. 1883, S. 202 (Arendt zitiert hier eine Aussage
von Baenitz)

T BAENITZ: Ausfiihrlicher Lehrplan fiir den Unterricht in der anorganischen Chemie in
Mittelschulen. In: Der praktische Schulmann 26 (1873), S. 323
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giebt, aus welchen die in der Naturgeschichte betrachteten Korper bestehen, [...]
andererseits aber dadurch fordernd in alle Verhdltnisse des Lebens eingreift, dass
sie fir dasselbe eine Menge neuer Stoffe und ihrer Verbindungen nutzbar macht,
so hat sie sich hierdurch auch Burgerrecht in all den Schulen erworben, welche
wahrhaft dem Leben dienen und filr dasselbe vorbereiten sollen.“***
Nachdricklich wurde hier so die Bedeutung der Chemie fur das Leben der
Menschen herausgestellt — Erkenntnis Uber die Zusammensetzung der Stoffe,
Herstellung und Nutzbarmachung neuer Stoffe — und es wurde aus dieser
allgemeinen Bedeutung der Chemie flir das Leben der Menschen die
Notwendigkeit ihrer Behandlung im Unterricht abgeleitet.

An einer weiteren Stelle wurde darauf hingewiesen, dass nach Beendigung der
Behandlung jedes Abschnittes ,,die Beziehungen der Elemente zum praktischen
Leben hervorzuheben seien“**. Im Zusammenhang mit der Besprechung der
Reduktion wurde gefordert: ,,Bei der Wichtigkeit, welche die Eisenindustrie auf
allen Gebieten des Lebens erlangt hat, erscheint es als eine billige Forderung,
wenn von jedem Gebildeten ein Verstandnis und eine Kenntni3 der groRartigsten
aller Reductionsprocesse erwartet wird.“*** Das waren durchaus erste Ansatze
dafur, dem Chemieunterricht eine ,allgemeinbildende Aufgabe® zuzugestehen.
Nicht nur als ein Stoffgebiet fir die Schiler wurde dieser beispielhaft gewahlte
Bereich gesehen, sondern jeder Gebildete sollte diese Kenntnisse haben,
Kenntnisse in der Chemie gehdrten also fortan zur Allgemeinbildung.

Auf methodische Hinweise fir die Erarbeitung des Stoffes wurde von Baenitz
nicht eingegangen. Es gibt lediglich einmal einen Hinweis: Die ,,Methode, nach
welcher der chemische Unterricht nur allein ertheilt werden darf, ist die Methode
der inductiven Forschung. Das Experiment oder die Befragung der Natur ist die
Basis des Unterrichts, aus welchem das Naturgesetz gefolgert wird.“'*? Es ist
leicht einzusehen, dass unerfahrene Lehrer mit ihrer mangelhaften
naturwissenschaftlichen Ausbildung in den Lehrerseminaren kaum in der Lage
waren, auf einer solchen Basis einen fir die Schiler Uberzeugenden Unterricht zu
gestalten.

Ein Grundproblem der Mittelschule wurde hier aber deutlich, denn es hiefl? bei
Baenitz: ,,Die Ausstattung der Versuche und die ganze Durchfilhrung seines
Lehrganges ist fir hohere Lehranstalten bestimmt. [...] Dem einsichtsvollen
Lehrer wird es ein Leichtes sein bei beschrankter Zeit die richtige Stoffauswahl zu
treffen.“*** Diese Ubernahme des eigentlich fur das Gymnasium bestimmten
Stoff-planes, der nur der Arbeit an der Mittelschule angepasst wurde, macht auch
etwas von dem fehlenden Selbstbewusstsein der Mittelschule deutlich, da es in
dieser Zeit versaumt wurde, schulform-spezifische didaktische Begleitmaterialien
— auch Lehrbiicher — zu schaffen. Die Mittelschule versdumte damit auch, sich
eine ihre Eigenstandigkeit definierende ,mittelschulspezifische Identifikation” zu
geben.

Von den Mittelschullehrern waren Impulse zu einer schulform-spezifischen
didaktischen und methodischen Ausrichtung der neuen Schulform nur in Ansatzen

139 Epq,
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zu erwarten. Die Begrindung wird deutlich in dem Bericht eines ,Seminar-
Zoglings’, der aus seiner Seminarzeit zu Beginn des Jahrhunderts berichtete: ,,Die
Allgemeinbildung, die uns vermittelt wurde, war durftig, vor allem in den
naturwissenschaftlichen Fachern [...]. Dies lag hauptséchlich an den Lehrern und
an ihrer Aus- und Fortbildung. Zuweilen fehlte es in den Sachféachern an der
Tiefen- und Breitenbehandlung, oft an der Vermittlung innerer Zusammenhange,
der Ursachen, Folgen und Beziehungen zum wirklichen praktischen Leben, zur
Gegenwart und den moglichen Auswirkungen fur die Zukunft. [...] Anregungen
fur die Weiterbildung empfingen wir nur sparlich.“**

Der Unterricht in der Préparandenanstalt und im Lehrerseminar wurde zu dieser
Zeit in der Regel von Lehrern erteilt, die ihre eigene Ausbildung zu einer Zeit
erfahren hatten, als die Stiehl’schen Regulative noch galten oder gerade
aufgehoben worden waren, deren negative Auswirkungen sie also noch in vollem
Umfang zu splren bekommen hatten. Diese Mangel haben mit Sicherheit auch
den Gottinger Professors Klein veranlasst, die Einrichtung von Mittel-
schullehrerkursen an den Universitaten zu fordern. Und es ist bezeichnend, dass er
diese Kurse gerade fur die naturwissenschaftlichen Facher als notwendig
erachtete. Es waren Volksschullehrer mit den oben geschilderten Defiziten in ihrer
natur-wissenschaftlichen Ausbildung, die Mittelschullehrer wurden. Es konnte
aber auch nicht erwartet werden, dass die akademisch vorgebildeten Mittel-
schullehrer, die also nach einem Universitatsstudium die Mittelschullehrer-
Prifung ablegten, hier fur einen Ausgleich hatten sorgen konnen. Bereits 1872
wurde der VVorwurf erhoben, dass an den Universitaten naturwissenschaftliche und
mathematische Lehrerseminare nur in Ausnahmeféllen vorhanden waren, wahrend
eine Universitdt ohne philologisches Seminar undenkbar sei. Die wenigen
vorhandenen Seminare fir den naturwissenschaftlichen Bereich legten ,,mehr
Wert auf eine akademische Thatigkeit, als auf das Lehren an unseren

Mittelschulen.“** Dass als Folge davon der naturwissenschaftliche Unterricht
hinter den berechtigten Erwartungen der Eltern und Schiler zuriickblieb, liegt
auch darin begrindet, ,,daB viele Lehrer ndmlich weder wahrend ihrer Studien
noch nach Vollendung derselben Gelegenheit hatten, die erforderliche Ubung in
physikalischen Versuchen zu erlangen.“*4°

Es waren aber nicht nur methodische Fragen des naturwissenschaftlichen
Unterrichts, die in dieser Zeit diskutiert wurden. Da es sich bei der Mittelschule
um eine neue Schulform handelte und auch aus den bisherigen Schulen des
mittleren Schulwesens fir den naturwissenschaftlichen Unterricht kaum
Erfahrungen vorlagen, waren eine ganze Reihe von Fragen neu zu beantworten.
Neben den Problemen der methodischen Gestaltung des Unterrichts beschaftigten
sich die Lehrer an der Mittelschule vor allem mit der Auswahl des Lehrstoffs und
seiner Gliederung, aber auch mit lernpsychologischen und
entwicklungspsychologischen Zusammenhdngen im naturwissenschaftlichen
Unterricht.

14 SCHULZ: 150 Jahre Lehrerseminar PreuBisch-Eylau. 1994, S. 161
5 FRICK: Die physikalische Technik. 1872, S. VI (Vorrede)
146

Ebd.
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3.5.1 Experimentalunterricht

Fur die Untersuchung der Frage nach einer didaktischen Begleitung der Arbeit in
der Mittelschule soll vor allem auf Beitrdge in der Verbandszeitschrift der
Mittelschullehrer, die ,,Mittelschule“**” zuriickgegriffen werden. Weitere fiir den
Bereich des natur-wissenschaftlichen Unterrichts an der Mittelschule fiir diesen
Zeitraum nur vereinzelt vorliegende Literatur wurde ergénzend einbezogen. Die
Beitrége in der ,,Mittelschule” sind ausnahmslos von Mittelschullehrern verfasst
worden und da die Leser dieser Zeitschrift iberwiegend Mittelschullehrer waren,
kann davon ausgegangen werden, dass die Wirkungen dieser Artikel wieder in die
Arbeit der Mittelschule einflieRen mussten. Diese Artikel, die in den Jahren
zwischen 1872 und 1910 geschrieben worden sind, zeigen in eindrucksvoller
Weise die Bemihungen der Mittelschullehrer, eine ihre Schulform pragende Basis
fiir den naturwissenschaftlichen Unterricht zu schaffen.

Bei der Untersuchung der relevanten Literatur ergibt sich die Schwierigkeit, dass
die Bereiche Physik und Chemie in diesem Zeitraum noch gemeinsam das Fach
Physik bildeten und dass die Physik hierbei den weitaus gro3ten Anteil hatte. Bei
der Analyse wird davon ausgegangen, dass die fir den Bereich Physik
geschilderten Zusammenhdnge in gleichem Male auch fir den Bereich der
Chemie  gelten.  Einschrankend  wurde die Interpretation  dieser
Auseinandersetzungen exemplarisch auf zwei Bereiche beschrénkt: Zundchst wird
ein methodisches Problem aufgegriffen, das in besonderem MaRe im Mittelpunkt
steht: die Frage, an welcher Stelle im natur-wissenschaftlichen Unterricht das
Experiment eingesetzt werden sollte. Bei der zweiten zu diskutierenden Frage
geht es um die Frage der Schuleribungen im naturwissenschaftlichen Unterricht.

Die enge Verbindung zwischen dem Unterricht in der Volksschule und der
Mittelschule wurde — dies gilt zumindest fir die erste Phase der Untersuchung —
immer wieder herausgestellt: Da in der Mittelschule die Naturlehre nach
elementaren Grundsétzen zu erteilen war, sollten im Unterricht in Volks- und
Mittelschule die Unterrichtsgegenstdande nach den gleichen methodischen
Prinzipien behandelt werden. Solche methodische Prinzipien sind demnach: der
Lehrgang, die Lehrform, der Lehrton und die Lehrmittel. Flr diesen Zeitraum der
Untersuchung soll der Bereich des ,,Experiments im Unterricht* herausgegriffen
werden, da die Diskussion dieser Problematik im Untersuchungszeitraum einen
breiten Raum einnahm. In dem oben zitierten Lehrplan von Baenitz aus dem Jahre
1873, heillt es: ,Gilt schon fir die beschreibenden Naturwissenschaften
(Zoologie, Botanik und Mineralogie) der Grundsatz: ‘Nur das zu lehren, was zur
Anschauung gebracht werden kann’, so muf3 derselbe in noch erhéhterem Grade
fur Chemie in Anspruch genommen werden. Die Methode, nach welcher der
chemische Unterricht allein erteilt werden darf, ist die Methode der inductiven
Forschung. Das Experiment oder die Befragung der Natur ist die Basis des
Unterrichts, aus welchem das Naturgesetz gefolgert wird. Somit nimmt die
Erklarung einer jeden Erscheinung ihren Ausgangspunkt von dem Versuche.“'*
Wie im Folgenden gezeigt wird, gab es aber durchaus unterschiedliche
Auffassungen gerade ber die Frage, wann im Unterrichtsablauf das Experiment

147 Die Mittelschule* war das ,,Zentralorgan der Rektoren, Haupt- und Mittelschullehrer
Deutschlands*, spater vom ,,PreuBischen Verein fiir das mittlere Schulwesen*®.

148 BAENITZ: Ausfiihrlicher Lehrplan fiir den Unterricht in der anorganischen Chemie in
Mittelschulen. In: Der praktische Schulmann 26 (1873), S. 322
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eingesetzt werden sollte. Ein Artikel aus dem Jahre 1888, der sich auf die
Methode des physikalischen Unterrichts in der Mittelschule bezog, soll die
Grundlage fir die Darstellung der unterschiedlichen Auffassungen sein.**° Bei der
Analyse sollen die unterschiedlichen Sichtweisen mit den jeweils zugrunde
liegenden Intentionen deutlich gemacht werden.

Es sind im Wesentlichen zwei gegensatzliche Theorien (ber den Einsatz des
Experiments im Unterricht, die in diesem Zeitraum immer wieder Anlass fur
Auseinandersetzung gegeben haben:

1. ,,Der Unterricht geht von der Beobachtung bekannter oft wiederkehrender
Naturerscheinungen aus, 1aBt diese beschreiben und erklaren, folgert daraus das
Gesetz und forscht nach den wirkenden Ursachen.“**
Hier wurde also von der ,,Anschauung* ausgegangen, die nach dem Prinzip ,,vom
Konkreten zum Abstrakten* erst nach der Klarung des Zusammenhanges durch
das Experiment eine Bestatigung erfahrt.

2. ,Eine andere Lehrmethode verfolgen die, welche behaupten, man misse vom
Experiment ausgehen, da dies stets das einfachste sei, auch immer unmittelbar
angeschaut werden koénne. Dann sei vom Experiment auf die Naturerscheinung

) . : . w151
uberzugehen und jenes durch dieses zu erklaren. >

Wenn es hieB3: ,,.Die Geschichte des physikalischen Unterrichts wird den Eintritt
dieser Richtung immer als den gliicklichen Anfang eines gesunden Fortschritts auf
dem Gebiete des physikalischen Unterrichts zu verzeichnen haben“lsz, dann wird
deutlich, dass die Diskussion solcher methodischer Fragen fur die Lehrer der
naturwissenschaftlichen Facher zu dieser Zeit noch neu war und dass es bisher
noch keine einheitliche Auffassung gab und auch nicht geben konnte.

Die gegensatzliche Forderung: ,,Der physikalische Unterricht muss nur von der

Erscheinung ausgehen; das Experiment darf erst in zweiter Linie folgen,“153
macht die unterschiedlichen Positionen deutlich; sie l&sst aber auch erkennen,
dass diese Frage absolut gestellt und beantwortet wurde; ein alternativer Einsatz
von Experimenten — z.B. als Einstieg oder zur Bestatigung — hat zu diesem
Zeitpunkt der Diskussion noch keine Rolle spielt. Auch die Begrindungen fir den
Einsatz des Experiments als Einstieg in die naturwissenschaftliche
Unterrichtstatigkeit werden durchaus Uberzeugend dargestellt:

— Erstens wurde argumentiert, dass der ,,Ausgang vom Experiment* schon dann
zwingend notwendig sei, ,,50 bald man im Unterricht Erscheinungen zu behandeln
hat, die von der Natur ohne unser Zuthun gar nicht hervorgebracht werden

. W 154
kdnnen.

— Zweitens wurde betont ,,dal viele Erscheinungen verwickelter Natur sind. Die
durch direkte Beobachtung gesammelten Erfahrungen der Kinder werden sich erst

149 9,V.: Uber die Methode des physikalischen Unterrichts in der Mittelschule.
In: MS 2 (1888), S. 32
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dann vollstandig ausnutzen und verwerten lassen, wenn sie durch das
physikalische Experiment zerlegt und in ihren Hauptmomenten zum Bewul3tsein
der Schiler gefiihrt werden.“*> Interessant ist, dass in der Argumentation sowohl
die Lehrer- als auch die Schiilerperspektive Beruicksichtigung fanden.

,Das physikalische Experiment besitzt groRe Vorzlge, denn es ermdglicht
zundchst ein einziges Faktum scharf und ganz vorzufiihren; es ermdéglicht ferner
die AusschlieBung unwesentlicher Momente; es gestattet Zeit, Ort und Umsténde
so zu waéhlen, dass die Schuler jetzt und hier beobachten missen. Also: Das
Experiment versetzt den Lehrer in die Lage, zur beliebigen Zeit die komplizierte
Naturerscheinung unter Hervorhebung der Hauptsache aus ihren einzelnen
Faktoren vor dem geistigen Auge der Schiiler entstehen zu lassen.“**® Dem kann
uneingeschrankt zugestimmt werden, wenn es um die grundsatzliche Frage zum
Einsatz von naturwissenschaftlichen Experimenten geht, dann auch mit der
gegebenen Konsequenz: ,,Der physikalische Unterricht muR notwendiger Weise
auf Experimenten begrindet sein®, womit nichts Uber den Zeitpunkt des Einsatzes
gesagt wurde. Nur der daraus gezogene Schluss: ,,Beginnen wir also die

physikalische Lehrstunde mit dem Experiment“157 ergibt sich nicht zwingend aus
den formulierten Thesen.

In einem Beitrag aus dem Jahre 1893 wurde dagegen der VVorwurf erhoben, dass
der ,,Nutzen des Experimentierens“ vielfach tiberschatzt wird.™® Vor allem fiir
den Bereich des Physikunterrichts wirde durch die oft komplizierte Apparatur die
Einsicht in den physikalischen Vorgang erschwert. Gerade komplizierte
Aufbauten erfordern aber auch viel Zeit, deren ,,Verlust nicht immer der Nutzen

des Experiments ausgleicht.“159 Anders wurden die Verhdltnisse im
Chemieunterricht gesehen: Im Gegensatz zur Physik ,dringt die Chemie ins

Innere der Natur” und fordert stérker eine ,Loslosung von der unmittelbar

sinnlichen Anschauung und Beobachtung“lﬁo, die auch den Einsatz des

Experiments im Unterricht notwendig machte. Da ,,das bildende Moment* fur den
Schiler im Unterricht das Erfassen und Nachvollziehen eines Vorgangs von der
Ursache bis zur Wirkung darstellt, nicht aber durch die Abgeschlossenheit eines
solchen VVorganges darstellen soll, erfordert der Chemieunterricht das Experiment.
Nur damit kénnen die Vorgénge in der Natur fir den Schuler offensichtlich
werden. Diese erkennbare Bandbreite der unterschiedlichen Auffassungen zur
Gestaltung des natur-wissenschaftlichen Unterrichts — lediglich bezogen auf den
Bereich des Experimentalunterrichts — beweist auch die noch nicht
abgeschlossene Entwicklung hin zu einer ,Didaktik des Experimentierens’. Sie
zeigt aber auch den Freiraum, den die Lehrer bei der Organisation ihres
Unterrichts hatten.

Es gibt fur diesen Untersuchungszeitraum weitere Aussagen, die sich gezielt auf
den Experimentalunterricht fiir das Fach Chemie beziehen. So beklagte Haase in
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einem Beitrag aus dem Jahre 1904 uber die Stellung des Experiments im

Chemieunterricht, dass trotz der  zunehmenden  Bedeutung  der
naturwissenschaftlichen Facher die Methodik des Chemieunterrichts sich nicht in
gleichem MaRe entwickelt habe wie in den anderen naturwissenschaftlichen
Fachern, vor allem gelte dies fiir methodische Einzelfragen. Der Verfasser bezog
sich auf den ,entwickelnden Unterricht* mit den ,durch die Psychologie
gebotenen Haltepunkten ‘Versuch, Erklarung, Gesetz, Bedeutung’ und der
daraus folgenden Forderung, den ,,Versuch als Ausgangspunkt der Lektion“*®? zu
nehmen. Dann erfolgte der deutliche Versuch einer Eingrenzung auf den
Chemieunterricht: ,,Kann das Experiment im Chemieunterricht als Ausgangspunkt
dienen?“% 1m Zusammenhang mit der Diskussion dieser Frage wurde von dem
Verfasser eine tiberraschend moderne Definition des Chemieunterrichts gegeben:
»Die Kenntnis der wichtigsten Elemente und Verbindungen ist aber nur Mittel
zum Zweck und daher von untergeordneter Bedeutung; im Mittelpunkt der
Chemielektion steht der chemische Vorgang.“164 Der Verfasser pladierte also fur
eine eindeutige Abkehr von der bis dahin Gberwiegend praktizierten Vermittlung
enzyklopadischen Wissens mit einer moglichst groen Zahl von auswendig zu
lernenden Namen der chemischen Elemente und Verbindungen.

Da der Lehrer mit seinem Unterricht an Bekanntes anschlieRen sollte, verbot sich
das Experiment als Ausgangspunkt, ,,denn ein VVorgang, der sich in Glasretorten
und Reagierglasern abspielt, ist dem Schuler nicht aus dem téglichen Leben her
geléiufig.“165 Nach Haase empfahl es sich, das Experiment erst auf der
,Darbietungsstufe’ durchzufiihren und zwar erst dann, wenn der Vorgang, der
erlautert werden sollte, den Schiilern bereits bekannt war.

Der Verfasser sah fur die experimentelle Arbeit im Unterricht lediglich zwei
Ansatze:

1. Der Schiler (als Forscher) hatte sich Gber das Problem bereits eine Meinung
gebildet und wollte diese bestatigt haben, oder

2. er schwankte zwischen mehreren Vermutungen und wollte durch das
Experiment eine Entscheidung herbeifiihren.*®°

Der abschlieBende Hinweis, dass man in ,,der Methodik der Physik [...] Gber das
Stadium des Ausgehens vom Experiment langst hinaus [ist]“167 wird zu einem
Beleg dafur, dass in den Jahren zwischen 1888 und 1904 offensichtlich
weiterflihrende Diskussionen tber methodische Fragen stattgefunden hatten. Dies
wird auch deutlich in zumindest einem Diskussionsbeitrag von Conrad aus dem

Jahre 1890%%: »Im Kklaren BewuBtsein der Tatsache, dass die Anschauung das
absolute Fundament aller Erkenntnis ist und dass der physikalische Lehrstoff auf

demselben Wege dem kindlichen Geiste tUbermittelt werden muf, auf dem die

161 HAASE: Die Stellung des Experiments im Chemieunterricht. In: MS 18 (1904), S. 1 ff
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Wissenschaft selber gro geworden ist, das ist auf dem Wege der Induktion,
welcher von einer Reihe besonderer Félle zum allgemein Giltigen, zum Gesetze
emporfuhrt, werden uberall zuerst Versuche gemacht, aus denen sich schlieRlich
das Gesetz ergiebt.“'®® Nach dieser Beschreibung des damaligen Zustandes iibte
Conrad aber nachdricklich Kritik und zeigte Alternativen auf: ,,Da erheben sich
namlich neuerdings Zweifler, welche die Richtigkeit des eben gekennzeichneten
Verfahrens in Frage stellen und ein hervorragender Schulmann, Dr. Sumpf, hat es
unternommen, Physikbucher fir die verschiedenen Schulformen zu bearbeiten, in
welchen die Versuche um den bisher behaupteten Primat gebracht worden sind.
Sie haben den Erfahrungen der Schiler den ersten Platz einrdumen und sich mit
der zweiten Stelle begnugen missen.“® Auch nahm er einen oben bereits
beschriebenen Zusammenhang noch einmal auf, wenn er herausstellte, dass bei
Naturerscheinungen die dieser zu Grunde liegende GesetzmaRigkeit durch
experimentelle Darstellung in Einzelteilen isoliert vorgestellt werden konnte.
Dazu stellte er weiter fest: ,,Damit wird aber doch blol} bewiesen, dass Versuche
zur Ableitung von Gesetzen berhaupt nétig seien. lhre Stellung ist damit aber

keineswegs bestimmt.“*™" Als weiteres Argument fiir die zu dieser Zeit neue

Einstellung flihrte Conrad an, dass dann, wenn ,,der Versuch in die erste Linie“

gestellt wurde, ,,wie der gegenwartige Unterricht es gewdhnlich thut“m, o)

erschiene dem Schuler dieser als das Wesentliche, weniger die zu erarbeitende
GesetzmaRigkeit. Versuche hatten eine ,dienende Stellung’ einzunehmen, sie
sollen erst dann durchgefuhrt werden, ,,wenn es ohne sie nicht mehr geht, wenn
man im Unterricht nicht mehr weiter kommt, wenn eine bestimmte Frage ohne sie
nicht beantwortet werden kann.“*" Bestatigt wurde diese Auffassung in einem
Beitrag von Stephan: ,,Den Ausgangspunkt fur den Unterricht bilden nicht
Experimente, sondern die Naturerscheinungen. Erst wenn die Naturerscheinung
nicht allein ausreicht, um das Gesetz in derselben erkenntlich werden zu lassen,
wenn die Naturerscheinung zu verwickelt und umfangreich wird, soll der Lehrer
zu den Experimenten greifen, soll eine kinstliche Erscheinung die natirliche
ersetzen.“!™

Bezuglich der Forderung nach Einsatz von  Schileribungen im
naturwissenschaftlichen Unterricht kam es vor allem im Zusammenhang mit den
»,Bestimmungen von 1910“ zu einer grundsatzlichen Weiterentwicklung. Mit
ausgelost wurde diese Diskussion durch die auf der ,,Rheinischen
Direktorenkonferenz® von 1907 aufgestellten ,Leitsatze fir den physikalischen
Unterricht an Volks- und Mittelschulen.“" Ausgehend von der These, dass der
naturwissenschaftliche Unterricht eine allgemeine Bildung verleiht, wurde er den
sprachlich-musischen Fachern als gleichwertig gesehen. Daruber hinaus wurde
der naturwissenschaftliche Unterricht auch fur die ethische und &sthetische
Erziehung als wertvoll bezeichnet: durch die Einfuhrung von Schileriibungen
kdnne der naturwissenschaftliche Unterricht das Denken und die Selbsttatigkeit
der Schuler fordern und insgesamt den Bildungsgehalt der Naturwissenschaften

9 Ehd., S. 17

O Ebd., S. 18

" Ebd., S. 21

2 Epd,, S. 37

'3 Epd,, S. 37

17 STEPHAN: Wie sind neunstufige Mittelschulen nach den Forderungen unserer Zeit

einzurichten? In: MS 16 (1902), S. 441
175 v/gl. DANNEMANN: Handbuch fiir den physikalischen Unterricht. 1919
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zur Geltung bringen. In einem Zielkatalog wurde die neu erkannte Bedeutung
dieses Unterrichts formuliert: Selbstandigkeit im Denken und Handeln, Férderung
der Geschicklichkeit und des Beobachtungsvermégens, Gewinnung von
Verstandnis fur die Mittel und Wege der Naturforschung; als Erziehungsziele
wurden erkannt: Ordnungsliebe, Geduld, Achtsamkeit, Wahrhaftigkeit und
Bescheidenheit.'”® Dass aber nicht nur der physikalische Unterricht als geeignet
fir Schuleribungen gesehen wurde, ergibt sich aus der Forderung, dass
»geeignete Aufgaben sich aus der Physik, Chemie, Mineralogie und
Pflanzenphysiologie“177 entwickeln lassen. Bedeutungsvoll war auch die
Forderung beziglich der Lehrbicher: ,,.Die Lehrbicher haben in Zukunft zu
beriicksichtigen, dass Schileriibungen die Grundlage fiir den gesamten Lehrstoff
bilden sollen. Es kann dies in der Weise geschehen, dass die Lehrbiicher zugleich
Leitfaden fiir die Ubungen sind oder im AnschluR an derartige Leitfaden verfait

Werden.“178

In diesen nur wenige Jahre auseinanderliegenden Beitrdgen wird deutlich, dass in
diesem Zeitraum entscheidende neue Auffassungen Uber den Einsatz von
Experimenten im naturwissenschaftlichen Unterricht einsetzten. Es lasst sich nur
in Ansatzen nachvollziehen, welche Schwierigkeiten es gekostet haben muss, das
notwendige Umdenken bei den Lehrern der naturwissenschaftlichen Féacher zu
bewirken. Es kann davon ausgegangen werden, dass bei dem gréReren Teil dieser
Lehrer schon aufgrund ihrer eigenen Ausbildung, aber auch ihrer oft jahrelangen
Tatigkeit nur schwer die Bereitschaft zu einer Anpassung an so gravierende
methodische und didaktische VVeradnderungen zu erwarten war.

3.6 Schulbicher

Bis 1872 war das Lesebuch der ausschlie3liche Informationstrager im Unterricht
der Elementarschulen. In der Regel waren es in einen literarischen Teil —
vornehmlich fur den Leseunterricht — und einen realistischen Teil gegliedert. Ab
1872 &nderte sich diese Struktur: Mit der Aufhebung der Stiehlschen Regulative
wurde auch auf die Vorschrift verzichtet, nach der das Lesebuch Grundlage fir
den naturwissenschaftlichen Unterricht sein musste. Damit wurde die bereits
einsetzende Entwicklung unterstitzt, neben dem Lesebuch fur die tbrigen Féacher
sogenannte Leitfaden einzusetzen. Solche Leitfdden konnten fir verschiedene
Facher zusammengefasst sein und wurden dann als ,,Realienblicher” bezeichnet.
Fiir die Mittelschule lag bereits aus dem Jahre 1873 ein solcher ,,Leitfaden*'"
vor, der auller Geographie und Geschichte im Rahmen der Naturkunde neben der
Physik und Biologie (Naturgeschichte) auch ein Kapitel ,,Chemie* enthielt. Zwei
Hinweise aus dem Vorwort sollen herausgestellt werden: Aus der Formulierung,
dass Auswahl und Umfang, Anordnung und methodische Behandlung so
vorgenommen sind, ,wie es einerseits Uberhaupt eine gesunde Methodik,
andererseits die Ricksicht auf die Schuler der Mittel- und Volksschule
erforderte“lgo, ergibt sich, dass das vorliegende Buch auch flr die Arbeit an der
Mittelschule konzipiert war; an anderer Stelle wurde darauf hingewiesen, dass die

176 v/gl. ebd., S. 140

17 Epd.

178 Epd.

9 *UTTMANN u.a.: Weltkunde, Leitfaden der Geographie, Geschichte und Naturkunde fiir
Mittelschulen und mehrklassige Volksschulen. 1873

180 Epd., Vorwort
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notwendigen Lehr- und Anschauungsmittel fir die Experimente im Chemie-
unterricht zwar aufgefiihrt waren, ,,eine ausfuhrliche Beschreibung der letzteren

dirfte in einem Buche fir die Hand des Schiulers entbehrlich sein“lgl. Es handelte

sich also um ein Buch, dass nicht ausschlieBlich fiir die Hand des Lehrers gedacht
war, sondern daneben den Charakter eines Schilerarbeitsbuches hatte.

Fur den definierten Untersuchungszeitraum liegt insgesamt nur eine begrenzte
Zahl von Chemiebtichern vor, die ausschlielflich fir die Schulform Mittelschule
entwickelt worden waren. Die Begrindung fur dieses Defizit muss vor allem darin
gesehen werden, dass das Fach Chemie zu diesem Zeitpunkt noch keine volle
Anerkennung als eigenstdndiges Fach gefunden hatte und weitgehend als
Bestandteil des Physikunterrichts angesehen und behandelt wurde. Der zweite
Grund war darin zu sehen, dass die zu diesem Zeitpunkt tatigen Mittelschullehrer
ihre Ausbildung zunéchst als Volksschullehrer erfahren hatten und auch die auf
das Schulbuch bezogenen Arbeitsweisen in die Schulform Mittelschule
ubernahmen. In der Volksschule aber wurden auf die einzelnen Facher bezogenen
Schulbiicher nicht eingesetzt, hier stellte das Lesebuch weiterhin die
Arbeitsgrundlage dar. So hieR es in einer Anweisung fur ,,Seminarzdglinge und
Elementarlehrer“*® aus dem Jahre 1883 fiir den Unterricht in den »Realien an
der Volksschule: ,,Benutze auch das Lesebuch! Beim Unterricht in den Realien ist
das Lesebuch zur Belebung, Ergédnzung und Wiederholung des Lehrstoffes,
welchen der Lehrer nach sorgféltiger Vorbereitung anschaulich und frei
darzustellen hat, zu benutzen. In mehrklassigen Schulen kdnnen daneben
besondere Leitfaden zur Anwendung kommen.“**

Der Einfluss anderer Schulformen auf die Arbeit der Mittelschule l&sst sich in den
Aussagen zum Einsatz von Schulbiichern aufzeigen. In dem oben zitierten Beitrag
von Baenitz (ber den Chemieunterricht aus dem Jahre 1873'** wurde
herausgestellt, dass Schiler chemische Anschauungen nicht ausschlieBlich durch
Experimente  erwerben konnten, dass vielmehr hierzu gleichzeitige
Verstandesoperationen erfolgen mussten, dass also der Unterricht sich nicht
ausschlieBlich auf experimentelle Darbietung beschréanken durfte. Daher wurde
vorgeschlagen, die Erkldrung des Experimentes durch den Einsatz eines
Schulbuches zu begleiten. Als geeignet fiir einen solchen Unterricht an der
Mittelschule wurde das Buch ,,Schule der Chemie“*® von Stéckhardt empfohlen,
das allerdings fur den Unterricht in der Elementarschule vorgesehen war. Als
nachteilig wurde bezeichnet, dass ,es in der Anordnung des Stoffes der

gebrauchlichen Eintheilung und Anordnung der Elemente folgt.“186

Als Alternative zu dem Buch von Stockardt wurde von Baenitz das o.g.
.Lehrbuch der anorganischen Chemie“*®" von Arendt vorgeschlagen. Dieser
versuchte, in seinem Lehrbuch den zu vermittelnden Stoff aus dem Bereich der

181 Epy,

182 KELLER: Handbuch der Erziehung und des Unterrichts. 1890

3 Ebd., S.325

18 BAENITZ: Ausfiihrlicher Lehrplan fiir den Unterricht in der anorganischen Chemie in
Mittelschulen. In: Der praktische Schulmann 26 (1873)

'8 STOCKARDT: Die Schule der Chemie. 1870

18 BAENITZ. Ausfiihrlicher Lehrplan fiir den Unterricht in der anorganischen Chemie in
Mittelschulen. In: Der praktische Schulmann 26 (1873), S. 322

187 ARENDT: Lehrbuch der anorganischen Chemie. 1868
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anorganischen Chemie nach ,naturgemafen Grundsatzen“ zu ordnen. ,Sein
Lehrbuch ist auf diesem Gebiet als wahrhaft epochemachend zu bezeichnen. Die
Ausstattung der Versuche und die ganze Durchfiihrung seines Lehrganges ist flr
hohere Schulen bestimmt, aber die Grundsétze, nach welchen dies geschah, und
die Anordnung des Stoffes erfolgte, ist mustergultig fiir jede Schule in welcher
Chemie erteilt wird. [...] Dem einsichtsvollen Lehrer wird es ein Leichtes sein, bei
beschréankter Zeit die richtige Stoffauswahl zu treffen.“*® So sollte also das bisher
eingesetzte Buch, das fur den Unterricht in der Volksschule gedacht war, durch
ein Buch ersetzt werden, das fur die Hohere Schule bestimmt war. Daraus ist zu
schlielen, dass zu diesem Zeitpunkt Bucher fir den Chemieunterricht in der
Mittelschule noch nicht zur Verfugung standen. Es sollen aber einige Schulbiicher
vorgestellt werden, die neben dem Einsatz im Chemieunterricht der Mittelschule
auch fir andere Schulformen konzipiert waren. Dies gilt z.B. fir das Buch von
Langhoff'® mit dem Titel: ,,Chemie fur Mittelschulen®; es stammt aus dem Jahre
1877 und war gleichzeitig auch fiir andere Schulformen vorgesehen, auf die um
Untertitel hingewiesen wurde.’®® Da die erste Auflage dieses Buches aus dem
Jahre 1874 stammt, kann auch angenommen werden, dass nach
Institutionalisierung der Mittelschule dieses Buch dieser neuen Schulform
zusatzlich gewidmet wurde. Ursprunglich war es wohl nicht fir diese Schulform
gedacht, zumal im Vorwort zur ersten Auflage der Begriff ‘Mittelschule’ nicht
eindeutig definiert ist. Das zweite Buch von Genau ,Chemie fir
Lehrerbildungsanstalten, Mittelschulen, héhere Burgerschulen und
Tochterschulen®*®* stammt aus dem Jahre 1898. Da im Vorwort zu diesem Buch
ausschlieBlich auf die Arbeit an Lehrerbildungsanstalten eingegangen wird, ist
anzunehmen, dass es fir die Arbeit an derartigen Einrichtungen konzipiert wurde.
Erst nachtraglich ist diesem Buch der mogliche Einsatz in der Mittelschule
zugesprochen worden. Als drittes Beispiel kann das Buch von Streichert
»Praktische Chemie fur gehobene Volksschulen, Burger-, Tochter- und
Mittelschulen“'*? aus dem Jahre 1901 gelten, das durch seine Zuordnung zu den
angesprochenen Schulformen noch am ehesten als ein Buch fir die Mittelschule
angesehen werden kann.

An dem hier aufgezeigten Problemfeld des Schulbuchs wird ein Defizit in der
Entwicklung der Mittelschule deutlich, das auch in den folgenden Jahren ein
Charakteristikum dieser Schulform sein sollte: Auf einer Reihe von Gebieten war
es nicht gelungen, eine schulformspezifische Eigenstandigkeit der Mittelschule zu
entwickeln. Dies zeigt sich an dem vorliegenden Beispiel der Schulbtcher fur
den Chemieunterricht: Fir den Unterricht in der Mittelschule wurden Schulbucher
aus der Elementarschule und der hoheren Schule benutzt, wobei
schulformbezogener Unterricht und die Inhalte der Schulbiicher nicht kongruent
sein konnten. Dieses Verfahren mag zwar in der Anfangsphase der Entwicklung
des naturwissenschaftlichen Unterrichts an der Mittelschule notwendig gewesen

188 BAENITZ: Ausfiihrlicher Lehrplan fiir den Unterricht in der anorganischen Chemie in
Mittelschulen. In: Der praktische Schulmann 26 (1873), S. 323

189 x| ANGHOFF: Chemie fiir Mittelschulen. Berlin 1877

190 7um Gebrauche an Schullehrerseminarien, héheren Biirgerschulen, Mittelschulen, héheren
Knaben- und Téchterschulen, Vorschulen der Gewerbeschulen, Praparandenanstalten.
Handwerker-Fortbildungsschulen, Ackerbauschulen etc*.

191 *GENAU: Chemie fiir Lehrerbildungsanstalten, Mittelschulen, hohere Biirgerschulen und
Tdchterschulen. 1898

192 *STREICHERT: Praktische Chemie fiir gehobene Volksschulen, Biirger-, Téchter und
Mittelschulen. 1901
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sein, aber eine parallel verlaufende Entwicklung von Schulform und Schulbuch
konnte nicht verwirklicht werden. Eine solche Entwicklung hatte aber von der
Lehrerschaft an der Mittelschule ausgehen mussen, denn aus dieser rekrutierten
sich in der Regel die Autoren flr Schulbicher. Dabei muss aber berlicksichtigt
werden, dass Mittelschullehrer nach dem Besuch der Volksschule, der
Praparandenanstalt und des Lehrerseminars in den Schuldienst eintraten. Es kann
vermutet werden, dass Lehrer nach bestandener Mittelschullehrerprifung nur
selten bereit waren, nun zusétzliche Arbeit fur neue Schulbiichern zu leisten.

Grundsatzlich muss aber festgehalten werden, dass das Schulbuch als didaktischer
Gestaltungsfaktor in der Lehrerschaft der Mittelschule offensichtlich nur eine
untergeordnete Rolle spielte; der Einsatz von Schulbiichern aus anderen
Schulformen wurde wohl nicht als Defizit gesehen. In dem im Jahre 1888
erschienenen  Buch ,Die Mittelschule im organischen Anschlusse an die
Volksschule**® wurde u.a. auch die »,methodische Behandlung des Lehrstoffs*
diskutiert. Der Abschnitt ber Blcher und Lernmittel enthalt hier aber lediglich
Hinweise fir die sorgfiltige Behandlung der Biicher und Lernmittel.*** Da die
Diskussion der Gbrigen relevanten Themen durchgéngig sehr ausfiihrlich erfolgte,
auf Schulbticher oder Lehrmittel aber nicht eingegangen wurde, findet sich hier
eine Bestétigung fiur die Auffassung, dass Schulbiicher zu dieser Zeit noch kein
zu diskutierendes Thema fur eine padagogische Auseinandersetzung darstellten.

1% FROHLICH: Die Mittelschule im organischen Anschlusse an die Volksschule. 1888
¥ Ebd., S.123
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4  Neuordnung des Mittelschulwesens 1910 und Entwicklung der
Mittelschule bis 1925

4.1 Die Mittelschule von 1910 bis 1925

Die Grundlage fir den untersuchten Zeitraum von 1910 bis 1925 bilden die im
Jahre 1910 veroffentlichten Bestimmungen. Wegen der Bedeutung dieser
Bestimmungen fir die Mittelschule als Schulform wird daher eine Z&sur in der
Darstellung der Entwicklung nicht primar an anderen politischen Ereignissen —
wie z.B. dem Ersten Weltkrieg — festgemacht. Andererseits sind es aber gerade die
politischen Ereignisse, die grundlegende Auswirkungen auf die Entwicklung des
Schulwesens, nicht zuletzt auch auf die Mittelschule, gehabt haben.

Der 1872 vertffentlichte Erlass mit den ,,Allgemeinen Bestimmungen® hatte zwei
entscheidende Nachteile: Zum einen die nicht durchgefiihrte Vereinheitlichung
des gesamten mittleren Schulwesens und zum anderen die fehlende Abgrenzung
der Mittelschule von der Volksschule. Diese bereits oben angesprochenen nicht
gelésten Fragen aus den ,,Bestimmungen von 1872“ und auch die weitere
wirtschaftliche Entwicklung in Preufen mit den gestiegenen Anforderungen an
das Leistungsniveau der Schulen erforderten eine Uberarbeitung dieser
Bestimmungen. Als Folge dieser Forderungen wurden am 3. Februar 1910 die
»Bestimmungen (ber die Neuordnung des Mittelschulwesens in Preuten!
vorgelegt.? Verantwortlich fiir diese Bestimmungen war der Minister der
geistlichen, Unterrichts- und Medizinalangelegenheiten, von Trott zu Solz® (1855-
1917).

In den Vorbemerkungen zur Begrindung der Mittelschule hieR es in den
»Bestimmungen von 1910“ ,,.Die Entwicklung auf den Gebieten des Handwerks,
des Kunstgewerbes, des Handels und der Industrie erfordert eine gesteigerte
Ausbildung der Knaben und der Méadchen fiir diese Erwerbszweige. Im
Zusammenhang damit macht sich das Bedirfnis nach einer geeigneten
Vorbereitung auf mancherlei mittlere Stellungen im Verwaltungsdienst des
Staates und der Gemeinden wie groRerer Industrie- und Handelsgeschéfte
geltend.“* Damit hatte die Mittelschule etwas von ihrem Status als Standesschule
verloren und wurde mehr zu einer Schule fir die Vorbereitung auf die
entsprechenden mittleren Stellungen. Dies sollte sich fir die Mittelschule positiv
auswirken, denn sie musste nun verstarkt als eine Schule der Berufsvorbereitung
gesehen werden. Damit konnte sie zwar den Kreis ihrer Klientel erheblich
erweitern, aber wegen der fehlenden Berechtigungen wurde den Mittelschilern
der Zugang zu den o0.g. Berufen fir eine lange Zeit verwehrt. Insofern missen die
Aussagen in den Bestimmungen lediglich als eine Absichtserklarung verstanden
werden.

Beztiglich der Einordnung in das preuf3ische Schulsystem behielt die Mittelschule
eindeutig ihre Stellung zwischen Volksschule und héheren Schulen. Das wurde

! Bestimmungen tiber die Neuordnung des Mittelschulwesens in Preufen vom 3. Februar 1910. In:
ZENTRALBLATT 1910, S. 345 ff.

2 Im weiteren Verlauf werden diese als ,,Bestimmungen von 1910“ bezeichnet.

% von Trott zu Solz war preuRischer Kultusminister von 1909 bis 1917

* Bestimmungen von 1910. In: ZENTRALBLATT 1910, S. 347
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auch durch die weiteren Ausfuhrungen in den Bestimmungen (ber die
gesteigerten Anforderungen fur die oben angesprochenen Erwerbszweige
deutlich: ,,Diesen Forderungen vermag die Volksschule auch in ihren
entwickeltsten Gestaltungen wegen der mannigfachen Schwierigkeiten, unter
denen sie als allgemeine Pflichtschule arbeitet, nur in geringem Mal3e zu dienen.
Bei der hoheren Schule wieder liegen die Ziele nach der wissenschaftlichen Seite,
so dass auch sie in ausreichender Weise dazu nicht imstande ist. Daraus ergibt
sich die Notwendigkeit einer zwischen der eigentlichen Volksschule und der
héheren Schule stehenden Einrichtung.“®> Hierdurch definierte sich die Stellung
der Mittelschule zwischen Volksschule und Gymnasium aus dem
Anspruchsniveau der drei Schulformen, wobei die bei der Volksschule
beobachteten ,,mannigfaltigen Schwierigkeiten* im vorgelegten Erlass zwar nicht
néher erlautert wurden, mit Sicherheit aber einmal im Schulerverhalten, in der
Leistungsbereitschaft eines Teils der Schilerschaft, aber auch im
Leistungsvermdgen gesucht werden mussten. Auf der anderen Seite lagen bei der
hoheren Schule die Ziele ,,nach der wissenschaftlichen Seite”, wobei wohl
unterstellt wurde, dass diese Uber das Leistungsvermdgen der Mittelschiler
hinausgingen. Da aber etwa 90% aller Schiler in PreuRen die Volksschule
besuchten, konnten sich die negativen Zuordnungen nur auf einen kleineren Teil
der Schilerschaft beziehen. Nicht gemessen werden kann der Anteil der Schiler,
der aufgrund der sozialen Einbindung von weiterfihrender Bildung, selbst vom
Besuch der Mittelschule, ausgeschlossen war. Als Aufwertung der Mittelschule
konnte gesehen werden, dass die ,,Bestimmungen von 1910* ausschlielich fur
die Mittelschule vorgelegt wurden, wahrend die ,,Bestimmungen von 1872 noch
das Volks- und Mittelschulwesen gemeinsam umfassten. ,,Damit ist schon rein
aulerlich angedeutet, dass sich die Mittelschulen fortan selbstdndig entwickeln

sollten.*® Bestatigt wurde dabei die schon fruher manifestierte Dreigliedrigkeit
des preufischen Schulsystems.

In den ,,Bestimmungen von 1910 hiel es auch, dass die zwischen Volksschule
und der hoheren Schule stehende ,,Schuleinrichtung [...] unter Vermeidung auch
des Scheines wissenschaftlichen Betriebes die Kinder in ihrem Lebenskreise
heimisch macht.*’ Gerade dieser erzwungene Verzicht auf den ,Schein
wissenschaftlichen Betriebes” war aus Sicht der Mittelschule lange Zeit als
diskriminierend empfunden worden und hat dieser Schulform in ihrer
Anerkennung in der Offentlichkeit zu diesem Zeitpunkt wohl auch geschadet.
Grundsatzlich war diese Einschdtzung der Mittelschule aber aus den
vorangegangenen Definitionen nur konsequent, wenn den Mittelschiilern den
Schiilern der hoheren Schule gegenlber Defizite in der Fahigkeit zu einer
verstarkt wissenschaftlichen Arbeit unterstellt wurden. Andererseits war die
Vorschrift, den ,,Schein wissenschaftlichen Betriebes” zu vermeiden, sicherlich
ein geeignetes Mittel, die ,,Bildungsschranke* zwischen Mittelschule und héherer
Schule aufrecht zu erhalten. Damit bestétigte sich auch die Auffassung, dass mit
der Einrichtung der Mittelschule zwar Bildungschancen fur eine bereits friher
definierte Klientel er6ffnet werden sollten, dass eine zu starke Annédherung der
Mittelschule an die hohere Schule aber vermieden werden sollte. Auch die
Tatsache, dass die Mittelschule weiterhin dem ,,niederen Schulwesen* zugeordnet
wurde, fand seine Begriindung in dieser Forderung. Da aber die Verbindungen der

> Bestimmungen von 1910. In: ZENTRALBLATT 1910, S. 347
® WILKE: Zur Durchfiihrung der neunstufigen Mittelschule. In: MS 25 (1911), S. 181
" Bestimmungen von 1910. In: ZENTRALBLATT 1910, S. 347
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Mittelschule zur Volksschule durch die ,,Bestimmungen von 1910“ weiter
gelockert wurden, kann dies auch als die Bestatigung fiir eine verstarkte
Festschreibung des bereits bestehenden dreigliedrigen Schulsystems gesehen
werden.

Auch beztglich der Schuldauer erhielt die Mittelschule ihren Standort zwischen
Volksschule und Gymnasium: Eine vollausgebaute Mittelschule sollte nun neun
Jahrgangsklassen umfassen, wobei jeweils drei Klassen die Unter-, Mittel- und die
Oberstufe bildeten. Diese Uber die Schuldauer der Volksschule hinausgehende
Schulzeit bot Anlass, die vorgegebene Funktion der Mittelschule als
Standesschule herauszustellen. So hiel3 es in einem Beitrag von Wilke aus dem
Jahre 1911: ,Dann erscheint die Forderung, dal die Mittelschulen neunstufig
werden, durchaus natirlich und berechtigt. Brauchen die hoheren Stande fur ihre
Soéhne zwolf, fur ihre Tochter zehn Jahre, braucht jedes Arbeiterkind fur seine

Schulbildung acht Jahre, so sind neun Jahre fiir das Birgerkind nicht zuviel

Trotz der zunehmenden Eigenstandigkeit der Mittelschule blieben nach wie vor
enge Verbindungen vor allem zur VVolksschule bestehen. Dies wurde z.B. deutlich
in den Aussagen (ber die Unterstufe der Mittelschule, also die ersten drei
Schuljahre. So hiel es in den Vorschriften ber die ,,Einrichtung der Mittelschule*
in den Bestimmungen: ,,Die Mittelschule darf sich auf die Volksschule in der
Weise aufbauen, daB sie die Unterstufe mit ihr gemeinsam hat.“® Damit sollten
insgesamt zwar ,,neun gesonderte* Klassen gebildet werden, fir die
Mittelschulklassen gab es aber die Mdoglichkeit, jeweils zwei Jahrgange zu einer
Klasse zusammen zu fassen. Hierbei durfte die Hochstzahl von 40 Schiilern in
einer Klasse nicht Uberschritten werden. Damit war die Moglichkeit gegeben,
auch in Kleineren Stadten oder bei einem nur geringen Bedarf Mittelschulen
einzurichten. Darlber hinaus wurde festgelegt, dass ,,befdhigte Kinder“ nach
Absolvierung der Unterstufe der Volksschule ohne Prifung in die Mittelstufe der
Mittelschule Ubertreten konnten. Die Entscheidung Uber diese Befahigung trafen
die Lehrer der Volksschule, wobei der Ubergang zunachst probeweise erfolgen
sollte.

Diese ,,Durchléssigkeit* zwischen Mittelschule und Volksschule im Bereich der
Unterstufe wurde auch bei den Forderungen zum Lehrereinsatz deutlich: Flr den
Unterricht in der Mittel- und Oberstufe der Mittelschule durften grundséatzlich nur
Lehrer eingesetzt werden, die das ,,Zeugnis der Befahigung zum Unterricht an
Mittelschulen“ hatten. Es war aber gestattet, in den Klassen der Unterstufe
Volksschullehrer und -lehrerinnen einzusetzen. Diese Organisationsform des
Unterrichts in der Unterstufe findet sich spéter in der allen Schulformen des
dreigliedrigen Schulsystems gemeinsamen ,,Grundschule* wieder.

Eine starkere Abkoppelung der Mittelschule von der Volksschule wurde dadurch
deutlich, dass auch dann, wenn eine Volksschule nach dem Lehrplan einer
Mittelschule unterrichtet, ihr Abschluss nicht mehr dem der Mittelschule gleich
gesetzt wurde.”® Dies war nach den ,Bestimmungen von 1872“ noch méglich,
erklarte sich aber neben den erhdhten inhaltlichen Anforderungen, die in der
Mittelschule an die Schiiler gestellt wurden, aus der inzwischen unterschiedlichen

® WILKE: Zur Durchfiihrung der neunstufigen Mittelschule. In: MS 25 (1911), S. 182
% Bestimmungen von 1910. In: ZENTRALBLATT 1910, S. 349
19 Bestimmungen von 1910. In: ZENTRALBLATT 1910, S. 349
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Schuldauer. Diese betrug fiur die Volksschule acht Jahre, fur die vollausgebaute
Mittelschule aber neun Jahre. Bei der Entscheidung fir einen reduzierten Einsatz
der Volksschullehrer an Mittelschulen dirfte auch eine Rolle gespielt haben, dass
inzwischen ausreichend gepriifte Mittelschullehrer zur Verfligung standen. Dies
konnte 1872 wegen der gerade erfolgten Institutionalisierung noch nicht der Fall
sein.

In den ,,Bestimmungen von 1910 fand sich eine interessante neue Begriindung
fir die Mittelschule: ,,Durch geringe Abweichungen des Lehrplans und durch
Einrichtung von Abteilungsunterricht in einzelnen Féachern der héheren Schule
(namentlich in fremden Sprachen) wirde die Mittelschule imstande sein, auch auf
héhere Schulen vorzubereiten.“™ Durch diese Formulierung erhielt eine Mit-
telschule in dieser Form aber im Grunde auf qualitativ neue Weise den Status der
friheren Burgerschule mit der ,,Zubringerfunktion® fir die héhere Schule. Durch
die vorgenommene Differenzierung versuchte die Mittelschule eine Verbindung
zur hoheren Schule herzustellen, sicher auch mit dem Ziel einer eigenen
Statusaufwertung.

Fur diese Mittelschulen mit Zubringerfunktion war in den ,,Bestimmungen von
1910“ eine gesonderte Stundentafel vorgesehen, die im sogenannten ,,Plan V**?
festgelegt war. Dazu wurde aber einschrankend festgestellt: ,,Die Mittelschule
kann auch auf das Gymnasium des allgemeinen Lehrplans vorbereiten. Wegen der
hierbei sich ergebenden organisatorischen Schwierigkeiten und wegen der
groReren Anspriche des fremdsprachlichen Unterrichts, namentlich des
lateinischen und griechischen, kann sie aber nicht das Ziel der Untersekunda,
sondern nur das der Obertertia erreichen.“*® Es ist denkbar, dass hier bereits eine
Grenze gezogen werden sollte zwischen der am Gymnasium vermittelten
Obersekundareife und dem Mittelschulabschluss. Diese Differenzierung sollte bei
der Erteilung der ,,Berechtigung“ noch eine entscheidende Rolle spielen. Mit der
so gefassten Definition der Abschliisse wurde die Begriindung gerechtfertigt, dass
der Mittelschulabschluss  trotz der gleichen Schulverweildauer nicht dem
entsprechenden Zwischenabschluss der héheren Schule entsprach. Mit dieser so
vorgegebenen Formulierung gelang es, die Mittelschulabsolventen von der
Berechtigung auszuschliel3en.

Neben diesem ,,Plan V* konnte nach den Bestimmungen in vier weiteren Planen
unterrichtet werden: Plan | war als Grundplan gedacht fur solche Mittelschulen,
an die keine besonderen Anforderungen, z.B. beziglich ihres wirtschaftlichen
oder kulturellen Umfeldes, aber auch der Anspriche ihrer Schiler gestellt
wurden; Plan 11 bot einmal die Mdglichkeit eines Unterrichtsangebotes mit einer
besonderen Bericksichtigung auf die Hinfuhrung zu einem Beruf im Bereich
»-Handel und Verkehr”, zum anderen im Bereich ,,Gewerbe®; Plan Il war in
besonderem Mal3e zugeschnitten auf Madchenmittelschulen; Plan 1V bereitete auf
»den Besuch einer hoheren Schule ausschlieBlich des Gymnasiums® vor. Die
Mittelschule nahm bei diesen Differenzierungen fir sich in Anspruch, besonders
»beweglich“ zu sein und damit den unterschiedlichsten Forderungen gerecht zu
werden. Es liegt aber auch der Verdacht nahe, dass die Mittelschule neben ihrem
Anspruch auf die Entwicklung zu einer eigenstandigen Schule auf jeden Fall auch

1 Epd., S. 348
12Epg., S. 357
B Epd., S. 357
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die Funktion der ,,Rektoratsschule®, die nur auf die hohere Schule vorbereitete,
wahrnehmen wollte. Gerade diese Plane IV und V haben vielfache Kritik
hervorgerufen: Auf der 10. Generalversammlung des ,,PreuBischen Vereins fir
das mittlere Schulwesen* im Mai 1911 war der Antrag gestellt worden: ,,Als
Vorbereitungsanstalt fir hohere Schulen darf die Mittelschule ihre Eigenart und
Selbstandigkeit nicht aufgeben, denn in ihrer Eigenart liegt ihre Starke. In Orten
mit hoheren Schulen hat sie zur Wahrung ihrer Selbstdndigkeit nach dem
Normalplane zu unterrichten.“** Es ist bemerkenswert, dass dieser Antrag
mehrheitlich abgelehnt wurde, vor allem mit dem Argument, dass der
Mittelschule der ,,Charakter der Ubergangsstufe fir die héhere Schule erhalten

werden solle.“™ Mittelschulen, die nach dem Plan IV oder V unterrichteten,
wurden als ,,Pseudomittelschulen* bezeichnet und tibernahmen, da sie auf hohere
Schulen vorbereiteten, die Funktion der bisherigen Rektoratsschulen. Solche
Mittelschulen wurden bevorzugt in kleineren Stadten eingerichtet, wenn diese die
Einrichtung einer hoheren Schule nicht finanzieren konnten. Die Mittelschulen
hatten dann den Vorteil, dass die Kinder fir den Unterricht in einer héheren
Schule ohne erheblichen Zeitverlust vorbereitet werden konnten. Da diese Kinder
nicht in einen Ort mit héherer Schule umziehen mussten, hatten sie zudem den
Vorteil, dass sie im Elternhaus leben konnten und weiterhin der Aufsicht der
Eltern unterstanden. In seinem Beitrag ,,Mittelschule und héhere Schule“!® stellt
Hesse fest: ,,Solche Mittelschulen dienen nur in beschranktem Umfang den
wirklichen Bedirfnissen des eigentlichen Mittelstandes.“*" Neben dem Vorteil,
dass der Schultrager sich auf diese Weise den Unterhalt einer héheren Schule
ersparte, gab es einen weiteren Grund: Wurden diese Schule durch die
Schulverwaltung unter die Leitung eines Direktors einer héheren Schule gestellt,
gingen die Schiler nach Absolvierung dieser ,,Pseudomittelschule” ohne
Aufnahmeprifung, also durch einfache Versetzung, auf die hohere Schule Uber,
wo sie aufgenommen werden mussten.*® Jede derartige Vergiinstigung bedeutete
aber zwangslaufig eine Benachteiligung der ,,normalen Mittelschule”. Vor allem
aber wurde die Mdoglichkeit gesehen, dass auf diese Weise eine Annaherung der
»Pseudomittelschule” an die hohere Schule erfolgte, die die Eigenstandigkeit der
Mittelschule letztlich gefahrden konnte. So wurde von Hesse gefordert, die
»Rektoratsschulen auch formell aus der Verwaltungskategorie der Mittelschule
entfernen zu lassen.“'® Aber die Méglichkeit des Unterrichts nach den Planen IV
und V wurde durchaus auch differenzierter gesehen: Danach treten diese
Mittelschulen an die Stelle der friheren Rektoratsschulen und bereiteten ,,auch®
auf hohere Schulen vor, ohne dass dabei der Charakter der Mittelschule
aufgegeben werden musste. Diese Vorbereitung auf hohere Schulen durfte nur
nicht der ,Hauptzweck“ dieser Mittelschulen sein, die hier als
,,Sprachmittelschulen“20 bezeichnet wurden. Sie sollen eigenstandige
Mittelschulen bleiben, sich in ihrer Arbeit lediglich an die Unterrichtsplane der
hoheren Schule ,anlehnen.” Es wurde also nicht die Gefahr gesehen, dass
Mittelschulen als Rektoratsschulen von dem hoheren Schulwesen vereinnahmt

1 SPORLEDER: Die neuen Bestimmungen (iber die Knabenmittelschulen. In: MS 26 (1912),
S. 39

> Epd.

® HESSE: Mittelschule und héhere Schule. In: MS 27 (1913), S. 325-338

" Ebd., S. 335

Bvgl. ebd., S. 336

9 Ebd.

20 SIMON: Mittelschule oder Rektoratsschule. In: MS 32 (1918), S. 410
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wurden, sondern es wurde erwartet, dass Rektoratsschulen durch die Angleichung
der Lehrplane in Mittelschulen umgewandelt wurden.

Dass auch innerhalb der verschiedenen Plane Differenzierungen beziiglich der
Unterrichtsstunden in den unterschiedlichen Facher moglich waren, zeigt die
folgende Gegeniberstellung. So galten fur die Wochenstundenzahl in einigen
Fachern bezogen auf die gesamte Schulzeit fiir den Plan Il (Mittelschule fir
Knaben) unterschiedliche Werte:

Tabelle 2: Wochenstundenzahlen fiir Mittelschulzweige

Berufsrichtung —» in Handel und Verkehr im Gewerbe

Englisch 17-25 17 -22
Franzosisch 15-18 9-12
Rechnen 41 -46 44 — 49
Naturkunde 12 - 17 18 - 23
Zeichnen 12 15-18

Quelle: Eigene Zusammenstellung

Insgesamt wurde im Rickblick nachdriicklich anerkannt, dass die 1872
institutionalisierte Mittelschule sich als neue Schulform aus Sicht des
Ministeriums bewéhrt hatte. Es wurde aber darauf hingewiesen, dass die
Anforderungen im Lehrplan bisher noch nicht ,,ausreichende Rucksicht auf das
praktische Leben nehmen und daher den unterrichtlichen Bedurfnissen der
Gegenwart nicht voll entsprechen.“?* Der Lehrplan miisse daher den inzwischen
entstandenen Gegebenheiten angepasst werden, was aber letztlich als eine
Aufwertung der Mittelschule gesehen werden konnte. VVor allem der Hinweis auf
das ,praktische Leben“? gab der Mittelschule eine schulformspezifische
Begriindung, mit der sie sich von den beiden anderen Schulformen abhob.

Der Passus in den ,,Bestimmungen von 1910“, der den Hinweis auf ,.die je drei
Jahre umfassende Unter-, Mittel- und Oberstufe“ ** enthielt, sollte spater noch
Bedeutung fur die Schuldauer der Mittelschule bekommen, als die Unterstufe der
Volksschule auf vier Schuljahre ausgedehnt wurde.

In den ,Bestimmungen von 1910“ wurden erstmals auch padagogische
Forderungen aufgefiihrt, die an die Mittelschule gestellt wurden. Zum einen
wurde der Gedanke der ,Lebensndhe genannt, dessen Fehlen in den
Bestimmungen von 1872 als Kritikpunkt bereits herausgestellt worden war: ,,Der
Unterricht der Mittelschule behandelt in allen Fachern vornehmlich die Stoffe, die
Bedeutung haben fiir die Lebensverhaltnisse, in welchen das Kind aufwachst.“*
Fur die Naturkunde z.B. ,,sind die Vorstellungen madglichst zu verwenden, die in
Gartenbau, Blumenpflege, Landwirtschaft und Obstbau zu Hause gewonnen
worden sind*; in der Naturlehre ,,dient als Grundlage in erster Linie die Erfahrung
und die Beobachtung an den Erscheinungen des taglichen Lebens.“® Zum
anderen sollte der Gedanke der ,Heimat* die Arbeit leiten. ,Der
Geschichtsunterricht muB ein heimatkundliches Element in sich schlieRen.“*® Und

2! Bestimmungen von 1910. In: ZENTRALBLATT 1910, S. 347
22 Ehd.

23 Bestimmungen von 1910. In. ZENTRALBLATT 1910, S. 349
** Ebhd., S. 361

% Epd., S. 395

% Epd., S. 385
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»Ziel ist das Heimischwerden des Kindes in dem Heimatort und in der die
Eigenart des Ortes bedingende Landschaft, sowie die Liebe zur Heimat.“*’
Dieselben Forderungen galten auch fir den Religionsunterricht: ,,Bei
Besprechung des kirchlichen Lebens der Gegenwart sind die im Orte etwa
vorhandenen Einrichtungen, wie Herbergen zur Heimat, Jinglingsvereine,
Bibelgesellschaften und dergl. heranzuziehen.“? In Erdkunde ,,wird tiberall durch
Beziehung zur Heimat die Einsicht in deren erdkundliche Eigenart geférdert.“*
Ob die folgende Einstellung zu dem geforderten Bezug zur Heimat als isolierte
Auffassung gesehen werden muss, soll hier nicht entschieden werden, es ist aber
durchaus anzunehmen, dass derartige Auffassungen, die hier immerhin von dem
Rektor einer Schule ausgesprochen wurden, dem damaligen Zeitgeist entsprachen:
.Neben der Pflege des vaterlandischen Empfindens betonen die
Mittelschulbestimmungen aber auch die Wiirdigung der Heimat. [...] So kann die
kiinftige Mittelstandspersonlichkeit allerdings nicht genug mit den Eigenarten der
heimatlichen Landschaft bekannt gemacht werden. So hoffen die Bestimmungen
zugleich, einen sel3haften Mittelstand zu erziehen, der im Gegensatz zur
internationalen Neigung der sozialistischen Arbeiterschaft wie der GroRindustrie
eben dadurch zum unerschutterlichen Felsen des nationalen Staates wird, an dem
sich die umstiirzlerischen Wellen brechen werden.“** Eine derartige Aussage
musste eindeutig als Versuch gesehen werden, die Schule fur politische Zwecke
zu instrumentalisieren; andererseits hiel3 es in den methodischen VVorbemerkungen
zum Fach Geschichte: ,Liebe zu First und Vaterland wird in dem
Geschichtsunterricht eifrig gepflegt. Parteifragen gehéren nicht in die Schule.“**

Von grundsétzlicher Bedeutung fiir die Stellung der einzelnen Schulformen im
Schulsystem war auch, dass sowohl fur den Besuch der hoheren Schule als auch
der Mittelschule Schulgeld erhoben wurde. Es hiel in den ,,Bestimmungen von
1910* dazu: ,,In den zu Mittelschuleinrichtungen gehdrenden Klassen wird ein
Schulgeld erhoben.“*? Die Hohe dieses Schulgeldes konnte vom Schultrager — in
der Regel war dies die Kommune — fiir die einzelne Schule individuell festgelegt
werden. Fur die Festlegung der Hohe des Schulgeldes war die Genehmigung der
Regierung einzuholen war. Es wurde auch darauf hingewiesen, dass die ,,bessere
Bildung, welche die Mittelschule gewahren soll, nicht lediglich von der
wirtschaftlichen Lage der Eltern abhé&ngig sein“ durfte, dass daher jede
Mittelschule eine angemessene Zahl von »Freistellen fir
unterstutzungsbedirftige Kinder zur Verfugung stellen musste, d.h. fur solche
Kinder, ,,die fur den Besuch dieser Schule geeignet sind und sich durch Fleify und
Begabung auszeichnen.“** Diese Kinder waren von der Pflicht zur Zahlung von
Schulgeld jeweils fir ein Schuljahr befreit. Es bestand zudem die Mdglichkeit,
einzelne Freistellen auf mehrere Schiler aufzuteilen. Eine solche Aufteilung
flhrte dann zu einem reduzierten Schulgeld: ,,Allerdings durfte es sich empfehlen,
von der Vorschrift der Freistellen moglichst ergiebigen Gebrauch zu machen, und
insbesondere den von der Regierung genehmigten Prozentsatz von Freistellen

" Ebd., S. 382

% Ebd., S. 365

2 Ebd., S. 387

% MAENNEL: Von der Schule des Mittelstandes. 1914, S.47
3! Bestimmungen von 1910. In: ZENTRALBLATT 1910, S. 385
%2 Ebd., S. 349

% Ebd.
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durch Gewahrung von Halben- und Viertel-Freistellen méglichst vielen Schilern
zugute kommen zu lassen.*3*

Der 1914 beginnende Erste Weltkrieg zeigte seine Auswirkungen auch auf das
Schulwesen. Waéhrend des Krieges wurde versucht, die Schulen — und auch die
Mittelschule — in den Dienst dieses Krieges zu stellen, wie die folgenden Zitate

von Eckard belegte35: ,Ohne Zweifel hat der gewaltige Krieg, den Deutschland zu
fihren gezwungen ist, auch auf das friedliche Leben in der Schulstube einen
merklichen Einflul ausgelbt. [...] Die wichtigste militarische Vorbereitung, die
die Schule ihren Zoglingen mit auf den Weg geben kann, bleibt immer die
Gewohnung an straffe Disziplin, an unbedingten Gehorsam, die Anerziehung

eines ehernen Pflichtgef[]hls.“36 Diese Forderungen enthielten einen ausgepragt
militarischen Geist, waren aber aus der Sicht dieser Zeit nachzuvollziehen, vor
allem wenn es weiter hieR: ,,Der gesamte Klassenunterricht muss vom Geist der

Zeit durchdrungen sein.**" Und ganz unverhullt schrieb Eckard: ,,Auch unsere
Mittelschule, die ihre Zoglinge bis zum 15. Jahre unterrichtet, kann und muf}
einen Beitrag liefern fur die militarische Vorbereitung der Jugend im Sinne der

Richtlinien des preuRlischen Kriegsministeriums.“38

Mit dem Ende des Ersten Weltkrieges kam es auf allen Gebieten des
gesellschaftlichen Lebens zu einem Neubeginn, der u.a. auch durch starke
Demokratisierungsbestrebungen in vielen gesellschaftlichen Bereichen gepragt
war. Nach Einfuhrung der Republik als Staatsform wurden auch in der
Bildungspolitik Verdnderungen angestrebt. So fanden eine Reihe von Artikeln,
die die Schule betreffen, Eingang in die am 11. August 1919 verabschiedete
~Weimarer Verfassung“®. Es waren die Artikel 142 bis 149, die unter der
Uberschrift ,,Bildung und Schule“* zusammengefasst waren. Im Zusammenhang
hiermit muBte das ,,Grundschulgesetz“** vom 28.April 1920 gesehen werden, mit
dem die vierjahrige Grundschulpflicht eingefiihrt wurde: ,,Die Volksschule ist in
den vier untersten Jahrgéngen als die fur alle gemeinsame Grundschule, auf der
sich auch das mittlere und héhere Schulwesen aufbaut, einzurichten.“** AuBerdem

waren die Vor-schulklassen und Vorschulen ,,alsbald aufzuheben®.*

Dabei waren es zwei Aussagen, die das Bild der Mittelschule in der Schulpolitik
der Weimarer Republik grundlegend veranderten und pragten:

— Zum einen wurden die drei Vorklassen der Mittelschule — wie auch in der
héheren Schule — durch die Einfuhrung der vierklassigen Grundschule ersetzt. Da

% SPORLEDER: Die neuen Bestimmungen iiber die Knaben-Mittelschulen. In: MS 26 (1912),
S. 43

% ECKARD: Wie kann der naturwissenschaftliche und mathematische Unterricht den
Forderungen der Gegenwart dienen? In: MS 29 (1915), S. 73-87
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* Die Verfassung des Deutschen Reiches vom 11. August 1919. In: HUBER: Dokumente zur
deutschen Verfassungsgeschichte, Bd. 3, 1918-1933. 1966

“Epd., S. 149 f
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aber nicht gleichzeitig die sechsjahrige Schulzeit der Mittelschule um ein Jahr
gekdrzt wurde, verlangerte sich die Schulzeit der Mittelschule — wie oben bereits
erwahnt — um ein Jahr von 9 auf 10 Jahre. Es ist anzunehmen, dass hier versaumt
wurde, die Schulzeit der Mittelschule gleichzeitig um ein Jahr zu kirzen. Damit
waére die Verlangerung der Schulzeit der Mittelschule unbeabsichtigt eingefiihrt
worden. Sollte hier tatséchlich ein Versdumnis vorgelegen haben, wurde es
stillschweigend geduldet, denn spater wurde nie eine entsprechende Ruckflhrung
der Schulzeit der Mittelschule um ein Jahr diskutiert.

— Zweitens entschliefl3t sich der Gesetzgeber zur Einfuhrung von ,,zwei Graden
mittlerer Reife”: einmal die ,,Obersekundareife”, die nach einem sechsjahrigen
Besuch der héheren Schule erteilt wurde, zum anderen die ,,mittlere Reife®, die
der Schiller nach sechs Schuljahren und dem erfolgreichen Abschluss von der
Mittelschule erhielt. Auch dieser Schritt konnte als die endgiiltige Festlegung auf
ein dreigliedriges Schulsystem gesehen werden, denn nun gab es drei
institutionalisierte Schulformen: die ,,hdhere Schule” als Sammelbezeichnung fur
alle zum Abitur fihrenden Angebote, die mit ihren Abschliissen den Absolventen
den Zugang zur Hochschule ermoglichte, die ,Mittelschule* mit der
Zugangsberechtigung fur seine Klientel zur ,,mittleren Beamtenlaufbahn und die
oberen vier Klassen der ,,Volksschule.” Alle drei Schulformen bauten auf der
vierklassigen Grundschule auf.

Die Mdglichkeit der Reduzierung der Unterrichtszeit auf finf Jahre fur die
Mittelschule stand durchaus im Brennpunkt der Diskussion in der
Mittelschullehrerschaft, denn bei Einflihrung der vierjahrigen Grundschule und
der Beibehaltung der neunklassigen Mittelschule war die Reduzierung der
Schulzeit eigentlich die zu erwartende Konsequenz. Die Grinde, die fur die
Beibehaltung von sechs Schuljahren wie sie von Schmidt** vorgetragen wurden,
lassen sich thesenhaft in vier Punkten zusammenfassen:

— Die Grundschule konnte den Unterrichtsstoff der 6. Klasse der Mittelschule
(der Eingangsklasse) nicht nahtlos in ihr 4. Schuljahr Ubernehmen. Die
Grundschule als Einheitsschule arbeitete unter unginstigeren Voraussetzungen als
die bisherige Vorschule der Mittelschule und die Eingangsklasse der Mittelschule.
Dies hatte in der Vergangenheit zur Folge, dass die Kinder in der Regel erst nach
vier Volksschuljahren in die Sexta der hoheren Schule oder in die 6. Klasse der
Mittelschule wechselten. ,,Ein Schiler, der vier Jahre die Volksschule besucht
hatte, war bisher durchweg nicht féhig, glatt in Klasse V aufgenommen zu
werden, denn er stand an Bildung und geistiger Schulung hinter einem
Mittelschiiler, der Klasse VI durchlaufen hatte, zuriick.“*

— Die Mittelschule forderte eine sechsjahrige Bildung, die der Einjahrigenreife in
der bisherigen sechsstufigen hoheren Schule entsprach. So konnten den Schiilern
die Berechtigungen erteilt werden, wie sie auch die Schuler der héheren Schule
erhielten. ,Es muB in Zukunft der Ubelstand beseitigt werden, dass die
Mittelschule laut ihrer amtlichen Zwecksetzung fiir mittlere Berufe vorbereitet,
dal? ihre Reiflinge aber das Tor zu vielen dieser Stellungen verschlossen finden,

* SCHMIDT: Fiinf- oder sechsstufige Mittelschule? In: MS 36 (1922), S. 4-10
*®Ebd., S. 6
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weil nur die hoéheren Schiler durch ihre Berechtigung den Schliissel dazu
erhalten.“*

— Die Mittelschule sah fir sich ihre Bedeutung im Rahmen der besonderen
Situation nach dem Kriege, wobei die durch den zehnjahrigen Unterricht
erworbene ,,korperliche, geistige und sittliche Schulung in volkswirtschaftlicher
Hinsicht fur den Wiederaufbau unseres Vaterlandes“*’ als wesentlich erachtet
wurden.

— Die Lehrer der Mittelschule sahen fiir sich erhebliche Vorteile durch die
verldngerte Schulzeit. Sie argumentierten, dass bei Erhalt der sechsstufigen
Mittelschule sich ,,das Ansehen und die wirtschaftliche Stellung®“ der Lehrer

erheblich steigern werde. *®

Diese Argumente konnen mit dazu beigetragen haben, dass durch die
Unterrichtsverwaltung von einer Kirzung der Schulzeit an der Mittelschule
abgesehen wurde.

Dass es zu keinen weiteren Entwicklungen auf dem Schulsektor kam, lag nicht
zuletzt an der Parteienkonstellation in der Nationalversammlung: In ihren
padagogischen Zielsetzungen bestand zu wenig Ubereinstimmung zwischen den
Sozialdemokraten, dem Zentrum und der Deutschen Demokratischen Partei.
Gerade die unterschiedlichen Auffassungen in diesen Parteien Uber Bil-
dungsfragen waren verantwortlich daftir, dass erst durch den ,,Weimarer
SchulkompromiR“ die Verfassung verabschiedet werden konnte und dass dabei
nicht mehr als die oben angesprochenen Probleme im Bildungsbereich wenigstens
teilweise geldst wurden. Die hierbei gefundene Formel vom ,,SchulkompromiR3*
kann nur vordergrindig bestatigt werden, denn die Begrindungen wiesen
eindeutig darauf hin, dass alle Fragen, die die Bildung und damit auch das
Schulwesen betrafen, aus den Diskussionen um die Verfassung ausgeklammert
wurden. Dies geschah wohl auch in der Gewissheit, dass eine Einigung bei der
gegebenen Parteikonstellation in der Nationalversammlung ohnehin nicht zu
erreichen war.

4.2 Die Klientel der Mittelschule

Der Hinweis von Wilke®® aus dem Jahre 1911 belegt (iberzeugend die
standesbezogene Funktion der Mittelschule, wie sie aus den Kreisen der
Mittelschule selbst gesehen wurde. Bei Wilke hieR es, dass die Kinder der
hoheren Stéande zehn bis zwolf Jahre fir ihre Schulbildung bendtigten, das
Arbeiterkind acht Jahre, und dass dem entsprechend ,neun Jahre fur das
Biirgerkind nicht zu viel“* sind.

Eine entscheidende Wendung in der Klientelzuweisung lie8 sich fir das Jahr 1918
feststellen. Wohl unter dem Eindruck der Diskussion um die Einheitsschule
versuchte die Mittelschule, von ihrem Image als Standesschule fur den
Mittelstand abzurticken: ,,Der Mittelschule wird ja, weil sie Schulgeld erhebt,

“Ebd., S. 8
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haufig der Vorwurf gemacht, sie sei eine Standesschule. Gewif3 soll und will sie
die Schule des Mittelstandes sein. Aber sicher ist auch, dass sie im Rahmen der
bestehenden Schulorganisation die geeignetste Schulanstalt ist, [...] den Aufstieg
Begabter zu vermitteln.“>" Diese Aussage musste  zusammen mit den
Forderungen im Rahmen der Einheitsschuldiskussion gesehen werden, zwischen
den bestehenden Schulformen eine groRere Durchldssigkeit zu erzielen. Damit
lieR sich die Mittelschule funktional als eine Schaltstelle fur den moglichen
Ubergang zwischen der Elementarschule und der héheren Schule charakterisieren.

Ein besonders deutlicher Versuch der Distanzierung vom Status der Mittelschule
als Standesschule liegt von Schremmer®? aus der Zeit von 1919, also unmittelbar
nach dem Ende des Ersten Weltkrieges vor: ,,Unsere duere Schulordnung ist ein
Ausdruck des ubelsten deutschen Kastenwesens, das uns in der Geschichte so
unendlich geschadet hat. Der Kastengeist hat das deutsche Volk immer wieder zu
Fall gebracht.“*® Dabei waren es gerade die Vertreter der Mittelschule, die diesen
nun verurteilten ,,Geist* gepflegt hatten, die versucht hatten mit dem Hinweise auf
die Funktion ihrer Schule als einer Schule fur den Mittelstand, also einer
Standesschule, ihre  Schilerschaft zu rekrutieren. Nun wurde diese
Begriffsbestimmung  veréndert: ,,Nicht die Gesellschaftsklassen, sondern die
Arbeit des Volkes, seine Wirtschaft, die gesamte Volkskultur, das Dasein der
Tiichtigen gliedern die Schulen.“>* Der Staat darf also keine ,,Schule fiir den
mittleren Burgerstand“ einrichten. Mittlere Schulen hatten nur insofern eine
Berechtigung, als sie ihren Schilern solche Kenntnisse vermittelten, die die
mittlere Schicht der Birgerschaft als die kinftigen Angehorigen dieser
Gesellschaftsklasse bendtigten. Die mittleren Schulen durften nicht ,.die
Aufnahme auf die Kinder der bisherigen Mittelschicht beschranken.“*® Die
Aufgabe der Mittelschule war also die Vorbereitung auf die mittleren Berufe; die
Frage nach den Gesellschaftsschichten, aus denen sich die Schilerschaft
rekrutierte, war dabei aus Sicht der Mittelschule unerheblich. Der Wechsel in der
Terminologie bedeutet, dass sich die Mittelschule nun nicht mehr als die ,,Schule
des Mittelstandes* sah, sondern als ,,Schule fir den Mittelstand®, als Schule, die
die Bildungsgrundlagen fir den Mittelstand vermittelte. ,Sie will den hart
bedrangten mittleren Berufskreisen starke Krafte zufihren und erhalten.“*®

Bis zum Jahre 1923 liegen aus den Reihen der Mittelschulvertreter keine weiteren
Aussagen Uber grundsatzliche schichtenspezifische Zuordnungen vor. Dass
diesem Thema in der Verbandszeitschrift kein Diskussionsraum gegeben wird,
muss im Zusammenhang gesehen werden mit der in dieser Zeit diskutierten Frage
der Einheitsschule. Durch diese Schulform sah sich die Mittelschule in ihrer
Existenz bedroht.

Im Jahre 1923 — nach Verabschiedung der Verfassung im Jahre 1919, dem
Reichsgrundschulgesetz 1920 und dem Abschluss der Reichsschulkonferenz im
Jahre 1920 — erschien in der ,,Mittelschule ein Artikel,> der nahtlos an die
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Diskussion der Zeit vor 1920 anschloss. Nun wurde unter Berufung auf die
Aussagen in der Weimarer Verfassung wieder eine Dreigliedrigkeit im
Schulwesen unterstellt, diesmal entsprechend der wirtschaftlichen Struktur des
,»Volkskorpers.”“ Fur die breite Schicht der Berufsstdnde galt, dass ,,in deren
beruflicher Tétigkeit Kopf- und Handarbeit, mechanische und geistige,
anordnende und ausfilhrende Tatigkeit miteinander gemischt sind.“*® Hierzu
wurden Berufe gezahlt aus der Landwirtschaft und dem Handwerk, sowie
Kaufleute, Beamte in mittleren Stellungen und — als neu angesprochene Klientel —
die technischen und kaufmannischen Angestellten.®® Aus den spezifischen
Bildungsbedurfnissen fur diese Berufsgruppen wurde die Notwendigkeit einer
Schulart abgeleitet, die zwischen Volksschule und héherer Schule stand.

4.3 Das Berechtigungswesen

Mit Datum vom 10. April 1911 wurden vom Ministerium flr
Unterrichtsangelegenheiten Vorschriften fur die Mittelschule erlassen, die diesen
Schulen die Erteilung von einigen Berechtigungen gestattete.®® Der Umfang war
jedoch enttduschend und konnte nur als Ansatzpunkt fir weitere zukinftige
Schritte verstanden werden, da die Regelungen den Absolventen der Mittelschule
Berechtigungen nur in einem Mal3e zuerkannten, die denen der héheren Schule in
keiner Weise entsprachen. Die Unzufriedenheit mit der aus Sicht der Mittelschule
unzureichend geldsten Berechtigungsfrage wird aus der folgenden Stellungnahme
von Maennel® deutlich: ,Es ist als eine der praktisch wichtigsten
Errungenschaften der Mittelschulreform von 1910 anzusehen, dal3 es ihren
Bearbeitern gelungen ist, fir die Schiler mit Abschluf3bildung wenigstens einige,
wenn auch leider noch nicht ganz klar bezeichnete, Berechtigungen zu erringen.
Aber, was auch immer an Berechtigungen gegeben wurde, es ist doch nur eine
Abschlagzahlung. Der Mittelschule mu zugestanden werden, ihren Abschluf3-
Schilern den Einjahrigenschein nach bestandener AbschluRprifung an der Schule
selbst mitzugeben.“® Dieses Privileg, eine ,,abschlussberechtigte* Schule zu sein,
blieb das grof3e Ziel der Mittelschule, das von ihr aber nie erreicht werden sollte.

Bezlglich der ,,Kommissionspriifung® zur Erlangung der ,,Einjahrig-Freiwilligen-
Berechtigung“ wurde es als ein groRBer Fortschritt angesehen, dass der
LAltersdispens®  kunftig entfallen sollte. Damit konnte diese Prifung von
Absolventen der Mittelschule also bereits vor Vollendung des 17. Lebensjahres
abgelegt werden. Bemangelt wurde von den Vertretern der Mittelschule
allerdings, dass in der Prifungskommission fur die ,,Berechtigungsprifung*
weiterhin kein Mittelschullehrer vertreten war. Dies wurde als Benachteiligung
der Priflinge angesehen, denn es war davon auszugehen, dass den Prifenden in
der Kommission die Verhdltnisse an der Mittelschule doch weitgehend fremd
waren. Umgekehrt war es naturlich fiir die Pruflinge von Nachteil, die Prifung
vor vollig fremden Menschen ablegen zu missen. Zudem war offenbar die
Formulierung, dass Berechtigungen ,,vereinbart* wurden, nicht rechtsverbindlich
zwingend fiir die Umsetzung, denn am 24. November 1911 richtete der
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»PreuBische Verein fir das mittlere Schulwesen“ eine Eingabe an das
Kultusministerium gerichtet mit der Bitte, ,,dal3 der Erla vom 10. April 1911 in
bezug auf die Zulassung der Mittelschiller zur Kommissionsprifung Geltung
erhalte.“®* Mit Datum vom 15. Februar 1912 antwortete das Kriegsministerium:
-Es ist eine Anderung der Wehrordnung beabsichtigt, so daB kiinftig mit
Genehmigung der Ersatzbehdrden Schuler von neunklassigen Mittelschulen, die
diese mit Erfolg bis zum SchluR besucht haben, zur Ablegung der Priifung fir den
einjahrig-freiwilligen Dienst vor einer Prufungskommission schon vor
Vollendung des 17. Lebensjahres zugelassen werden koénnen, wenn sie sich
wahrend des Schulbesuchs am Unterricht in einer zweiten Fremdsprache beteiligt
haben.“®* Dies musste als eine fiir die Mittelschule positive Entwicklung gesehen
werden, denn gerade die Wartezeit der Mittelschulabsolventen bis zur VVollendung
des 17. Lebensjahres war bisher als ein starkes Hemmnis gesehen worden, da die
Mittelschule in der Regel mit dem 16. Lebensjahr der Schiler abgeschlossen
wurde. Die sicherlich bestehende Hoffnung auf den Verzicht der zweiten
Fremdsprache wurde enttduscht. Erst eine derartige Losung hatte einer gréReren
Zahl von Mittelschulabsolventen den Zugang zu dieser Berechtigung ermdglicht.
Nach dieser Regelung stand nur solchen Schilern der Weg zur
Kommissionsprifung offen, die eine Mittelschule mit einem solchen Zweig
besucht hatten in dem eine zweite Fremdsprache angeboten worden war.

Die Einbeziehung des Kriegsministeriums in die Frage des Berechtigungswesens
macht auch deutlich, dass es bis zu diesem Zeitpunkt nicht gelungen war, die
Doppelfunktion zwischen der militarischen und der wirtschaftlichen Gewichtung
hinsichtlich der Berechtigungsfrage aufzuldsen. Es zeigt sich aber auch, wie stark
die militarischen Belange bezuglich der ,,Einjahrig-Freiwilligen Vorrang vor
wirtschaftlichen Interessen behielten.

Die oben angesprochenen Schwierigkeiten fir die Pruflinge in der
»~Kommissionspriifung“ hatten zwei Ursachen, die auch in der Sitzung des
preuBischen Landtages von Abgeordneten durchaus gesehen wurden. So hiel3 es
in einem Diskussionsbeitrag — nachdem festgestellt worden war, dass 50% der
Mittelschuler diese Kommissionsprifung nicht bestanden hatten — des
Abgeordneten Schmitt® (Dusseldorf) ,,Daf ein solches Resultat selbstverstandlich
auf die Mittelschulen zuriickfallt und sie sehr in Mitleidenschaft zieht, kann
keinem Zweifel unterliegen. Darum miissen hier Anderungen getroffen werden.
Es muB zunichst fir eine gréBere Ubereinstimmung des Stundenplans der
Mittelschule mit der Prifungsordnung fur Einjahrig-Freiwillige herbeigefiihrt
werden; denn der Lehrplan der Mittelschule besagt, es soll jeder wissenschaftliche
Betrieb mehr oder weniger ferngehalten werden, dagegen fordert die
Priifungsordnung eine wissenschaftliche Befahigung.“®® Hier handelte es sich also
um einen weiteren Widerspruch in den Forderungen an die Mittelschule: In den
»Bestimmungen von 1910 war gefordert worden, dass die Mittelschule unter
.Vermeidung auch des Scheines wissenschaftlichen Betriebes“®” arbeiten sollte,
wéhrend nach der Priifungsordnung zu der ,,Kommissionspriifung“ gerade die
wissenschaftliche Befahigung verlangt wurde. Besonders deutlich zeigten sich die
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unterschiedlichen Auffassungen im Fach Mathematik, wo z.B. sehr stark abstrakte
Aufgaben Bestandteil der Kommissionsprifung waren, wéhrend die Mittelschule
in ihrem Mathematikunterricht verstarkt praxisbezogene Aufgaben bevorzugte.
Anhnliches galt fir das Fach Geschichte, in dem die Mittelschiler in der
geforderten alten Geschichte kaum Vorkenntnisse mitbrachten, da dieser Bereich
sehr frih im Unterrichtsgang der Mittelschule behandelt wurde®®, in der
Abschlussklasse aber konnte dieser Bereich schon aus zeitlichen Grinden nicht
wiederholt werden. Die so auftretenden Schwierigkeiten resultierten sicherlich
auch aus der Tatsache, dass in der Prifungskommission Vertreter der
Mittelschule, die ausgleichend hétten wirken kdnnen, nicht vertreten waren. Die
Kommissionsmitgliedern — Lehrer hoherer Schulen, Geistliche, Militarvertreter —
werden sich im Rahmen der Vorbereitung auf die Prifungen kaum mit der
notwendigen Sorgfalt mit den Lehrplanen der Mittelschule auseinandergesetzt
haben.

Mit Beginn des Weltkrieges im Jahre 1914 ergab sich eine militérisch bedingte
Anderung: Durch Ministerialerlass vom 10. August 1914% wurde festgelegt, dass
die Prufung fir den einjahrig-freiwilligen Dienst nicht mehr vor den bisher dafiir
eingesetzten Kommissionen, ,sondern an sechs- oder neunstufigen hoéheren
Schulen unter der Voraussetzung abzulegen ist, dass die Zustimmung der Eltern
zum Eintritt in das Heer und ein arztliches Zeugnis Uber die Militartauglichkeit
vorliegen.“™ Fiir die Mittelschiiler bedeutete dies eine neue Beeintrachtigung in
zweifacher Hinsicht: einmal wurde der gerade durchgesetzte Wegfall des
LAltersdispens® wieder eingefiihrt, zum anderen wurden die Prifungen nun
ausschliel3lich von Lehrern héherer Schulen abgenommen.

Mit dem Ende des Ersten Weltkrieges kam es zwangslaufig zu erheblichen
Veranderungen in allen das Militar betreffenden Bereichen. Nach Wegfall der
»Einjahrig-Freiwilligen-Prifung” im Zuge der Verwirklichung der Bestimmungen
des Versailler Vertrages wurden neue Verfahrensweisen fir die ,,Berechtigung* in
Anlehnung an die bisherige Praxis gesucht.

Da bisher den Mittelschilern uber die Kommissionsprufung der Erwerb von
Berechtigungen fiir die Verwendung auch aufRerhalb des Militardienstes mdglich
war, musste nun abgewartet werden, wie mit diesen Berechtigungen im zivilen
Bereich verfahren wirde. In Einzelfallen wurden hierzu Sonderregelungen
getroffen, die letztlich durchaus eine gravierende Erweiterung der Berechtigungen
fur Mittelschiiler bedeuteten. So verfiigte der Minister fiir Handel und Gewerbe™
im Mai 1920: ,Nachdem die Berechtigung zum einjéhrig-freiwilligen
Militardienst abgeschafft ist und infolgedessen die Kommissionspriifungen tber
die wissenschaftliche Befdhigung fur den einjahrig-freiwilligen Militardienst
weggefallen sind, bestimme ich, dal bis auf weiteres die Absolventen der als
vollentwickelt anerkannten Mittelschulen, welche nach dem Abgangszeugnis in
den Fachern Rechnen und Raumlehre (Mathematik) und Naturkunde das Pradikat
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‘gut’ erhalten haben, ohne Aufnahmeprifung zum Besuche der hdoheren
Maschinenbauschulen zugelassen werden .“™

Solche Einzelentscheidungen wurden von den Vertretern der Mittelschule zwar
mit Genugtuung zur Kenntnis genommen, grundsatzlich war aber damit kein
Ersatz geschaffen fur die Erlangung wirtschaftlicher Berechtigungen, die bisher
durch die ,,Kommissionsprifung“ erworben werden konnten. Einen Ersatz erhielt
die Mittelschule zunéchst durch eine Einzelverfiigung vom 21. Januar 1920,” mit
der eine anfragende Schule ermachtigt wurde, das Abschlusszeugnis mit
folgendem Vermerk zu versehen: ,Dieses Zeugnis entspricht dem bisher
ausgestellten Zeugnis fur die Zulassung zur Kommissionsprifung uber die
wissenschaftliche Befahigung fiir den einjahrig-freiwilligen Militardienst. Die
Priifung selbst ist infolge Veranderung des Heerwesens in Fortfall gekommen.“"
Diese Formulierung war aber offensichtlich miss-verstandlich, denn in einem
erganzenden Erlass vom 12. Marz 1921 wurde ausdriicklich festgestellt, dass
der angeordnete Vermerk ,,anscheinend in vielen Fallen nicht ausgereicht hat, die
dadurch beabsichtigte Forderung dieser Absolventen zu bewirken®, daher wurden
die Leiter der betreffenden Schulen erméchtigt, folgenden Vermerk aufzunehmen:
»Dieses SchluRRzeugnis einer als voll ausgestaltete Anstalt anerkannten
Mittelschule  bestatigt, dass der Schiler [...] die wissenschaftliche
Allgemeinbildung erworben hat, die fruher in der infolge Aufhorens der
allgemeinen Wehrpflicht fortgefallenen Kommissionsprifung fir den einjahrig-
freiwilligen Militardienst nachgewiesen werden musste.“” Es blieb allerdings bei
der einschrénkenden Vorschrift, dass der Bewerber an dem Unterricht in einer
zweiten Fremdsprache ‘erfolgreich’ teilgegnommen haben musste. Diese
Anforderungen  konnte allerdings nicht als Benachteiligung  von
Mittelschulabsolventen gesehen werden. Fir die Bewerber um die Berechtigung,
die den sechsjahrigen Lehrgang an der hoheren Schule absolviert hatten, galten sie
in gleicher Weise.

4.4 Lehrer und ihre Aushildung

Nach der Jahrhundertwende bedingte die starke Ausbreitung der Mittelschule
einen erhohten Bedarf an Mittelschullehrern. Verscharft wurde die Situation
dadurch, dass Mittelschullehrer auch an héheren Schulen wegen des dort ebenfalls
bestehenden Lehrermangels eingesetzt wurden. Abhilfe sollte unter anderem
dadurch geschaffen werden, dass Volksschullehrern durch die Einrichtung von
»Mittelschullehrer-Kursen* an den Universitdten der Zugang zur Mittelschule
erleichtert wurde. Der Antrag des Abgeordneten von Campe mit der begleitenden
Begriindung und die darauf erteilte Antwort des Kultusministers’’ ergeben ein
umfassendes Bild der Mittelschullehrer-Prifung zu dieser Zeit. Der Antrag
lautete: ,,Die Konigliche Staatsregierung wird ersucht, im Interesse des
Volksschulwesens Einrichtungen zu treffen, durch welche Volksschullehrern eine
bessere Mdglichkeit zu einer wissenschaftlichen Fortbildung an preullischen
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Universitaten zum Zwecke der Vorbereitung auf den Dienst an Mittelschulen, in
der Leitung von Volksschulen, in der Lehrerbildung und Schulaufsicht gewahrt
wird.” In der Begriindung zu diesem Antrag hiel3 es weiter: ,,Wir haben verlangt,
dass auch zur Vorbereitung auf das Mittelschullehrerexamen das
Universitatsstudium zugelassen werden soll, und ich wirde mit Ricksicht auf die
Anforderungen, die in dem Mittelschullehrer-examen gestellt werden und die
doch in gewissem Umfange auch einen wissenschaftlichen Charakter haben, die
prinzipielle Notwendigkeit hierfir nachweisen kénnen. Man muss festhalten, dass
es ein gewisses Missverhdltnis ist, wenn der Staat ein Examen verlangt,
seinerseits aber nicht die nétigen Einrichtungen trifft, um den jungen Leuten die

Mdoglichkeit zu geben, sich auf dieses Examen vorzubereiten.*’®  Der

entsprechende Antrag des Abgeordneten von Campe79 im preuBischen Landtag
wurde von der Regierung mit der Begriindung abgelehnt, dass man den
Universitaten nicht zumuten konne, ,,die Fortbildung der VVolksschullehrer fir die
Zwecke des niederen Schulwesens zu tbernehmen.“® AuBerdem wurde als
Argument genannt: ,,An den norddeutschen Universitaten sind wohl die Stimmen
in der Uberzahl, welche jede Zulassung von Volksschullehrern, auch der bereits
gepruften  Mittelschullehrer,  hintanhalten  mdchten:  man  solle  der
Demokratisierung der Universitaten keinen Vorschub leisten.“®! Alle Vorbehalte
der Lehrer gegeneinander und die Spannungen zwischen den Lehrergruppen der
verschiedenen Schulformen, die uber viele Jahre weiterbestehen sollten, sind
sicherlich durch derartige Begebenheiten mitbegriindet und verstarkt worden.

Als ein Gegenbeispiel fur die oben geschilderte Einstellung konnte die in einem
Brief aus dem Jahre 1910 von Professor F. Klein® von der Universitat Géttingen
an Karl Muthesius vom ,Deutschen Ausschuss fiir den mathematischen und
naturwissenschaftlichen Unterricht” deutlich gewordene Auffassung gelten.
Professor Klein ging in seinem Schreiben zundchst auf die Schwierigkeiten der
bestehenden Mittelschullehrer-Ausbildung ein: ,,Der angehende preuBische
Mittelschullehrer sieht sich fiir seine Ausbildung im wesentlichen auf den Weg
des Selbstunterrichts verwiesen.“®®* Er schlug im Weiteren vor, zunichst
versuchsweise und nur fur die mathematisch-naturwissenschaftlichen Facher an
der Universitat Gottingen Kurse fur Volksschullehrer zur Vorbereitung auf die
Mittelschullehrerprifung einzurichten. Ergdnzend wurden von Kilein dazu
detaillierte Vorschldge zur Organisation von Kursen gemacht, die an der
Universitat fir die verschiedenen Fachbereiche angeboten werden kdnnten. Auch
»,Vvorkurse® wurden als Maéglichkeit aufgezeigt, in denen die bei den Bewerbern
vorhandenen Defizite abgebaut werden konnten.®* Diese Vorschlage waren fir
die weitere Ausbildung der Mittelschullehrer insofern von Bedeutung, als hier
erste Ansédtze fur die Verlagerung der Mittelschullehrerausbildung an die
Universitat, oder zumindest fir die Einbeziehung dieser Institution, gemacht
wurden. Wesentlich erscheint auch, dass diese Vorschldge als Angebot von der
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Universitat gemacht wurden, es handelte sich nicht um Forderungen der Lehrer an
die Universitat.

Eine erste Umsetzung der Vorschldge Kleins fand sich in einem Erlass vom 22.
Januar 1912, mit dem die Einrichtung von vier- bis sechssemestrigen ,,Kursen zur
Vorbildung von Mittelschullehrern“®> genehmigt wurde. Fiir die Regierung hatten
diese Kurse durchaus Bedeutung, denn der Minister schrieb: ,,Ich hege die
Erwartung, dass das Konigliche Provinzialschulkollegium auf diese fir die
Gewinnung tuchtiger Lehrer wichtige Angelegenheit besondere Aufmerksamkeit

. 1 .86
verwenden wird.

Es wurde allerdings auch vor einer Verlagerung der Ausbildung der
Mittelschullehrer an die Universitdt gewarnt. Dies wurde deutlich in einem
Beitrag von Gabbert?” ,Wir fordern fir die Mittelschulen seminarisch
vorgebildete, im Volksschuldienst erprobte Lehrer. Der gegenteilige Standpunkt
wirde sich etwa mit der Forderung decken, die Mittelschule in Realschulen
umzuwandeln, denn dies sind ihrem Kerne nach Mittelschulen mit akademisch

vorgebildeten Lehrkraften.“®® Dies genau beleuchtet wieder die Stellung der
Mittelschule zwischen der Volksschule und der hoéheren Schule mit deren
Beflirchtung, ihre Eigenstandigkeit zu verlieren.

Ab etwa 1920 fanden verstérkt Diskussionen Uber eine grundséatzliche Reform der
Lehrerausbildung fur Volks- und Mittelschullehrer statt. So liegt ein Beitrag von
Heinemann® aus dem Jahre 1920 vor, in dem erste Hinweise auf die Einrichtung
von Akademien zur Ausbildung von Lehrern vor.®

Ausfuhrlichere Plane Uber die Ausgestaltung der Lehrerausbildung wurden von
Korsten in seinem Beitrag ,Die zukunftige Lehrerbildung und wir
Mittelschullehrer“®* gemacht. Als gravierend musste der Vorschlag gesehen
werden, dass die Volksschullehrer ihre ,,Allgemeinbildung auf einer hoheren
Schule erwerben“®? sollten und ein zweiter Gesichtspunkt: ,Man griindet zur
Ausbildung der Lehrer eine neue Form der Hochschule: Die padagogische
Akademie.“% Sehr viel weitergehend waren die Forderungen Korstens fiir die
Ausbildung der Mittelschullehrer: Fir diese fordert er ein Universitatsstudium
von mindestens sechs Semestern in der Erziehungswissenschaft und in zwei
Hauptfachern, sowie anschlieBend eine Einfihrung in die Schulpraxis der
Mittelschule von einjahriger Dauer.** Eine geteilte Stellungnahme stammt von
Schwarzhaupt in seinem Beitrag ,.Zur Lehrerbildungsfrage“® aus dem Jahre
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1924: Schwarzhaupt forderte fur alle Lehrer das ,Maturitatszeugnis“®® als

Nachweis der Allgemeinbildung. Interessant ist die Begrindung von
Schwarzhaupt fir die differenzierte Fachausbildung der Lehrer. Der einheitliche
Lehrerstand fur die hohere Schule erfordert eine einheitliche Ausbildung an der
Universitat, ,unser grofRes Ziel muf3 sein, [...] den einheitlichen Lehrerstand fur
die firs praktische Leben vorbereitende Schule — Volks- und Mittelschule — zu
schaffen.” Weiter hiel3 es: ,,Der Kampf um die Mittelschule ist vielfach ein Kampf
zwischen Mittelschullehrern und  Volksschullehrern.  Haben wir einen
einheitlichen Volksschullehrerstand [....], dann kommen wir leichter aus diesem
unseligen Zwist heraus.“®

4.5 Die Diskussion um die Einheitsschule

Die Diskussion tber die Einheitsschule in dem zur Untersuchung anstehenden
Zeitraum hat immer auf zwei unterschiedlichen Ebenen stattgefunden, die jeweils
auch eine entsprechende Begriffsbildung beinhalteten. Auf der ersten Ebene
bedeutete ,,Einheitsschule” die Vereinheitlichung der verschiedenen Formen des
héheren Schulwesens mit Gymnasium, Realgymnasium und Oberrealschule ohne
jegliche Einbeziehung der Mittelschule oder des Elementarschulwesens. Die
Wurzeln dieser Bestrebungen kénnen flr das Jahr 1885 angesetzt werden, als der
.Deutsche Einheitsschulverein“® gegriindet wurde, der sich um einheitliche
Regelungen fur das Gymnasium und das Realgymnasium, also ausschlieBlich das
gymnasiale Schulwesen, bemihte. Im 81 der Satzung des Vereins hiel3 es: ,,Der
Zweck des Vereins ist, fir die innere Berechtigung einer Gymnasium und
Realgymnasium verschmelzenden hoheren Einheitsschule mit Beibehaltung des
Griechischen fiir alle Schiler einzutreten.“%® Die Diskussion wurde also nicht um
ein Problem der Schulorganisation gefiihrt, es waren ausschliellich Fragen des
Lehrplans und der Stoffauswahl, die hier thematisiert wurden. Da im Jahre 1901
zwar die unterschiedlichen Formen im hoheren Schulwesen festgeschrieben
wurden, aber alle diese gymnasialen Schulen die ,,Berechtigung® erhielten,
bestand fir die beteiligten Schulformen keine Notwendigkeit, die Diskussion um
diese Frage fortzusetzen.

Die zweite Ebene war die vor allem von den Volksschullehrern ausgehende
Forderung nach einer Verbesserung der Schulsituation im Elementarbereich. Auf
dieser zweiten Ebene fanden zum Teil erbitterte Auseinandersetzungen statt, die
mit dem Ziel gefiihrt werden, die Mittelschule mit der Volksschule zu einer
einheitlichen Schulform zusammenzufiihren. Solche Bestrebungen fanden
allerdings nicht die Zustimmung der Anhénger der Mittelschule. GemaR den
Intentionen der Arbeit steht im Folgenden ausschliellich die zweite Ebene im
Mittelpunkt der Diskussion.

Die Vertreter der Mittelschule thematisierten etwa ab dem Jahre 1912 den
Einheitsschulgedanken; zumindest lassen sich von diesem Zeitpunkt an
Veroffentlichungen in der verbandseigenen Zeitschrift nachweisen. Unter der
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Uberschrift ,Was hat die Mittelschule von der Einheitsschule zu erwarten?'%
arbeitete Friedrichs heraus, dass in der Einheitsschule lediglich in der Unterstufe
der Volksschule — also in den ersten vier Jahren — ein gemeinsamer Unterricht fir
alle Schuler unter Einbeziehung der entsprechenden Jahrgange der Mittelschule
und der hoheren Schule erfolgen sollte. Hierzu wurden zwei Kritikpunkte
vorgebracht: Die Volksschule als Unterbau der Mittelschule ,,macht die
Errungenschaften der neuen Lehrpldne der neunstufigen Mittelschule
illusorisch®,*™®* denn eine so konstruierte Schulform konnte in neun Jahren nicht
mehr leisten als die friihere eigenstandige Mittelschule in acht Jahren. Der zweite
Punkt bezog sich auf die finanzielle Situation: Da die Volksschulen kein
Schulgeld erheben durften, mussten die Gemeinden finanzielle Opfer bringen,
,»denn sie wirden das Schulgeld fur die unteren Klassen der Mittelschule und fir
die Vorschule verlieren.“'* Vor allem dieser zweite Punkt war stichhaltig, denn
Mittelschulen waren, da sie Schulgeld erheben durften, eher in der Lage, sich
finanziell weitgehend selbst zu tragen.

Als besonders nachteilig fir die geplante Einheitsschule wurde aber
herausgestellt, dass der VVolksschule erhebliche Nachteile durch ihre Funktion als
Vorbereitungsschule fur die hohere Schule erwachsen wirden. Fir die
Mittelschule bestand die Mdoglichkeit, die Schuler in besonderen Klassen
zusammenzufassen, die spéter die hohere Schule besuchen wollten. Geschah dies
nicht, gab es in der Unterstufe der Mittelschule eine Reihe von Parallelklassen, die
dann in der Mittelstufe erheblich schrumpften, wenn ein gréRerer Prozentsatz aus
jeder Klasse auf die hohere Schule wechselte.'®® Dass dabei das
Leistungsvermdgen der einzelnen Klasse abnahm, musste akzeptiert werden,
auch, ,,dall wochenlange Arbeit dazu gehort, um die Kinder aus den verschiedenen
Klassen und die aus der Volksschule gekommenen Schiler zu einer
Arbeitsgemeinschaft zu erziehen.“'** Nachdriicklich wurde herausgestellt, dass
solche Mittelschulen, die nicht Vorschule fiir die hohere Schule waren,
problemfreier arbeiten kdnnen, da sie ,,von der 9. bis zur 1. Klasse nur die Ziele
der Mittelschule im Auge zu haben brauchen.” Diese festgestellten Nachteile
wurden fur die Volksschule in einer Einheitsschule als noch gravierender gesehen:
,Welche Kinder kommen da nicht in den unteren Klassen zusammen!“!%® Dies
waren die ,normalen Kinder des Unterstandes*, deren Sprachverstdndnis und
Sprachfertigkeit nur sehr gering waren und von denen manche ,,nicht einen Satz
richtig Hochdeutsch sprechen.” Auf der anderen Seite die ,,normalen des
Oberstandes”, die Uber einen Wortschatz verfiigten, den ,das Kind des
Unterstandes erst in Jahren sich erwirbt. Dazu sah Friedrichs etwa 20% Kinder
»die so schwach begabt sind und sonstige Méngel haben, dal} sie in normalen
Volksschulklassen nicht mitkommen kénnen.“'% Als Ergebnis riet der Autor der
Volksschule, dass sie ,,sobald als moglich ihr Schillermaterial nach Vorbildung
und Begabung in besonderen Klassen unterbringt”, wobei sie dann die Erfahrung
machen wiirde, ,,dal es im groRen und ganzen dasselbe ist, ob man nach dem
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Geldbeutel der Eltern oder nach Vorbildung und Begabung sondert.“**" Aus
unterrichtlicher Sicht hatten damit weder die hohere Schule, noch Volks- oder
Mittelschule einen Nutzen von der Einheitsschule; auch dem noch verbleibenden
Argument, ,,daB die Einheitsschule die sozialen Unterschiede mildere, weil alle
Gesellschaftsklassen auf derselben Schulbank gesessen hétten” wurde nicht
zugestimmt: Volksschullehrer und Mittelschullehrer hatten bis zum 20.
Lebensjahr auf derselben Schulbank gesessen, und ,stehen sich doch viel
feindlicher gegenliber als Volksschullehrer und (akademisch gebildete)
Oberlehrer. Dies war ,eine Tatsache, die schlagend beweist, was von der
Behauptung zu halten ist, dal die Einheitsschule die sozialen Gegensatze mildern
wiirde.«1%8

Mit einer derartigen oft Uberheblich formulierten und nur auf den eigenen
Berufsstand reduzierten Argumentationsweise setzte sich Friedrich sehr stark dem
Verdacht aus, dass ihm Uberzeugende Argumente fehlten. Auch  eine
generalisierende und undifferenzierte Gleichsetzung von sozialer Herkunft und
Begabung war fragwirdig.

Deutlich wurde hier definiert, dass sich das Einheitsschule organisatorisch nur auf
die ersten vier Schuljahre, die eigentliche spatere ,,Grundschule* beschranken
sollte. Diese Unterstufe sollte fur die Volksschule, die Mittelschule und die
héhere Schule einheitlich eingerichtet werden.

In einem aus dem Jahre 1914 stammenden Beitrag von Poppe'®® wurden zwei
Aspekte angefihrt, nach denen die Entwicklung zu einer Einheitsschule moglich
sein konnte: Einmal war es das sogenannte ,,Mannheimer System“, nach dem die
Volksschule in differenzierte Zige geteilt werden sollte, ,,mit den Klassenzigen
fir normal veranlagte Schiler in der Mitte, fir schwach und mangelhaft befahigte
rechts und fur hervorragend befahigte links.“*® Nach diesem System sollte
gewadhrleistet sein, dass ,,alle nach dem Male ihrer Befahigung auf der Unterlage
besonderer Lehrplane zum AbschluR ihrer Bildung kommen.“™* Als ein weiteres
Moment flr die mogliche Weiterentwicklung zu einer nationalen Einheitsschule
wurde die nach den ,Bestimmungen von 1910“ neugeordnete Mittelschule
gesehen, denn ,wenn es fir Preufen (Uberhaupt eine Mdglichkeit zur
Durchfiihrung der Einheitsschule gibt, so ist sie erst seit 1910 geschaffen worden,
denn erst durch die Mittelschule kann die lange entbehrte, organische Verbindung
zwischen der hoheren Lehranstalt und der Volksschule ohne Zwang hergestellt
werden.“*?  Es wurde betont, dass Volksschiilern nicht der direkte Weg zur
hoheren Schule offen stand, sondern dass sie den Weg uber die Mittelschule
nehmen sollten. Dies hétte zwar ein Jahr zusatzliche Schulzeit bedeutet, die aber
»,von allen Fachmannern fir notig gehalten wird, um fur die dem Volksschuler
vielfach mangelnde Kultur der Kinderstube einen Ausgleich zu schaffen.«
Auch die Tatsache, dass die Volksschule ,,schulgeldfrei* war, bedeutete fir die
Eltern der betroffenen Schiler einen zusatzlichen Anreiz, die Volksschule zu
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akzeptieren. Zwei weitere Punkte erschienen hier noch als VVoraussetzung fiir die
Einfihrung einer nationalen Einheitsschule unabdingbar: Es hatte gelingen
miussen, alle Schulen, auch die Mittelschule und die héhere Schule, schulgeldfrei
zu machen; und es hatte mdglich gemacht werden missen, ,,Schiler und
Schiilerinnen, welche sich als nicht hervorragend beféhigt erweisen und doch die
Banke der Mittelschule und der hoheren Lehranstalten driicken, zwangsweise auf
die Volksschule zu tibernehmen.“**

In einem Beitrag aus dem Jahre 1916 standen Uberlegungen im Vordergrund,
wie das Schulwesen nach Abschluss dieses Krieges zu gestalten sei: ,,Nicht auf
die Durchfiihrung irgend einer Schultheorie wird es ankommen, sondern auf die
AufschlieBung und Fruchtbarmachung aller Lebenskrafte, die in unserem Volke
vorhanden sind.“™® Als wesentliches Moment zur Umsetzung einer solchen
Forderung galt auch hier die Einheitsschule, unter der die ,,zwangsweise
Ersetzung der Unterstufe und der Vorschule der mittleren und hoheren Schule
durch die Volksschule“™’ verstanden wurde. Begriindet wurde dies vor allem
damit, dass bis zum Eintritt des fremdsprachlichen Unterrichts die Volksschule
dieselben Unterrichtsféacher betreibt wie die Unterstufe und die Vorschule der
héheren Schule und der Mittelschule. Daher musste die Volksschule in der Lage
sein, die Unterrichtsarbeit fur den Eintritt in die Klassen der weiterfiihrenden
Schulen zu leisten, in denen der fremdsprachliche Unterricht begann.

Zwei Grinde wurden so in den Vordergrund gestellt, die die Einflihrung einer
Einheitsschule als  sinnvoll  erscheinen  lieBen, wobei ausdriicklich
~schultechnische®  Uberlegungen ausgeschlossen sein sollten: Es waren
sozialpolitische und wirtschaftliche Griinde, die als Argumente angefiihrt wurden.
Der gemeinsame Unterricht der Kinder aus den verschiedenen ,,VVolksklassen*
erschien demnach geeignet, eine Annaherung dieser , VVolkskreise* und damit
verbunden einen Abbau der Spannungen, die in den Beziehungen der sozialen
Gruppen zueinander erkannt wurden, zu erreichen.”*® Es wurde davon aus-
gegangen, dass durch den gemeinsamen Besuch der Schule ,,die Kinder aus den
verschiedenen Standen auch aulRerhalb des Schullebens einander ndher gebracht
werden konnen und dadurch ein Nahertreten der Familien zueinander veranlal3t
werden kann.“'*® Es handelte sich hier sicherlich um ein ehrenwertes Motiv, dass
bei Aussicht auf Erfolg auch als durchaus berechtigt angesehen werden musste. Es
ist allerdings zu bezweifeln, dass auch bei einer Einordnung in das aktuelle
Zeitgeschehen dieser Jahre ein zwangsweise angeordneter gemeinsamer und
zeitlich  begrenzter Schulbesuch der Kinder aus den verschiedenen
gesellschaftlichen Schichten eine tragende Funktion fur einen sozialen Ausgleich
bedeuten konnte. Wohl aber konnte erwartet werden, dass das Interesse auch ,,der
hoheren Volksschichten an der Volksschule zunahm, wenn alle Kinder
wenigstens einige Jahre gemeinsam diese Schule besuchten, ,,denn die Eltern
haben das meiste Interesse an der Schule, die ihre Kinder besuchen.“*?°
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Im Zusammenhang mit den sozialen Mdglichkeiten, die die Einheitsschule bieten
konnte, wurde die wirtschaftliche Bedeutung dieser Schulform gesehen. Im
gegliederten Schulsystem galt, ,,daR die mit dem Erwerb einer erweiterten
Allgemein- und Berufsbildung verbundenen Kosten einem tiichtigen Kinde,
dessen Eltern in dlrftigen Wirtschaftsverhaltnissen leben, den Aufstieg in hohere
Berufsarten erschweren wenn nicht gar unméglich machen.“***  Erst die
schulgeldfreie Einheitsschule wirde den Eltern eine erhebliche Ersparnis bringen.
Allerdings wurde auch hier ein strukturelles Modell formuliert, in dem die
Einheitsschule sich nur auf die ersten Jahre der Volksschule bezog. Eine
wirtschaftliche Bedeutung wurde folglich fir die Eltern erst dann gegeben sein,
wenn die Schulgeldfreiheit auf alle Klassen der mittleren und héheren Schulen
ausgedehnt wirde. Dies wurde nur dann als mégliche Perspektive gesehen, wenn
das gesamte Offentliche Schul- und Unterrichtswesen verstaatlicht wirde.
Allerdings waren bei Einfuhrung einer vollen Schulgeldfreiheit die entstehenden
Kosten vom Schultrager — in der Regel den Kommunen — zu tragen gewesen. Bei
einer Verstaatlichung des gesamten Schulwesens mit gleichzeitiger Einfihrung
der Schulgeldfreiheit ware dann aber der Staat zur Ubernahme dieser Kosten
verpflichtet gewesen. Der Staat war zur Ubernahme einer derartigen
Verpflichtung nicht bereit, da er =zu diesem Zeitpunkt mit groRRen
Kriegsfolgelasten zu rechnen hatte.

In einer aus dem Jahre 1917 vorliegenden Stellungnahme®?? wurde gefordert, dass
nicht die Verminderung der vorhandenen Schulformen, sondern eine weitgehende
Differenzierung mit zusatzlichen Zwischenstufen besser geeignet sei, den
Ubergang von einer Schulform zu einer anderen zu ermdglichen. Damit konnte
sich der geforderte ,Aufstieg aus den niederen in die hoheren
Gesellschaftsschichten stufenweise vollziehen.“** Dies sollte besonders dadurch
erreicht werden, dass zusatzliche Mittelschulen eingerichtet wurden, durch die
begabte Volksschiiler ohne Schwierigkeiten in die Mittelschule und begabte
Mittelschiiler in die héheren Schulen tibergehen kénnten.*®* Nicht ein integratives
System, in dem die drei bisher bestehenden Schulformen aufgehen sollten, stand
im Mittelpunkt der Uberlegungen, sondern vielmehr die Vorstellung von einem
additiven System, einem Nebeneinander dieser Schulformen mit starker
Durchlassigkeit.

In einem Beitrag aus dem Jahre 1919 fordert Schremmer*® die Einbindung der
Mittelschule in die Einheitsschule, wobei die Mittelschule auf der vierjahrigen
Grundschule aufbauen sollte.® Er forderte: ,,Die Mittelschule muR und kann
hinein in den Bau der vielgenannten Einheitsschule, die durchaus nicht
Gleichheitsschule bedeutet. Die Einheitsschule kann nur sein, was sie will und
soll wenn eine lebendig gegliederte Anordnung, ein innerlich belebtes Gefiige
Grundschule, Mittel-, Ober-, Hochschule einheitlich verbindet. Die Forderung der
Einheitsschule, in der die Mittelschule ein unldsliches Glied darstellt, ergibt sich
aus dem Gedanken der volksbriiderlichen Gerechtigkeit.“'?” Auf ein solches
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organisches System, dies wurde in der Diskussion um die Einheitsschule aus Sicht
der Mittelschule seit 1912 deutlich, richteten sich die Hoffnungen der
Mittelschulvertreter. Hier sollte eine Schulform geschaffen werden, die der
Mittelschule ihre Eigenstandigkeit bewahrte und ihr die Bedeutung verschaffte,
die ihr — so wurde unterstellt — zukam. Wie sehr fiir die Mittelschule gehofft
wurde, dass dabei auch die vermeintlichen Ungerechtigkeiten, die der
Mittelschule in der Vergangenheit widerfahren waren, abgeschafft wirden, soll
abschlieBend durch einige Zitaten, die alle aus dem vorliegenden Artikel
stammen, belegt werden: ,,.Die Mittelschule mufite es sich gefallen lassen, dass
man von oben auf sie herunter sah, daf ihr das verdiente Recht versagt wurde.“'?®
— ,,Man wollte eben die Berechtigungen, die nichts anderes als Vorteile, Vorrechte
darstellten, méglichst fiir sich behalten.“** — | Dieses System erniedrigte auch alle
Jahre die Mittelschule, raubte ihr den besten Glanz.“*** — , Die Unnatur der alten
Zusténde ist meist nur von denen empfunden worden, die darunter zu leiden
hatten. Die anderen uUbersahen die Not ganz und fanden sich in recht
unverantwortlicher Weise damit ab.“**! — , Dies ist die Frage: soll nun endlich der
Mittelschule ihr gutes Recht zukommen? Nichts anderes fordert sie, wenn sie sich
als ebenso notwendiges wie selbstdndiges Glied in den ersehnten Neubau des
deutschen Schulwesens hineinstellt.«!*?

Neben den aus der verbandseigenen Zeitschrift herangezogenen Stellungnahmen
der Mittelschullehrer sollen weitere Quellen beriicksichtigt werden. Diese sind als
Korrektiv zur naturgemaR einseitigen Sichtweise der Vertreter der Mittel-
schullehrer zu sehen.

Seit W. Reins Darstellung ,Die nationale Einheitsschule“™** bestand
Ubereinstimmung dartiber, dass mit der Einfiihrung der Einheitsschule die
Vorschulen abgeschafft und diese Funktion auf die unteren Klassen der
Volksschule ubertragen werden sollte. Diese gemeinsame Stufe sollte fir die
spateren Mittelschiller und Schiler héherer Schulen obligatorisch sein, so dass
diese vier Klassen einen gemeinsamen Unterbau fiir sdmtliche Schulformen
bilden wiirden. ,,Fir die unterste Schicht ist die allgemeine Volksschule bestimmt,
die Grundschule, die in sechs Schuljahren die gesamte Schuljugend aufnimmt.«!%*
Bestandteil dieser Vorstellung war unverandert auch nach dem Weltkrieg die
damit verbundene Forderung: ,,.So mannigfaltig nun die Nebenbedeutungen sein
mdgen, die bewulit oder unbewul3t mit den verschiedenen Forderungen nach der
nationalen Einheitsschule verbunden werden, in einem Punkt beriihren sie sich
fast alle, in dem Verlangen, daR die Vorschulen zu verschwinden haben.“*** Dass
der ,,Deutsche Lehrerverein® im Weltkrieg die Einheitsschule in der Weise
forderte, dass als erster Schritt hierzu ,,die Vorschulen und die unteren Klassen
der Mittelschulen“*®® abgeschafft werden sollten, zeigt die unterschiedlichen
Intentionen fir die Begrindung der Einheitsschule. Das Ziel des Deutsche
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Lehrervereins — der die Interessen der Volksschullehrer vertrat — lag vornehmlich
in der Aufhebung der Mittelschule.

Inhaltlich waren es aus der Perspektive der Mittelschule im Wesentlichen drei
Grinde, die fur die Einfihrung einer so normierten Einheitsschule sprachen:

— Mit der Einfuhrung der Einheitsschule sollten die sozialen Gegenséatze in der
Gesellschaft ausgeglichen werden, um den Kindern der unteren Stdnde den
sozialen Aufstieg zu ermdglichen und in der Einheitsschule ein mdgliches Mittel
zur geistigen Auslese zu finden. Diese Einschatzung galt sicherlich nicht in
vollem Umfang fiir die Frage eines moglichen sozialen Ausgleichs zwischen den
verschiedenen Bevolkerungsschichten. Als eine Mdoglichkeit, die durch die
stdndische Trennung auftretenden sozialen Spannungen in der Bevdlkerung
aufzufangen, wurde durchaus die Einflhrung der Einheitsschule gesehen.
Argumentiert wurde, dass ,,mit Einflhrung der Einheitsschule alle Klassen der
Bevolkerung zusammengefihrt* werden sollten und ,.die gegenseitige
Anerkennung ein wesentlicher Schritt zur Einheit des Volkskérpers“!*” darstellen
wirde. Hinzu kam, dass der Besuch der Mittelschule oder der héheren Schule
unabhéngig von der wirtschaftlichen oder gesellschaftlichen Situation der Eltern
ermoglicht werden sollte, dass also finanzielle Voraussetzung nicht maligebend fiir
den Besuch einer bestimmten Schulform sein durften.

— Das zweite Argument zielte darauf ab, Kindern aus den unteren
Bevolkerungsschichten mit dem Besuch einer Einheitsschule einen sozialen
Aufstieg zu gewahrleisten.

— Drittens sollte die Einheitsschule eine Mdglichkeit bieten, eine ,geistige
Auslese* zu treffen.

Insgesamt zeigte sich, dass damit die Frage nach der Organisation der
Einheitsschule auf die verstarkte Durchlassigkeit zwischen den Schulformen
Volksschule, Mittelschule und héhere Schule reduziert wurde. Dies bedeutete die
Beibehaltung des dreigliedrigen Schulsystems mit Zugestdndnissen bei den
Ubergangen zwischen den Schulformen. Alle Moglichkeiten der Steuerung
erfolgten nach den Vorstellungen derjenigen, die letztlich ber die Aufnahme der
waufstiegswilligen® Schuler zu entscheiden hatten, also den Leitern der
Mittelschulen und der héheren Schulen. Dass dies offensichtlich so gewollt war,
zeigt die Aussage von R. Block™®, , daB wir unsere Schule zu bilden haben nach
der Struktur unseres Volkes und unseres Wirtschaftslebens, dafl man aber nicht
durch eine besondere Organisation des Schulwesens die Struktur der Gesellschaft
herbeifihrt.*'*

Wie wenig Bereitschaft bestand, an den bestehenden Zustdnden grundséatzliche
Anderungen herbeizufiihren, wird noch einmal durch die Aussage von J. Hacks™*
belegt: ,,Auch haben wir nicht das Recht, an der bewahrten Einrichtung unserer
héheren Schulen zu ritteln, die bisher mit gutem Erfolg bereits die neunjahrigen
Kinder in ihre Obhut genommen hat und sich gegen eine Anderung dieses
Zustandes mit Recht aufs heftigste strauben wird. Wir wollen doch dem Gedanken
des Aufstiegs der Begabten in allen beteiligten Kreisen, vor allen Dingen bei den
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Schulménnern Freunde erwerben und nicht ganz unnitzerweise Gegnerschaft
hervorrufen.“**! Deutlicher konnten potentielle Kritiker, die sich gegen das
bestehende Schulsystem wandten, kaum zu einem Wohlverhalten und zu einer
kritiklosen Hinnahme der bestehenden Verhéltnisse aufgefordert werden. Dabeli
hatte weitgehend Konsens bestanden in der Frage der Organisationsstruktur der
Einheitsschule und auch uber die Aufgaben und Ziele, die im folgenden Zitat von
E. von Sallwiirk’* ihre Zusammenfassung fanden: ,,Die Einheitsschule ist die
Schulform, die auf ihrer Elementarstufe alle Kinder der Nation vereinigt, deren
Eltern auf 6ffentlichen Unterricht fir sie Anspruch machen, und die so organisiert
ist, dass jedem ihrer Zdglinge der Erwerb einer Bildung verblrgt wird, die seinen
Neigungen entspricht und die seiner Befahigung erreichbar ist. Sie ist gleichzeitig
die Schule, die den Bildungserwerb unabhdngig macht von der pekuniéren
Leistungsfahigkeit der Schiiler.“!** Diese Definition wurde spéter inhaltlich auch
Grundlage der Beratungen auf der Reichsschulkonferenz. Es lassen sich als
Hauptthesen ableiten, dass die Einheitsschule sich nur auf den Elementarbereich
beziehen sollte, dass jeder Schuler eine seinen Neigungen und Féhigkeiten
entsprechende Bildung erfahren sollte und dass finanzielle Voraussetzungen nicht
flir den Besuch einer bestimmten Schulform ausschlaggebend sein durften.

Gerade die Reduzierung der Einheitsschule auf den Elementarbereich unter
Beibehaltung des gegliederten Schulsystems mit seinen Differenzierungen im
mittleren und héheren Bereich legte die Frage nahe, welche Griinde gegen eine
durchgreifende Schulreform oberhalb der Grundschule angefiihrt wurden. Diese
Frage soll im Zusammenhang mit den Ergebnissen der Reichsschulkonferenz
aufgeworfen werden.

4.6 Reichsschulkonferenz und Mittelschule

Der Entwurf eines ,,Gesetzes Uber die Einrichtung von Grundschulen und die
Aufhebung der VVorschulen“ stand nach der Beratung und Annahme im Reichsrat
am 8. Marz 1920 in der Nationalversammlung auf der Tagesordnung und wurde
an einen Ausschuss Uiberwiesen.!** Dieser Entwurf galt als der erste Schritt zur
Durchfiihrung des Artikels 146 der Reichsverfassung, der die organische
Ausgestaltung des offentlichen Schulwesens vorsah. Alle im Zusammenhang mit
der Erfullung der Forderungen des Artikels 146 verbundenen Fragen sollten in
einer Reichsschulkonferenz geklart werden. Die Einberufung einer solchen
Reichsschulkonferenz galt als Voraussetzung fur eine Reichsschulgesetzgebung
und wurde im Februar 1919 von den Regierungen der Bundesstaaten
beschlossen.'*

Vom 20. bis 22. Oktober 1919 hatten in Berlin im Reichsministerium des Innern
die Vorbesprechungen zur Reichsschulkonferenz stattgefunden. Dabei bestand
Ubereinstimmung, eine Reihe wichtiger Fragen vorab schnellstméglich durch ein
Reichsnotschulgesetz noch vor der Reichsschulkonferenz zu regeln. Dies geschah
mit dem Hinweis darauf, dass ,,eine Reihe von L&ndern bereits im Begriffe stehen,
selbstandig vorzugehen, was Zersplitterung und Unstetigkeit im deutschen

“Epd,, S, 66

12 SALLWURK: Die deutsche Einheitsschule und ihre padagogische Bedeutung. 1919
“Epd., S. 3
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Schulwesen nach sich ziehen konnte.“**® Zu den so bereits im Vorfeld der
Konferenz  entschiedenen Fragen gehorte auch die Festlegung der
Grundschuldauer auf vier Jahre; auBerdem sollte die Grundschule keine
eigenstandige Schulart, sondern lediglich die Bezeichnung fiir die unteren Klassen
der Volksschule sein. Beides waren Fragen, (ber die bei den Beteiligten in dieser
Form bereits Konsens bestand.

Eine Reichsschulkonferenz war bereits im Dezember 1918 von der preuf3ischen
Regierung gefordert worden; die Vorbereitungen zur Konferenz dauerten das
ganze Jahr 1919 bis schlielich der Zeitraum vom 11. - 19. Juni 1920 festgesetzt
wurde.*” Zunachst war geplant, die Ergebnisse der Reichsschulkonferenz in die
»Weimarer Verfassung“ einflieBen zu lassen. Da diese aber bereits am 11. August
1919 verabschiedet worden war, hatte die Reichsschulkonferenz einen Teil ihrer
Bedeutung verloren. Ihre Ergebnisse hatten bei der Aussicht darauf, Bestandteil
der Verfassung zu werden, mehr Gewicht bekommen.

Aus der Vielzahl der vorgesehenen Verhandlungspunkte fur die Konferenz soll
hier lediglich ein Bereich der Tagesordnung auf seine Relevanz flr die
Mittelschule untersucht werden: Punkt | — Schularten, Schulziel und organische
Zusammenfassung zur Einheitsschule.

Zum ersten Tagesordnungspunkt der Reichsschulkonferenz, der sich auf die
Einheitsschule bezog, sprachen als Vertreter groRerer Verbande finf
»Berichterstatter”, deren Ausfuhrungen hier nur auf ihren Bezug zur Mittelschule
hinterfragt werden. Der erste Redner, Prof. Kerschensteiner, stellte seine
Konzeption einer Einheitsschule vor, in den Protokollnotizen der
Mittelschulvertreter fand sich dazu lediglich der Hinweis: ,,Auf die Mittelschule
ging er nicht ein.«!*®

Vertiefte Aussagen zur Mittelschule machte dagegen der Vertreter der
.Vereinsverbandes akademisch gebildeter Oberlehrer, Dr. Binder.'*® Es vertrat
die Auffassung, dass die Grundschule hochstens vierjahrig sein durfe, da der
Unterricht in den hoheren Schulen sonst zu spat einsetzen wirde. Ein
stufenformiger Aufbau, wie er von Vertretern einer konsequenten Einheitsschule
gefordert wurde, lehnte er ab und forderte stattdessen eine Verzweigung nach der
Grundschule in Volksschule, Mittelschule und Studienanstalten, den hoheren
Schulen. Die auf der Grundschule aufbauende sechsjahrige Mittelschule sollte
unter der Voraussetzung eingerichtet werden, dass sie andere ,bewahrte
Bildungseinrichtungen wie die Realschule* nicht beeintrachtigte. Es durfte
demnach nicht Hauptaufgabe der Mittelschule sein, dass sie die Schiler auf die
héhere Schule vor-bereitete. Eine Differenzierung zwischen Volksschule und
Mittelschule sah Binder in der Weise vor, dass er den Volksschulen den
Abschluss fiir den Ubergang in die niederen Fach- und Fortbildungsschulen
zusprach und den Mittelschulen, vor allem wegen der fremdsprachlichen
Ausbildung, die Qualifikation fur den Ubergang in die hoheren Fachschulen wie

10 Epg,

17 vgl. HEYDORN H.J.; KONEFFKE, G.: Zur Bildungsgeschichte des deutschen Imperialismus.
1973, S. 39

%8 Die Aussagen beziehen sich auf die Protokolle, verdffentlicht in: MS 34 (1920), S. 284 ff.

149 BINDER: Protokoll zur Reichsschulkonferenz. In: MS 34 (1920), S. 281 ff
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Handelsschule, technische Mittelschulen, landwirtschaftliche Fachschulen und
Kunstgewerbeschulen.**°

Der Beitrag Binders war in zweierlei Hinsicht bedeutsam: Der erste Aspekt
driickte etwas aus Uber das Klima, das gegeniiber der Mittelschule auf der
Reichsschulkonferenz herrschte. Die oben angesprochenen Aussagen Binders zur
Mittelschule waren Bestandteil seiner schriftlich vorgelegten Stellungnahme. Im
Protokoll hei3t es dazu: ,,im mundlichen Berichte beriihrte Prof. Dr. Binder die
Mittelschule kaum.“***

Fur den zweiten Aspekt soll noch einmal zurlckgeblickt werden: Bereits am 19.
November 1919 hatte der ,,Verband der akademisch gebildeten Oberlehrer* in
Leitsétzen seine Positionen fir die Reichsschulkonferenz festgelegt, die auch die
oben vorgetragenen Thesen enthielten. Erganzend hieR es dort**%: |, Die
Mittelschule muR in den unteren Klassen so gestaltet sein, dal} fiir begabte Schiler
der Ubergang zur héheren Schule nach drei Jahren noch ohne Zeitverlust moglich
ist und auch umgekehrt Schiler der héheren Lehranstalten zur Mittelschule
Ubertreten koénnen. Die Vorbereitung auf die hoéhere Schule darf nicht eine
Hauptaufgabe der Mittelschule werden; ebensowenig darf die Mittelschule die
Aufgaben der Mittelstufe der héheren Schule tbernehmen.“*** Genau diese
Konstruktion aber war es, die die Eigenstandigkeit der Mittelschule bewahren und
ihren Bestand als Schulform sichern konnte.

Der Fortbestand der Mittelschule war zu diesem Zeitpunkt noch keineswegs
sicher, denn abhangig vom Verlauf der Reichsschulkonferenz ware auch eine
Entwicklung zu einer Einheitsschule moéglich gewesen, in der die Mittelschule
unter Verlust ihrer Eigenstandigkeit aufgegangen ware. Bei der Interpretation der
Aussagen der Vertreter der Oberlehrer ist nun zu beriicksichtigen, dass durch die
Abschaffung der schulform-abhangigen Vorschule die hoheren Schulen ihren
Schilernachwuchs aus der allen Schulen gemeinsamen Grundschule beziehen
sollten. Die Oberlehrer forderten: ,,Grundséatzlich darf nicht der Mittelschule, die
ihre eigenen, in sich wertvollen Aufgaben und darum auch ihre eigenen Methoden
hat und frei entwickeln muf, die Vorbereitung auf die Studienanstalten als
eigentlicher Zweck zugemutet, diese durfen des fur ihre Ziele unentbehrlichen
eigenen Unterbaus nicht beraubt werden.“*** Die als Aufwertung der Mittelschule
zu verstehende Aussage zielte jedoch auf eine eindeutige Abgrenzung der
Schulformen voneinander ab. Dieser Gedanke wurde auch dadurch bestatigt wird,
dass nur in Ausnahmefallen Ubergange zwischen den Schulformen méglich sein
sollten.™™ Damit war fiir den ,Verband der akademisch gebildeten Oberlehrer*
die Mittelschule ein Instrument der Bildungsbegrenzung, das einerseits den
Volksschilern Aufstiegsmoglichkeiten anbot, andererseits stand diesen aber kein
unmittelbarer und unbegrenzter Ubergang in das héhere Schulwesen offen. Die
Mittelschule wurde dahingehend aufgewertet, da sie als ein ,,.Sammelbecken* fir
die sich emanzipierenden, durch die politische und wirtschaftliche Entwicklung
nach Bildung strebenden Bevolkerungsschichten bendtigt wurde. Diesen
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Schichten wurde mit der Mittelschule eine Bildungsmoglichkeit geboten, die zwar
uber die der Volksschule hinausging, ohne dass ihre Schiiler aber einen Anspruch
auf die Bildung der héheren Schule erhielten. Die Position zeigte, dass hier
funktional ein nahtloser Anschluss an die Zeit vor dem Weltkrieg vollzogen
wurde. Vor allem war es auch der Anschluss an die Zeit der Institutionalisierung,
als der Mittelschule eine gleichlautende Funktion zuerkannt wurde. Aus Sicht der
Oberlehrer, die als Vertreter des hoheren Schulwesens nicht zu den Verfechtern
einer konsequenten Einheitsschule gezahlt werden konnten, musste eine
aufgewertete, eigenstdndige und von der Bevolkerung angenommene Schulform
wie die Mittelschule auch als eine Instrument im Kampf um die Beibehaltung des
gegliederten Schulwesens gelten. Nur in einem solchen System konnten auch die
Gymnasien und die anderen Formen des hoheren Schulwesens ihre volle
Eigenstandigkeit behaupten.

Der Berichterstatter fiir den ,,Deutschen Lehrerverein® war Johann Tews (1860-
1937); dieser hatte bereits im Vorfeld dieser Konferenz durch eine Reihe von
Beitragen in padagogischen Fachzeitschriften auf sich aufmerksam gemacht.™®
Deutlich wurde, dass er als Vertreter der VVolksschule der Mittelschule mehr als
reserviert gegeniiberstand. Tews gliederte die ,,Deutsche Volksschule“*" — so
nannte er die Gesamtheit der 6ffentlichen Unterrichtsanstalten — in insgesamt
sieben Stufen, die alle Einrichtungen vom Kindergarten bis zu den Hochschulen
umfassten. Nach dem Kindergarten war die Grundschule demnach die zweite
Stufe. Nachvollziehbar — aus Sicht der Volksschulvertreter — war der Vorschlag
Tews, fir die Grundschule die Zeit vom 6. bis zum vollendeten 12. Lebensjahr
der Kinder vorzusehen. Diese dann sechsjahrige Grundschulzeit bedeutete eine
Aufwertung dieser Schulform. Auf der dritten Stufe sollte nach Tews eine
Differenzierung erfolgen in die ,Burgerschule”, die vom 12. bis zum 14.
Lebensjahr dauern sollte und damit der bisherigen achtklassigen Volksschule
entsprach, und der ,Mittelschule”, die die Jahrgdnge vom 12. bis zum 15.
Lebensjahr umfassen sollte. Diese gegeniber der Burgerschule lediglich um ein
Jahr langere Schulzeit hatte der Mittelschule kaum die Mdéglichkeit geboten, sich
gegeniber der Birgerschule als eigenstandige Schulart zu profilieren. Genau dies
mag aber die Hoffnung Tews gewesen sein, dass mittelfristig eine Verschmelzung
von Burgerschule und Mittelschule notwendig werden wirde.

Ergénzend sei die vierte Stufe im System Tews genannt, die ,,Oberschule®, die
nach weiteren drei Schuljahren zum Besuch der Hochschulen berechtigte und die
»Berufsschule”, die die Schiler vom 14. bzw. 15. bis zum 18. Lebensjahr
aufnehmen sollte. Die Berufsschule sollte nach Tews Vorstellungen den Zeitraum
vom 15. bis zum 18. Lebensjahr der Schiiler umfassen.

Die n&heren Ausfihrungen von Tews zur Mittelschule lassen erkennen, dass er
dieser Schulform durchaus auch Bedeutung zumaR:

1. Die Mittelschule ist die Schule fiir die erkenntnisméRig Begabten.**®

156 y1.a.: Johannes Tews ber die Einheitsschule. In: Der Volksschullehrer 10 (1916), S. 266-269
Gegner der Einheitsschule. In: Die deutsche Schule 22 (1918), S. 358-369
Die Vorziige der Einheitsschule in der Kleinstadt. In: Pddagogisches Archiv 30 (1888),
S. 419-423
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2. Die Mittelschule bereitet sowohl auf den Besuch der Oberschule vor als auch
auf die gewerblichen, kaufmdnnischen und Beamtenstellungen, die ,eine
gesteigerte geistige Bildung voraussetzen.“**®

3. In der Mittelschule soll der Unterricht — vor allem bezuglich der Inhalte — so
gestaltet werden, dass ,,die Schuler auf den entsprechenden Oberschulen ihre
Bildung ohne Zeitverlust fortsetzen konnen.“*®

Tews lehnte alle Inhalte in der Mittelschule ab, die dieser Schule den Status einer
Standesschule geben kdnnten. So forderte er: ,,Den Aufgaben der Mittelschule
widerstreitet eine Einengung des Unterrichts auf gewisse, nur fir kleine Kreise
wichtige Gebiete (alte Sprachen). Darum ist die Errichtung von Mittelschulen mit
Sonderlehrplénen, etwa nach dem Muster des Lehrplans fir die unteren und
mittleren Gymnasialklassen, nicht wiinschenswert.*“*

Da der Besuch der Oberschule mit dem 15. Lebensjahr beginnen sollte, war die
Mittelschule die einzige Schule, nach deren Abschluss der Ubergang zur
Oberschule maoglich war. Die Forderungen Tews, dass die Mittelschule auf den
Besuch der Oberschule vorbereitete und dass die Unterrichtsgestaltung an der
Mittelschule diesen Ubergang ohne Zeitverzug moglich machen sollte,
unterstreichet, dass Tews der Mittelschule die Aufgabe einer ,,Vorschule*
zusprechen wollte. Damit ware die Mittelschule die Vorbereitungsanstalt fur die
nachste Stufe und héatte ihre Eigenstandigkeit verloren. Bei den vielfach
gedulerten Vorbehalten Tews gegenuber der Mittelschule kann durchaus
angenommen werden, dass genau diese Intentionen mit dem vorgelegten Konzept
verbunden waren.

Zu der anschliefenden Aussprache tber die vorgelegten Berichte wurde von den
Vertretern der Mittelschule mit einiger Verbitterung vermerkt: ,,Sowohl von den
Berichterstattern als auch von den folgenden Rednern ist die Mittelschule kaum
erwahnt worden.“*%?

4.7 Chemieunterricht

Am 3. Februar 1910 wurden vom Ministerium in PreuRen die ,,Bestimmungen
(iber die Neuordnung des Mittelschulwesens“!®® vorgelegt. Diese neuen
Bestimmungen waren notwendig geworden, weil die Entwicklung zur
ausgebauten Mittelschule — mit insgesamt neun Klassenstufen, bei einem
dreijahrigen Volksschulunterbau — immer weiter fortgeschritten war und die Zahl
der Mittelschulen mit weniger als sechs Stufen immer weiter zuriickging.*** In
stdndig zunehmendem Male umfasste also die Mittelschule mindestens sechs
Klassenstufen. Die Gemeinden als die Schultrager drangten auf eine Anpassung
der Bildungspléne an gestiegene Anforderungen von Wirtschaft und Verwaltung.
Es wurde erwartet, dass die Schule diesen Anspruch erfiillte. Sicherlich hofften
die Schultrdger dabei, dass sich so die in die Schule investierten Aufwendungen
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rentieren wirden. Diesen Forderungen sollten die neuen ,,Bestimmungen von
1910, zu denen auch die Stundenpldne und die Lehrplane fir die einzelnen
Unterrichtsfacher gehorten, gerecht werden.*®

Fur den naturwissenschaftlichen Unterricht ergab sich mit den neuen Vorschriften
die erhoffte, wenn auch nur geringfugige Aufstockung der Unterrichtsstunden:
Naturgeschichte (Biologie) wurde durchgangig von Klasse VI, der
Eingangsklasse, bis Klasse I, der Abschlussklasse, erteilt, Naturlehre — mit den
Fachern Physik und Chemie — ab Klasse Il1l. Die weitere Unterteilung, nach der
innerhalb des Bereichs ,,Naturlehre* das Fach Physik mit der Klasse I1l, Chemie
erst mit der Klasse Il begann, bedeutete, dass das Fach Chemie nur in zwei
Schuljahren erteilt wurde.*®

Dieser Plan bedeutete insgesamt eine Ausdehnung des natur-wissenschaftlichen
Unterrichts, aber dadurch, dass nun alle drei naturwissenschaftlichen Facher
bezlglich der Wochenstundenzahl undifferenziert dargestellt wurden, konnte es
zu einer willkdrlichen Gewichtung einzelner Féacher an der jeweiligen Schule
kommen. Es ist denkbar, dass der gesamte naturwissenschaftliche Unterricht
ausschlieBlich im Fach Biologie erteilt wurde, wenn die Fachlehrersituation einer
Schule dies erforderte oder wenn dies im Zusammenhang mit den lokalen
Gegebenheiten gewiinscht wurde. Allerdings wurde auch das Konzept eines
fachertbergreifenden Unterrichts mit dem vorliegenden Plan ermdglicht.

Fur die einzelnen Klassen und Facher wurden wdchentliche Mindest- und
Hochststundenzahlen angesetzt. Mit diesem Freiraum konnte auf die an der
Schule vorhandene Lehrersituation reagiert werden. Ebenso wurden
Differenzierungen bei der Unterrichtsgestaltung ermoglicht.

Tabelle 3 zeigt die fur die einzelnen Klassenstufen vorgeschriebene
Wochenstundenzahl:

Tabelle 3: Naturwissenschaftlicher Unterricht ab 1910

Fach Klasse®
Vi V v 11 1 |
Naturkunde 2 2-3 2-3 3-4 3-4 3-4
-Biologie/Chemie/Physik-

Quelle: Auszug der Stundentafel in den ,Bestimmungen von 1910°, S. 352

Etwas ausfihrlicher als in den ,,Allgemeinen Bestimmungen von 1872 wurden in
den ,Bestimmungen von 1910“ die Vorgaben zu den einzelnen Fachern
dargestellt.’®® Diese waren unterteilt in ,Ziele, Aufgaben und methodische
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-91 -

Bemerkungen.“'®® Weiterhin wurde bei den Inhalten aber zwischen denen fiir
Naturgeschichte und Naturlehre unterschieden. Innerhalb des Bereichs Naturlehre
werden nun die Facher Physik und Chemie differenziert ausgewiesen.*”

Als Ziel fir den Bereich Naturlehre hiel3 es: ,,Kenntnis der wichtigeren physikali-
schen und chemischen Erscheinungen und Gesetze, insbesondere derer, die fir
das héusliche, gewerbliche und Verkehrsleben sowie fur Klima und Wetter
Bedeutung haben.“*"* Fiir eine Schule, die die Vorbereitung ihrer Schiler fir das
praktische Leben als vordringliche Aufgabe betrachtet, sind die knappen
Formulierungen der Ziele fiir den gesamten Unterricht in den Fachern Physik und
Chemie nicht angemessen.

Das Fach Chemie hatte folgende Aufgaben:'"

— Kilasse Il: Die Grundbegriffe der anorganischen Chemie. Die Chemie in ihrer
Anwendung in hervorragenden Gewerben der Gegend, Mineralien, die in
Industrie und Technik Verwendung finden. Wichtigste Gesteine der Erdrinde. Die
Bodenarten.

— Klasse I: Leichtere Erscheinungen aus der organischen Chemie und aus der
Nahrungsmittellehre unter Beriicksichtigung der heimischen Industrie.

Mit diesen formulierten inhaltlichen Elementen wollte die Mittelschule an die
bisher schon geubte Praxis anknlpfen, dem natur-wissenschaftlichen Unterricht
insgesamt einen an der Praxis und den Lebensbereichen der Schiler
ausgerichteten Schwerpunkt zu geben. Ein wesentliches Ziel war es, die Schiler
zu selbstandigem Denken zu erziehen, ,aber sie lehrt es an den Dingen der
nachsten Umgebung, an dem, was dem Kinde in seinem spateren burgerlichen
Berufe entgegentritt“, und bei dem Verzicht auf die Behandlung der
Wissenschaften in ihrer abstrakten Form ,,wendet sie ihr Gesicht dem praktischen
Leben zu.“*"

Zu den ,Methodischen Bemerkungen“'’* wurden fir das Fach Chemie keine
Angaben gemacht. Zur Physik hiel3 es allerdings: ,,Winschenswert ist es, die
Schiiler zur Herstellung einfacher physikalischer Apparate und zur Ausfiihrung
leichterer Versuche anzuhalten und daflr im Physikunterrichtszimmer geeignete
Einrichtungen zu treffen. Jedenfalls haben die Schiler, soweit der Unterrichtsstoff
es ermdglicht, physikalische Apparate wenigstens schematisch zu zeichnen.“!"”
Sicherlich galten diese Forderungen auch fiir das Fach Chemie. Gegeniber der
Physik hatte das Fach Chemie weiterhin einen geringeren Stellenwert, denn auch
die Ziele, Aufgaben und methodischen Bemerkungen zum Fach Physik waren
wesentlich umfangreicher dargestellt als fir das Fach Chemie, sie wurden auch
wesentlich grundsétzlicher behandelt.
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Massive Kritik erfuhr der vorgelegte Plan aus den Kreisen der Fachlehrer. Es
wurde wohl zugestanden, dass im Fach Biologie, da dieses uber sechs Schuljahre
hinweg erteilt wurde, der geforderte Stoffplan zu erfillen sei. Fir das Fach Physik
aber hieR es in einem Beitrag von O. Meyer'’®: _In drei Jahresstunden das ganze
Riesengebiet der Physik durchzuarbeiten, das ist unméglich.“*”’

Weiter hieB es: ,Noch schlimmer liegen die Verhdltnisse fir den
Chemieunterricht.“*"® Dabei wurde der Umstand herausgestellt, dass fiir dieses
Fach besondere Schwierigkeiten galten, da einmal ,die chemische
Betrachtungsweise den Schilern etwas wesensfremdes [ist], sie missen sich erst
hineinfinden, dass Luft ein Gemisch, Wasser eine Verbindung ist, dal3 die Gase H
und O unter geeigneten Verhéltnissen die Flussigkeit H20 geben, dall Ruf® und
Diamant chemisch dasselbe sein sollen®, und zum anderen ,,beim Einarbeiten in
die Materie aus friiherer Zeit keine oder wenig geistige Bausteine vorhanden
sind.“*® Die Aussagen lassen sich eindeutig so interpretieren, dass dem
naturwissenschaftlichen Unterricht in keiner Weise der Raum gegeben wurde, der
seiner Bedeutung entsprach.

Die aufgefuhrten Beispiele machen durchaus deutlich, dass der Chemieunterricht
an der Mittelschule gegenliber den Forderungen von 1872 inhaltlich
anspruchsvoller geworden war. Dies wird unterstiitzt durch den Hinweis, dass die
Schiler einzuftihren sind in ,,die Auffassung von Atom und Molekdl, in die
Sprache der Chemie, denn ganz ohne sie werden wir nicht auskommen.“'®
Ebenfalls wird deutlich, dass im Chemieunterricht bereits Uber die Forderungen
der ,,Bestimmungen von 1910“ hinausgegangen wurde. Interessant ist in diesem
Zusammenhang, dass wenige Jahre spater vollig andere Auffassungen vertreten
wurden: ,,Die Mittelschule kann die Formeln fir die organische Chemie
entbehren. Auch in der anorganischen Chemie kann ihr hoher Wert fur unsere
Schiiler bezweifelt werden.“*®" Da sich weder in den ,,Bestimmungen von 1910“
noch in denen von 1925 (Vgl. Kapitel 5.6) Belege finden, die die Forderung nach
Behandlung der angesprochenen Thematik rechtfertigen, lag hier ein Beispiel fur
eine subjektive Stoffauswahl eines einzelnen Autors vor. Dass so weit
auseinanderliegende Auffassungen (ber die Inhalte des Chemieunterrichts
vertreten und im Unterricht praktiziert werden konnten, lag auch in den wenig
aussagekraftigen Vorschriften begriindet. Es kann aber hier auch der Fall
vorliegen, dass die Vertreter der beiden Aussagen sich durch ihre
Lehrerausbildung unterscheiden, wobei unterstellt werden kann, dass das hohere
Anspruchsniveau von einem akademisch gebildeten Mittelschullehrer gefordert
wurde.

Die Hinweise auf die zusatzliche Beanspruchung der Schuler im experimentellen
Unterricht rechtfertigte durchaus die Kritik an der zu geringen Anerkennung der
Naturwissenschaften, die sich in einer zu geringen Stundenzahl in der
Stundentafel darstellte. Der Vorschlag, den naturwissenschaftlichen Unterrichts
zu Lasten des Unterrichts in den Fremdsprachen auszuweiten, wurde mit dem
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Argument gefuihrt: ,,Es hat gleich den hdheren Schulen wohl auch in unseren
Mittelschulen eine zu starke Betonung und Ausdehnung des fremdsprachlichen
Unterrichts stattgefunden.“*®* Dieser Ansatz diirfte bei den Lehrern der
fremdsprachlichen Féacher kaum Zustimmung gefunden haben. Die starkere
Berlicksichtigung der Fremdsprachen wird deutlich bei einem Vergleich der
Zahlen fur die vorgeschriebenen Jahreswochenstunden: Diese betrugen fir die
Fremdsprachen (Franzésisch und Englisch im Plan V der Mittelschule) insgesamt
41 Jahreswochenstunden, fir den naturwissenschaftlichen Unterricht insgesamt
aber nur maximal 20 Jahreswochenstunden. Dieser Vergleich unterstreicht die
These, dass die Mittelschule zu diesem Zeitpunkt in keiner Weise eine Schulform
darstellte, die sich in besonderer Weise den ,,Realien“, vornehmlich den natur-
wissenschaftlichen Féachern, verpflichtet zeigte.

Unter der Frage: ,Wie kann der naturwissenschaftliche und mathematische
Unterricht der Mittelschule den Forderungen der Gegenwart dienen?* wurden
wahrend des Ersten Weltkrieges von Eckard'® zentrale Positionen zum
naturwissenschaftlichen Unterricht formuliert: ,,Der gesamte Klassenunterricht
muss vom Geiste der Zeit durchdrungen sein“ hief es mit der daran
anschlieBenden Frage: ,,Wie steht es aber mit dem naturwissenschaftlichen und
mathematischen Unterricht?“*** Dazu gab der Verfasser in einer Reihe von
Beispielen Anregungen fir Fragen aus dem militdrischen Bereich, die im
Unterricht besprochen werden konnten. Wurden derartige Fragen in
Friedenszeiten im Unterricht kaum erortert, ,,verlangt die jetzige Zeit gebieterisch
ihre Beriicksichtigung, nicht allein deshalb, um das rege Interesse der Jugend zu
befriedigen, sondern auch aus dem Grund, um die ‘nicht ethischen’ Fé&cher mit
Erfolg in den Dienst der vaterlandischen Erziehung zu stellen* und ,,Die
Hauptsache ist nur, dass in den F&chern militar- und kriegstechnische Fragen
gebiihrend beriicksichtigt werden.“*® Deutlicher ist kaum darzulegen, wie hier
versucht wurde, die Schule in den Dienst des Krieges zu stellen. Dies geschah
nicht nur, weil den Schilern ein Interesse an den aufgeworfenen technischen
Fragen unterstellt wurde, sondern weil damit eine Rechtfertigung des Krieges
vermittelt werden sollte. Es gibt einen weiteren Aspekt, der im Zusammenhang
mit dem Geographieunterricht herausgestellt wurde: ,,Es ist wohl anzunehmen,
dass der Schuler mit den geographischen Grundbegriffen hinreichend vertraut ist.
Jetzt kommt neu hinzu: Die Beurteilung des Geldndes nach militarischen
Gesichtspunkten. Der Schiler muss vor allem die militarische Bedeutung der
Wege, Eisenbahnen, Fliisse und Festungen erkennen.“*® Nachdriicklich wurde so
der Schule die Funktion der Vorbereitung der Schiller auf den Einsatz im Krieg
zugewiesen. Dazu lassen sich eine Reihe weiterer Forderungen aufzeigen: so
sollten aus dem Bereich der Chemie z.B. besprochen werden: Zusammensetzung
und Sprengwirkung der verschiedenen Geschosse: ,,Die ungeheure Wirkung der
modernen Geschosse wird bedingt durch die Explosivkraft des rauchschwarzen
Pulvers, mit dessen Zusammensetzung und Herstellung sich der chemische
Unterricht zu befassen hat;“!®" aber auch die Herstellung und die
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Verwendungsmaoglichkeiten von Nitroglycerin und Dynamit sollten behandelt
werden.

AbschlieBend  wurde nachdrucklich  gefordert, alle im Physik- und
Chemieunterricht behandelten Stoffe unter einem neuen Gesichtswinkel zu
behandeln und vor allem deren kriegstechnische Bedeutung darzulegen. ,,.Damit
erfillt auch der naturwissenschaftliche Unterricht eine ethische Aufgabe, indem
unseren Schiilern zur Erkenntnis gebracht wird, welche Uberlegenheit unsere
Kriegstechnik zu Land, zu Wasser und in der Luft besitzt, welche gewaltige
Kulturarbeit unser deutsches Volk in der langen Friedenszeit geleistet hat.“'%

Es ist schon als eine Pervertierung von Erziehung zu bezeichnen, wenn alle im
Zusammenhang mit einem Krieg stehenden Fragen als eine ,ethische Aufgabe“
bezeichnet werden und wenn die Vorbereitung auf diesen Krieg als
,,Kulturarbeit” bezeichnet wird.

4.7.1 Experimentalunterricht im Fach Chemie

In den Jahren zwischen 1910 und 1925 erfolgte eine grundsatzliche Verédnderung
in der Auffassung Uber die Methode des natur-wissenschaftlichen Unterrichts.
War es in den Jahren vor 1910 der Experimentalunterricht, der als
Demonstrationsunterricht ~ durch den Lehrer Eingang in den
naturwissenschaftlichen Unterricht gefunden hatte, so kam es dadurch zu einer
Erweiterung, dass zunehmend auch Schileribungen fir diesen Unterricht
gefordert wurden. Diese Diskussion hatte bereits nach der Jahrhundertwende®®
begonnen, wurde aber nun verstéarkt wieder aufgegriffen.

Da es keine verbindlichen Vorschriften zur Anwendung einer bestimmten
Methode im naturwissenschaftlichen Unterricht gab, war die Durchfiihrung
derartiger Ubungen von der Bereitschaft des einzelnen Lehrers und den
Voraussetzungen an der jeweiligen Schule abhangig. Diese Einschrankung wurde
allerdings nachdriicklich  bedauert: ,Es waére erfreulich und jedenfalls
nutzbringend gewesen, wenn bereits in den neuen preufischen Lehrplanen die
allgemeine Einfiihrung von Schiileriibungen vorgesehen worden ware. %

In den ,,Bestimmungen von 1910“ fand diese Forderung ihren Niederschlag, auch
wenn dies in den ,methodischen Bemerkungen® zur Naturlehre mit aller
Zuriickhaltung geschah: ,,Winschenswert ist es, die Schiler zur Herstellung
einfacherer physikalischer Apparate und zur Ausfuhrung leichterer Versuche
anzuhalten und dafiir im Physikunterrichtszimmer geeignete Einrichtungen zu
treffen. Jedenfalls haben die Schiiler, soweit der Unterrichtsstoff es ermdglicht,
physikalische Apparate wenigstens schematisch zu zeichnen.“**

In einer Verdffentlichung aus dem Jahre 1910 fanden sich eine Fille von
Begrundungen fir diese veranderte Auffassung zur Frage der Methodik: Es wurde
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dabei deutlich, dass die Erkenntnis noch neu war, ,,dall der Unterricht zur vollen
Ubermittlung der in ihm liegenden Bildungswerte am richtigsten von der
Selbsttatigkeit des Schilers ausgeht* und ,,dalR wirkliches Wissen nur durch
personliche Bekanntschaft mit den Tatsachen vermittelt wird.“!** Allerdings
bestand noch ein erheblicher Widerspruch zwischen dem in dieser Erkenntnis
liegenden Anspruch und der in den ,,Bestimmungen von 1910 formulierten
Folgerung daraus fur den Unterricht. So hatten z.B. die Stundenanteile fir den
naturwissenschaftlichen Unterricht deutlich erhoht werden miussen. Dass in der
durch  die  Stundentafel zur  Verfugung gestellten  Unterrichtszeit
Experimentalunterricht kaum durchzufiihren war, wurde bedauernd zum
Ausdruck gebracht: ,,Denn dass jemand auf den Gedanken kommen sollte, diese
Ubungen in die eigentlichen Unterrichtsstunden, die neben theoretischen
Unterweisungen oft kaum genug Zeit zu Demonstrationen bieten, zu verlegen,
dirfte kaum anzunehmen sein.“***

In einem Beitrag von Kriger Uber ,,Physikalische Schileribungen in der
Mittelschule* aus dem Jahre 1911'%° wurden diese Auffassungen  noch einmal
bestétigt. Einerseits hiel} es: ,,Die Ricksichtnahme auf das praktische Leben ist
besonders im mathematisch-physikalischen Unterricht am Platze. Der gewaltige
Siegeszug der Technik und der Industrie in den letzten Jahrzehnten, die
Fortschritte, welche der menschliche Geist auf allen Zweigen des naturwissen-
schaftlichen Gebiets errungen hat, der Ausbau, den Physik und Chemie in den
letzten Dezennien erfahren haben, haben eine Wertschatzung der
Naturwissenschaften zur Folge gehabt, welche nicht ohne Rickwirkung auf das
Gebiet der Schule bleiben konnte.“!*® Dem sollte nun dadurch Rechnung getragen
werden, dass die Mittelschule ,den Lehrstoff in Physik und Chemie den
Bediirfnissen des praktischen Lebens“*®’ anpasste. Methodisch wurde dieser
Forderung durch Bericksichtigung der neueren Erkenntnisse Uber den
Experimentalunterricht entsprochen: ,,Die bisher im Physikunterricht tbliche
Methode ist die sogenannte Demonstrationsmethode, die sich auf den Versuch des
Lehrers stltzt. Ausgangspunkt fir den Unterricht ist die Erfahrung, die durch
Beobachtung der Erscheinungen des taglichen Lebens gewonnen wird; als Ersatz
fur sie tritt der Versuch ein.“**® An dieser Stelle setzte die Kritik an dem
bisherigen Verfahren ein: ,,Und dennoch ist der Versuch — obwohl er nicht
entbehrt werden kann und nicht beseitigt werden soll — nicht geeignet, die Schuler
zur Selbstandigkeit zu fuhren. Mag der Lehrer auch noch so geschickt
experimentieren, die Schiiler spielen dabei eine mehr oder weniger passive
Rolle.“* Erst durch gleichzeitige Ubung von Auge und Hand, durch Anleitung
zum Beobachten und Durchdenken durch den Lehrer konnte eine umfassende,
grindliche Durchdringung des Stoffes gewahrleistet und ein nachhaltiges
Interesse beim Schuler geweckt werden.

Damit war die (J__berleitung zu der neuen methodischen Konzeption gegeben: Der
Mangel solcher Ubungen, ,,die Hand, Sinn und Denken* gleichzeitig in Anspruch
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nahmen, bestand bereits seit langem und hatte die Forderung nach
Schileriibungen ausgeldst. Damit ist die stringente Hinfihrung zu der
methodischen Notwendigkeit der Schilertibungen nachvollzogen und aufgezeigt.
Welche Schwierig-weiten sich aber fir die praktische Umsetzung in der Schule
ergeben hatten, wird im Ansatz in den Beitragen hierzu deutlich. Im Vordergrund
stand dabei der Vorwurf, dass der notwendigen Umsetzung in der Schule nur
eingeschrankte Moglichkeiten gegeben waren: Es standen keine entsprechenden
Raume zur Verfigung, die Schulen verfugten nicht tber die notwendigen
Materialien, es fehlten finanzielle Mittel fur die Ausstattung und auch entsprachen
die Stundentafeln mit den ausgewiesenen Wochenstundenzahlen diesen
Anspriichen in keiner Weise.

Wie wenig diese neue Methode bisher in der Unterrichtsarbeit der Schule
Verbreitung gefunden hatte, wird durch die Forderungen der Lehrer deutlich,
ithnen sowohl einfiihrende organisatorische als auch inhaltliche Hinweise zu
geben. Inhaltliche Vorschlage, z.B. tber Auswahl und Umfang der Experimente
werden nur sparlich gemacht, was sicherlich seinen Grund darin hatte, dass auch
die Verfasser der Bestimmungen keine Erfahrung mit dieser methodischen
Konzeption hatten. So hief3 es tber die Organisation: ,,Um die Schiler aktiv an
dem Versuch des Lehrers teilnehmen zu lassen, hat man empfohlen, sie zur
Hilfeleistung heranzuziehen“, wobei durchaus die Nachteile eines derartigen
Verfahrens erkannt wurden:, Etwas besser ist schon der Vorschlag, von den
Schillern die Experimente des Lehrers nachmachen zu lassen.“*® Auch hier
wurden die damit verbundenen Nachteile erkannt, denn es wurde darauf
hingewiesen, dass bei diesem Verfahren immer nur einige Schiiller Gelegenheit zu
praktischer Arbeit hatten und dass der Ablauf des Experiments und die Ergebnisse
schon bekannt waren,%*

Als die beste Art Schileriibungen durchzufiihren, wurde gesehen, ,.dal} der
Schiler unter Anleitung des Lehrers im Unterrichtszimmer Versuche anstellt,
durch die er das Neue sich gewissermaRen erarbeitet. Die Ubungen treten also an
die Stelle des Demonstrationsversuches und bilden néchst der Erfahrung die
Grundlage des Unterrichts.“?*? Ganz offensichtlich blieb es bei der Frage iiber den
Einsatz des Experiments bei der Auffassung, dass der Unterricht vom Experiment
ausgehen musste, nur dass dieses nun statt vom Lehrer vom Schiiler durchgefiihrt
wurde. Als erhebliche Erschwernis fur Schilertibungen wurden die grof3en
Schilerzahlen in den Klassen gesehen, die fur die Mittelschule nur das ,,Arbeiten
in gleicher Front* erlaubten. Wegen der groBen Schiilerzahl ,kann man sich
behelfen, indem man mehrere Schiiler zu einer Gruppe vereinigt® — ,,Das ldeal
waére es, wenn nur immer zwei Schiiler zu einer Gruppe vereinigt wiirden.“?*
Schiuler-Arbeitsgruppen waren also lediglich die unerwiinschte aber notwendige
Konsequenz aus der Klassensituation. Fachiibergreifende Aspekte, die Erziehung
zu sozialen Verhaltensweisen, zu Partnerschaft oder Teamarbeit durch die
Gruppenarbeit wurden zu dieser Zeit als Prinzip und als ein Bestandteil der
praktischen Arbeit mit Schilergruppen noch nicht diskutiert.
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Vollig andere Intentionen wurden mit den ,Schileribungen im
Naturlehreunterricht“ in einem Artikel von W. Meyer aus dem Jahre 1915%*
verbunden, nicht so sehr beziiglich der Organisation oder der Inhalte, sondern vor
allem wegen der Begrindung dieser Unterrichtsform. Hier wurde der Krieg als
Begrundung flr eine Reform des Naturlehrerunterrichts benutzt: ,,Die folgenden
Ausfuhrungen wollen die Frage untersuchen, ob nicht der Verlauf des Weltkrieges
einen Einfluss auf den Betrieb unseres Naturlehreunterrichts zeitigen konnte, ob
nicht dieser furchtbare Existenzkampf die Ursache werden kann, eine schon vor
dem Ausbruche des Krieges von vielen Schulménnern angestrebte Reform des
Naturlehreunterrichts nun mit Umsicht und Tatkraft auszufiihren.“%%°

Die Notwendigkeit einer solche Reform wurde im folgenden definiert: Im 18.
Jahrhundert und der 1. Halfte des 19. Jahrhunderts kamen die groRen Erfinder und
Techniker aus England, bis dann von der Mitte des Jahrhunderts an ,,ein Erlahmen
des englischen Erfindergeistes“® eintrat. ,,Zwei Drittel aller Erfindungen der
letzten vierzig Jahre wurden von Deutschen gemacht, und deutsche
Naturwissenschaft bereitet die Fortsetzung dieser Kette vor.“?°” Dass bei dieser
Entwicklung der naturwissenschaftliche Unterricht in den Schulen seinen Anteil
hatte, wurde unterstellt: ,,Da der machtige Aufschwung unseres Handels und
unserer Industrie parallel lief mit der intensiven Forderung, deren sich der
physikalische und chemische Demonstrationsunterricht bei uns im letzten Drittel
des 19. Jahrhunderts zu erfreuen hatte, so lag die Annahme nicht fern, dass die
Pflege des physikalischen und chemischen Unterrichts unseren wirtschaftlichen
Aufschwung und den dadurch entstandenen Wettbewerb Deutschlands auf dem
Weltmarkte zum Teil verursacht habe.“*®® Nachdem nun die Englander die Gefahr
erkannt hatten, auf den ihnen angestammten Mérkten den Anschluss zu verlieren,
»,warf man sich mit groRer Energie auf eine Reform des naturwissenschaftlichen
Unterrichts.“?® Dazu wurden eine Reihe von MaRnahmen ergriffen, z.B., dass
den Schulen eine bessere finanzielle Ausstattung gewahrt wurde, dass selbst in
mittleren Lehranstalten chemische und physikalische Laboratorien eingerichtet
wurden, dass die Ausbildung der die naturwissenschaftlichen Facher
unterrichtenden Lehrkréfte verbessert wurde und die Stundenzahlen in den
naturwissenschaftlichen Fachern erhéht wurden. Der entscheidende Schritt aber
ergab sich aus der Erkenntnis, dass der physikalische und chemische Unterricht
seinen vollen Bildungswert nur dann zeigen kann, wenn es gelingen konnte, den
Schiller zum eigenstandigen Experimentieren anzuhalten. So wurde an den
englischen Schulen das Schulerexperiment als methodische Komponente in den
naturwissenschaftlichen Unterricht aller Schulformen eingefihrt. In England
bestand nun nach der Uberzeugung Meyers die Hoffnung, durch die Einfiihrung
der neuen Methode des Laboratoriumsunterrichts letztlich Deutschland auf allen
Gebieten des Handels und der Industrie wieder zu tiberholen.**

Auf Deutschland ibertragen ergab sich aus Sicht von Meyer die nationale Pflicht,
»Selbst wahrend des Volkerringens nach Mitteln zu suchen, uns durchzusetzen,
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koste es, was es wolle. Mit gerechtem Stolz spricht es heute jeder Deutsche aus,
dall die gewaltigen Erfolge, dalR diese gewaltigen Ruhmestaten auch unserer
Organisationskraft und Technik zu danken sind. Die U-Boote und 42 cm-
Geschutze sind populdar geworden, nicht nur in Deutschland. Und hier liegt ein
Anhaltspunkt, ein Fingerzeig flr die Zukunft! Wir missen viel mehr, als es bis
jetzt geschehen, in unserer Erziehung und unserem Unterricht dahin streben,
praktische Menschen heranzubilden, Menschen die nicht nur viel wissen, sondern
auch imstande sind, ihr Wissen zu verwerten. Und von diesem Gesichtspunkte aus
betrachtet, durfte den physikalischen und chemischen Schileriibungen in unserer
zukiinftigen Einzel- und Schulerziehung eine nicht geringe Bedeutung
zukommen.“?!

Weiter stellte Meyer fiir die deutschen Schulen fest, dass hier der weitaus grofite
Teil der Schiler die Experimente, da sie nur vom Lehrer demonstriert wurden,
lediglich ,,passiv hinnehmen* kann, dass die Aneignung physikalischer und
chemischer Kenntnisse vor allem dem ,,Gedachtnis zugemutet* wird, dass immer
noch ,, Tafel, Kreide, Schwamm und Lehrbuch* die einzigen Lehr- und Lernmittel
im naturwissenschaftlichen Unterricht sind®'?. Daraus resultierte die Forderung:
,,Der moderne Demonstrationsunterricht muss allmahlich, doch so schnell wie
moglich in den auf praktische Ubungen sich griindenden Unterricht
libergehen.“*** Damit erhielt die Forderung nach praktischer Schiilerarbeit im
naturwissenschaftlichen Unterricht hier eine lernpsychologische Begriindung.

Mit dem Beitrag von Meyer liegt ein Uberzeugendes Beispiel dafir vor, wie es
einem  Autor  gelang, Forderungen nach Verénderungen im
naturwissenschaftlichen Unterricht argumentativ einzubetten in die kriegerische
Auseinandersetzung mit England. Er musste einerseits die Unterrichtsgestaltung
mit Schuleribungen in England als die Uberlegene bezeichnen, weil sie als
vorbildlich gelten sollte. Gleichzeitig musste er die Leistungen der Schulen in
Deutschland als die den englischen Schulen uberlegeneren hinstellen, denn es
konnte in der Sicht des Autors nicht sein, dass andere als die deutschen Schulen
gute Leistungen brachten. Dabei bediente sich der Verfasser — wahrscheinlich
nicht einmal unbeabsichtigt — der psychologisch interessanten Wendung, dass
Lunsere Feinde* physikalische und chemische Schuleriibungen ,,zu dem Zwecke
in die Unterrichtspraxis ihrer Schulen eingefuhrt haben, um uns auf dem Gebiete
des Welthandels zu berfliigeln.“*** Fiir Deutschland schlussfolgerte Meyer
hinsichtlich der Einfihrung von Schileribungen: ,,das wird und muss die
zukiinftige Aufgabe unseres physikalischen und chemischen Unterrichts sein,
wenn unser Volk auf der wirtschaftlichen Hohe bleiben soll“**®. Nach Meyer
konnte es eine Verbesserung der Verhaltnisse in Deutschland mit von England
ubernommenen Methoden nicht geben.

4.8 Schulbucher fir das Fach Chemie

Auch in dem hier betrachteten Zeitraum sollte sich die in Kapitel 3.6 skizzierte
Schulbuchsituation nicht umfassend verandern. Dies wird in einem Beitrag von
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Hesse in der ,,Mittelschule* aus dem Jahre 1913%!® deutlich: ,,Wenn man nun aus
den eingefiihrten Lehrbuchern einen SchluR auf die Lehrweise ziehen darf, dann
ist an der preuBischen Mittelschule noch mancherlei zu wiinschen.“**" Hesse tibt
vor allem Kiritik an den Schulbichern fiir die Facher Mathematik, Physik und
Chemie. Er behauptete, dass ,,der Mittelschullehrer noch nicht an der Arbeit
gewesen ist, der ein wirklich brauchbares Buch flr diese Disziplinen geschrieben
hat.“?'® Dann bestatigte er den Vorwurf, der bereits Grundlage fiir die oben
geduBerte Kritik war: ,,Die meisten dieser Blicher waren mehr oder weniger
gelungene Ausziige aus entsprechenden Biichern der hoheren Lehranstalten.“**
Hesse nannte drei Kritikpunkte, die sich auf das Schulbuch bezogen:

— es war der Mittelschule nicht gedient, wenn der Verfasser ,,auf den Titel seines
Buches Worte setzt, die das Lehrbuch als fur alle mdglichen Schulen geeignet
abstempeln,“??® damit wolle er seinem Buch lediglich eine groBere Verbreitung
sichern;

— auch wurde ,,der Sache nicht damit gedient, dal? er aus einem ‘Lehrbuche’ eine
Anzahl der heute so beliebten ‘Ausgabe A’ und ‘Ausgabe B’ etc. flr die
verschiedenen Schulformen herausgibt;*

— vor allem aber ,,ist ein anderer Fehler dieser Lehrbiicher fur Mittelschulen der,
dal? die Verfasser bemunht sind, ihre groflen Kenntnisse in ihnen paradieren zu
lassen,“?%

Damit wurde im Ansatz noch einmal bestétigt, dass Hesse dem Schulbuch eine
ganz wesentliche Bedeutung fir die Entwicklung der Mittelschule zu einer
eigenstandigen Schulform zugemessen hat. Bestétigt werden sollen die Vorwiirfe
an zwei Beispielen: Es handelt sich um die Biicher von Haak u.a.: ,,Naturlehre fir
Mittelschulen und verwandte Lehranstalten“??> aus dem Jahre 1910 und von
Rolle: ,,Naturlehre fur Mittelschulen und andere Schulanstalten mit ahnlichen
Lehrzielen“*® aus dem Jahre 1914. In beiden Fallen waren also neben der
Mittelschule auch andere Schularten angesprochen. Fir den Zeitraum von 1910
bis 1925 1aRt sich lediglich ein Schulbuch nachweisen, das ausschlieBlich fur den
Chemieunterricht an der Mittelschule konzipiert wurde: Franke u.a.: ,,Chemie fur
Mittelschulen“.??*

Eine Rezension aus dem Jahre 1914 Il&sst vermuten, dass zu dieser Zeit
Schulblcher fir die einzelnen F&cher noch nicht grundsatzlich tblich waren. Dies
lasst sich ableiten aus der Rezension eines ,Realienbuches®,?® bei dem auch
Einblicke in die Unterrichtsarbeit moglich werden: In dem rezensierten Buch sind
die ,Lernstoffe bewusst nicht ausfuhrlich dargestellt, damit der ,,Lehrer nicht
uberflussig wird* und ,,dem Schiiler eine selbstdndige Geistesarbeit nicht erspart

218 HESSE: Mittelschule und héhere Schule. In: MS 27 (1913), S. 325 ff
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223 xROLLE: Naturlehre fiir Mittelschulen und andere Schulanstalten mit ahnlichen Lehrzielen.
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224 *FRANKE u.a.: Chemie fiir Mittelschulen. 1920

225 JACOB: Buchrezension ,,Realienbuch®. In: MS 26 (1912), S. 446
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bleibt*, so dass der Unterricht ,rechter Arbeitsunterricht“??®® wurde; zur

Vertiefung und Belebung waren zu den Lernstoffen jeweils als Quellen Lesestoffe
zugeordnet, die auch fur die hausliche Erarbeitung geeignet waren. Als Neuerung
wurde nachdrucklich die Aufnahme realistischer Stoffe in dieses Realienbuch
erwahnt. Mit der ,, Trennung in einen litterarischen und rein realistischen Teil“?’
war nach Jacob die padagogische Forderung nach der Gestaltung derartiger
Bucher erflllt, deren Vorteile dem Deutsch- und dem Realunterricht zugute
kamen. Aufschlussreich ist in diesem Zusammenhang auch die ge&uRerte
Erwartung, dass zukinftig auch Leseblcher einen realistischen Teil enthalten
sollten, da nur dann das Lesebuch den Realfachern gerecht werden kénne. Dies
bestatigt die Auffassung, dass wahrscheinlich hdufig der Unterricht in den
realistischen Fachern — auch den naturwissenschaftlichen — durch Einsatz des
Lesebuches gestaltet wurde.

Ebenso beginnt in diesem Zeitraum offensichtlich eine verstarkte Einflussnahme
auf das Schulbuch-Genehmigungsverfahren durch die Regierung. Mit Datum vom
15. Januar 1912 richtete die Konigliche Regierung zu Schleswig eine Verfligung
an die Kreisschulinspektoren: ,,Es erscheint aus mehrfachen Griinden geboten,
dal in den Mittelschulen unseres Bezirks, soweit nicht besondere ortliche
Verhaltnisse dagegen sprechen, einheitliche Lehrbiicher benutzt werden.“??® In
Verbindung mit diesem Erlass wurde eine Liste mit den Buchern vorgelegt, fur
die sich ,die Mehrzahl der Antragsteller ausgesprochen hatten, bzw. die der
Regierung besonders geeignet erschienen. Hierbei féllt auf, dass fir nahezu alle
Facher nur jeweils ein Buch vorgelegt wurde. Damit stand fur den gesamten
Bereich der Naturwissenschaften — Biologie, Chemie und Physik — lediglich ein
Buch zur Verfiigung. Der in den ,Bestimmungen von 1910“ erhobenen
Forderung, dass sich die Mittelschulen in ihrer Arbeit den 6rtlichen Verhéltnissen
anpassen sollten, konnte kaum entsprochen werden, wenn aufgrund der genannten
Verfligung Schulen alternative Lehrbicher nicht einsetzen konnten.

Als zweite Quelle soll das ,,Handbuch fir den physikalischen Unterricht an
Volks-, Mittel- und Realschulen“ aus dem Jahre 1919 von Dannemann®*® dienen.
Die Bedeutung des Schulbuchs artikulierte Dannemann: ,,Nicht minder wichtig
als die Vorbereitung und die Hilfsmittel fur den physikalischen Unterricht ist das
Lehrbuch. Es diirfte heute darin wohl Ubereinstimmung herrschen, dass auch der
tiichtigste Lehrer ein Lehrbuch nicht entbehren kann.“**° Es sind drei Aspekte, die
als Begrundung fiir diese These in den Vordergrund gestellt werden:

Das Lehrbuch sollte

— die Aussagen des Lehrers unterstitzen,
— eine grobe Richtschnur fir den Unterricht darstellen und
— dem Schler bei der Wiederholung zu Hause eine Hilfe sein.

Auch die Maoglichkeit, dass der Lehrer einzelne Passagen aus dem Lehrbuch
diktierte, wurde als zu zeitraubend definiert. Da diese Mdglichkeit aber tiberhaupt

%% Epd., S. 446

2" Epd.

228 0.V.: Uniformierung der Lehrbiicher fiir Mittelschulen. In: MS 26 (1912), S. 117
22 DANNEMANN: Handbuch fiir den physikalischen Unterricht. 1919
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angesprochen wurde, kann vermutet werden, dass dieses Verfahren fir die Arbeit
in der Schule nicht grundsétzlich ausgeschlossen war. Ein Grund fir einen
Verzicht auf Schulbiicher kénnte gewesen sein, dass vielen Schilern wegen der zu
hohen Preise diese Biicher nicht zur Verfligung stehen.

In dem “Handbuch’ wurde ferner ein Aspekt angesprochen, der den wesentlichen
Wandel in der Gestaltung der Schulbiicher deutlich machte: ,,daR das Lehrbuch
von friher mehr einen blofRen Abri3 einer bestimmten Wissenschaft darstellte,
wahrend es heute durch die Methode und die ganze Art der Darstellung einen
mehr oder minder stark personlichen Zug erhalt.“?*! Diese Veranderung in der
Gestaltung der Schulbucher mit dem Wechsel von der bisher getbten
enzyklopadischen Art zu einer Darstellung mit einer kind- und schilergerechten
methodischen Aufbereitung wurde vielfach als ein ,Wagnis“?*? aber auch als
Fortschritt bezeichnet. Mit dieser Entwicklung wurde aber auch die Forderung
unterstutzt, dass das Schulbuch nicht nur die Fakten des Unterrichts wiedergeben
sollte, sondern verstarkt den Ablauf des Unterrichts unterstitzend begleitete.
Damit bekam das Schulbuch zu diesem Zeitpunkt verstarkt eine pédagogische
Funktion.

Der zweite Aspekt, die Frage ob ,nach dem Buch unterrichtet wird’, konnte nach
Dannemann nicht bedeuten, dass ,,der Lehrer sich an das Lehrbuch anklammern*
sollte, sondern dass das Buch lediglich eine Richtschnur fir die
Unterrichtsgestaltung angab. Der Hinweis, dass dies gerade fir ,,junge Kréfte, die
frisch von der Universitat oder dem Seminar kommen“?* eine Hilfe sein konnte,
bestatigt die Auffassung, dass das Lehrbuch hdufig einen Lehrplan ersetzen
musste. Als eine wesentliche Funktion wurde in diesem Zusammenhang
herausgestellt, dass das Lehrbuch ,Licken ausfullen” konnte, die im Unterricht
dadurch entstanden waren, dass der Lehrer einzelne Stoffgebiete, z.B. aus
Zeitgriinden, nur unterschiedlich intensiv behandeln konnte. Dabei wurde
unterstellt, dass der Schiler sich solche Gebiete eigensténdig erarbeitet.

Die dritte an das Lehrbuch gestellte Forderung lautete, ,,daR das Lehrbuch sich fir
die hausliche Wiederholung eignet.“?** Dies durfte aber nicht bedeuten, dass der
Schiiler ausschlieflich als Hausarbeit den Stoff erarbeiten sollte, sondern ,,dal} es
der Schiler auch auRerhalb der Schulzeit gern in die Hand nimmt, weil es ihn
anregt und ihn zu fesseln vermag.“** Die aufgestellten Forderungen zeigen
deutlich den sich in dieser Zeit anbahnenden Wechsel in der Konzeption von
Schulbiichern: Die bisher vertretene Auffassung wird durch die folgende Aussage
verdeutlicht, dass ,,manche Lehrbuchverfasser sich bemunht [haben], dem Schiler
nur das Gerust der Wissenschaften zu bieten. So sind dann Biicher entstanden, die
sich wie eine nlchterne Tabelle, wie ein fleischloses Gerippe ausnehmen. Sie
mdgen mit ihrer Zerhackung in Definitionen, Gesetze, Formeln, Statistiken usw.
pedantische Lehrer erfreuen, den Schiler lassen sie indessen kalt.“*** BegriiRt
wurden stattdessen ,,die trefflichen Lehrblcher, die heute zur Geltung gelangt sind
und das EinfloRen von gedachtnismélig anzueignendem Stoff durch eine den
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232 Epq,
233 Epq,
24 Epd., S. 103
235 Epq.
236 Epq.



-102 -

Schiller zum Denken anregende und auf seine sprachliche Ausbildung
hinwirkende Darstellung“®’ zeigen. Dies kann fiir das Schulbuch von Griiner®®
gelten, da hier einmal Versuche anschaulich erldutert werden, aber auch durchaus
unterhaltsame, auf die Thematik bezogene Beitrége eingefugt sind.

Eine inhaltliche Forderung an das Schulbuch bezieht sich auf das induktive
Verfahren. So sollte das Schulbuch zu erarbeitende Theorien und Gesetze nicht
als Voraussetzung an den Anfang der Darstellung stellen. Sie sollten erst dann
vorgestellt werden, wenn die Voraussetzungen dafiir durch den Unterricht
geschaffen waren. Auch dies entsprach durchaus nicht der in den bisher
verwendeten Schulbiichern geubten Praxis. Diese Forderung muss als eine
padagogisch sinnvolle und notwendige Verbesserung gesehen werden.

237
Ebd.
238 *GRUNER: Chemie fiir mittlere Schulanstalten, Versuche, Lehren und Lesestiicke mit
besonderer Beriicksichtigung der Garten- und Hausarbeit. 1911
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5 Die Mittelschule in der Weimarer Republik und im Ubergang
zum Nationalsozialismus

5.1 Die Mittelschule von 1925 bis 1938

Die Ergebnisse der Bemiihungen um padagogische Reformen fir die Mittelschule
in der Anfangszeit der Weimarer Republik fanden ihren schriftlichen
Niederschlag in den ,,Bestimmungen iiber die Mittelschulen in PreuRen“!. Diese
wurden am 1. Juni 1925% von der preuRischen Regierung erlassen.
Verantwortlicher Minister war Carl Heinrich Becker (1876-1933)%. Der &uRere
Anlass fur die Vorlage dieser Bestimmungen waren die politischen
Veranderungen, die der Wechsel zur Weimarer Republik gebracht hatte.
Padagogische Veranderungen mit ihren fur die Mittelschule relevanten
Auswirkungen ergaben sich durch die die Schule betreffenden Paragraphen der
Weimarer Verfassung, durch die Gesetzgebung (z.B. das Reichsgrundschulgesetz
von 1920) und die Ergebnisse der Reichsschulkonferenz.*

In den ,,Allgemeinen Aussagen* zu diesen ,,Bestimmungen von 1925“ wurden
eine Reihe organisatorischer Veranderungen formuliert, die vor allem durch die
Einrichtung der vierjahrigen Grundschule notwendig geworden waren. ,,Die
vollausgestaltete Mittelschule baut sich auf der Grundschule auf und umfalit sechs
aufsteigende Jahreskurse, in der Regel in sechs gesonderten Klassen.“> Damit
wurde die Dauer des Bildungsganges in der Mittelschule auf insgesamt zehn
Schuljahre ausgedehnt und bot gegeniiber der Volksschule nun eine um zwei
Jahre langere  Schulzeit. Ein strittiger Bereich im Rahmen der
Auseinandersetzungen mit der Volksschule, die , Aufbauklassen an
Volksschulen“®, wurde neu geregelt. Diese Aufbauklassen hatten ihre Bedeutung
in solchen Kommunen, in denen es keine Mittelschulen gab. In Orten mit
Mittelschulen mussten Aufbauklassen an Volksschulen, die den Anspruch
erhoben, fir ,,besonders begabte Schiiler” einen der Mittelschule entsprechenden
und gleichwertigen Abschluss zu vermitteln, als Konkurrenz zu Mittelschulen
gesehen werden. Zu diesen Aufbauklassen hatte es in den ,,Bestimmungen von
1910“ geheilRen: ,,Die vielfach vorhandenen Mittelschulklassen, die sich erst nach
dem fiinften Schuljahr von Volksschulen abzweigen, sind geeignet, eine Uber die
Volksschule hinausgehende Bildung zu vermitteln, wenn sie auch das Ziel einer
vollausgestalteten Mittelschule nicht zu erreichen vermégen.“” In den
»,Bestimmungen von 1925 trat hierzu eine Verdnderung ein: ,Die den
Volksschulen angegliederten ‘gehobenen Klassen” konnen die Ziele der
vollausgestalteten Mittelschule erreichen, wenn sie ihr nach Einrichtung,
Lehrplanen und Zusammensetzung des Lehrkorpers entsprechen.“®  Mit diesen
»gehobenen Klassen“ an Volksschulen wurde bei vergleichbaren Bedingungen
und Voraussetzungen wie an der Mittelschule eine deutliche Aufwertung der

! Bestimmungen tiber die Mittelschulen in PreuRen. In: ZENTRALBLATT 1925, Beilage Heft 12
2 Im Folgenden: Bestimmungen von 1925

3 Carl Heinrich Becker war preuRischer Kultusminister 1921 und 1925-1930

*Vgl. Kap. 4.6

®Ebd., S. 2
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’ Bestimmungen von 1910. In: CENTRALBLATT 1910, S. 349

8 Bestimmungen von 1925. In: ZENTRALBLATT 1925, Beilage Heft 12, S. 4
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Volksschule ausgesprochen, denn in den ,,Bestimmungen von 1910“ war diesem
Segment innerhalb der Volksschule die F&higkeit, das Ziel der Mittelschule zu
erreichen, noch abgesprochen worden. Es ist davon auszugehen, dass diese
Veranderung und Aufwertung der ,,gehobenen Klassen“ an Volksschulen im
Zusammenhang mit den Schiilerverlusten der Volksschule an die Mittelschule und
an die hohere Schule zu sehen waren. Diese Verluste sollten so wenigstens
teilweise aufgefangen werden.

Es blieb bei folgenden fir die Mittelschule bedeutsamen Regelungen, die schon in
den ,,Bestimmungen von 1910* wirksam waren:

— die Mittelschule erhob Schulgeld; die Hohe wurde vom Schultrager festgelegt
und musste von der Regierung genehmigt werden;

— bei geringer Schulerzahl durften zwei Jahrgange zu einer Klasse
zusammengelegt werden; unter den gleichen \oraussetzungen konnten
ausnahmsweise Jungen und Madchen gemeinsam unterrichtet werden.

Die in den ,Bestimmungen von 1925“ fir die Mittelschule gegebenen
Begrindungen stimmten mit den entsprechenden Aussagen in den
»Bestimmungen von 1910“ nahezu wortlich Uberein: ,,Die Entwicklung auf
Gebieten des Handwerks, des Kunstgewerbes, des Handels und der Industrie, der
Land- und Forstwirtschaft erfordert eine gesteigerte Ausbildung der Knaben und
Médchen fur diese Erwerbszweige. Im Zusammenhange damit macht sich das
Bedurfnis nach einer geeigneten Vorbereitung auf mancherlei mittlere Stellungen
im Verwaltungsdienst des Staates und der Gemeinden wie groRerer Industrie- und
Handelsunternehmungen geltend.“®

Die der Mittelschule zugewiesene Stellung zwischen Volksschule und hoherer
Schule war Ausdruck der geforderten Steigerung der Ausbildung der ,,Knaben
und Madchen* fur die o.a. Erwerbszweige. lhre Einordnung wurde in den
»,Bestimmungen von 1925 wie folgt deutlich:

— ,,Diesen Forderungen vermag die Volksschule auch in ihren am meisten
entwickelten Gestaltungen wegen der mannigfaltigen Schwierigkeiten, unter
denen sie als allgemeine Pflichtschule arbeitet, nur in geringem Grade zu dienen.*
10

— ,.Bei der hdéheren Schule wieder liegen die Ziele in erster Linie nach der
wissenschaftlichen Seite, so dall auch sie in ausreichender Weise dazu nicht
imstande ist.“*

Auch hier wurden die Formulierungen aus den ,,Bestimmungen von 1910 nahezu
wortlich wieder aufgenommen; es kann daraus der Schluss gezogen werden, dass
die padagogischen Forderungen, die vom Staat an die neue Schulform gestellt
worden waren, im Grunde durch die in den vergangenen Jahren an der
Mittelschule geleistete Arbeit als erfillt galten. Zwei Anderungen waren aber fiir
die Stellung und die weitere Entwicklung der Mittelschule als Gelenkstelle im
Schulplan von weitreichender Bedeutung:

° Ebd., S.2
10 Epq.
11 Epd.
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— Im Unterschied zu den ,,Bestimmungen von 1910* wurde ,,die Notwendigkeit
einer zwischen der \olksschule und der hoheren Schule stehende
Schuleinrichtung“ betont, ,,die — unbeschadet der ihr als allgemeinbildender
Anstalt obliegenden Pflichten — ihre Schiler befahigt, auch gesteigerten
Anforderungen spaterer Lebensberufe zu geniigen.«*?
Der in den ,,Bestimmungen von 1910 als diskriminierend empfundene Hinweis
auf den Verzicht eines wissenschaftlichen Betriebes wurde in den ,,Bestimmungen
von 1925% nicht wieder aufgenommen. Der Mittelschule wurde nun
»wissenschaftliches Arbeiten” zugestanden und die Mittelschule war nun auch
eine ,allgemeinbildende Schule“® und damit nicht mehr nur eine Schule zur
\orbereitung auf das Berufsleben.

— In den Vorbemerkungen der ,,Bestimmungen von 1910 wurde die Mittelschule
als eine Schule des ,.eigentlichen Mittelstandes” bezeichnet; wahrend sie 1925
,den Bediirfnissen breiterer Bevolkerungsschichten“'* dienen sollte. Durch den
Verzicht auf die einengende Zuordnung zum Mittelstand erfuhr die Mittelschule
so eine entscheidende soziologische Ausweitung. Auch ein Bemihen um eine
weitere Abkehr von formalen Statuszuweisungen einer Standesschule konnte in
dieser Malinahme gesehen werden.

Wie schon in den ,,Bestimmungen von 1910“ wurden fiir die Mittelschule
unterschiedliche Pléne festgelegt, nach denen die einzelne Mittelschule
unterrichten konnte. Wegen der nur geringen Abweichungen gegeniber den
Vorgaben aus dem Jahre 1910 soll auf eine Analyse verzichtet werden.
Bedeutungsvoll ist allerdings, dass der urspriingliche Plan fiir die Vorbereitung
auf ein Gymnasium nicht wieder aufgenommen wurde. Er erschien nun der neue
Plan V . fur Mittelschulen, die auch auf héhere Lehranstalten vorbereiten.“™ Ein-
schrankend musste dabei die Formulierung wirken, dass die Mittelschule zwar
»imstande ist, auch auf hdéhere Schulen vorzubereiten, ohne ihre eigentliche
Aufgabe zu vernachlassigen.“'® Die Vorbereitung auf den Besuch des
Gymnasiums war ausdriicklich ausgenommen. Gestattet wurde der Mittelschule
die Vorbereitung auf die Oberrealschule, die Deutsche Oberschule und das
Oberlyzeum.

Bei der Vorbereitung auf den Besuch des Reformrealgymnasiums sollte fur die
betroffenen Schiiler an der Mittelschule Lateinunterricht angeboten werden, die
dazu erforderliche Unterrichtszeit sollte durch Kirzungen der Unterrichtszeit in
Deutsch, Mathematik oder den naturkundlichen F&chern gewonnen werden.
Daraus ist zu schlieBen, dass der Unterricht in den fur die zur Kirzung
vorgesehenen F&chern an der Mittelschule gegeniiber den hoheren Schulen
umfassender war, denn hier lagen bei den Gberwechselnden Mittelschiilern offen-
sichtlich keine Defizite gegenlber den Erwartungen an den héheren Schulen vor.
Grundsatzlich bleibt aber ein Widerspruch zwischen der Forderung ,die
eigentliche Arbeit nicht zu vernachldssigen® und der angebotenen Mdglichkeit,
zugunsten von notwendigem Lateinunterricht Kirzungen in anderen Fachern
vorzunehmen. Auch die Tatsache, dass es sich bei den zur Kiirzung angebotenen
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Fachern um fiir die Mittelschule im Grunde bedeutsamen Bereiche handelte,
musste als eine Bevorzugung von Schiilern gesehen werden, fur die ein Wechsel
auf das Reformrealgymnasium vorgesehen war. Insgesamt tendierte bei einer
derartigen Entwicklung die Mittelschule von einer verstarkten Eigenstandigkeit zu
der Funktion einer Zubringerschule, hier fur die Reformrealgymnasien.

Aus Kreisen der Lehrer an hoheren Schulen gab es eine interessante Forderung:
Wenn, wie es die Bestimmungen aussagen, an den ,,VVolksschulen mit gehobenen
Klassen* Mittelschullehrer unterrichten sollten, missten entsprechende
Vorschriften auch fiir die nach Plan V arbeitenden Mittelschulen gelten: ,,Mithin
werden die Lehrer an denjenigen Mittelschulen, deren Plan mit dem Plan hoherer
Lehranstalten “so viel Verwandtschaft zeigt, dal} er ganz ahnlich gestaltet werden
kann’, auch eine Vorbildung beanspruchen dirfen, die der der akademisch
gebildeten Lehrer gleich steht.“!” Akademisch ausgebildete Lehrer der héheren
Schule sollten also an der Mittelschule unterrichten dirfen. Eine derartige
Forderung musste den Widerspruch der Mittelschullehrer hervorrufen, denn es
war zu vermuten, dass nicht vornehmlich padagogische Erwégungen zu diesem
Vorschlag fiihrten, sondern eher die Situation der Uberfullten Lehrerlaufbahn an
den hoheren Schulen. Daher hieB es wohl auch aus Kreisen der
Mittelschullehrerschaft: ,,Hier meldet also Herr Klatt fur die Mittelschulen mit
den sogenannten Ubergangsklassen den Anspruch der Akademiker auf Anstellung
an. Denn immer wenn die hohere Lehrerlaufbahn Gberfullt war, erachteten es die
Herren Akademiker nicht als einen Raub an ihrem Stande, an ‘mindere’ Schulen
zu gehen.“'® Bei einer tatsichlich vorliegenden engen Verwandtschaft der Pléne,
hatte es umgekehrt dann auch mdglich sein missen, dass Mittelschullehrer,
zumindest bis zur Untersekunda, an der hdheren Schule unterrichten durften. Ein
derartiger schulform-tibergreifender Lehrereinsatz konnte aber schon aus
laufbahnrechtlichen Griinden nicht gestattet werden. Es blieben aber Zweifel an
einer wider-spruchsfreien Darstellung der durch das Unterrichtsministerium
vorgelegten Vorschriften: Die ,,Richtlinien fiir die Lehrpléne der héheren Schulen
Preulens geben genaue Stoffverteilungen, methodische Anweisungen fur alle
Klassen von Sexta bis Oberprima, deuten aber mit keiner Silbe an, daR die
Bildung und die Kenntnisse der Unter- und Mittelstufe erworben werden
konnen.“* Die Bestimmungen der Mittelschule dagegen, fiir die der gleiche
Minister verantwortlich zeichnete, betonten die ,,Notwendigkeit einer zwischen
der Volksschule und der hoheren Schule stehenden Schuleinrichtung“®® und sahen
die eigentliche Aufgabe der Mittelschule in der Vorbereitung auf eine genau
bezeichnete Anzahl von Berufen. Genau flr diese VVorbereitungsarbeit wurde aber
der hoheren Schule die Eignung abgesprochen, denn diese hat ihre Ziele vor allem
»auf der wissenschaftlichen Seite”; trotzdem ist nach den Intentionen der
»Bestimmungen von 1925* die Mittelschule ,,imstande, auch auf hohere Schulen
vorzubereiten“”*.  Wenn die Ziele der hoheren Schule ,nach der
wissenschaftlichen Seite liegen®, musste dieser Anspruch auch auf die Unter- und
Mittelstufe der hoéheren Schulen bezogen sein, denn mit diesen wurde das
Anspruchsniveau der Mittelschule verglichen. Da aber gleichzeitig die
Verwandtschaft der Unterrichtsplane von Mittelschule und héherer Schule betont

" KLATT: Héhere Schule und Mittelschule. In: MS 39 (1925), S. 592 ff
¥ MULLER: Mittelschule und héhere Schule. In: MS 39 (1925), S. 461 ff
9 KLATT: Hohere Schule und Mittelschule. In: MS 39 (1925), S. 592

20 Bestimmungen von 1925. In: ZENTRALBLATT 1925, S. 2
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wurde, musste die Mittelschule den gleichen wissenschaftlichen Anspruch in den
Lehrplanen fur sich beanspruchen, wie er der htheren Schule zugebilligt wurde.
Dieser Widerspruch lief3 sich nur auflésen, wenn das verantwortliche Ministerium
die Verwandtschaft der beiden Schulformen tatsachlich in diesem MaRe sah. Dies
ware dann auch die Erklarung daflr, dass auf den Passus Uber die ,,Vermeidung
auch des Scheins wissenschaftlichen Betriebes* aus dem Jahre 1910 in den
»,Bestimmungen von 1925* verzichtet wurde. Ungel6st blieb dabei das Problem
der Lehrerausbildung, da auch fiir den Unterricht nach Plan V — VVorbereitung auf
die héhere Schule — an der Mittelschule die Lehrer mit der bisherigen Vorbildung
unterrichteten.

Auf einen bedeutsamen inhaltlichen Aspekt der ,,.Bestimmungen von 1925 soll
eingegangen werden: der ,,Heimatgedanke® hatte gegenuber den ,,Bestimmungen
von 1910“ eine noch starkere Ausformung erfahren. So hieB es in den
methodischen Vorbemerkungen zu den einzelnen Unterrichtsfachern fordernd,
dass die Einstellung des Lehrplans und des Unterrichts ,,auf Heimat und
Gegenwart“ zu erfolgen habe; dass der eingehenden Betrachtung der Heimat, der
Erorterung von Fragen des Gegenwartslebens breiter Raum zu gewdhren sei;
daruber hinaus sollte sich der gesamte Unterricht an Heimat und Gegenwart
anlehnen.?® Vor allem im Zusammenhang mit den Anmerkungen zum Fach
Deutsch wurden immer wieder die Forderungen nach Anlehnung an das
»Deutschtum® und an die Heimat deutlich: Bei der Auswahl der Lektlre sollten
solche Stoffe bevorzugt beriicksichtigt werden, die ,,deutsches Mannes- und
Frauentum in lebendiger Darstellung vor Augen fuhren“ und ,,umfassende und
lebendige Darstellungen deutschen Volkstums enthalten.“*® Es wird gefordert:
,Daneben ist die Heimatdichtung, auch die mundartliche, mit besonderer Sorgfalt
heranzuziehen.“?

Auch die Fécher Geschichte und Erdkunde wurden in diese Forderungen
einbezogen: So wurde den Geschichtslehrern die Aufgabe zugewiesen, die
Schuler zu einer ,lebendigen Erfassung des Werdens und Wesens deutschen
Volkstums zu fiihren.“® Im Fach Erdkunde sollte fir jedes Schuljahr gelten, dass
uberall durch ,,Beziehung zur Heimat die Einsicht in die erdkundliche Eigenart
gefordert* wurde.?®

Von  der  entsprechenden  emotionalen  Einbindung  wurden  die
naturwissenschaftlichen Féacher nicht ausgenommen: Flr die Facher Biologie,
Physik und Chemie ergab sich demnach die Aufgabe, dem Schiler die
Befahigung zu vermitteln, ,die Bedeutung der Natur fir die vaterlandische
Volkswirtschaft zu erkennen.“?” Insgesamt wurde den naturwissenschaftlichen
Fachern ein weit geringerer Anteil als den oben vorgestellten Fachern am
Gesamtkomplex ,,Heimat“ zugestanden. Kritisch muss darauf hingewiesen
werden, dass die Diktion der Forderungen oft an spétere Formulierungen aus der
nationalsozialistischen Zeit erinnern. So konnten die Nationalsozialisten spéter

22Vgl. ebd., S. 7
2 Epd., S. 9

2 Epd.

®Ehd., S. 12

% Epd., S.14
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nahtlos in weiten Teilen den Heimatgedanken der Mittelschulbestimmungen
ideologisch aufgeladen und pervertiert aufnehmen.

Auf eine Quelle soll ausfihrlicher eingegangen werden: Das Referat des Berliner
Stadtschulrates Wilhelm Schwarzhaupt® war zu dieser Zeit von besonderer
Bedeutung fir das Selbstverstandnis der Mittelschule. In dem vorliegenden
Referat begriindete Schwarzhaupt die Mittelschule in der Weise, dass er ihr eine
formale und eine materielle Existenzberechtigung zusprach. Die formale
Berechtigung war danach durch die Reichsverfassung gegeben, nach der sich auf
der Grundschule das mittlere und das héhere Schulwesen aufbauten. Aus dem aus
der Verfassung zitierten Satz: ,,Fur diesen Aufbau ist die Mannigfaltigkeit der
Lebensberufe maRgebend“® leitete Schwarzhaupt die Forderung nach der
Dreigliedrigkeit des Schulwesens ab, die durch die wirtschaftliche Struktur
vorgegeben war. Die Vorbereitung auf eine gewisse Schicht von Lebensberufen
verlangt3(r)1ach Schwarzhaupt eine Schulgattung zwischen Volks- und hoherer
Schule.”

Auch aus soziologischen Griinden ergab sich damit fur Schwarzhaupt die mittlere
Schule als notwendig, da sich die ,,menschlichen Berufe* in drei Bereiche
gliederten, die ,,mechanischen, rein manuellen Berufe®, fir deren Vorbereitung
der Besuch der Volksschule aus-reichend sein sollte, die ,,rein geistigen Berufe®,
in die der Schiler nach dem Besuch der hoheren Schule wechselte, und die
»breite Schicht der Berufe, in deren Austibung Kopf- und Handarbeit, geistige und
mechanische, anordnende und ausfilhrende Tatigkeit vereinigt sind.“** Fiir diese
Berufe war nach Schwarzhaupt vor allem die Mittelschule notwendig, weil nur sie
diesen Bildungsbedirfnissen gentigen konnte. Hier zeigte sich ein flr die
Begrundung der Mittelschule hdufiger benutztes Argument, dass dem dreifach
gegliederten Berufsbereich auch ein dreifach gegliedertes Schulsystem
entsprechen musste.

Bei diesen Bildungsbedrfnissen sprach Schwarzhaupt nicht nur von den im Beruf
unmittelbar notwendigen Kenntnissen und Fertigkeiten, sondern bezog auch die
»geistige Atmosphare, in der Angehorige dieser Berufe leben oder leben sollten,
ein. Er forderte fir die Menschen eine Parallelitdt zwischen ihrem geistigem
Niveau und ihrer wirtschaftlichen Lage, denn ,nichts ist staatsgefahrlicher als
geistiges Proletariat, hohe Intelligenz mit dem Zwang zu proletarischer
Lebensfuhrung; nichts ist abstoRender als grofier materieller Besitz ohne geistigen
Gehalt.“** Nach Schwarzhaupt brauchte der berufstatige Mensch in seiner
privaten Sphare geistige Anspriiche, die seiner beruflichen Tatigkeit entsprachen.
Er sollte Gber eine Allgemeinbildung verfiigen, die ihm auf einer Schule vermittelt
worden war, die seiner beruflichen Stellung entsprach.

Neben den soziologischen Erwégungen war es die Fokussierung auf einen
»individuellen Standpunkt®, die nach Schwarzhaupt die Existenzberechtigung der
Mittelschule begriindete. Die gegebene ,,Verschiedenheit der Begabungstypen*

8 SCHWARZHAUPT: Die Stellung der Mittelschule im Aufbau des gesamten Schulwesens.
In: BUHTZ (Hrsg.): Die Mittelschule. Leipzig 1926, S. 4 ff
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%L Ebd.
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der einzelnen Kinder machte die Mittelschule notwendig. Nicht nur wegen ihres
zukinftigen Berufs, sondern auch wegen ihrer personlichen Veranlagung hatten
Kinder mit einer entsprechenden Begabung nach Schwarzhaupt Anspruch auf eine
héhere Bildung. Nach Schwarzhaupt erhélt ,,der beféhigte praktische Mensch [...]
seine angemessene Ausbildung und Vorbereitung auf den kiinftigen Beruf nicht in
der héheren, sondern in der Mittelschule.“*®

Als letztes Begrindungsargument sah Schwarzhaupt die Mittelschule als
»verbindungsglied* zwischen der Volksschule und der hoheren Schule. Damit
konnte nach seiner Auffassung ,,die Mittelschule durch Férderung Hochbegabter
aus den unteren Schichten eine hohe soziale Aufgabe erfiillen.“** Dieser Status
der Mittelschule ergab sich nicht ausschliellich durch die Zubringerfunktion der
Mittelschulen, die nach dem Plan V arbeiteten. Vielmehr reklamierte die
Mittelschule eine grundsétzliche Funktion ihrer Schulform: durch die vermittelte
Bildung, die in ihrem Umfang uber das Angebot der Volksschule hinausging,
einen sozialen Aufstieg zu ermdglichen.

Dadurch, dass Schwarzhaupt die Mittelschule zum einen auf einer sozialen
Schicht der Bevolkerung begriindete, zum anderen aber der Mittelschule den in
besonderer Weise begabten Menschen zuordnete, formulierte er zwei einander
widersprechende Prinzipien. Genau dieser Umstand aber war der Kern fir viele
zukiinftige Schwierig-weiten bei den Versuchen, eine Begrindung fir die
Mittelschule in ihrer Stellung neben Volksschule und héherer Schule zu finden.

5.2 Die Klientel der Mittelschule

Bis zum Jahre 1932 lassen sich keine neuen AuBerungen zu den Fragen einer
mdoglichen Klientel der Mittelschule nachweisen. In den zuriickliegenden Jahren
hatte die Mittelschule um ihre Existenz kdmpfen missen, wobei als eine
Begriindung fir die Geféhrdung sicherlich der Zustrom der Schiiler zu den
héheren Schulen gesehen werden musste und dies wiederum im Zusammenhang
mit der Berechtigungsfrage. Die Fixierung der Mittelschule auf eine bestimmte
schichten- oder standesspezifische Klientel war unter diesem Aspekt wohl in
erster Linie deshalb unterblieben, um als Schulform offen zu erscheinen fiir alle
Bevolkerungsgruppen. Erst im Jahre 1932 wurde in einem Beitrag von Méller®
darauf hingewiesen, dass die Mittelschule als die geeignete Schulform gesehen
werden musste, die in der Lage war, den zweckmaRig vorgebildeten Anwaérter flr
die mittleren Stellungen in der Wirtschaft und Verwaltung, im Handel und in den
gewerblichen und handwerklichen Berufen auszubilden. Hierbei wurde auch auf
die grofRRe Zahl der beschaftigungslosen Akademiker und der Abiturienten
hingewiesen, mit der These, dass ,,leitende Kreise in der Regierung, Verwaltung
und Wirtschaft diese Gefahr erkennen und den Zustrom zu den héheren Schulen
auf einfachere Schullaufbahnen abzulenken suchen.“*

Nach der Regierungsiubernahme durch die Nationalsozialisten erschien in der
.Mittelschule® ein Beitrag ,,Der Aufbruch der Nation und die Mittelschule“*” in

“Ebd., S. 6
% Ebd., S. 10
* MOLLER: Mittlere Reife und Laufbahnfragen. In: MS 46 (1932), S. 49
36
Ebd.
% 0.V. (gez. -e.-): Der Aufbruch der Nation und die Mittelschule. In: MS 47 (1933), S. 157 f
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dem der nicht namentlich genannte Verfasser gegeniber den politisch
Verantwortlichen die Erwartung formulierte, sie seien fir den Aufbau des
zusammengebrochenen Mittelstandes verantwortlich. Nur mit einem erfolgreichen
Bemuhen um den Mittelstand kénne der Neubau des Staates gelingen. Dieser von
den Politikern erwartete Einsatz wurde auch als Chance fir die Mittelschule
gesehen: ,,Zum Mittelstand gehort auch eine Schule, die Mittelschule®, verbunden
mit der Forderung: ,,Unbedingte Forderung der Mittelschule im neuen Staate.*“*
Neu war zu diesem Zeitpunkt, dass hier wieder ein enger Zusammenhang
hergestellt wurde zwischen der Mittelschule und dem Mittelstand. Es wurde
argumentiert, dass die Mittelschule die Schule des Mittelstandes sei.*

Eine weiterer Beitrag aus dem Jahre 1933* zeigte eine Beziehung zwischen der
Mittelschule und dem Mittelstand auf, die sich auf Aussagen in den Artikeln 146
und 164 der Weimarer Verfassung* griindete: Es bestand die Forderung, dass der
selbstandige Mittelstand in Landwirtschaft, Gewerbe und Handel in Gesetzgebung
und Verwaltung zu fordern und gegen Uberlastung und Aussaugung zu schiitzen
sei (Artikel 164). Da fur den Aufbau des Schulwesens die ,,Mannigfaltigkeit der
Lebensberufe* maRgebend sei (Artikel 146)*, wurde nun geschlossen, dass ,,die
Selbstandigkeit der Mittelschule in den Lebenskreisen des Mittelstandes durch die
Reichsverfassung gewaéhrleistet ist. Der Mittelstand besitzt also ein
verfassungsmaRiges Recht auf die Mittelschule.“** Nach Otto sollte im Kanon der
Aufgaben, die hier der Mittelschule fir die Ausbildung des Mittelstand-
Nachwuchses zugewiesen wurden, die soziale Zuordnung einen breiten Raum
einnehmen: Nur ein Volk, dass untere, mittlere und obere Schichten hat, wurde als
innerlich gesund bezeichnet; der Mittelstand wurde als notwendiges Korrektiv flr
den natiirlichen Ubergang zwischen den Schichten gesehen. Die harten, oft
ricksichtslosen Wirtschaftskd&mpfe zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern
sind aus dieser Sicht die krassen Auswirkungen des Fehlens einer starken,
verséhnend wirkenden Mittelschicht.*

Hier wird die Hinwendung der Mittelschule zum Mittelstand deutlich. Sie
unternimmt erneut den Versuch, die Verbindung zwischen Mittel-Stand und
Mittelschule herzustellen. Diese Bestrebungen entstanden aus der Hoffnung der
Mittelschullehrer, dass mit der erwarteten favorisierenden Behandlung des
Mittelstandes durch die national-sozialistisch geflihrte Regierung eine
entsprechende Aufwertung der Mittelschule verbunden sein koénnte. Die
bereitwillige  Einfigung der Vertreter der Mittelschule in das
nationalsozialistische System wurde von Eckard in einem Beitrag in der
~Mittelschule“* vordergriindig mit dem Einsatz fiir den Mittelstand begriindet:
,Die Zukunft unseres Volkes, die Zukunft unseres Mittelstandes hangt ab von

% Ebd., S. 157

¥ vgl. ebd.

“0 OTTO: Die Bedeutung der Mittelschule. In: MS 47 (1933), S. 62 ff
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dem Mafe nationaler und sittlicher Kraft. Das ist die grolRe Idee Hitlers, der wir
dienen wollen, der wir die Idee der Mittelschule willig unterordnen wollen.“*®

Eine der nationalsozialistischen Terminologie entsprechende Wandlung und
Ausweitung der fiir den Besuch der Mittelschule notwendigen Voraussetzungen
lasst sich ab dem Jahre 1934 nachweisen: Neben der Aussage, dass an der
Mittelschule die Mittelbegabungen ihre angemessene Ausbildung finden sollten,
hiel} es ergdnzend, dass der Begriff der Begabung entsprechend der neuen
Staatsauffassung revidiert werden musste: ,,Starker Wille, besonders in der Form
der Bildungsenergie, und wertvolle Charaktereigenschaften mussen mitgewertet
werden.“*’

Ab 1935 definierte sich die Mittelschule als eine Standesschule mit einem starken
elitdren Moment. Es wurde argumentiert, dass die Dreiteilung des Schulwesens in
Volks-, Mittel- und hoherer Schule kein starres System darstellte, denn der
»sozialistische Grundcharakter des neuen Schulaufbaus verlangt organische
Ubergangs- und Aufstiegsmoglichkeiten mit dem Ziele, dass in der neuen Volks-
gemeinschaft jeder an den Platz gelangt, an den er kraft seiner Féhigkeiten
gehort.“*® Der Mittelschule sollte dabei die Aufgabe zukommen, die Schiiler der
héheren Schule aufzunehmen, die den Anforderungen nicht gewachsen waren und
die Schuler der Volksschule aufzunehmen, die ,grofReren Anforderungen
gewachsen waren, als die Volksschule [...] sie stellen kann.“** Als entscheidende
Funktion der Mittelschule wurde von dem Verfasser gesehen, dass die
Mittelschule ,,das groBe Stauwerk gegen den Ubergang ungeeigneter Schiiler zur

Hoheren Schule“®® war.

Fur die Zeit des Nationalsozialismus lasst sich ein weiterer Aspekt fir die
Klientelauswahl der Mittelschule darstellen, der thesenhaft als ,,Kampf gegen die
Verstadterung® bezeichnet werden kann. So hiel3 es in dem Beitrag von Losch
,Die Mittelschule im Rahmen der rassenpolitischen Aufgabe der deutschen
Schule“*" aus dem Jahre 1936: ,,Die Verstadterung ist eine besondere Gefahr fiir
den nordischen Menschen, sie flihrt zur Entnordung und Zerstdérung des
nordischen Kerns im deutschen Volk. Gegen die Verstadterung baumt sich die
nationalsozialistische Weltanschauung auf und verlangt eine Entstadterung, die
statt der Entartung eine Aufartung und statt Entnordung eine Aufnordung mit sich
bringen muR.“*2

Eine sich daraus fur die Mittelschule ergebende Konsequenz lautete, dass der
,Schulflucht vom Lande wirksam entgegengearbeitet“>® werden muss. Dieser
Gedanke wurde von Maassen in seinem Beitrag ,,Der Ausbau der Mittelschule***
aufgegriffen. Neben dem Aufgabengebiet in den GroB- und Mittelstadten sollte

**Epd., S. 307

*10.V. (gez. -er.): Schulfragen der Gegenwart. In: MS 48 (1934), S. 107
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sich die Mittelschule als Bildungseinrichtung der ,Kleinstadt und des Landes“*

definieren. Da nach Auffassung von Maassen die ,,Begabung der landlichen und
kleinstadtischen Jugend vorwiegend praktisch gerichtet ist“>°, sollte diese in der
Mittelschule als der Schule der gehobenen praktischen Begabung die ,,artgemaélie
Beschulung“®’ finden. Damit sollte die Mittelschule den Bildungsbediirfnissen der
Kleinstadt und des Landes entsprechen und im Mittelpunkt der ,landlichen
Auslese” stehen. Als eine der wichtigen Aufgaben wurde gesehen, dass sie
starken geistigen Begabungen des Landes“*® den Ubergang zur Oberstufe der
héheren Schule ermdéglichen konnte.

Das Bestreben der Mittelschule um den Erhalt der Eigenstandigkeit, um die
weitere Entwicklung eines schulformspezifischen Profils wird in besonderem
MaRe auch bei dem Bemuhen um eine Anbindung an soziale Schichten deutlich.
Dass die Mittelschule zugleich auch versuchte, eine ,,Schaltstelle” zu sein
zwischen der VVolksschule und der héheren Schule, hat aber mit dazu beigetragen,
dass es der Mittelschule nicht gelungen ist, eine dauerhaft unabhangige Stellung
im preuBBischen Schulsystem zu sichern.

5.3 Das Berechtigungswesen

Die Zeit bis zum 1. Juni 1925 — dem Erlass der ,,Bestimmungen von 1925* — war
fur die Mittelschule einerseits gepragt durch das Bemihen um die
»Berechtigungen”, zum anderen durch die Auseinandersetzungen um die
Einheitsschule.

Gerade bezilglich der ,,Berechtigungsfrage erhofften sich die Vertreter der
Mittelschule mit der Vorlage der ,,Bestimmungen von 1925“ Zugestandnisse. In
den Bestimmungen wurde aber formuliert: ,,Die Berechtigungsfrage und die Frage
der Verwaltungsrate der Mittelschule wird gesondert verfolgt.“>® Diese Aussage
bedeutete, dass die Absolventen der Mittelschule nach wie vor nicht mit ihrer
Abschlussqualifikation auch die ,,Berechtigung“ zugesprochen erhielten, sondern
in dieser Frage weiterhin — wie schon seit Jahren — vertrostet wurden.

Von besonderer Bedeutung fur die Mittelschule sollte eine Entscheidung werden,
die die Abschlussqualifikation der Mittelschule betraf. Mit der neuen Regelung
wurde zwar eine alte Forderung der Mittelschule erfillt, doch im Ergebnis erwies
sie sich als kontraproduktiv, denn sie stellte letztlich eine neue Beeintrachtigung
der Mittelschule gegentber den héheren Schulen dar:

In einem Ministerial-Erlass vom 22. Marz 1927%° erhielt die Mittelschule das
Recht, die ,,mittlere Reife* zu erteilen. In dem Erlass hiel} es:

,»Das Zeugnis der mittleren Reife wird erteilt

a) Schuler der 6ffentlichen héheren Lehranstalten fir die mannliche und weibliche
Jugend, grundstandigen und Aufbaucharakters, nach erfolgreichem Besuch der
Untersekunda.

*>Ebd., S. 255

*°Ebd., S. 254

*" Ebd.

* Ebd.

> Bestimmungen von 1925. In: ZENTRALBLATT 1925, Beilage Heft 12, S. 1

% Richtlinien fiir die Erteilung des Zeugnisses der mittleren Reife. In: ZENTRALBLATT 1927,
S. 115
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Das diesen Schillern auszuhandigende Schlul3- bzw. Versetzungszeugnis hat den
Vermerk zu tragen: Dieses Zeugnis schliel3t das Zeugnis der mittleren Reife ein;

b) Schilern der als vollausgestaltet anerkannten o6ffentlichen Mittelschulen [...]
nach erfolgreichem Besuche der Abschlulklasse. Das diesen Schilern
auszuhdndigende SchluBzeugnis hat die Uberschrift zu tragen: SchluBzeugnis

(Zeugnis der mittleren Reife) fir usw.;“**

Der Zusatz tber den Einschluss der mittleren Reife auf dem Zeugnis der héheren
Schule lieR vermuten, dass die Obersekundareife gegeniiber der mittleren Reife
der Mittelschule im Wert heraufgesetzt worden war. Dies héatte die
Vorrangstellung der hoheren Schule gegeniiber der Mittelschule gewahrt. Das
Untersekunda-Zeugnis der héheren Schulen war aber als umfassender anzusehen
als das Zeugnis der Mittelschule, das ,,nur* die mittlere Reife beinhaltete. Damit
gab es nun aus Sicht der Mittelschulvertreter die ,,mittlere Reife 1.Klasse”, die
Obersekundareife und die ,,mittlere Reife 2. Klasse“, die der Mittelschule. Ein
Erlass vom 15. Dezember 1927 schrieb vor, dass auf dem Abschlusszeugnis der
Mittelschule ,,von der Eintragung des ,Einjéhrigenvermerks’ grundséatzlich
abzusehen [sei].“

Es bleibt aber ein Phdnomen, dass die vom Gymnasium verliehene mittlere Reife,
die ,,Obersekundareife”, in der Folgezeit einen héheren Stellenwert hatte als die
an der Mittelschule erworbene mittlere Reife, obwohl es eine Reihe von Belegen
dafur gibt, dass die Absolventen der Mittelschule in einer ganzen Reihe von
Bereichen den Inhabern der Obersekundareife beziuglich der erworbenen
Kenntnisse und Féhigkeiten uberlegen waren.

Als ein Beispiel, das diese These untermauert, soll das Ergebnis einer
Aufnahmepriifung fiir eine Handelsschule vorgestellt werden.®® Zu dieser Priifung
hatten sich Mittelschiller und Obersekundaner gemeldet. Die folgende Tabelle
gibt an, wie viel Prozent der Schiler von Mittelschule bzw. der Obersekunda
jeweils die entsprechenden Noten in den angegebenen Fachern erreicht hatten.

Tabelle 4: Prozentuale Verteilung der Prifungsnoten

Prifungsfach Rechnen Rechtschreibung
Note 1 2 3 4 1 2 3 4
Mittelschiler 22 73 5 — 42 32 21 5
Obersekundaner 7 50 36 7 14 29 43 14

Quelle: WEISS: Uberbildung und Mittelschulbildung. In: MS 43 (1929), S. 245

Die vorliegenden Werte, die nicht zu verallgemeinern sind, belegen eindrucksvoll,
wie deutlich besser die von den Mittelschilern erbrachten Noten gegentiber denen
der Obersekundanern der hoheren Schule waren.

Generell mit Enttduschung wurde von den Vertretern der Mittelschule die
Tatsache registriert, dass mit dem oben zitierten Erlass vom 22. Marz 1927
wiederum keinerlei weiteren Berechtigungen fir ihre Schulform verbunden
waren. Im Erlass hiel es dazu: ,Die an den erfolgreichen Besuch der

*! Ebd.
62 \/gl. MAASSEN: Geschichte der Mittel- und Realschulpadagogik. 2. Band 1961, S. 66
83 WEISS: Uberbildung und Mittelschulbildung. In: MS 43 (1929), S. 245
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Untersekunda der hoheren Lehranstalten sowie der Abschlulklassen der
anerkannten  Mittelschulen und  hoheren  Maé&dchenschulen  geknlpften
Berechtigungen werden durch diesen Erlal3 nicht beriihrt. Ich behalte mir vor,
nach Abschluf? der von mir in Aussicht genommenen Verhandlungen mit den in
Frage kommenden Verwaltungen eine Zusammenstellung der mit dem Zeugnis
der mittleren Reife verbundenen Berechtigungen zu veréffentlichen.“®*

Es ist verstdndlich, dass eine derartige Aussage von den Vertretern der
Mittelschule nur als Vertrostung angesehen wurde. Hinzu kam, dass eine solche
vom Ministerium angekiindigte Zusammenstellung nie erschienen ist. Allerdings
wurde am 12. Marz 1928% ein Erlass mit einer Zusammenstellung der durch die
Mittelschule erteilten Berechtigungen veréffentlicht. Mit Enttduschung wurde vor
allem registriert,

— dass versaumt wurde, die mittlere Reife der Mittelschule mit der
Obersekundareife der hoheren Schule gleichzusetzen;

— dass mit der mittleren Reife der Mittelschule weiterhin der Zugang zur
mittleren Beamtenlaufbahn nicht méglich war.

Der Andrang zu den héheren Schulen fand auch in den fehlenden Berechtigungen
fir die Mittelschule seine Begriindung. ,,Den héheren Schulen gegeniber ist nun
aber in Bezug auf wirtschaftliche Berechtigungen, die in unserer Zeit von
ausschlaggebender Bedeutung sind, die Mittelschule mit den Berechtigungen
ihres Abgangszeugnisses nicht ausreichend bedacht worden. Die wenigen
Berechtigungen, die ihr durch den Min.-ErlaB vom 12. Marz 1928 verliehen
worden sind, werden den Leistungen, die die Mittelschule nach den
Bestimmungen vom 1. Juni 1925 zeitigen muB, in keiner Weise gerecht.“®®

Als ein entscheidender Wendepunkt in der Auffassung gegen das Ubersteigerte
Berechtigungswesen und als ein deutliches Anzeichen in der Bereitschaft zu einer
Veranderung konnte die ,,EntschlieBung des Hauptausschusses des Deutschen
Industrie- und Handelstages vom 16. April 1929“®" gesehen werden. Es wurde
mit Besorgnis festgestellt, wie ,,ohne Zusammenhang mit den Erfordernissen des
Berufslebens schulméaBige Anforderungen an die in das Berufsleben tretenden
jungen Leute immer weiter gesteigert werden.“®® Der Industrie- und Handelstag
forderte nachdriicklich eine starkere Berlcksichtigung der von Volksschule und
Mittelschule verliehenen Qualifikationen. Diese Entschliefung wurde im
zustandigen Ministerium fur ,Wissenschaft, Kunst und Volksbildung* als so
bedeutungsvoll angesehen, dass der Text der EntschlieRung mit Anschreiben, in
dem auf ,weiteste Verbreitung” gehofft wurde, verdffentlicht wurde.®® Der
Minister sagte u.a.: ,,Wenn in dieser Beziehung die Behdrden die Unterstiitzung

% Richtlinien fiir die Erteilung des Zeugnisses der mittleren Reife. In: ZENTRALBLATT 1927,
S. 115

% Berechtigungen der als voll ausgestaltet anerkannten Mittelschule. In: ZENTRALBLATT 1928,
S.102 f

% PEANNENSCHMIDT: Mittelschule in Not. In: MS 42 (1928), S. 565

®7 EntschlieRung des Hauptausschusses des Deutschen Industrie- und Handelstages vom 16. April
1929. In ZENTRALBLATT 1929, S. 186 f
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der groRen Wirtschafts- und Handelsverbande finden, wird der Erfolg nicht
ausbleiben.*"

Am 31. Mérz 1931 kam es auf Initiative des Schulausschusses des Deutschen
Stadtetages und auf Drangen des Reichsministeriums des Inneren zu einer
.Vereinbarung der deutschen Lander (iber die mittlere Reife.“”* Hier wurde die
mittlere Reife folgendermalien definiert: ,,Das Zeugnis der mittleren Reife ist der
Nachweis des Grades allgemeiner Bildung und geistiger Reife, der fur den Eintritt
in Berufe oder Berufslaufbahnen der mittleren Stufe des Berufsaufbaus notwendig
ist.“’? Weiter wurde dort festgelegt, dass die mittlere Reife an allgemeinbildenden
oOffentlichen Schule erworben werden kann u.a.

— nach erfolgreichem Besuch einer auf der Grundschule aufgebauten
sechsklassigen hoheren Lehranstalt sowie

— nach erfolgreichem Besuch einer sechsklassigen Mittelschule.”

Damit war endlich eine Gleichstellung zwischen den beiden bisher bezuglich der
Schulform unterschiedlichen ,,mittleren Reifen* hergestellt, der Abschluss der
Mittelschule war gleichbedeutend mit dem nach der gleichen Schuldauer
erworbenen ,,Zwischenabschluss“ der héheren Schule.

Die Machtergreifung der Nationalsozialisten im Jahre 1933 wurde von einem
groRen Teil der Mittelschullehrerschaft offensichtlich begrifit. Dies fand seinen
Niederschlag in einer hohen Zahl von zustimmenden Stellungnahmen in der
Verbandszeitschrift ,,Die Mittelschule” (Vgl. Kapitel 5.4). Mit dem Machtwechsel
waren bei den Mittelschullehrern Hoffnungen auf erhdhte Anerkennung ihrer
Schulform verbunden, die auch die Berechtigungsfrage einbezogen. Diese
Hoffnungen erfillten sich in der Folgezeit aber kaum.

In volliger Selbstlberschatzung wurde von der Mittelschullehrerschaft ein Erlass
vom 4. Mai 1936™* begriiRt, durch den das Berechtigungswesen fiir iiberwunden
erklart wurde. Er bezog sich allerdings lediglich auf eine von den
Nationalsozialisten geschaffenen neuen Dienststelle, den Reichsarbeitsdienst. Der
Eintritt in den auch hier ausgewiesenen hoéheren Dienst setzte wie bei allen
anderen Dienststellen das Reifezeugnis einer héheren Schule voraus. Bewerber,
die diesen Abschluss nicht hatten, konnten sich einer Priifung unterziehen, um in
die mittleren und héheren Dienstgrade zugelassen werden. Nur auf diesem Wege
stand den Mittelschulabsolventen der Zugang zum mittleren Dienst offen. Der
Verzicht auf jedes demokratische Legitimationsverfahren, aber auch auf jegliche
Qualifikation, wurde entlarvend deutlich, wenn es heif3t: “Zu dieser Priifung kann
sich jeder Fuhreranwarter, der nicht im Besitz des Reifezeugnisses einer hoheren
Schule ist, auf dem Dienstweg melden. Uber die Zulassung entscheidet allein der
Reichsarbeitsfihrer.“”> Diese neu geschaffenen Arbeitsbereiche boten den
Nationalsozialisten die Mdoglichkeit, ,,gesinnungstreue® Anhénger an sich zu
binden, aber auch den vielen Arbeitslosen eine Beschéftigung zu geben.
Herausgestellt wurde das Angebot mit dem Hinweis, dass hier unabhéngig von

70
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schulischen Qualifikationen Aufstiegschancen bestehen wiirden. Zu dieser Zeit
fand der Reichsarbeitsfihrer Will Decker mit seiner Aussage sicherlich breite
Zustimmung: ,,Damit ist die Fihrerlaufbahn im Arbeitsdienst unabhangig
gemacht worden vom Berechtigungswesen einer burgerlich-marxistischen Zeit,
die grundsatzlich Menschen ohne Abiturium von allen bedeutenden
Fiihrerstellungen ausschloR.“" Aus der Sicht des Menschen in der Not dieser Zeit
kann nachvollzogen werden, dass diese Angebote begeisterte Aufnahme fanden.
Wenn geringfugige Veranderungen im Berechtigungswesen von den Vertretern
der Mittelschule mit soviel Begeisterung begrifit wurden, macht dies aber auch
deutlich, dass eine Regelung mit gleichberechtigter Anerkennung der
entsprechenden Qualifikationen der verschiedenen Schulformen sich in
umfassender Weise hier keineswegs abzeichnete.

Ganz offensichtlich waren es im weiteren Verlauf gerade staatliche Behdrden, die
weiterhin die Absolventen mit Obersekundareife bevorzugt einstellten. Hoffmann
stellt hierzu in einem Avrtikel ,,Mittlere Reife“’” in der Zeitschrift ,,Mittelschule”
1937 fest: ,,Einer meiner guten Schiler bewarb sich um Einstellung beim
Finanzamt. Es wurde ihm mitgeteilt, dass nur Leute mit Obersekundareife einer
offentlichen Lehranstalt beriicksichtigt werden konnen.“’® Demgegeniiber galten
ganz offensichtlich in der Wirtschaft derartige Einschrankungen nicht mehr, wenn
fiir den oben geschilderten Fall der fur die Stellenvermittlung zustdndige Beamte
zugleich erkléarte: ,,Mit solchem Zeugnis, wie Sie es haben, bringe ich Sie Uberall
in der Wirtschaft sofort unter.“”® Das bedeutete, dass im Gegensatz zu staatlichen
und kommunalen Verwaltungen die Wirtschaft von einer iberzogenen Forderung
nach schulischen Abschliissen abgeriickt war.

Wie erbittert die Vertreter der Mittelschule um Anerkennung der von ihrer Schule
erteilten Qualifikation k&mpften, soll durch die Kommentierung eines Erlasses
vom 8. August 1938 deutlich gemacht werden. Es ging hierbei um die
.Neuordnung zum Studium ohne Reifezeugnis“®®, fiir die durch den
Reichserziehungsminister fur die dazu notwendige Sonderreifeprifung festgelegt
wurde, dass fur die Zulassung zu dieser Prifung nicht mehr nur die
Obersekundareife als VVoraussetzung galt, sondern auch Absolventen der Hoheren
Handelsschule zugelassen waren. Da der Mittelschulabschluss zur Aufnahme in
die Hohere Handelsschule berechtigte, dieser wiederum zur Zulassung zur
Sonderreifeprifung enthielt, war damit folglich den Mittelschillern Uber die
Sonderreifeprifung der Weg zum Studium etwa der Wirtschaftswissenschaft oder
an den technischen Hoch-schalen geoffnet. Diese relativ kleinen Fortschritte in
der Uberwindung des Berechtigungswesens wurden wieder von den Vertretern
der Mittelschule begeistert begrift: ,Es geht vorwérts und aufwérts. Der
RahmenerlaR hat den Weg fiir eine gesunde Entwicklung freigemacht.“®

"® Ebd.
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5.4 Lehrer und ihre Ausbildung

Im Jahre 1925 veroffentlichte Kultusminister Carl Heinrich Becker (1876-1933)
vom PreuBischen Ministerium fir Wissenschaft, Kunst und Volksbildung eine
Denkschrift tber die ,,Neuordnung der Volksschullehrerbildung in PreuRen.“®
Die Begrindung fur diese notwendig gewordene Neuregelung war die
Nichteinlosung des Artikel 143 der Reichsverfassung, in dem eine einheitliche
Regelung der Lehrerbildung fur das Reich vorgeschrieben war. In einer
Bekanntmachung durch Minister Becker war diese Denkschrift bereits vorher
angekundigt worden: ,,Das preullische Staatsministerium hat in seiner Sitzung
vom 30. Juni 1925 beschlossen, dass die pédagogische Fachausbildung der
kinftigen Volksschullehrer und -lehrerinnen in einem zweijdhrigen Lehrgang an
padagogischen Akademien nach den Richtlinien einer in meinem Ministerium
erarbeiteten Denkschrift erfolgen soll.“®

Diese Notwendigkeit der Neuregelung der Lehrerbildung ergab sich historisch
chronologisch aus folgenden Entscheidungen:

1. Der beschlossene Abbau der Lehrerseminare bis spétestens Ostern 1926;84

2. der Beschluss des preuBischen Staatsministeriums vom 10. Februar 1922, nach
dem die Dauer der padagogischen Fachausbildung fur Lehrer zwei Jahre nicht

Ubersteigen und nicht auf den Universitaten erfolgen darf;85

3. der Beschluss des preuf3ischen Staatsministeriums vom 7. Oktober 1924, nach

dem ,die Allgemeinbildung der kunftigen Volksschullehrer auf den hoheren
.86

Schulen erfolgen und mit der Reifeprufung abschlielen soll*;
4. die Erklarung der Unterrichtsverwaltung im Hauptausschuss des preuRlischen
Landtages vom 9. September 1924, nach der ,,die kinftigen Volksschullehrer ihre
Fachausbildung in einem zweijgdhrigen Bildungsgang auf besonderen

Padagogischen Akademien erhalten sollen.“®

Zwar waren auch die bisher fir die Ausbildung der Volksschullehrer
eingerichteten Préparandenanstalten und Lehrerseminare von ihrer urspringlichen
Funktion her keine Ausbildungsstatten fur Lehrer an Mittelschulen, aber diese
Ausbildung  war im Grunde die Voraussetzung fir die spatere
Mittelschullehrerprifung. Da fur die  Mittelschullehrer nach wie vor aber keine
schulformspezifische Ausbildungsmoéglichkeit bestand, hétte nun an den
Akademien eine Mdoglichkeit hierfir geschaffen werden mussen. Dass die
Interessen der Mittelschullehrer unberiicksichtigt blieben, konnte auch als
bewusster Affront gegen die Schulform Mittelschule gewertet werden, zumal es
ausdriicklich hiel3: ,,Die Besonderheiten der Ausbildung von Mittelschullehrern
kdnnen die Padagogischen Akademien in ihrem zweijahrigen Bildungsgange nicht

berUcksichtigen.“88 In dieser so neu formulierten Ausbildungsordnung fr
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Volksschullehrer wurde also eine eindeutige Abgrenzung zur Mittelschule
deutlich.

Erst am 20. Januar 1930 wurde dann im preuBischen Landtag das Problem der
»Ausbildung der Mittelschullehrer behandelt. Grundlage war ein Antrag der
Deutschen Volkspartei, mit dem das Staatsministerium aufgefordert wurde,

endlich Malinahmen beziiglich der Ausbildung dieser Lehrergruppe zu treffen.®
Mit einem Erlass vom 2. August 1931 wurde mitgeteilt, dass eine ,,Reform der
Mittelschullehrerausbildung und -priifung einer spéteren Entscheidung“®
vorbehalten sein sollte. Dieser Erlass zerstorte — wieder einmal — alle Hoffnungen
der  Mittelschullehrer ~ auf  eine  eigenstdndige  schulformbezogene
Ausbildungsordnung.

Endgultig aufgegeben werden mussten die Hoffnungen der Mittelschulvertreter
auf eine Neuordnung der Mittelschullehrer-Ausbildung durch den oben zitierten
Ministerialerlass aber vor allem, weil hier festgelegt wurde, dass der Zugang zum
Lehramt an mittleren Schulen gesperrt sei und Mittelschullehrerpriifungen nur
noch bis zum 1. Juli 1933 stattfinden wiirden.” Angekiindigt hatte sich diese
Entwicklung bereits in einem Erlass vom 20. Januar 1930, mit dem die ,,Kurse zur
Vorbildung von Mittelschullehrern“,®* die bereits 1912 eingerichtet worden
waren, ohne Begrindung durch das Ministerium eingestellt wurden. Eine
Erklarung zu  dieser  Entwicklung gab  der  Vorsitzende  des
Mittelschullehrerverbandes: ,,Die Sperre war notwendig, um ungeeignete
Lehrkréfte von der Arbeit an der Mittelschule fernzuhalten. Dal} damit auch eine
Vertagung der Neuordnung verbunden worden ist, bleibt bedauerlich; konnte aber
nicht verhindert werden.“®® In Verbindung mit der sich Katastrophal
verschlechternden wirtschaftlichen Lage in PreufRen und die dadurch notwendig
gewordenen SparmalRnahmen auch im Schulbereich hatten sich verhéngnisvolle
Entwicklungen auf dem ,padagogischen Arbeitsmarkt” ergeben, die auch die
Mittelschule beriihrten: Die hoffnungslos tberfullte Studienratslaufbahn fuhrte
dazu, dass die Bewerber auf eine Prifung fir den Abschluss des
Philologiestudiums mit inzwischen verstarkten Anforderung verzichteten und die
wesentlich einfachere Mittelschullehrerpriifung ablegten. Die Mdglichkeit dazu
war durch die 1922 eingefliihrte Regelung gegeben, dass im Rahmen des
Philologiestudiums an der Universitat die Mittelschullehrer-Priifung abgelegt

werden konnte.* Eindeutig war dazu die Reaktion der Mittelschule: ,,Mit einem
solchen Zustrom ungeeignet und pédagogisch ungenlgend vorgebildeter
Kandidaten ist der Mittelschule nicht gedient.*“®

Ab 1933 wurde der NSLB (Nationalsozialistischer Lehrerbund) zentrales
Steuerorgan der Lehrerschaft. Die Entstehung dieses Lehrerbundes lag bereits in
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der Zeit vor der Machtergreifung und kann als ein Instrument zur Einflussnahme
auf padagogisch-administrative Entwicklungen durch die Nationalsozialisten
gesehen werden.*® Kennzeichnend fiir eine solche Entwicklung war die Bildung
der ,,Fachgruppe der Mittelschullehrer innerhalb des NSLB bereits im Marz

1033.%

Wie wenig kritisch der Ubergang zum Nationalsozialismus von den
Mittelschullehrern praktiziert wurde, lasst sich am Beispiel des ,,PreuBischen
Vereins fir das mittlere Schulwesen* zeigen. Gerade die Mittelschullehrer hatten
in den Jahren der Weimarer Republik nie ein Hehl aus ihrer Unzufriedenheit mit
den politischen Verhaltnissen gemacht; sie fuhlten sich als Lehrergruppe vor
allem durch die Auswirkungen der ,,Notverordnungen“ benachteiligt. Aber auch
die fehlende Ldsung bei der Ausbildungsordnung fir Mittelschullehrer trug zur
Unzufriedenheit dieser Gruppe bei. So wurde beinahe folgerichtig bereits im Mérz

1933 in der Verbandszeitung ,,Die Mittelschule* eine ,,Ergebenheitsadresse“98
unter dem Titel ,Zur Lage*“ verOffentlicht. Es hiel, dass die
Mittelschullehrerschaft von einer geforderten Erklarung absehen kann, sie habe 14
Jahre lang gegen ein System k&mpfen missen, das ihrer Schule als erbitterter
Feind gegeniber stand. ,,Wir kdnnen nunmehr unter einer nationalen Regierung,
von auflerem und innerem Zwang befreit, unsere Arbeit in demselben Geiste
fortsetzen, in dem wir sie wahrend der 14 Jahre getan haben.“®

Ihre Abneigung gegen das parteipolitische System der Weimarer Republik konnte
die Mittelschullehrerschaft nun unverhohlen zum Ausdruck bringen: ,,Wir sind
frei geworden von dem Druck marxistisch-sozialistischer Parteiherrschaft, die
schwer auch auf dem Schulwesen, besonders auch auf der Mittelschule lastete.
Man war uns nicht wohl gesinnt, man wollte uns ausmerzen aus dem Organismus
der deu}gghen Schule. Wir hoffen, dafl nun auch die Mittelschule ihre Erfillung
findet.”

Die Bereitschaft zur volligen Unterordnung unter das neue System aber wurde
von der Mittelschullehrerschaft gerade in der ersten Zeit nach der
Machtergreifung immer wieder euphorisch bekundet. So hie es im
Zusammenhang mit der Gleichschaltung: ,,Gleichgeschaltet brauchen nur die
Padagogen zu werden, die bisher in einer andern Richtung arbeiteten. Wir
Mittelschullehrer haben nie eine solche andere Richtung eingeschlagen.“101 Die
Mittelschullehrer nahmen fur sich in Anspruch, schon immer die richtige
Uberzeugung gehabt zu haben, in ihrer Gesinnung brauchten sie nun nicht zu
andern: ,,Wir sind praktisch genommen schon Nationalsozialisten gewesen, als
dieser politische Ausdruck tberhaupt noch nicht gepragt worden war; wir haben
uns immer mit allen Kraften bemiht, in unserer Mittelschule in vaterlandischem
und christlichem, also in nationalsozialistischem Geiste zu arbeiten.“*** Und es
erfolgte noch ein Angriff auf die Regierungen der Weimarer Republik: ,,Wir
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haben uns in den letzten 14 Jahren oft scheel ansehen lassen mussen, weil wir
nicht mit beiden Beinen auf die vorgehaltenen roten Leimruten hiipften.“'* Die
geéduRerten Auffassungen erwecken durchaus den Eindruck, dass sie einer echt
empfundenen Uberzeugung entsprachen und es mag schon sein, dass die
Mittelschullehrerschaft es wirklich als ihre Aufgabe ansah, ,am Neuaufbau des
Reiches freudig und kraftvoll mitzuarbeiten* und dass sie bereit war, ,,den ganzen
Willen und das ganze Koénnen fir eine Neugestaltung des Schulwesens

. ««104
elnzusetzen.

Eine der als durchaus berechtigt anzuerkennenden Forderungen bezog sich auf
die Situation der Junglehrer. In den letzten Jahren der Weimarer Republik hatten
keine  Neueinstellungen junger Lehrer stattgefunden und auch die
Volksschullehrer, die die Mittelschullehrer-Priifung abgelegt hatten, warteten
noch auf die Ubertragung einer Stelle an einer Mittelschule. Hier kam es aber fiir
die Vertreter der Mittelschule zu einer ersten groflen Enttduschung: Fir das neue
Schuljahr wurden an den Volksschulen 2500 Stellen fir Hilfslehrer eingerichtet,
die mit ,Junglehrern” besetzt wurden; gleichzeitig wurden an den HOheren
Schulen die Einschrdnkungen in den Stundentafeln aufgehoben, so dass fur
24.000 neu zu erteilende Stunden etwa 1000 Lehrkréafte eingestellt werden
konnten. Enttduschung klang aus der Stellungnahme der Mittelschulvertreter:
.Wo bleibt bei diesen MaBnahmen aber die Mittelschule?“!®> Es entsteht der
Eindruck, dass die Mittelschule sich bereits wieder wie zu Zeiten der Weimarer
Republik ungerecht behandelt fihlte. Mit dem Hinweis: ,,Man kann nur
wiinschen, daR auch in die Schulabteilungen der Regierung der Geist der neuen
Zeit recht bald einzieht und alles das hinwegfegt, was der Verwirklichung der

Ziele der neuen Regierung hinderlich ist'% wurde die Nichtbericksichtigung
der Mittelschule also nicht der neuen Regierung, sondern zundchst noch den
untergeordneten Verwaltungsstellen angelastet.

Zu einer erneuten Enttduschung fur die Mittelschullehrerschaft kam es im Juni
1933: Das starke Anwachsen des NSLB durch die Eingliederung der
Lehrerverbande aus den einzelnen Schulformen machte hier neue Strukturformen
notwendig; dies flihrte zur Einrichtung der sogenannten ,,Reichsfachschaften®. In
der ,,Anweisung zur sofortigen Errichtung von Fachschaften im NSLB“'®” wurden
mit Datum vom 15. Juni 1933 die Einrichtung von insgesamt 7 Fachschaften
angeordnet, unter denen die Fachschaft 4 aufgefuhrt wurde: sie ist die Fachschaft
fur ,,Lehrer an Volks-, Mittel- und Sonderschulen®, die Mittelschule erhielt also
keine eigene Fachschaft. Da es in den Ausfuhrungsbestimmungen erganzend hieR,
dass die mit-gliederstiarkste Organisation innerhalb der Fachschaft ,als
Stammgruppe® die Grundlage fiir den Ausbau der Gesamtfachschaft bilden sollte,
bestand fur die Lehrer der Mittelschule zu Recht die Beflrchtung, dass ihre
Schulform ein ,,Anhdngsel* der Volksschul-Fachschaft werden konnte, denn die
im ,,Deutschen Lehrerverein® vertretenen Volksschullehrer stellten zahlenmélig
die bei weitem groRte Gruppe in dieser Fachschaft. Beinahe entschuldigend wurde
festgestellt: ,,Der NSLB hat Fachschaften eingerichtet. Flr uns aber hat er keine
vorgesehen. Das mag wohl zum Teil darin liegen, dass der Reichsleiter Schemm
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als Bayer die preulische Mittelschule nur dem Namen nach oder Gberhaupt nicht
kennt.“'%® Auf eine entsprechende Eingabe erhielt der Reichsverband Deutscher
Mittelschullehrerinnen von einem Bevollméchtigten der Reichsleitung die
Antwort: ,,Auf lhr Schreiben vom 31. vorigen Monats missen wir Ihnen zu
unserem Bedauern mitteilen, dafl wir im Augenblick, so sehr wir auch die
Bedeutung der Mittelschule fiir das deutsche Bildungswesen hochschdtzen, nicht
an die Grundung einer besonderen Fachschaft fir das Mittelschulwesen denken
koénnen. Wir sind daher gezwungen, Sie — allerdings als besondere Fachgruppe —

in der Fachschaft ‘VVolksschulen’ zu ﬁJhren.“109

Weitere Bemiihungen der Mittelschullehrer um Einrichtung einer eigenen
Fachschaft fihrten im November 1933 zum Erfolg: ,Im Verfolg unserer
Bemuhungen um die Zusammenfassung der Mittelschullehrerschaft im Rahmen
des NSLB hat sich die Reichsleitung des Lehrerbundes entschlossen, unserer
Schulart eine eigene Fachschaft zuzugestehen“llo. AbschlieRend hieR es hierzu:
,Damit ist der Weg fir unsere fachliche Arbeit im Dienste des Mittel-
schulgedankens frei. Und wir werden sie leisten im Bewul3tsein, daR die von den
Marxisten aller Art so wiitend bekampfte Mittelschule nunmehr die Anerkennung
finden wird, die ihrer Bedeutung fir das Volksganze entspricht, und im Sinne
unseres groRen Fiihrers.“!**

Dass die ,,Marxisten aller Art“ nun diejenigen waren, die die Mittelschule
bekampft haben sollten, mutet schon seltsam an. Es entsprach wohl dem Zeitgeist,
die Marxisten fir alle tatsachlichen oder vermuteten Fehlentwicklungen
verantwortlich zu machen.

5.5 Problemfeld: Die Notverordnungen

Im Untersuchungszeitraum von 1925 bis 1938 haben die sogenannten
»,Notverordnungen“ die weitere Entwicklung der Mittelschule entscheidend
gepragt. Zundchst hatten die SparmaBnahmen, dann in starkerem MaRe die
eigentlichen Notverordnungen die Entwicklung der Mittelschule in den Jahren ab
1925 beeinflusst.

Grundsatzlich handelte es sich bei Notverordnungen um MafRnahmen, mit denen
die Regierung aufgrund verfassungsmaliiger oder gesetzlicher Ermachtigung in
besonderen Féllen, z.B. in akuten Notsituationen, ohne Mitwirkung des
Parlaments handeln konnte. Bei den im Zusammenhang mit der vorliegenden
Arbeit diskutierten Notverordnungen handelte es sich ausnahmslos um
MaRnahmen, mit denen die finanziellen Schwierigkeiten des Staates geregelt
werden sollten.

Die Entwicklungen zu den Notverordnungen muss unter dem Aspekt der
wirtschaftlichen und politischen Umstédnde in diesen Jahren gesehen werden.
Lediglich stichwortartig sollen die Aspekte genannt werden, die die Entwicklung
der Mittelschule beeinflussten: Als Ausgangspunkt muss der fur Deutschland
verlorene Erste Weltkrieg gesehen werden.
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Die allgemeinen Sparma3nahmen, die ab etwa 1924 durchgefiihrt wurden und die
»,Notverordnungen“ ab 1930 haben die Mittelschullehrerschaft und die
Mittelschulen h&ufig in besonderem Malie getroffen. VVor diesem Hintergrund soll
gezeigt werden, wie sich der Berufsstand der Mittelschullehrer offen zeigte fur die
Versprechungen der Nationalsozialisten und sich zum Parteigénger dieser Partei
machte.

Die ersten Sparmaflnahmen, die quasi die Vorstufe der Notverordnungen

darstellten, stammten aus dem Jahre 1924. Grundlage hierfir dirfte die ,,Personal-

112 . . .
Abbau-Verordnung gewesen sein. Im Wesentlichen waren es drei

MafRnahmen, die den Widerspruch der Lehrerschaft erregten:
— die Erhéhung der Schilerzahl in den einzelnen Klassen;
— die Verminderung der Wochenstundenzahl der Klassen;

— die Erhéhung der Pflichtstundenzahl der Lehrer.

Ziel dieser MaBnahmen war es, Planstellen fiir Lehrer an den einzelnen Schulen
einzusparen. Die Aussage: ,,Durch die Einziehung von Schulstellen wird eine
Anzahl von Lehrkraften entbehrlich“!®® machte deutlich, welche Absicht im
Grunde mit den Malnahmen verknipft waren. Der finanzielle Spareffekt wurde
dadurch erreicht, dass die freigesetzten Mittelschullehrer an VVolksschulen versetzt
werden konnten, wobei der Unterschiedsbetrag in der Besoldung vom Schultréger
ubernommen werden musste. Bei Berlcksichtigung des erheblichen
Unterschiedsbetrages bei dem Gehalt eines Lehrers an der Mittelschule zu dem an
der Volksschule bedeutete zwar eine Einsparung fur den Staat, aber eine
entsprechende finanzielle Mehrbelastung fur die Schultrager. Ein groRer Teil der
Lehrer wurde in den einstweiligen Ruhestand versetzt oder in den dauernden
Ruhestand dann, wenn die Betroffenen das 58. Lebensjahr vollendet hatten.
Schwerwiegend waren sicherlich auch die MaBnahmen gegen die noch nicht
festangestellten Lehrer, diese wurden ausnahmslos aus dem Schuldienst entlassen.

Nachdrucklich aber erfolglos versuchten die Lehrerverbénde, die eingeleiteten
SparmalRnahmen zu mildern: ,,Jetzt, wo die Jugend schweren sittlichen Gefahren
ausgesetzt ist und zu verwahrlosen droht, an Ausgaben fir Erziehung und
Unterricht sparen, ist keine Sparsamkeit sondern Verschwendung. Darum: Hande
weg von der Schule!*** Die wirtschaftliche Situation des Einzelnen war zu
drickend und hatte fur die Bevolkerung groRere Bedeutung, als dass die
Menschen fur Forderungen der Lehrerverbande Verstandnis aufgebracht hatten.

Die Malinahmen aber, die dann ab 1930 durchgefihrt wurden, sollten noch weit
groRere Gewichtung bekommen: Die Notverordnungen! Die Entwicklung dorthin
soll, wegen ihrer grundsatzlichen Bedeutung auch fir das Schulwesen,
skizzenhaft dargestellt werden: Die stark gestiegene Arbeitslosigkeit zwang den
Staat in den ersten Monaten des Jahres 1930 zu stark erhdhten Ausgaben fiir die
Arbeitslosenunterstiitzung. Geplante Steuererhéhungen zur Entlastung des
Haushaltes lehnte der Reichstag am 16. Juli 1930 aber ab. Nach vergeblichen

12 Durchfilhrung der Personal-Abbau-Verordnung im mittleren Schulwesen; Min.-Erlass vom
24.3.1924. In: MS 38 (1924), S. 103 ff

" Epd., S. 104

114 BACKHEUER: Schulabbau und Mittelschule. In: MS 38 (1924), S. 31 ff
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Einigungsversuchen zwischen Regierung und den im Parlament vertretenen
Parteien drohte Kanzler Briining™® (1885-1970) mit einer Regelung (ber
Notstandsverordnungen. Die von Briining vorgelegten Vorschlage zur Deckung
der Mehrausgaben wurden mehrheitlich von Sozialdemokraten, Kommunisten,
Nationalsozialisten und Teilen der Deutschnationalen Volkspartei am 18. Juli
1930 abgelehnt. Hierauf verkindete Brining die von Hindenburg
unterschriebenen und zu Verordnungen umgewandelten Gesetzentwirfe unter
Berufung auf den Artikel 48 der Reichsverfassung. Noch am selben Tag hob der
Reichstag mit knapper Mehrheit die Notverordnungen auf. Brining l6ste nun nach
Anordnung von Reichsprasident Hindenburg'® (1847-1934) umgehend den
Reichstag auf.'!’

Mit Wirkung vom 6. Oktober 1931 trat die 2. preuflische Notverordnung ,,zur
Sicherung von Wirtschaft und Finanzen* in Kraft. Diese ist vor allem fiir Lehrer
von Bedeutung, da diese Verordnung eine ,,Anderung der Besoldungsgesetze*
beinhaltet. Fir die betroffenen Lehrergruppen bedeutete dies eine Reduzierung
der Stellenzulagen, also Wohnungsgeld, Kinderbeihilfen und Zulagen fur
Funktionsstellen. Mit groRBer Enttauschung wurde von den Mittelschullehrern
vermerkt, dass neben den Berufsschullehrern nur fiir ihre Lehrergruppe zusétzlich
eine Kulrzung des Grundgehaltes vorgesehen war. Da die oben erwéhnten Zulagen
sich in der HOhe nach dem Grundgehalt richteten, kam es hierdurch zu einer
weiteren Gehaltsreduzierung fir die Mittelschullehrer.

Wie grol? die Verbitterung unter den Mittelschullehrern gewesen sein muss, wird
in einer Stellungnahme in der Verbandszeitschrift vom 23. September 1931
deutlich, in der es u.a. hiel3:

»Volk in Not! Millionen Volksgenossen sind gezwungen, die Hande in den Schof3
zu legen, mussen hungern und verelenden dabei. Eine Not von nie geglaubtem
Ausmalie ist Uber unser Vaterland gekommen. [...]

Wer will da nicht helfen! Wer kann da beiseite stehen, namentlich, wenn er noch
Arbeit und festes Einkommen hat. Wer flhlt sich da nicht verbunden mit den
darbenden und hungernden Volksgenossen!

Zu Opfern sind wir bereit, auch wir Mittelschullehrer. Gern nehmen auch wir
Lasten auf uns, wenn es gilt unserem Vaterland zu helfen. Nicht einer wird sich
dieser Pflicht entziehen!

Ein Volksopfer hatten wir erwartet. Was ist aber daraus geworden! Erbitterung
und Verbitterung hat die Mittelschullehrerschaft ergriffen. Die Freude am

Opfernkdnnen ist ihnen genommen.“118

Das diese Vorbehalte nicht ganz grundlos gewesen sein konnten, wird aus einer
Rundfunkrede deutlich, die Ministerialrat Stolze am 11. November 1931 hielt und
in der er sagte: ,Wer uUber Sparmalnahmen auf dem Gebiete des
Mittelschulwesens sprechen will, kann ganz gewil} nicht an den schweren Opfern
voriibergehen, welche die Mittelschullehrerschaft in diesen Tagen fir die
Allgemeinheit zu bringen hatte.“**?

5 Heinrich Briining war Reichskanzler von 1930 bis 1932.

18 paul von Hindenburg war Reichsprasident von 1925 bis 1934.

17 v/gl. WINKLER: Der Weg in die Katastrophe. Bonn 1990

118 9.V.: Die preuRische Notverordnung und die Mittelschullehrer. In: MS 45 (1931), S. 537
119 STOLZE: Protokoll einer Rundfunkrede. In: MS 45 (1931), S. 669 ff
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Erschwerend kam hinzu — und dann wird die Verbitterung noch verstandlicher —,
dass im Rahmen von Sparmaflnahmen bereits zwei vorhergehende
Gehaltskiirzungen von den Mittelschullehrern zu tragen waren.'”® Wie sehr
hierbei von den Mittelschullehrern bereits parteipolitische Einschatzungen — wenn
auch mit aller Vorsicht — einbezogen wurden, zeigte sich in einer Stellungnahme
deutlich: ,,Auch wir konnen uns des Eindrucks nicht erwehren, dass die
Abneigung gegen die Mittelschule der Beweggrund fir die ungerechte
Behandlung der Mittelschullehrer gewesen ist. Wir wissen, dass die Mittelschule
bei der Sozialdemokratie nicht sehr beliebt ist. Wir wollen dem der
sozialdemokratischen Partei angehorigen Kultusminister nicht unterstellen, daf? er
die Mittelschule durch die Brille des Philologen sehe, aber wir meinen, da3 einem
Unterrichtsminister besonders daran gelegen sein misse, nicht in den Verdacht zu
kommen, als fehle es ihm an der vorurteilslosen, sachlichen Einstellung den

verschiedenen  Schularten gegenUber.“121 Dass auch verbandspolitische
Einflussnahme eine Rolle gespielt haben konnte, kann nur eine Vermutung sein;
aber die Einflussmdglichkeiten der méchtigen Lehrerverbdnde — wie des
Deutschen Lehrervereins oder des Philologenverbandes — koénnen durchaus
bewirkt haben, dass ihre Mitglieder nicht in dem gleichen MaRe belastet wurden,
wie die Mitglieder Kleinerer Lehrerverbéande.

Die grofle Enttduschung der Mittelschullehrerschaft kam in einem weiteren
Artikel ,Wir und die Notverordnung“*®* zum Ausdruck, in dem es hieR: ,Wir
mussen klar sehen, und wir sehen durch die Notverordnungen der PreufRen-
regierung klar, dass nicht dem “Volk’, sondern nur einem Teil des Volkes die
Burde der Not aufgeladen wird. Wir wollen gern anerkennen, dass die
Arbeitslosen und ihre Angehdrigen keinen geringen Anteil der Note, sondern
vielleicht den grofiten tragen mussen. Wir erkennen an, daf} auch wir, der
Lehrerstand, teilhaben will an der Not. Wir miissen aber fordern, daf3 wir nur nach

dem Malstab unserer Kréfte mittragen missen.“'2*

Der Versuch der Mittelschullehrerschaft, die eigenen Note mit denen der
Arbeitslosen zu vergleichen, stellte doch ein Uberzogenes MaR an Arroganz dar
und zeigt den starken Realitatsverlust dieser Berufsgruppe. Immerhin befanden
sich diese Lehrer in unkindbaren Stellungen und verfligten im Vergleich zu
anderen Berufsgruppen Uber ein relativ sicheres Einkommen.

Die splrbare Arroganz in Verbindung mit Selbstmitleid wird auch deutlich bei
der Feststellung, dass durch die Sparmalinahmen eine freiwillige Weiterbildung
aus finanziellen Grinden nicht mehr moglich sei: ,,Wir haben unsere Einkiinfte
schachernd verwandt, dem Volke zu dienen durch unser Bemuhen, uns zu bilden.
Die Bildungshohe, die wir uns erstrebten und die wir fur uns als notwendig
erkannten, soll unserem Stand unzutraglich sein, soll ihm nicht entsprechen. Wir
stehen zu hoch da fir all jene Kreise, die im Dunkel der Kabinettshintergriinde
gegen uns gewihlt und gehetzt. Deswegen mussen wir bifRen. Deswegen missen
wir die Not ausbaden, die eigentlich alle teilen sollten. Man hat lange gegen
unsere Schulart und gegen uns gewirkt. Die Frichte sind da! Die Philologenschaft

120.0.V. (gez. -st): Die Ausnahmeverordnung gegen die Mittelschullehrer. In: MS 45 (1931) S. 602
121 Epg,

122 9.V.: Wir und die Notverordnung. In: MS 45 (1931), S. 549

12 Ebd.
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ist so gut wie gar nicht getroffen, dagegen die diesen verhafte Mittelschule.” Und
es klang schon eine Drohung an: ,,Aber wird werden den Finger darauf legen, was

w124
uns angetan.

Ebenso einschneidend wie die Besoldungskirzungen waren fir die Mittelschule
die Anordnungen zur Unterrichtskiirzung, die ebenfalls einen Bestandteil der
Notverordnung vom 1. Oktober 1931'%° ausmachten. Diese Kirzung betrug zwei
Wochenstunden je Klasse und hatte insofern Auswirkungen, dass sich der
Lehrerbedarf an den Schulen entsprechend verringerte.

5.6 Chemieunterricht

Das Ende des Ersten Weltkrieges und die Verabschiedung der Weimarer
Verfassung im Jahre 1919 bedeuteten einen gewaltigen politischen Umbruch, der
die Lebensbereiche aller Menschen erfasste. Fur die Mittelschule aber kam es erst
im Jahre 1925 zu grundlegenden Verdnderungen, als die ,,Bestimmungen von
1925“ als Ministerial-Erlass verdffentlicht wurden.*® Die Tatsache, dass erst nach
einem Zeittraum von 6 Jahren nach Bildung der neuen Regierung diese neuen
Bestimmungen fur die Mittelschule vorgelegt wurden, mdgen damit
zusammenhangen, dass nach dem Krieg zundchst andere Probleme in der
Bevolkerung gel6st werden mussten, sie beweist aber auch, dass die Probleme der
Mittelschule bei den Verantwortlichen wohl keinen hohen Stellenwert besalen. Es
muss allerdings anerkannt werden, dass die bisher nicht geldste Grundschulfrage
einen Grund fur die Verzdgerung darstellte.

Wie schon im Jahre 1910 wurden mit den ,,Bestimmungen von 1925“ wieder eine
Anzahl differenzierter Plane fiir unterschiedliche Strukturformen der Mittelschule
vorgelegt, die in der folgenden Tabelle zusammengestellt sind.“*’

124 Epd.

125 Herabsetzung der Wochenstundenzahl in den Mittelschulen. In: ZENTRALBLATT 1931,
S. 275

126 Bestimmungen von 1925. In: ZENTRALBLATT 1925, Beilage Heft 12

2T Ebd., S. 4
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Tabelle 5: Differenzierungsplédne nach den Bestimmungen von 1925

Plan | allgemeiner Plan fir Knaben

Plan Il Plan fur Knaben mit besonderer Beriicksichtigung des spéteren
Berufs

Plan Il a Plan fur Knaben mit besonderer Beriicksichtigung des spéteren
Berufs in Handel und Verkehr

Plan 1l b Plan fiir Knaben mit besonderer Beriicksichtigung des spateren
Berufs im Gewerbe

Plan 111 allgemeiner Plan fur Méadchen

Plan IV Plan fir Madchen mit besonderer Beriicksichtigung des
kiinftigen Berufs

Plan IV a Plan fir Madchen mit besonderer Beriicksichtigung des
kinftigen Berufs in Handel und Verkehr

Plan IV b Plan far Madchen mit besonderer Berucksichtigung des
kiinftigen Berufs in Hauswirtschaft und sozialer Firsorge

Plan 5 Plan fur Mittelschulen, die auch auf hohere Lehranstalten
vorbereiten

Quelle: Eigene Zusammenstellung nach den Bestimmungen von 1925

Die abweichenden Wochenstundenzahlen fiir den Unterricht in den
naturwisser_l_schaftlichen Fachern nach den verschiedenen Plédnen werden in der
folgenden Ubersicht deutlich:

Tabelle 6: Wochenstundenzahlen fiir das Fach Naturkunde 1925

Klasse?® VI Vv Y, 10 T [

Plan | 2 2-3 2-3 3-4 3-4 3-4
Plan Il a 2 2-3 2-3 2-3 2-3 2-3
Plan Il b 2 2-3 2-3 4-5 4-5 4-5
Plan 11 M 2 2 2-3 2 2-3 2-3
PlanIVa M 2 2 2-3 2-3 2-3 2-3
PlanIVb M 2 2 2-3 2-3 2-3 —

Plan V 2 2-3 2-3 3-4 3-4 4-5

Quelle: Eigene Zusammenstellung nach den Bestimmungen von 1925

Die Pléane | — V der Mittelschule verdeutlichen den Differenzierungsansatz fiir
unterschiedliche Bildungsbedurfnisse. Es liegt die Vermutung nahe, dass auch
Grinde der Bildungsbeschrankung, vor allem fir die weiblichen Gruppen, fiir die
unterschiedliche Ausstattung gewesen sind. Andererseits sollte mit den
Vorbereitungsklassen fir ,,hohere Lehranstalten* der Kontakt zum Gymnasium
beibehalten werden und sie sollten Schiler zusatzlich an die Mittelschule binden.
Dies war dann moglich, wenn die Mittelschule ihre Funktion als Zubringerschule
fir die hoheren Schulen beibehielt. Die Bedeutung der Differenzierung muss
relativiert werden, denn in der Regel wurde an einer Schule nicht nach
verschiedenen Planen unterrichtet; eine Mittelschule legte fir ihre Arbeit einen
Plan zugrunde, sehr hdufig Plan V. Dieser Plan galt dann fir die ganze Schule und
flir einen uneingeschrankten Zeitraum.

128 Klasse VI ist die Eingangsklasse, Klasse | die Abschlussklasse; die mit ,,M“ gekennzeichneten
Plane gelten fiir M&dchenmittelschulen.
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Fur den naturwissenschaftlichen Unterricht waren die organisatorischen
Veranderung in den neuen Bestimmungen gegeniiber denen von 1910 kaum
nennenswert: Es gab keine Ausweitung der Stundenzahl, keine inhaltliche
Uberarbeitung und auch die an den hoheren Schulen ldngst ublichen
Bezeichnungen ,,Biologie, Chemie und Physik* fiir die naturwissenschaftlichen
Facher fanden in den Plénen fir die Mittelschule noch keine Anwendung. Es gab
weiterhin das Fach ,,Naturkunde®, unterteilt in Bereiche ,,Naturbeschreibung* und
»,Naturlehre®. Naturbeschreibung entsprach dem Fach Biologie, Naturlehre
umfasst die Facher Physik und Chemie.**

Ohne Veranderung der Gesamtstundenzahl fir den naturwissenschaftlichen
Unterricht konnte der Chemieunterricht in die Klasse 11l vorgezogen werden, so
dass dieser Unterricht jetzt Uber drei Schuljahre erteilt wurde. Fir diese Klassen
Il bis 1 waren fir den Chemieunterricht folgende Themenbereiche
vorgeschrieben:

— Klasse 11I: Die Grundbegriffe der anorganischen Chemie. Die Chemie in ihrer
Anwendung in hervorragenden Gewerben der Gegend.

— Klasse Il: Fortsetzung der anorganischen Chemie unter steter Beriicksichtigung
ihrer Anwendung im heimischen Wirtschaftsleben. Mineralien, die in Industrie
und Technik Verwendung finden. In organischer Verknipfung mit
Naturbeschreibung und Erdkunde die wichtigsten Gesteine der Erdrinde. Die
Bodenarten.

— Klasse I: Leichtere Erscheinungen aus der organischen Chemie und aus der
Nahrungsmittellehre unter Beriicksichtigung der heimischen Erwerbszweige.**

Eine Analyse der Bereiche zeigt, wie wenig konkret die Forderungen an die
inhaltliche Ausgestaltung des Unterrichts waren. So sollten in der Eingangsklasse
die Grundbegriffe der anorganischen Chemie vermittelt werden, ohne dass eine
Differenzierung nach vorgegebenen Schwerpunkten erfolgte. Ebenso stellten sich
die Bereiche fiir die 2. Klassenstufe in sehr pauschal formulierter Weise dar. Fir
die Abschlussklasse waren die Forderungen nach Behandlung der ,leichteren
Erscheinungen aus der organischen Chemie* fur den Lehrer beliebig zu
interpretieren.

Bei den ,Methodischen Bemerkungen* gab es einige bedeutungsvolle
Ergénzungen gegeniuber dem Plan von 1910. Hier erfolgten erstmals getrennte
Hinweise fir die Facher Physik und Chemie: ,,In allen Klassen ist die Bedeutung
der Physik und Chemie fur den Familienhaushalt, das heimische und
vaterlandische Wirtschaftsleben und die Entwicklung der Kultur Kklar
herauszuarbeiten. Ihr Einfluss auf die Gestaltung des Weltbildes ist an passender
Stelle hervorzuheben.“!*! Gerade die Hinweise auf das ,vaterlandische Wirt-
schaftsleben* zeigen deutliche die Madoglichkeiten, wie die Politik den
naturwissenschaftlichen Unterricht fir ihre Zwecke missbrauchen konnte.

Bemerkenswert ist in diesem Zusammenhang eine Schrift, die von Ernst Buhtz
im Auftrage des ,,Zentralinstituts fir Erziehung und Unterricht* herausgegeben

129 Bestimmungen von 1925. S. 19 ff
30Ehd., S. 21
131 Ehd.
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wurde.** Sie enthalt Abdrucke von Vor-tragen, die auf einer Veranstaltung des
»PreuBischen Vereins fir das mittlere Schulwesen“ im Dezember 1925 in
Brandenburg gehalten wurden. Diese Veranstaltung war von Bedeutung, da auch
Regierungsvertreter (u.a. Staatsminister C. Becker) an dieser Veranstaltung
teilgenommen haben, womit die Tagung durchaus einen regierungs-offiziellen
Charakter hatte.

In dem Beitrag von Geilenkeuser zum naturkundlichen Unterricht™* hieR es fiir
das Fach Chemie: ,,Verlangt schon der physikalische Unterricht Schilerversuche,
so sind sie beim Chemieunterricht unentbehrlich. Gebt uns die notwendigen
Einrichtungen, damit wir in der Lage sind, den Chemieunterricht so zu erteilen,
wie die vorziiglichen neuen Bestimmungen ihn fordern.“*** Damit wird deutlich,
dass Schiileriibungen zu diesem Zeitpunkt zwar schon praktiziert wurden, aber
noch nicht zu einem allgemeingultigen methodischen Prinzip geworden waren. Es
gab aber offensichtlich schon vielfache Bestrebungen, diese neuen padagogischen
Erkenntnisse verstarkt in die Schulpraxis einzubringen.

Neben der Methodik im engeren Sinne wurden auch didaktische Fragen diskutiert:
»o0llen wir in der Chemie einen systematischen Gang verfolgen und die
Anwendung auf das gewerbliche Leben eingliedern, oder sollen wir ohne
Riicksicht auf das System Gruppen bilden, die sich eng an die Lebensverhaltnisse
der Heimat anschlieBen? Ich glaube, dall die chemischen Grundbegriffe nur
systematisch gewonnen werden kénnen. Im Ubrigen aber muss das heimische
Wirtschaftsleben, die Nahrungsmittellehre — an Méadchenschulen der Haushalt —
richtunggebend sein. Die systematische Behandlung muss den héheren Schulen
vorbehalten bleiben.“**> Nahezu identisch - bis auf die Frage der
Systematisierung — wurde diese Aussage an anderer Stelle bestétigt: ,,Der Stoff ist
nicht systematisch anzuordnen, sondern in einzelnen Bildern, die sich eng an das
gewerbliche Leben der Heimat oder den Betrieb des Haushaltes anschliel3en, zu
behandeln.“** Eine systematische Behandlung hatte aber eine starkere
Verwissenschaftlichung bedeutet. Hiervon wurde in der Mittelschule zu diesem
Zeitpunkt noch Abstand genommen.

Besonders bedeutungsvoll war der Hinweis von Geilenkeuser zu einem
inhaltlichen Aspekt, die chemische Formelsprache: ,,Ein kurzes Wort noch uber
die chemische Formel! Die Mittelschule kann die Formeln fir die organische
Chemie entbehren. Diese schwierigen Ausdricke bilden einen gewaltigen
Gedachtnisballast, der zudem nichts beitrdgt zum Verstandnis der organischen
Verbindungen. Auch in der anorganischen Chemie kann ihr hoher Wert fiir unsere
Schiler bezweifelt werden. Ich halte es fur ausgeschlossen, dal3 Mittelschiler die
Formeln selbst aufbauen. Will man die Formeln voll auswerten, so kommt man
nicht ohne die Atomgewichte und die Wertigkeit aus, die auch nicht von
Mittelschiilern erarbeitet werden kénnen.“**’

132 BUHTZ (Hrsg.): Die Mittelschule. 1926

133 GEILENKEUSER: Der naturkundliche Unterricht. In: Buhtz: Die Mittelschule. 1926, S. 105
13 Ebd., S. 109

135 Epq.

136 THORMANN: Tagungsbericht. In: MS 40 (1926), S. 5

137 GEILENKEUSER: Der naturkundliche Unterricht. In: Buhtz: Die Mittelschule. 1926, S. 111
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Die gleichen Thesen fanden sich auch bei Thormann: ,,Die chemischen Formeln
haben fur die Mittelschuler hdéchstens den Wert einer graphischen oder
symbolischen Darstellung, da ein Aufbau der Formeln durch die Schiler
ausgeschlossen ist.“*® Diese Einschrankung scheint nur allzu berechtigt unter
Berlicksichtigung der Tatsache, dass fur die organische Chemie in der
Abschlussklasse lediglich eine Wochenstunde zur Verfiigung stand. Der Verzicht
auf die Behandlung der zahlreichen Verbindungen aus dem Bereich der
organischen Chemie wurde aber nicht nur mit dem Zeitmangel begriindet, denn es
heilt bei Geilenkeuser, die ,verschiedenen Alkohole, die Ester und Ather, die
zahlreichen organischen Sduren usw. haben fur den Mittelschiler nur geringe
Bedeutung.“**® Der Bereich der chemischen Formeln war offensichtlich bei der
Frage nach den Inhalten des Chemieunterrichts umstritten. Dies ist verstandlich,
denn hier wurde eine Grenze Uberschritten von einer rein phdnomenologischen
Betrachtungsweise chemischer Sachverhalte zu einer im Ansatz wissenschaftlich
untermauerten Darstellung.

Festgehalten werden muss, dass es gerade bezuglich der wissenschaftlichen
Arbeitsweise eine gravierende Anderung in den ,,Bestimmungen von 1925“
gegeben hatte. In den ,Bestimmungen von 1910“ hatte es geheiRen, dass die
Mittelschule ,,unter Vermeidung auch des Scheines wissenschaftlichen Betriebes*
arbeiten sollte. Gerade dieser Passus war in den ,,Bestimmungen von 1925
weggefallen, so dass der Mittelschule indirekt nun eine starker wissenschaftlich
ausgerichtete  Arbeitsweise zugestanden wurde. Auswirkungen auf die
unterrichtlichen Inhalte oder Methoden konnten daraus aber erst mittelfristig
erwartet werden, da die Lehrer die Fahigkeiten und Fertigkeiten fiir diesen neuen
Unterricht erst gewinnen mussten.

Eine zweite Schrift von 1929 gehort zu den wenigen Publikationen, die sich mit
dem naturwissenschaftlichen Unterricht ausschliellich aus der Sicht der
Mittelschule beschaftigten. Diese von Brohmer verfasste Schrift'*® bezieht sich in
ihrer  kritischen  Auseinandersetzung ebenfalls auf die Vorgaben der
»Bestimmungen von 1925“; sie kann als eine ,,Didaktik bzw. eine ,Fach-
didaktik* angesehen werden.

Es fallt auf, dass der Verfasser immer wieder einen bestimmten Aspekt des
Chemieunterrichts heraushob: die Behandlung der Stoffe, die in Deutschland eine
wirtschaftliche Bedeutung haben. Das beginnt bei der Darstellung des
»Bildungsgutes der Chemie“, wo es hieR: ,,Uberblicken wir die Metalle, so
leuchtet ohne weiteres ein, dal sie Lehrstoffe darbieten, die von groiter
wirtschaftlicher Bedeutung sind. Man denke an Eisen und Kupfer! Sie sind als
Lehrstoffe geeignet, den Schuler Blicke in das Wirtschaftsleben des deutschen
Volkes tun zu lassen, und so ergibt sich ein Bildungsgut, das sich weit Uber die
rein-chemischen Er6rterungen heraushebt und Beitrdge zur staats-burgerlichen
Erziehung des Schiilers liefert.“**

Auch auf die Behandlung der Salze wurde in der gleichen Weise Bezug
genommen: ,,Wirtschaftlich wichtig sind jedoch nicht nur die Metalle selbst,

13 THORMANN: Tagungsbericht. In: MS 40 (1926), S. 5
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manche haben nur geringe Bedeutung, aber ihre Salze spielen in unserem
Wirtschaftsleben eine sehr groRe Rolle.“*> Besonders hervorzuheben ist eine
Bemerkung zum Kohlenstoff: ,,Unter ihnen [den Nichtmetallen] ragt wieder der
Kohlenstoff hervor, der ein Eingehen auf die verschiedenen Kohlenarten erfordert.
Es kommt bei der Behandlung der Kohle in der Mittelschule nicht so sehr auf die
Chemie der Kohle an als auf ein Verstdndnis ihrer Bedeutung fur unser
Wirtschaftsleben.“*

Es folgen eine Reihe weiterer Hinweise, z.B. im Zusammenhang mit dem
Stickstoff und den Salpetersalze oder dem Erddl. Sie machen deutlich, dass der
Chemieunterricht die Schwerpunkte bisher noch in starkem Male
phanomenologisch behandelte, dabei aber wirtschaftliche Betrachtungen in den
Vordergrund riickte. Der stark ausgepragte Bezug zur Praxis entsprach dem
Selbstverstandnis der Mittelschule und kann als historisch-schulspezifisches
Merkmal des Chemieunterrichts an der Mittelschule gesehen werden.

Zeitgleich  l&sst sich eine weitere Abkehr von einer ausschlieBlich
phanomenologischen Stoffvermittlung feststellen. Diese qualitative Veranderung
muss im Zusammenhang mit einer Aufwertung gesehen werden, die die
Mittelschule insgesamt erfahren hatte und die sich auch in den ,,Bestimmungen
von 1925 quferte:

— Dem Chemieunterricht wurde eine bildende Funktion zugestanden: die Inhalte
des Chemieunterrichts waren ,Bildungsguter®. Durch die didaktische
Aufbereitung, durch die Betonung der wirtschaftlichen Bedeutung, wurde aus
dem Lehrstoff ein Bildungsgut.

— Dem Chemieunterricht wurde eine erziehende Funktion zugebilligt: ,,Und
wenn wir dann auf den unerschopflichen Stickstoffvorrat hinweisen den die Luft
enthalt und darstellen, wie es der Wissenschaft unter stérkster Beteiligung
deutscher Forscher gelungen ist, den Luftstickstoff zu binden und fur unsere
Landwirtschaft und Industrie nutzbar zu machen, dann werden die
Spannungsgefiihle geldst, dann erfullt Achtung vor der Wissenschaft und
freudiger Stolz auf deutsche Leistungen das Herz des Schiilers, und der Stoff ist
nicht nur zum Bildungs-, sondern auch zum Erziehungsgut geworden.“**

— Der Chemieunterricht lieferte Beitrdge zur staatsbiirgerlichen Erziehung der
Schiiler. Hier muss noch einmal nachdrucklich auf die Mdglichkeit hingewiesen
werden, wie leicht Unterricht — auch der naturwissenschaftliche Unterricht — der
Gefahr unterlag, fir politische Zwecke des Staates missbraucht werden konnte.

Bei der Interpretation und Bewertung solcher Formulierungen darf der politische
Hintergrund dieser Zeit nicht vergessen werden. Dies wird auch verdeutlicht
durch die Formulierung im Zusammenhang mit der Besprechung des Erdols. Hier
heiBt es bei Brohmer, dass Staaten daran interessiert waren, ,,moglichst viele
Erdolfelder in die Hand zu bekommen® und dass Deutschland ,,jetzt von diesen
Platzen an der Sonne ausgeschlossen ist.“**>  Derartige Aussagen miissen als
politische Indoktrination gesehen werden.
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Unterricht — und auch Chemieunterricht — haben durch eine oft Ubertrieben
nationale Einstellung dazu beigetragen, dem Nationalsozialismus den Weg zu
bereiten.

Nach der Machtibernahme durch die Nationalsozialisten im Jahre 1933 wurden
erst im Jahre 1939 mit den neuen ,Mittelschulbestimmungen“*® die
Rahmenbedingungen fiir eine auf die Mittelschule bezogene nationalsozialistische
Schulpolitik verdffentlicht. Dass die Mittelschule die letzte Schulform — nach
Volksschule und Gymnasium — war, fur die derartige Bestimmungen vorgelegt
wurden, kann durchaus auch als ein Indiz dafir genommen werden, dass der
Mittelschule von den Nationalsozialisten, trotz h&ufiger anders lautender
Aussagen durch die Regierung, keine besondere Bedeutung beigemessen wurde.

Die  Ausrichtung des naturwissenschaftlichen  Unterrichts auf  die
nationalsozialistische Zielsetzung wurde aber bereits unmittelbar nach der
Machtibernahme propagiert, wobei die AnstdfRe hierzu zundchst weniger als
offizielle Verlautbarungen, sondern eher aus der Lehrerschaft der Mittelschule
kamen. Ausschnitthaft soll eine Argumentationskette des Missbrauchs von
Wissenschaft aufgezeigt werden. Als Ausgangspunkt kann die Aussage Hitlers
gelten: “Deutsches Volk vergif? nicht, dal die deutsche Physik und Chemie die
Welt erobert haben.“**” Daraus wurde von Peter in seinem Beitrag**® der Schluss
gezogen, dass Hitler damit auch die Bedeutung des physikalischen und
chemischen Unterrichts in der Schule herausstellen wollte: ,,Physikalisches
Wissen und Koénnen sind in der Tat Waffen, nicht nur im Kriegsfalle, geht es doch
darum, Arbeit und Brot zu schaffen fir viele Volksgenossen in einem zu engen
Raum. So sind die Physik und die Chemie ein Mittel im Kampf um die
Selbstbehauptung und um das Lebensrecht unseres Volkes.“*® Dabei wurden
auch die von den Nationalsozialisten stereotyp wiederholten Aussagen vom ,,VVolk
ohne Raum® auf den Physik- und Chemieunterricht — nun auch aus Lehrerkreisen
in der Verbandszeitschrift der Mittelschullehrer — projiziert.

Der Hinweis auf das ,,Lebensrecht sollte den Eindruck entstehen lassen, dass
dieses von anderer Seite bestritten wirde, wenn Peter dann schlussfolgerte:
,Damit wird auch der Physik- und Chemieunterricht in der Schule zu einer Waffe
im Lebenskampf unseres gesamten Volkes, zur Wehrphysik und Wehrchemie im
weitesten Sinne des Wortes.“* Sehr stark in den Vordergrund wurde die
Charaktererziehung des naturwissenschaftlichen Unterrichts gestellt: Wissen und
Koénnen allein genlgten demnach nicht mehr, um ein ,,vollwertiger Mensch in der
Volksgemeinschaft“'®* zu sein. Auch wurde von Peter dem Physik- und
Chemieunterricht die Eignung zugesprochen, dem Schiler durch die Erkenntnis
der Tatsachen und des GesetzméaRigen den Blick fur das ,,Ursachliche und
Tatséchliche* zu 6ffnen. Auf diese Weise sollte er zur Bescheidenheit und zum

146 Bestimmungen tiber Erziehung und Unterricht in der Mittelschule. In: Sonderdruck
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,Sicheinfiigen in die natirlichen Gegebenheiten“!** veranlasst werden. Eine

solche Haltung wurde als die VVoraussetzung fir eine Eingliederung des Einzelnen
in die Volksgemeinschaft gesehen. Wenn allerdings unterstellt wurde, dass diese
Haltung auch den anderen Volkern ihr Lebensrecht lasst und dies die
Grundeinstellung des Nationalsozialismus den ,,anderen Vélkern des Erdballs**®
gegenuber bedeutete, grenzt eine solche Aussage kurz vor Beginn des 2.
Weltkrieges schon an Zynismus.

Mit einem anderen Ansatz aber &hnlichen Intentionen wurden im Jahre 1937
Reformvorschléage fir den Chemieunterricht von Gerhard vorgelegt.*™* Hier ging
der Verfasser davon aus, dass das Fach Chemie grundsatzlich, vor allem aber im
Vergleich zur Physik und Biologie, sich immer noch in einer
~Aschenbrodelstellung“*>> befand. Begriindet wurde dies mit dem Hinweis, dass
der Chemieunterricht besondere Anforderungen an die Schiler stellt, mit denen
sie haufig uberfordert waren. Der hier angesprochene Chemieunterricht war fur
14- bis 16-jahrige Schiler angelegt, denen ein friherer Beginn des Unterrichts
nicht zugemutet werden konnte, da er eine ,betrachtliche Denkreife“'*®
voraussetzte.

Das zitierte fachwissenschaftliche Anspruchsniveau des Chemieunterrichts wurde
in der Forderung bestétigt: ,,Die friih einsetzende Formelsprache hat der
Erkennung der Zusammensetzung der Molekiile nach ihren Atomen zu dienen.
Grundsatzlich wichtige und einfache Reaktionsgleichungen muissen der
Umsetzung nach richtig gelesen werden koénnen.“™®’ Dies war besonders
bedeutungsvoll vor dem Hintergrund der strikten Ablehnung der chemischen
Formel im Unterricht noch in den ,,.Bestimmungen von 1925“. Offensichtlich
wurde aber nach wie vor der Formeleinsatz differenziert diskutiert, denn
einschrankend wurde festgestellt, dass stochiometrische Berechnungen, die das
Jinnere Verstandnis fiur Wertigkeit, Atom- und Aquivalentgewichte*!®®
voraussetzen, nur bei entsprechender Leistungsstarke der Schuler behandelt
werden sollten.

Bezeichnend war ebenso die Aufzahlung der Gebiete, die im Zusammenhang mit
einem ,,lebensvollen Chemieunterricht“™® behandelt werden sollen; dazu gehdren
u.a. Chemie in der Wehrwissenschaft und im Luftschutz. Von den Elementen
»gewinnt der Phosphor in dem Augenblick die Teilnahme der Schuler, in dem wir
seine Wirkungsweise in Phosphor-Brandbomben zeigen.“'*° Eindeutig muss eine
derartige Themenauswahl im Zusammenhang mit militarischer Aufristung und
der Kriegsvorbereitung gesehen werden.

Diese Tendenz bildete in einem wesentlich starkeren Male der sogenannten
.Vierjahresplan“'®* ab, der nach einem Aufruf Hitlers am 28. Oktober 1936
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vorgelegt wurde: ,,In vier Jahren muss Deutschland in all jenen Stoffen vom
Ausland génzlich unabhéngig sein, die irgendwie durch die deutsche F&higkeit,
durch unsere Chemie und Maschinenindustrie, sowie durch unseren Bergbau
selbst beschafft werden kénnen.“'®® Dazu hieR es als Antwort von Erler: ,Es ist
wohl selbstverstandlich, dass auch die Schule, und ganz besonders die
Mittelschule, die ja stets ihr Augenmerk auf das praktische Leben gerichtet hat, an
diesem Kampf Anteil nimmt.“'®® Vor der nachtraglichen Erkenntnis, dass der
Aufruf Hitlers auch in den grolRen Zusammenhang der Kriegsvorbereitung zu
sehen war, begab sich die Mittelschule allzu willfahrich in die Abhangigkeit der
Politik. Dabei missen die Intentionen des ,,Vierjahresplanes“ als der durchaus
positiv zu bewertende Versuch gesehen werden, im eigenen Land Einsparungen
bei den natirlichen Ressourcen zu erzielen. Die Diskussion dieser Problematik
betraf zu einem erheblichen Teil den naturwissenschaftlichen Unterricht: Im
Biologieunterricht sollten die Schadlingsbekampfung und die Pflanzenkrankheiten
besprochen werden; im Chemieunterricht waren solche Themen wie die trockenen
Destillation von Holz, die Herstellung von Zellwolle aus Holz, die Umwandlung
von Holz in Zucker, die Kohleverflissigung und die Herstellung von Kunstharzen
und von synthetischem Kautschuk besonders zahlreich.'®* Aber die Begriindung,
dass es sich hierbei um den ,,Schicksalskampf des deutschen Volkes handelt, um
den riesenhaften Kampf, von dessen Durchfiihrung das Sein und Nichtsein des
deutschen Volkes abh&ngen wird“ und dass der Schiler erkennen soll, ,,dal} der
Vierjahresplan verhindern will, dafl der Deutsche fernerhin als Lohnsklave fur das
Ausland und fiir einen artfremden Kapitalismus arbeitet“!®® bestatigt wieder den
Ansatz, dass die Arbeit der Schule politisch instrumentalisiert in den Dienst einer
planvollen Kriegsvorbereitung eingebunden werden sollte.

Die nationalsozialistische Ausrichtung in der Zielsetzung des Chemieunterrichts
wurde aber auch in der folgenden Aussage deutlich: ,,Gerade ein Volk wie das
unsere, das so sehr auf den Daseinskampf auf eigenem Grund und Boden
angewiesen ist, bleibt auf die positive Einstellung aller Volksgenossen zu den
Fragen der Chemie angewiesen.“*® Diese positive Einstellung gegeniiber der
Chemie sollte bewirken, dass die Bevolkerung die ,,Zurlickhaltung vor Ersatz-
stoffen“!®” verliert; ein so praktizierter Chemieunterricht sollte den Schiilern
ferner die Gewissheit geben, dass die chemische Industrie in der Lage sei,
zahlreiche natlrliche Stoffe durch gleichwertige synthetisch hergestellte Produkte
zu ersetzen. Es handelte sich hierbei wohl weniger um die Einstimmung auf
erwartete kriegsbedingte Verknappungen als vielmehr um die Uberzeugung, mit
Hilfe der Industrie eine weitgehende Unabhédngigkeit von den Weltmarkten
erreichen zu konnen. Einsparungen bei den Ressourcen wurden in der Zeitschrift
»Mittelschule” auch damit begriindet, dass ,,der deutsche Lebensraum schon vor
dem Kriege zu klein war, so erlitt Deutschland durch die Verstimmelung und den
ricksichtslosen Raub an wirtschaftlichen Gitern infolge des Schandvertrages von
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Versailles ungeheure Verluste an volkswirtschaftlichen Werten, z.B. 1/4 seiner
Kohlenschétze und 4/5 seiner Eisen- und Zinkerze.“*%®

In diesem Zusammenhang werden abschlielend drei Beitrdge zitiert, deren
chemischer Sachverhalt die Verknlpfung mit vordergrindiger politischer
Propaganda zeigen:

— Uber ,,Buna*“: ,Das Kautschukproblem war nach dem Raub der deutschen
Kolonien eines der schwierigsten, und wir konnen stolz darauf sein, daf
Deutschland seinen Kautschukbedarf heute aus heimischen Rohstoffen selbst

erzeugt™;*®°

— Uber ,,Zellulose*: Hier wurde gefordert, dass bei einer allgemeinen Behandlung
des Vierjahresplanes im Chemieunterricht grofiter Wert darauf gelegt wird, dass
»Zellulose™ das Ausgangsprodukt fir die Kunstseide- und Zellstoffindustrie ist,
damit 1,7,99m dummen Gerede von den ‘Kleidern aus Holz’ Einhalt geboten
wird;*

— Uber ,Heizstoffe“: ,,Seit einigen Jahrzehnten ist unter den GrolRméachten der
Erde ein hartndckiger Kampf um die Fundstitten der Kohle und des Erdol
entbrannt, und zwar sind in erster Linie die Volker, die im eigenen Land oder in
ihren Kolonien ergiebige Lager ausbeuten konnen, die sich am gierigsten bei
diesem Ringen zeigen und damit bekunden, dass sie mit diesen [...]
Bodenschétzen in der Hand allen Ubrigen VOlkern ihren Willen aufzwingen
wollen.“!"

5.7 Schulbucher

Fur den hier untersuchten Zeitraum lassen sich nur wenige Belege fir eine
padagogische Diskussion des Problemkreises Schulbuch nachweisen. Aus dem
Jahre 1926 liegt ein Artikel Gber den naturkundlichen Unterricht von
Geilenkeuser'™ vor, in dem es heiflt: ,,Eine gewisse Schwierigkeit erwdchst
freilich fir das Lehrbuch. Das Lehrbuch muss eine Auswahl der wichtigsten
Gebiete bringen. Manches wird im Unterricht Ubergangen werden, anderes
behandelt, was im Lehrbuch fehlt. Notizen, Zeichnungen und Niederschriften
kdnnen in solchen Féllen das Lehrbuch ersetzen. Sie mégen oft fur den Schuler
wertvoller sein als die Ausfiihrungen des Buches.“*™® Erkennbar wird, dass der
Verfasser flr einen differenzierten Einsatz eines solchen Hilfsmittels im
Unterricht pladierte.

Kritisch setzte sich der Verfasser eines Artikels aus dem Jahre 1929 mit dem
Problemfeld Schulbuch auseinander.™ Fulda stellte fest, dass ,,eine groRe Anzahl
unserer téglich wachsenden Schulbucherei eine Geschéftsangelegenheit fir

Verleger bedeutet“,'> wobei die Inhalte der Biicher sich zu wenig an den
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Kindern orientierten: ,Die Fille des Stoffes ist schier tberwaltigend.«!™

Grundsétzlich wurde ein Buch gefordert, dass das ,,Ganze der Wissenschaft®
enthalt und dem ,,Lehrer flr seinen Unterricht zur Verfligung steht”. Flr den
Schiiler soll es lediglich ,ein zuverlassiger Repetitor sein“!’’, um gewisse
Wiederholungen vorzunehmen. Abschlielend forderte Fulda, dass ,die
didaktischen Firlefanzereien, der direkte Verkehr des Buches mit dem Schiler
unter AusschluR des Lehrers schleunigst wieder verschwinden [mégen].“*"® Ganz
nachdricklich wurde also hier ein ,,Arbeitsbuch®, mit dem arbeitsunterrichtliche
Prinzipien verwirklicht werden sollten, abgelehnt. Dass derartige Biicher
inzwischen zur Verfligung standen, beweist das Buch von H. Filipp: ,,Chemie flr
Mittelschulen. Ein chemisches Arbeitsbuch fiir die Hand des Schiilers*.*”

Fur den Zeitraum bis 1938 lasst sich nur ein weiteres Schulbticher nachweisen,
das ausschlieBlich fur die Mittelschule vorgelegt wurde: Elfers-Stockfisch:
.Lehrbuch der Chemie fiir Mittelschulen.**®

Ab 1931 wurde — offensichtlich unter dem Druck der wirtschaftlichen Situation —
der Schulbucheinsatz unter Beriicksichtigung der Kostenfrage diskutiert. Hierzu
gab es Bestrebungen, die Zahl der Lehrblcher fir die einzelnen Facher zu
reduzieren: Mit dem Erscheinen der ,,Bestimmungen von 1925“ setzte nach
Pfannenschmidt ein ,,Wettlauf unter Verfassern und Verlegern ein“, um die nach
diesen Bestimmungen Uberarbeiteten oder neu verfassten Mittelschullehrbicher
50 schnell als nur irgend méglich auf den Markt zu werfen.“*®" Es wurde
kritisiert, dass die erkennbare Eile sich vielfach nachteilig auf Inhalt und Form der
Bucher ausgewirkt habe. ,,Und so erleben wir es, dal} in unserer Zeit mit ihrer
furchtbaren wirtschaftlichen Krisis sowohl Zahl und Umfang wie auch die Preise
der eingeflihrten Mittelschullehrbiicher sich als eine wirtschaftlich untragbare Last
auswirken.“!®2  Er forderte, dass Biicher, die nur an wenigen Mittelschulen
eingefihrt waren, ,doch wohl ohne Nachteil fir die Mittelschularbeit
verschwinden [duirften].«'%®

Die Aussage verweist auch darauf, dass auf eine grundsétzliche
»Schulbuchdiskussion*  verzichtet wurde. Ganz offensichtlich  wurden
Schulbiicher wegen der fehlenden Einflussmoglichkeiten auf ihre Gestaltung als
eine unveranderbare Komponente des Unterrichts hingenommen.

Das Schulbuch im Nationalsozialismus bietet sich kaum als ein
Untersuchungsobjekt flr eine mégliche didaktische Entwicklung des Unterrichts
an. Es ist mehr als ein Beispiel fir den Umgang der neuen Machthaber mit dem
System ,Schule” zu sehen. Das Medium ,,Schulbuch® ist ein noch nicht
umfassend erforschtes Beispiel dafur, wie eine beabsichtigte und auch
padagogische Einflussnahme auf die inhaltliche und organisatorische Gestaltung
des Unterrichts aller Schulformen einer politischen Auseinandersetzung geopfert
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wurden. Wieweit die Auswirkungen dieser internen Machtkdmpfe zwischen
Vertretern aus der Parteifihrung und der Regierung um Zustandigkeiten und
Einflussmdglichkeiten und auch die offen-sichtliche Unféhigkeit zur Kooperation
nicht zuletzt auch den Schulbucheinsatz in der Mittelschule betrafen, soll hier
Gegenstand einer skizzenhaften Darstellung sein.

Bei ihrem Machtantritt im Jahre 1933 fand die neue national-sozialistische
Regierung in den Schulen eine grof3e Zahl von Lehrbiichern vor, die zwar den
verschiedenen padagogischen und konfessionellen Auffassungen entsprachen,
kaum aber den politischen, d.h. den nationalsozialistischen, Vorstellungen. Die
bestehende Vielfalt der Schulbucher wurde durch die neu eingerichteten
Schulverwaltungen zundchst nicht angetastet. In offiziellen Verlautbarungen
wurde den Schulen versichert, dass Neuerscheinungen von Schulbichern noch
nicht vorgesehen waren. Lediglich in den aus Sicht der Nationalsozialisten
sensiblen Bereichen wurden zu den bestehenden Schulbtichern ,,Ergdnzungshefte*
herausgegeben; dies galt vor allem fiir die Facher Biologie, Geschichte, Erdkunde
und Deutsch. Begrundet wurde diese MaRnahme: ,,Die Neufassung der Lehrpléne
hat nicht so schnell erfolgen kénnen, dal} die Herausgabe guter neuer Schulbiicher
schon zum Beginn des Schuljahres 1933/34 moglich wére. Die bisher
genehmigten  Schulbiicher sind deshalb auch im Schuljahr 1934/35
weiterzubenutzen.“** Nur  wenn Inhalte von  Schulbiichern  den
nationalsozialistischen Auffassungen in besonderer Weise widersprachen, wurden
diese Bicher durch das Reichserziehungsministerium unter Bernhard Rust (1883-
1945)**> auch verboten.'® Ein solches Verbot galt u.a. fiir: Steins Lehrbuch der
Geschichte; Teubners geschichtliches Unterrichtswerk; Lehrbuch des kath.
Religionsunterrichts von Cohnen/Anders; Biologische Grundlagen der
Menschwerdung von Raabe.’®” Die Regelung, dass Schulbiicher von den
Schulbuchverlagen hergestellt und den Schulen zur Entscheidung Uber die
Einfihrung vorgelegt werden mussten, wurde von Rust beibehalten.
Neubesetzungen der Prifungsausschisse gab es 1933 nur fur die Facher
Geschichte und Erdkunde, wohl ,,um die Genehmigung linientreuer Bucher zu
gewahrleisten.“'*® Dieser Ausschuss blieb nur bis 1935 im Amt. Danach wurden
alle Schulbiicher im Reichserziehungsministerium ohne Beteiligung eines
Ausschusses gepriift.’® 1938 wurde die Kontrolle aller Schulbiicher dem
Zentralinstitut fiir Erziehung tbertragen.'®

Hinweise auf zu erwartende neue Schulbticher hatten offenbar bei vielen Eltern zu
einer Zuriickhaltung beim Kauf der noch verfugbaren Schulbiicher gefuhrt. Dass
Schiler aufRerdem nicht mehr benétigte Blcher untereinander austauschten und
dazu von den Lehrern ermuntert wurden, hatte das Ministerium ausdriicklich
missbilligt. Es wurde die Argumentation der Verlage aufgegriffen, ,,dal? infolge
des ins Stocken geratenen Absatzes von Schulbuchern umfangreiche
Arbeiterentlassungen unumganglich [seien].” Die Mitteilung schloss mit dem
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Appell: ,die Bekdmpfung der Arbeitslosigkeit darf auf dem Gebiete des
Schulbuches nicht erschiittert werden.“'*!

Die fir die héheren Schulen und fur die Mittelschulen vorgelegten Schulblicher
entsprachen haufig nicht den Vorstellungen der nationalsozialistischen
Machthaber und werden zur Uberarbeitung zuriickgewiesen. Eine Erklarung
hierflir konnte sein, dass in den Schulbuchverlagen noch die Mitarbeiter
beschéftigt waren, die schon die bisherigen Ausgaben der Lehrbiicher bearbeitet
hatten und nur bedingt neue Positionen Uber das Medium Lehrbuch vermitteln
wollten.*®* Durch das Reichserziehungsministerium wurde die bisherige Praxis
insofern veréndert, als den Verlagen regional begrenzte Bezirke zugewiesen
wurden, in denen sie ihre Biicher vertreiben durften.*® Damit war gleichzeitig der
freie Wettbewerb der Verlage aufgehoben.

191 \/ersorgung der Schulen mit den vorgeschriebenen Lehr- und Lernbiichern. In:
ZENTRALBLATT 1934, S. 139

192 \/gl. EILERS: Die nationalsozialistische Schulpolitik. In: Staat und Politik. 1963, S. 29

18 vgl. ebd.
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6 Die Mittelschule in der Zeit des Nationalsozialismus 1938-1945

6.1 Die Mittelschule von 1938 bis 1945

Die ,,Machtergreifung“ der Nationalsozialisten im Januar 1933 sollte neben den
politischen ~ Veradnderungen auch eine Umwélzung des gesamten
Erziehungswesens bedeuten. In welche Richtung sich die nationalsozialistische
»Padagogik® nach den Vorstellungen der neuen Machthaber entwickeln sollte,
wurde bereits in den Aussagen Hitlers deutlich: ,,Meine Padagogik ist hart. Das
Schwache mull weggehdmmert werden. [...] Ich will keine intellektuelle
Erziehung. Mit Wissen verderbe ich mir die Jugend.“! Dies war Bestandteil einer
aus Sicht Hitlers ,,richtigen Erziehung®, bei der nicht das Individuum, der einzelne
Mensch im Mittelpunkt stand, sondern dessen Verwendbarkeit in der
Volksgemeinschaft. Eine klar formulierte Gewichtung erhielt die ,,korperliche
Ertlichtigung” mit der Pramisse, dass nur in einem gesunden Kdorper ein gesunder
Geist wohnen konne. Im Vordergrund stand: ,,Der volkische Staat hat in dieser
Erkenntnis seine gesamte Erziehungsarbeit in erster Linie nicht auf das
Einpumpen blofRen Wissens einzustellen, sondern auf das Heranziichten
kerngesunder Korper. Erst in zweiter Linie kommt dann die Ausbildung geistiger
Fahigkeiten*, wobei aber der Charakterbildung, mit besonderer Berlicksichtigung
der ,,Willens- und EntschluBkraft, verbunden mit der Erziehung zur Verant-
wortungsfreudigkeit“ groRere Bedeutung zukam und ,erst als letztes die
wissenschaftliche Schulung.*?

Der Mittelschule wurde programmatisch durchaus eine herausgehobene
Bedeutung zugestanden: Da unterstellt wurde, dass aus den Reihen der
ehemaligen  Mittelschiler die ,,Unterfuhrer der gewerblichen und
kaufmannischen Mittelstandskreise und des Bauerntums hervorgehen, wurde der
rassenpolitischen Erziehung besonders in den abschliefenden Klassen der
Mittelschule ein nationalpolitisch bedeutungsvoller Rahmen zugestanden.?

Insgesamt schenkten die Machthaber der Institution Schule, dabei vor allem auch
dem mittleren Schulwesen, keine allzu grof3e Beachtung. Nur so ist es zu erkléren,
dass auf die spezifischen inneren Probleme der Mittelschule erst 1938 mit einem
Erlass vom 1. Juli auf die ,,Neuordnung des mittleren Schulwesens“* eingegangen
wurde. Dieser Erlass flhrte die bereits 1872 begonnene Vereinheitlichung des
mittleren Schulwesens dadurch zum Abschluss, dass er die sechsklassige
Mittelschule als Regel- und Richtform fir das gesamte mittlere Schulwesen
vorgab. Dies flhrte z.B. dazu, dass alle noch als mittlere Schulen bestehenden
Rektoratsschulen entweder aufgeldst oder in Mittelschulen umgewandelt wurden.
Nur als reine Zubringerschule fir die héhere Schule, dann aber auch mit dem
Lehrplan der hoheren Schule, konnte die Einrichtung einer Rektoratsschule
erhalten bleiben.” Damit reduzierte sich das mittlere Schulwesen auf nur noch

! RAUSCHNIG: Gesprache mit Hitler. 1940, S. 237

2 HITLER: Mein Kampf. 1936, S. 452

¥ Vgl. ECKARD: Grundlagen, Ziele und Wege nationalsozialistischer Erziehung.
In: MS 49 (1935) S. 336

* Neuordnung des mittleren Schulwesens. In: ZENTRALBLATT 1938, S. 325 ff

> Bestimmungen zur Neuordnung der mittleren Schulen in PreuRen. In: ZENTRALBLATT 1938,
S. 326
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zwei Formen: die sechsklassige eigenstdndige Mittelschule und den vierklassigen
Aufbauzug an der Volksschule. Beibehalten wurde die Regelung der Geschlech-
tertrennung; nur fir den Fall, dass die Schilerzahl zur Einrichtung reiner Jungen-
oder Méadchenschulen oder zumindest entsprechender Klassen nicht ausreichen
sollten, wurden nach wie vor gemischte Klassen gestattet. Fir diese gemischten
Einrichtungen war der Lehrplan der Jungenschulen verbindlich. Allerdings wurde
fir diesen Fall gefordert, den Schilerinnen Unterricht im Fach Nadelarbeit zu
erteilen und eine Trennung der Jungen und Maé&dchen im Sport- und
Biologieunterricht vorzunehmen.®

Deutlich wurden die Erwartungen, die der Staat an das mittlere Schulwesen
stellte, in dem o.g. Erlass formuliert: ,,Die mittleren Schuleinrichtungen haben die
besondere Aufgabe, eine uber das Volksschulziel hinausgehende vertiefte und in
sich abgeschlossene Gesamtschau der politischen, kulturellen und wirtschaftlichen
Grundlagen des deutschen Volkes zu vermitteln, die in einer vorwiegend an das
praktische Leben anknupfenden und darauf ausgerichteten Betrachtungsweise
erarbeitet wird. Ohne der Berufsausbildung vorzugreifen, verfolgen sie ein
Bildungs- und Erziehungsziel, das in besonderem MalRe den Anforderungen fir
den Eingang in die gehobenen mittleren Berufslaufbahnen in Wirtschaft und
Verwaltung geniigt.*” Damit wurde der Charakter der Mittelschule als ,,Schule
der Allgemeinbildung® deutlicher herausgestellt, ihre berufsvorbereitende
Funktion riickte demgegenuber in den Hintergrund.

Fur diese ,normierte Mittelschule® wurden durch den Reichsminister fir
Wissenschaft, Erziehung und Volksbildung Bernhard Rust am 15. Dezember 1939
die  organisatorischen ~ Rahmenbedingungen®  vorgegeben. In  dem
Einflhrungserlass dazu hief3 es u.a.: ,,Das zunehmende Streben vieler Eltern, ihren
begabten Kindern vor der Berufsausbildung einen (ber das Volksschulziel
hinausgehenden, vor-wiegend praktischen Unterricht zu vermitteln, hat wéahrend
des letzten Jahres zum weiteren Ausbau der Mittelschule beigetragen.“® Damit
erfuhr die Mittelschule eine Anerkennung als eine Schule, die ihre Stellung
zwischen Volksschule und héherer Schule bestatigt sah. Die in diesem Erlass
angekindigten ,,Bestimmungen (Uber Erziehung und Unterricht in der
Mittelschule“*® waren als Beilage angefigt.**

Mit diesen Vorgaben wurden der politischen Indoktrination alle Mdglichkeiten
er6ffnet. So hieR es in den vorgegebenen ,,Grundsitzlichen Zielen* u.a.: ,,Uber
eine dieser Aufgabe angepalite Zielsetzung, Stoffauswahl und Arbeitsweise
hinaus hat die Mittelschule dem Schuler die Werte erlebniBmaliig nahezubringen,
die in deutscher Dichtung, Kunst, Sittlichkeit und Frommigkeit zum Ausdruck
kommen. [...] Damit leistet sie zugleich ihren Anteil an der wehrgeistigen
Erziehung unserer Jugend.“*? — , Die Mittelschule kann ihre Aufgaben nur in
enger gleichgerichteter Zusammenarbeit mit den 0brigen Erziehungsméchten

¢ Vgl. ebd.

" Ebd.

# Vereinheitlichung und Neuordnung des mittleren Schulwesens - Einfiihrungserlass.
In: ZENTRALBLATT 1939, S. 10

® Ebd.

19 Bestimmungen tber Erziehung und Unterricht in der Mittelschule. In:
ZENTRALBLATT 1939 - Beilage

1 Im Folgenden als ,,Bestimmungen von 1939* bezeichnet.

“Ebd., S. 4



- 140 -

erfillen. Das gilt zundchst fur das Verhéltnis zur Hitler-Jugend, das auf
gegenseitigem Vertrauen beruhen soll. Es ist weiterhin eine unerlaBliche Pflicht
der Leiter und Lehrer an Mittelschulen, die erziehlichen Krafte des Elternhauses
plan- und taktvoll mit denen der Schule zu verbinden.“*® — Es wurde weiterhin
darauf hingewiesen, dass die ,,.Bestimmungen® der Mittelschule ,bei standiger
Ausrichtung auf Forderungen des praktischen Lebens noch stérker als bisher ein
Eigenziel geben und Unterrichts- und Erziehungsaufgaben unter die groRen
Gesichtspunkte der Formung des neuen Volkes und Reiches [stellen].***

In der Organisation der Mittelschule gab es eine grundlegende Anderung: Es
wurde nun nicht mehr nach unterschiedlichen Pl&dnen unterrichtet. Es gab nur noch
einen Plan fur die ,,Mittelschule fiir Jungen* und einen Plan fir die ,,Mittelschule
fur Madchen“.”> Die Plane fiir diese beiden Gruppen wichen z.T. erheblich
voneinander ab: In den beiden letzten Schuljahren erhielten die Jungen je 5
Stunden/Woche Deutschunterricht, die Madchen lediglich 4 Std. Der Unterricht in
Sport und vor allem Rechnen/Raumlehre war bei den Jungen umfangreicher,
dafur erhielten die Mé&dchen verstarkten Unterricht in den Fachern Hauswerk und
Handarbeit.

Stellvertretend flr die einzelnen Féacher soll das Ziel des Deutschunterrichts in
einem Ausschnitt genannt werden: ,,Der Deutschunterricht ist neben dem
Geschichtsunterricht dazu berufen, der Jugend das deutsche Ahnenerbe in seiner
ganzen GroRe und Tiefe bewusst zu machen und es in ihr zu tatbereiter volkischer
Kraft zu formen.“*®

Mit Erlass vom 3. Marz 1938 wurde der ,Wegfall des Begriffs ‘mittlere Reife’’
festgestellt. Diese MaRRnahme richtete sich gegen die Mittelschule, denn mit der
Aufhebung des Begriffs ,mittlere Reife” hatte die Mittelschule nun keinen
spezifischen  ihre Schulform definierenden Abschluss mehr. Andererseits
entfielen damit die unterschiedlichen Grade mittlerer Reife, einmal als
Obersekundareife an der Hoheren Schule und zum anderen als
Abschlussqualifikation der Mittelschule. Demgegenlber war ,die Arbeit der
hoheren Schule [...] von vornherein auf das Ziel der Reife ausgerichtet; aul3er dem
Reifezeugnis werden nur Versetzungszeugnisse ausgestellt.“*® Fir die
Mittelschule gab es aber keinen entsprechenden Abschluss, sie erteilte ,,nach
sechs Schuljahren das SchluBzeugnis der Mittelschule.“*® Es wurde ausdriicklich
darauf hingewiesen, dass ,den einzelnen Berufszweigen und Verwaltungs-
ressorts* von sich aus entscheiden sollten, welche ,,schulischen Vorbedingungen
der Berufsnachwuchs erfiillen muR“,?® z.B. Versetzung in Klasse 6 oder 7 der
héheren Schule oder das Schlusszeugnis der Mittelschule. Es fehlte hierbei
allerdings die klare Aussage, dass beide Voraussetzungen von der
Unterrichtsverwaltung als gleichwertig angesehen wurden.

“Ebd., S.5

' Ebd.

> Ebd., S.10

Ebd., S.15

i; Wegfall des Begriffs ,,Mittlere Reife. In: ZENTRALBLATT 1938, S. 330 f
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Von ebenfalls grol3er Tragweite fir die weitere Entwicklung der Mittelschule war
die ,,Reichsverordnung““* vom 28. Februar 1939, die die Vorbildung und
Laufbahnen der deutschen Beamten regelte. Jetzt galt das Abschlusszeugnis der
Mittelschule als Eintrittsvoraussetzung fir den gehobenen nichttechnischen
Dienst. Damit waren die bisher inoffiziell noch bestehenden Differenzierungen
zwischen den zwei Graden der mittleren Reife. Dies hatte dazu fiihren konnen,
dass Schiler, die das Gymnasium nur bis zum Erreichen der Obersekundareife
besuchen wollten, nun auch nach der Grundschule gleich auf die Mittelschule
uberwechselten. Wieweit die Schiler im weiteren Verlauf von dieser Méglichkeit
tatsdchlich Gebrauch machten, muss differenzierten Einzeluntersuchungen
vorbehalten bleiben. Es ist aber davon auszugehen, dass weiterhin der Besuch des
héheren Schule fir die Eltern dieser Kinder mit einem angenommenen
Prestigegewinn verbunden war und dass auch fur manchen Arbeitgeber dhnliche
Beweggriinde dazu gefuhrt haben, einen Lehrling, der seine Vorbildung auf der
héheren Schule erhalten hatte, bevorzugt zu beschéftigen. Auf die bestehenden
Widerspriiche einer derartigen Einschétzung ist mehrfach hingewiesen worden.

Trotz dieser Vorbehalte musste die formelle Gleichstellung der Abschlisse
sechsjahriger Schulbildung von Mittelschule und hoherer Schule als eine
Aufwertung der Mittelschule gesehen werden. Mit dieser Entscheidung war
sicherlich auch die engere Bindung der Mittelschullehrerschaft als Teil des
nationalsozialistischen Erziehungssystems beabsichtigt. Die Eintrittszahlen der
Lehrerschaft in den nationalsozialistisch ausgerichteten Lehrerbund belegen dies
nachdricklich, obwohl der Eintritt in den Nationalsozialistischen Lehrerbund —
NSLB - letztlich hdufig auch durch psychologischen Druck erreicht wurde:
»,Gewaltanwendung hat schlieflich den Kampf fir die gesamte
Volksschullehrerschaft zugunsten des NSLB entschieden® und ,,Der NSLB ist
durch den Zuwachs an Zwangs-mitgliedern groR geworden.“%

6.2 Die Hauptschule im Nationalsozialismus

Die dargestellte aufgewertete Mittelschule erlebte in den Jahren 1941 und 1942
herbe Rickschlage: Mit einem Runderlass vom 28. April 1941 wurde zunéchst in
den neuen Gebieten des Reiches die ,,Hauptschule“®® eingefiihrt; diese Regelung
wurde mit einem entsprechenden Erlass vom 13.Juni 1942 ,Einfihrung der
Hauptschule im alten Reichsgebiet“** ausgeweitet. Es handelt sich allerdings
nicht um die Einrichtung einer neuen Schulform:

Die Hauptschule solle die Mittelschule ersetzen. Sie sollte neben der Volksschule
bestehen, auf dem 4. Grundschuljahr aufbauen und nur vier aufsteigende Klassen
umfassen; damit ware die bisher zehnjéhrige Mittelschulzeit auf acht Jahre re-
duziert worden.

Die Einfihrung der o.g. Hauptschule konnte nicht ohne Ruckwirkungen auf die
bestehende Mittelschule bleiben. Dennoch wurden die Vertreter der Mittelschule,

2 erordnung tber die Vorbildung und die Laufbahnen der deutschen Beamten. In:
REICHSGESETZBLATT 1939 (RGBI I) S. 371

22 KANZ: Der Nationalsozialismus als padagogisches Problem. 1992, S. 117

% Die Einfilhrung der Hauptschule in die neuen Gebiete des Deutschen Reiches. In:
ZENTRALBLATT 1941, S. 58

24 Einfilhrung der Hauptschule im alten Reichsgebiet. In: ZENTRALBLATT 1942, S. 231
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etwa U(ber die Reichsfachschaft, nicht in den Entscheidungsproze der
Umwandlung eingebunden. Erstmals erfuhren die Offentlichkeit und auch die
Vertreter der Mittelschule aus der Presse von einer Aussage des
Reichserziehungsministers Rust ,die aus dem alten Osterreich stammende
Hauptschule wirde im ganzen Reich eingefuhrt und mit den ersten vier Jahren der
Mittelschule des Altreichs verbunden.“?®> Zu diesem Zeitpunkt lagen noch keine
Anzeichen dafiir vor, dass geplant war, die Mittelschule durch die Hauptschule zu
ersetzen. Zundchst sollte die Hauptschule lediglich im neuen Reichsgebiet
flachendeckend eingefiihrt werden. Hier bestand diese Schulart bisher vereinzelt
schon, vor allem im Sudetenland und in Osterreich. Es gab aber keine Schulform
im mittleren Schulwesen, die der Mittelschule, wie sie im alten Reichsgebiet
bestand, entsprach. Die bestehenden Hauptschulen waren erst nach der
Eingliederung in das Reichsgebiet zu sechsklassigen Schulen mit einer starken
inhaltlichen Angleichung an die Mittelschule ausgebaut worden. Im Sudetenland
waren bis zum Jahre 1940 bereits 80 vierklassige Burgerschulen als Mittelschulen
eingerichtet worden.?® Es ist durchaus denkbar, dass die Tendenz der
Umwandlung von Schulen mit einem erweiterten Bildungsanspruch, wie es fir
die sechsklassige Mittelschule gegentber der vierklassigen Birgerschule galt,
nicht in das Konzept der Nationalsozialisten passte. So sollte die Entwicklung zu
einer ,,Bildungsbeschrankung* durch die Einflhrung der vierklassigen Schulform
gesteuert werden.

Mit der Einfuhrung der Hauptschule waren zwei wesentliche Kennzeichen, die der
Mittelschule bisher fremd waren, fiir das mittlere Schulwesen im gesamten Reich
geplant:

— Der Besuch der Hauptschule sollte in den vier unteren Klassen ohne jedes
Schulgeld moglich sein.

— Die Hauptschule sollte fir entsprechend beféhigte Kinder zur Pflichtschule
werden.?’

Mit dieser Manahme sollte vor allem begabten Volksschilern eine Gelegenheit
geboten werden, das Ziel der Mittelschule zu erreichen. VVon der Reichsregierung
wurde argumentiert, dass vor allem in Dorfern und kleineren Stédten durch die
Einrichtung der schulgeldfreien Hauptschule bis zu einem Drittel der bisher die
Volksschule besuchenden Schiler einen héheren Bildungsabschluss erwerben
konnten und dass auf diese Weise das vorhandene Bildungspotential auch bei der
Landbevélkerung verstarkt ausgeschopft werden konnte.”® Zu diesem Zeitpunkt
fehlte noch jeder Hinweis darauf, dass gleichzeitig die Mittelschule abgeschafft
werden und in der Hauptschule aufgehen sollte; die Hauptschule wurde immer
noch als geplantes Zusatzangebot im Schulsystem verstanden. Die Verkirzung
der Schulzeit in der Hauptschule gegeniber der Mittelschule um zwei Schuljahre
bedeutete eine starke Reduzierung des Bildungsangebotes; insofern wurde hier
eine Entwicklung ein-geleitet, die mit den restaurativen Bestrebungen, wie sie in
den ,,Stiehlschen Regulativen“ von 1854 vorlagen, verglichen werden kann. Im
Zusammenhang mit der Einfihrung der Hauptschule bezogen sich die
MaRnahmen nun allerdings ausschlieflich auf die Mittelschule.

% 0.V.: Was wird aus der Mittelschule? In: MS 54 (1940), S. 269

20 vgl. ebd.

27\/gl. Schillerauslese fiir die Hauptschule. In: ZENTRALBLATT 1941, S. 271

28 \/gl. Bestimmungen tiber Erziehung und Unterricht in der Hauptschule. In: ZENTRALBLATT
1942, S. 127
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Die Hoffnung, dass neben der einzurichtenden Hauptschule die Mittelschule
weiterhin bestehen bleiben sollte, mit der Konsequenz, dass die Schulorganisation
vier unterschiedliche Schulformen umfasste, wurde durch einen Erlass aus dem
Jahre 1942 widerlegt: ,,lhre Ansicht, daR Aufnahmen in die Mittelschule auch
weiterhin moglich sind, solange die Hauptschule nicht eingefiihrt ist, trifft zu.
Wenn die Hauptschule im Altreich mit Beginn des Schuljahres 1942/1943
eingefuhrt wurde, werden die Klassen 1 der in Hauptschulen umzuwandelnden
Mittelschulen nach dem Lehrplan der Hauptschule, die auslaufenden
Mittelschulklassen dagegen weiterhin nach dem Lehrplan der Mittelschulen unter-
richtet.“?® Hier wurde also eindeutig formuliert, dass die noch bestehenden
Mittelschulen auslaufen und dann in Hauptschulen umgewandelt werden sollten.

Die sichtbar gegen die bestehende Mittelschule gerichtete Entwicklung der
Hauptschule war bereits im Erlass vom 28. April 1941 zu erkennen. Alle
Formulierungen Uber Organisation und Inhalte zielten eindeutig auf die
Einrichtung einer Schulform ab, die der Mittelschule im Altreich entsprach, wenn
es z.B. hieB, dass ,die Hauptschule die Aufgabe hat, einen zahlenméRig
ausreichenden Nachwuchs fir die mittleren und gehobenen Berufe
bereitzustellen.“* und es hieR: ,,Die Hauptschule schafft durch eine tber das Ziel
der Volksschule hinausgehende, vertiefte und an das praktische Leben
anschlieBende Betrachtung der politischen, kulturellen und wirtschaftlichen
Verhéltnisse des Deutschen Volkes eine geeignete Erziehungs- und
Bildungsgrundlage.“** Hinsichtlich der Perspektiven fir die bestehenden
Mittelschulen im Altreich wurde wie folgt argumentiert: ,,Soweit sich in den
neuen Gebieten vollausgestaltete Mittelschulen befinden, sind die Klassen 1 bis 4
der Mittelschulen in Hauptschulklassen umzuwandeln. Die 5. und 6. Klassen
dieser Schulen koénnen bis zur grundsatzlichen Entscheidung, die demnachst
getroffen werden wird, weitergefiihrt werden.“*? Dies konnte nur bedeuten, dass
zu diesem Zeitpunkt bereits beschlossen war, die Mittelschule als Schulform nicht
fortzufiihren.

Die Schilerschaft der Hauptschule sollte sich in der Weise aus der Grundschule
rekrutieren, dass etwa ein Drittel der Schuler, die bisher zur Volksschule
Ubergegangen waren, durch eine besondere Auslese in die Hauptschule
eingewiesen wurden. Fur diese Schiiler bedeutete die geplante MaRnahme eine
eindeutige  Erweiterung des Bildungsangebotes Uber den bisherigen
Volksschulabschluss hinaus; fir alle die Schiler aber, die die bisher
sechsklassigen Schulen besuchen wollten, wiirde der Wechsel in die vierklassige
Hauptschule eine zeitliche Bildungsbeschrankung um zwei Jahre beinhalten. Es
ist davon auszugehen, dass genau dies von den nationalsozialistischen
Machthabern beabsichtigt war. Es kann aber auch angenommen werden, dass
durch die Ubernahme einer Schulform aus dem ,alten Osterreich* in das
nationalsozialistische Reich  Forderungen nach einer Berlcksichtigung

2 Fortfilhrung der Mittelschulklassen nach Einfilhrung der Hauptschule. In: AMTLICHES
SCHULBLATT f.d. Reg.-Bez. Merseburg 1942, S. 20 zit. nach: MS 56 (1942), S. 61

% Die Einfilhrung der Hauptschule in die neuen Gebiete des Deutschen Reiches. In:
ZENTRALBLATT 1941, S. 59
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schulorganisatorischer Entwicklungen aus diesem Land, etwa als Preis fir den
»Anschluss an das Reich*, erfullt wurden.

Es war geplant, als Lehrplan fiur diese Hauptschule den Lehrplan der Mittelschule
aus den ,,Bestimmungen von 1939 zu tUbernehmen, bei dem die beiden letzten
Jahre ersatzlos gestrichen werden sollten;* auch dies machte die enge Beziehung
zwischen diesen beiden Schulformen deutlich. Bedingt durch die Verkiirzung der
Schulzeit um zwei Jahre war es aber unzul&ssig, die Abschlussqualifikation dieser
Hauptschule auch nur im Ansatz mit der der bisherigen Mittelschule zu
vergleichen.

Die geplante Einrichtung der Hauptschule in der Zeit des Nationalsozialismus ist
in besonderer Weise ein Beispiel dafur, wie ein totalitdres Regime versucht hat,
einen wichtigen Bildungsbereich fiir seine Belange nutzbar zu machen. Es ist
bezeichnend, dass hierfir die bestehende Mittelschule benutzt wurde, denn gerade
die Stellung dieser Schulform ist zu dieser Zeit am stérksten umstritten und am
wenigsten gefestigt. Die Lehrinhalte, die der Hauptschule in Deutschland
zugewiesen werden, stimmen mit denen der traditionellen &sterreichischen
Hauptschule und auch mit den Birgerschulen in den ostmarkischen Provinzen in
keiner Weise uberein. In beiden Fallen bietet sich eher ein Vergleich mit den in
Deutschland bestehenden Volksschulen an, wobei die Hauptschule  ein
geringfugig Uber diesem Niveau stehendes Bildungsangebot vermitteln sollte. Die
einseitige Ausrichtung dieser Schulform auf nationalsozialistische Zielsetzung
entspricht dann in keiner Weise mehr der Tradition der &sterreichischen
Hauptschule. Die Einrichtung der Hauptschule im Altreich mit dem gleichzeitigen
Ersatz der bestehenden Mittelschule erweckt den Eindruck, dass diese unuberlegt
und vor allem Gbereilt durchgefihrt wurde, denn noch im Jahre 1939 waren fur
die Mittelschule neue Bestimmungen mit entsprechenden Stundentafeln und
Lehrpléanen vorgelegt worden. Drei Jahre spéter bereits mussten diese im
Zusammenhang mit der Hauptschule flr Gberholt erklart werden. Am 5. Mai 1943
erschien ein Erlass tber die ,,Neueinrichtung von Hauptschulen®, ** in dem es
heiRt: ,,Die Neueinrichtung von Hauptschulen ist zuriickzustellen.“* Gleichzeitig
wurde aber angeordnet, dass bestehende Hauptschulen weiter auszubauen sind
und dass bestehende Mittelschulen ,,mit der 1. Klasse beginnend fortschreitend in
Hauptschulen umgewandelt werden.“* Fiir die Mittelschule musste dies aber das
Ende ihrer Existenz bedeuten.

Die Ereignisse der letzten Kriegsjahre und das Ende des Dritten Reiches haben
eine endgiltige Umsetzung der geplanten Strukturverdnderung der Mittelschule
verhindert.

6.3 Das Berechtigungswesen

Einen Durchbruch in der Berechtigungsfrage — aus Sicht der Vertreter der
Mittelschule — brachte die von der Reichsregierung vom 28. Februar 1939
erlassene ,,Verordnung uber die Vorbildung und die Laufbahnen der deutschen

% MAASSEN: Die Bestimmungen iber Erziehung und Unterricht in der Hauptschule. In:
MS 56 (1942), S. 69

% Neueinrichtung von Hauptschulen. In: ZENTRALBLATT 1943, S. 164

% Ebd.

% Ebd.
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Beamten.“*” Hier wurden die Einstellungs- und Ausbildungsgrundsatze fir alle
Laufbahnen der deutschen Beamten einheitlich geregelt. Grundsatzlich wurde mit
einer teilweisen Anlehnung an die bisherige Praxis in der Verordnung zwischen
Beamten des einfachen, mittleren, gehobenen und hoheren Dienstes
unterschieden. Neu und damit entscheidend war die Regelung, dass die
Eintrittsvoraussetzung fir die verschiedenen Dienste ausschlieRlich an schulische
Abschlisse, ohne weitere Berechtigung, gebunden war:

1. Zum Eintritt in die Laufbahn des einfachen Diensts war es erforderlich, dass
die B%werber eine deutsche Volksschule mit hinreichendem Erfolg besucht
hatten.*®

2. Zum unmittelbaren Eintritt in die Laufbahn des mittleren Diensts war es
erforderlich, dass die Bewerber eine deutsche Volksschule mit gutem Erfolg
besucht hatten. Sie mussten ferner die flr die Stelle geforderte handwerksméRige,
technische oder sonstige Fachbildung besitzen und diese durch Zeugnisse
nachweisen.*

3. Zum Nachweis der allgemeinen Vorbildung fur den unmittelbaren Eintritt in
die Laufbahn des gehobenen nichttechnischen Dienst wurde der Besitz des
Abschlusszeugnisses einer anerkannten vollausgebauten Mittelschule oder eines
als vollausgestaltet anerkannten Aufbauzuges an einer Volksschule verlangt.*°

4. Fur den Eintritt in den héheren Dienst bestimmten die obersten Dienstbehdrden
flr ihren Geschaftsbereich, welche Prifungen fir die Ubernahme in diesen Dienst
abgelegt werden mussten.

Damit fand die Eingangsvoraussetzung fur die unterschiedlichen Dienste eine
Parallele zum dreigliedrigen Schulsystem, wobei der untere und mittlere Dienst
den Volksschulabschluss mit unterschiedlicher Gewichtung, der gehobene Dienst
den Mittelschulabschluss voraussetzten. In der Verordnung hieR es einleitend:
,Kein Bewerber darf vor anderen allein deshalb bevorzugt werden, weil er eine
hohere Schul- oder Fachbildung besitzt, als fiur die Stelle verlangt wird.“*
Bedenken wurden aus Kreisen der Mittelschule im Zusammenhang mit den
Eingangsvoraussetzungen fur den gehobenen Dienst geduBert: Es wurde zwar
betont, dass hier grundsatzlich der Abschluss der Mittelschule malRgebend sein
sollte, aber die Formulierung, dass alternativ auch der Abschluss der zweijéhrigen
Handelsschule oder der Hoheren Handelsschule als Voraussetzung anerkannt
wirde, konnte sich fir Mittelschulabsolventen nachteilig auswirken. Als
Mitbewerber fir diese Laufbahn des gehobenen Dienstes traten nun Schiler der
hoheren Schule mit der ,,Obersekundareife* auf, die den Weg uber die
Handelsschule gegangen waren.

Der Zugang zum gehobenen technischen Dienst wurde fur Mittelschiler
erleichtert: Bisher mussten Mittelschiler nach dem Besuch z.B. der
Ingenieurschule und vor dem Eintritt in den Beruf die ,,Obersekundareife*
erwerben. Diese Einschrankung galt nun nicht mehr, es heil3t im § 27 lediglich:

3 \Verordnung tiber die Vorbildung und die Laufbahnen der deutschen Beamten. In:
REICHSGESETZBLATT 1939, Nr. 38, S. 371

%¥vgl. ebd., § 14

¥ vgl. ebd., § 20

“vgl. ebd., § 26

' Ebd., § 4
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»Zum Nachweis der Vorbildung fiir den unmittelbaren Eintritt in den gehobenen
technischen Dienst mussen die Bewerber das Reifezeugnis einer in die Reichsliste
eingetragenen hoheren technischen Lehranstalt besitzen.“*

Die Entwicklung des Berechtigungswesens unter den Nationalsozialisten im
»oinne der Mittelschule* wurde trotz der im Grunde nur geringfligigen
Veranderungen von den Mittelschullehrern begeistert begraft: ,,Wir erkennen
dankbar an, dal die nationalsozialistische Regierung das Ziel unserer langjéhrigen
Bestrebungen restlos erfullt hat. Unser Glaube hat uns nicht betrogen: der gesunde
Sinn des deutschen Volkes hat sich in dem Nationalsozialismus als dem
organisierten deutschen Lebens- und Zukunftswillen durchgesetzt und von einer
unertraglichen Lebensfessel befreit. [...] Die Umwertung der Schulzeugnisse und
Schularten ist eine volkspolitische Segenstat, deren Tragweite sich von Jahr zu
Jahr mehr erweisen wird.“** Auch in diesem Zusammenhang wurde die beinahe
bedingungslose Unterordnung der Mittelschullehrerschaft unter das national-
sozialistische System deutlich. Gerade die Frage der Berechtigungen hatte der
Mittelschule durch die vorhergehenden Regierungen eine Vielzahl von -
zumindest von ihren Vertretern so empfundenen — Demdtigungen gebracht, die
die Begeisterung um die Anerkennung der Mittelschule durch das neue System
verstandlicher macht. Dass eine abschlieRende Regelung der Berechtigungsfrage
im Sinne der Mittelschule erst im Jahre 1939 erfolgte, beweist auch, dass die
Mittelschule erst nach der Neuordnung des hoheren Schulwesens 1938 als
Strukturfrage behandelt wurde.

Die geplante Hauptschulentwicklung wurde durch den Zusammenbruch des
totalitaren ,,3. Reiches” verhindert: Da die sechsklassige Mittelschule durch die
vierklassige Hauptschule ersetzt werden sollte, wdare bei der geltenden
Laufbahnverordnung der Zugang der Hauptschulabsolventen zum gehobenen
Dienst nicht mdglich gewesen, da hierfur der Abschluss der vollausgebauten
sechsklassigen Mittelschule als VVoraussetzung galt. Dieser Umstand war auch der
Ausloser fiir einen Erganzungserlass vom 13. Juni 1942*, in dem es u.a. hieR:
»Zur Aufklarung der Eltern kann gesagt werden, dal Schiiler, die das Lehrziel der
Hauptschule erreicht haben, auch spéterhin die Mdéglichkeit haben werden, durch
Besuch von zwei aufsteigenden Klassen, die uber die vierstufige Hauptschule
hinausfiihren, sich jene Allgemeinbildung anzueignen, die gleicherweise in
technischen als auch wirtschaftlichen Berufen im weiteren Sinne und im
gehobenen Dienst der allgemeinen inneren Verwaltung erforderlich ist. Sie
werden damit auch ein Zeugnis erwerben koénnen, das, wie das heutige
AbschlulRzeugnis der Mittelschule, den Zugang zu den entsprechenden gehobenen
Berufen gewahrleistet.“*> Damit wurde eine vollige Neuordnung des
Berechtigungswesens verhindert, die gerade im Hinblick auf die Zugange zu den
Beamtenlaufbahnen notwendig geworden waére. Es wurden allerdings auch
keinerlei Aussagen dariiber gemacht, in welcher organisatorischen Form die
Einrichtung der vorgesehenen zwei Ausbauklassen geplant war. Als Fazit bleibt
aber, dass mit dem Abschluss der Hauptschule die gerade erworbenen
Berechtigungen der Mittelschule nicht verbunden sind, dass also die

“ Ebd., § 27

* MAASSEN: Die Lésung der Berechtigungsfrage aus volksorganischem Denken. In:
MS 53 (1939), S. 110

;‘;‘ Einfiihrung der Hauptschule im alten Reichsgebiete. In: ZENTRALBLATT 1942, S. 231
Ebd.
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Berechtigungsfrage fur die Hauptschule bzw. die noch existierende Mittelschule
wieder vollig offen war. Die vorgesehene Hilfskonstruktion der Einfiihrung von
»Zwei aufsteigenden Klassen” hétte jedenfalls wieder die Einrichtung der
sechsklassigen, auf einer vierjéhrigen Grundschule aufbauenden Mittelschule
bedeutet.

6.4 Lehrer und ihre Ausbildung

Trotz nachdrticklicher Werbung fur den Beruf des Volksschullehrers konnte bis
1938 nur etwa die Halfte des Bedarfs an Lehrern fir diese Schulform gedeckt
werden.* Es muss zusatzlich beriicksichtigt werden, dass den Volksschulen
stdndig die Lehrer verloren gingen, die zur Mittelschule wechselten: Die
Mittelschulen erlebten in diesen Jahren eine erheblichen Aufschwung, nicht
zuletzt bedingt durch die restriktiven Malinahmen an den hoheren Schulen. Ihren
Lehrerbedarf deckten die Mittelschulen nach wie vor nahezu ausschliellich durch
Volksschullehrer mit Mittelschullehrerprifung.

Um Mangel in der Lehrerversorgung an Volksschulen zu beheben, wurden ab
Ostern 1939 durch das  Reichserziehungsministerium  sogenannte
Aufbaulehrgénge eingerichtet. Fir Bewerber mit abgeschlossener Mittelschule
dauerten die Kurse zwei Jahren, fir Bewerber mit abgeschlossener Volksschule
vier Jahren. Die Bewerber wurden dann zu einer ,,Sonderreifeprifung” und damit

zum Studium an der ,,Hochschule fur Lehrerbildung* zugelassen.47

Nach Kriegsbeginn verschérfte sich der Lehrermangel an den Schulen weiter, jetzt
bedingt durch die Einberufung vieler Lehrer zum Kriegsdienst. Als Ausweg aus
dieser prekédren Lage wurden ab 1940 an den Hochschulen fur Lehrerbildung
»Schulhelferkurse® eingerichtet. Als Voraussetzung fur diesen drei Monate
dauernden Kurs galt der Mittelschulabschluss oder ein guter Volksschulabschluss.
Die Absolventen erhielten das Recht, nach einer zweijahrigen Unterrichtstatigkeit
ein verkurztes Studium an einer Hochschule fur Lehrerbildung durchzufihren.

Diese ,,Herabstufung“ der Volksschullehrerbildung lag durchaus im Interesse
einflussreicher Nationalsozialisten, die grundsétzlich gegen eine akademische
Ausbildung fur diese Lehrergruppe waren. Vor allem war es Martin Bormann
(1900-1945), der Leiter der Staatskanzlei, der als Gegner von
Reichserziehungsminister Rust fiir eine Reform der Volksschullehrerausbildung
eintrat. Da Rust unabhangig von dieser Frage zu diesem Zeitpunkt in der
Parteileitung bereits standig an Einfluss verloren hatte, konnte dieser sich letztlich
nicht durchsetzen: Im November 1940 wurden die Hochschulen fir Lehrerbildung
auf Befehl Hitlers aufgelést und durch Lehrerbildungsanstalten, die
Osterreichischem Vorbild entsprachen, ersetzt. Als Zulassungsqualifikation fir die
finf Jahre dauernde Ausbildung geniigt der Abschluss der Volksschule, bei
anderen Schulabschliissen konnte sich die Dauer der Ausbildung entsprechend
verringern, bei Bewerbern mit Abitur z.B. auf nur noch ein Jahr.*® Auswirkungen
der zuletzt getroffenen MalRnahmen lassen sich kaum belegen, da bedingt durch
die Kriegsereignisse, vor allem infolge der unkontrollierbaren Verhéltnisse gegen

*® BOLLING: Sozialgeschichte der deutschen Lehrer. 1983, S. 150
" Ebd.
“ Ebd., S. 151
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Ende des Krieges, etwa ab Ende des Jahres 1944 kein geordneter Unterricht mehr
stattfand.

Fur die Mittelschule gestaltete sich die weitere Entwicklung durch zwei sich
uberschneidende Malinahmen verwickelt :

— Zunachst erscheint am 15. Dezember 1939 der Erlass ,,Bestimmungen uber

Erziehung und Unterricht in der Mittelschule®” herausgegeben vom
Reichsminister fur Wissenschaft, Erziehung und Volksbildung, Rust. In diesem
Erlass werden zwar vereinzelt Hinweise auf die Aufgaben des Lehrers gegeben,
die Lehrerausbildung wurde dabei aber vollig ausgeklammert.

— Mit Erlass vom 28. April 1941 wurde die ,,Einfiihrung der Hauptschule in den
neuen Gebieten des Deutschen Reiches*>° angeordnet; als Erganzung folgte am
13. Juni 1942 der Erlass Uber die ,Einfiihrung der Hauptschule im alten

Reichsgebiet.“51

Am 9. Mdrz 1942 wurden die ,,Bestimmungen uber Erziehung und Unterricht in
der Hauptschule“*® vorgelegt.>® Allerdings wurden auch hier keinerlei Angaben
uber die in dieser neuen Hauptschule einzusetzenden Lehrer gemacht. In einem
kritischen Kommentar von Maassen in der ,Mittelschule* wurde darauf
hingewiesen, dass fur den Einsatz in der Hauptschule nur Mittelschullehrer zur
Verfligung stehen, ,aber auch an der Mittelschule sich der zunehmende
Lehrermangel bemerkbar [macht].“>* Die Konsequenz aus der nicht
weitergefuhrten Mittelschullehrerprifung wurde hier gezogen: ,,Der Staat liel
sich so die Gelegenheit entgehen, manche Fachlehrer fur die Mittelschule zu
gewinnen. Nun ist die Not so groB, dass fur die Hauptschule im Reich keine
Fachlehrer zur Verfiigung stehen und dass die aus Mittelschulen umzuwandelnden
Hauptschulen im Reich gleichfalls unter Lehrermangel zu leiden haben werden.
Die Frage der Ausbildung und Prufung der Mittel- und Hauptschullehrer ist vom
Staate zu spat angefat worden.“*

Im Einflhrungserlass fiir die Hauptschule in den ,,neuen Gebieten* vom 28. April
1941 wurden allerdings Angaben zur Lehrerfrage gemacht, die wahrscheinlich
bereits fiir die spatere Ubernahme bei der Einfilhrung der Hauptschule im Altreich
gedacht waren. In diesem Erlass wurde festgelegt, dass in den Hauptschulen
Lehrkrafte mit erweiterter Fachausbildung unterrichten sollten, die die
Befahigung zum Unterricht an Hauptschulen in einer besonderen Priifung nach-
gewiesen haben mussten. Ergénzend hiel3 es, dass auch Mittelschullehrer an den
Hauptschulen unterrichten kénnen. Eine entsprechende ,,Ordnung der Ausbildung
und Priifung fiir das Lehramt an Hauptschulen“®® erschien als Runderlass des

* Bestimmungen (iber Erziehung und Unterricht in der Mittelschule. In:
ZENTRALBLATT 1939 — als Beilage

% Die Einfiihrung der Hauptschule in den neuen Gebieten des Deutschen Reiches. In:
MS 55 (1941), S. 104 f

5! Einfiihrung der Hauptschule im alten Reichsgebiet. In: ZENTRALBLATT 1942, S. 231

52 Bestimmungen tiber Erziehung und Unterricht in der Hauptschule. In:
ZENTRALBLATT 1942, S. 127 ff

5% Im Folgenden als ,,Bestimmungen von 1942* bezeichnet.

> MAASSEN: Die Bestimmungen iber Erziehung und Unterricht in der Hauptschule. In:
MS 56 (1942), S. 71

> Ebd.

% Ordnung der Ausbildung und Priifung fiir das Lehramt an Hauptschulen. In:
ZENTRALBLATT 1942, S. 453 ff
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Reichsministeriums fir Wissenschaft, Erziehung und Volksbildung am 6.
November 1942. So wie es fir die Mittelschullehrer seit der Institutionalisierung
der Mittelschule keine eigenstdndige Ausbildung gegeben hatte, setzt sich diese
Tradition fir die Hauptschullehrer fort, denn es hieR: ,,Die VVorbereitung auf die
Priifung fiir das Lehramt an Hauptschulen erfolgt im Selbststudium.“>" Den zur
Prifung zugelassenen Bewerbern wurde lediglich ein sechswdchiger Einfiih-
rungslehrgang und ein dreiwdchiger Abschlusslehrgang angeboten. Auch die
Einfihrung von Kursen — wie die friheren ,Kurse zur Vorbildung von
Mittelschullehrern* — war offensichtlich vorgesehen: ,An die Stelle der
Einfihrungs- und Abschlusslehrgange konnen Ausbildungseinrichtungen treten,
in denen sich die Lehrer neben ihrer beruflichen Tatigkeit durch Vortrdge und
Arbeitsgemeinschaften ausbilden kénnen.“*® Beziiglich der Priifung blieben die
Anspriiche  an die F&higkeit der Lehrer zur wissenschaftlichen Arbeit
widersprichlich:  Zugelassen zur Prufung zum Hauptschullehrer waren
Volksschullehrer, auch jene, die ihre Ausbildung auf den neu installierten
Lehrerbildungsanstalten abgeleistet hatten. Fir diese funfjahrige Ausbildung war
als Eingangsvoraussetzung der Volksschulabschluss ausreichend. Wenn die
Prifungsordnung aber voraussetzt, dass der Prifungsbewerber ,,Einblick in die
wissenschaftliche Arbeitsweise gewonnen“59 haben musste, bleibt die immanente
Unterstellung, dass er diese Fahigkeit wéhrend seiner Ausbildung nicht gewonnen
haben konnte.

Mit Beginn des neuen Schuljahres im September 1941 sollte im gesamten Reich
die Hauptschule eingefuihrt werden. Damit sollte mittlere Schulwesen einheitlich
geordnet sein. Wegen der ungeordneten politischen Verhaltnisse wurde auf die
Einrichtung der Hauptschule in den Gebieten des alten Reiches verzichtet.

6.5 Chemieunterricht

Im Vorgriff auf die Vorlage der neuen Bestimmungen wurden mit Erlass vom 12.
April 1939 die ,Stundentafeln der Mittelschulen vorgelegt.®* Diese
Stundentafeln waren Bestandteil der ,,Bestimmungen von 1939, die mit Datum
vom 15. Dezember 1939 vom Reichsminister fir Wissenschaft, Erziehung und
Volksbildung Rust die neuen ,,Bestimmungen® fir die Mittelschule vorgelegt
wurden.®’ Zu diesen gehdrten neben grundsétzlichen Angaben Lehrpléne fur die
einzelnen Facher. Da die Differenzierungen in unterschiedliche Plane entfielen,
wurden auch fir die naturwissenschaftlichen Bereiche lediglich Angaben fir
,Mittelschulen flr Jungen’ und ,Mittelschulen fur Madchen’— jeweils ergénzt mit
Hinweisen zu den ,Vierklassigen Aufbauziigen fir Jungen und Mé&dchen an
Volksschulen* — gemacht.

Der naturwissenschaftliche Bereich wurde nun eingeteilt in die beiden Féacher
,Lebenskunde* (Biologie) und ,,Naturlehre*. Das Fach ,,Lebenskunde* wurde in
beiden letzten Schuljahren um den Bereich ,,Gartenbau® erweitert. Die Facher
Physik und Chemie blieben in der Stundentafel weiterhin zu dem Fach

°"Ebd., S. 454

* Ehd.

> Ebd.

% v/gl. MAASSEN: Die neuen Stundentafeln. In: MS 53 (1939), S. 229 ff

61 Bestimmungen iber Erziehung und Unterricht in der Mittelschule®. In:
ZENTRALBLATT 1939; Beilage
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»Naturlehre® zusammengefasst, wurden in den Hinweisen zu den Lehrplénen aber
getrennt ausgewiesen.

Fur den naturwissenschaftlichen Bereich ergab sich folgende Stundentafel mit den
entsprechenden Wochenstundenzahlen:

Tabelle 7: Naturwissenschaftlicher Unterricht ab 1939

Fach Klasse %2
6 5 4, 3 2 1
Lebenskunde 2 2 2 2 3-4 3-5

mit Gartenbau

Naturlehre - - 2 2 2-4 2-4
- Physik / Chemie -

Quelle: eigene Zusammenstellung auf der Basis der ,,Bestimmungen von 1939,

In den Bestimmungen wurden zu den einzelnen Fachern grundséatzliche
Erlauterungen gegeben:

— zuden ,Zielen®,
— zu ,,Stoffgestaltung und Arbeitsweise” sowie
— zur ,,Stoffverteilung®.

Die entsprechenden Angaben waren weit ausfihrlicher als bei den bisherigen
Planen. Dies lasst den Schluss zu, dass dem natur-wissenschaftlichen Unterricht
nun eine erhdhte Bedeutung zukommen sollte, wobei allerdings zu zeigen ist, dass
die naturwissenschaftlichen Féacher bei den Nationalsozialisten einen unterschied-
lichen Stellenwert hatten. Aus der Stundentafel wird deutlich, dass dem Bereich
Lebenskunde wegen der wesentlich héheren Zuweisung an Unterrichtsstunden
eine groRere Bedeutung zugemessen wurde als der Naturlehre. Dies findet seine
Erklarung in der Bedeutung des Faches Lebenskunde hinsichtlich der
»rassenpolitischen Erziehung®. In dem Beitrag: ,,Die rassenpolitischen Aufgaben®
stellte der Verfasser Lucas fest, dass die Rassenkunde einen Unterrichtsgrundsatz
darstellt, dem ,,Unterricht und Erziehung unterzuordnen sind.“®® Die sich hierauf
beziehenden Forderungen wurden nach Féachern getrennt aufgelistet, den Fachern
Geschichte und Lebenskunde kam hierbei eine erhebliche Bedeutung zu®, der
Bereich Naturlehre wurde nicht erwéhnt.

In den Hinweisen zu den Ziele hieB es: ,,Durch den Unterricht in Naturlehre sind
die Schuler in die Kenntnis, Bedeutung, Ordnung und Gesetzméaligkeit der Natur-
krafte und -stoffe einzufuhren, insbesondere solcher, die fir das hausliche,
Gewerbe- und Verkehrsleben sowie fur die Staatsnotwendigkeiten der Wirt-

%2 Klasse 1 ist die Eingangsklasse, Klasse 6 die Abschlussklasse

8 LUCAS: Die rassenpolitischen Aufgaben nach den neuen Lehrplénen fiir die Mittelschule. In:
MS 54 (1940)

*Ebd.,S.7f
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schaftsfreiheit und Landesverteidigung von Bedeutung sind.“® Es entsprach wohl
dem Zeitgeist, wenn hier zusatzlich auf die Bedeutung fiir die Landesverteidigung
sowie die Begriffe ,,Staatsnotwendigkeit” und ,,Wirtschaftsfreiheit” hingewiesen
wurde, Aber auch der flr die Mittelschule so typische Praxisbezug blieb erhalten.
»Endlich soll die Jugend in dem Unterricht in Naturlehre erfahren, daR die
Ergebnisse der physikalischen und chemischen Forschung die Frucht jahrelanger
muihevoller Arbeit sind und dal3 bedeutende Erfindungen Wendepunkte in der
wirtschaftlichen und kulturellen Entwicklung der Menschen bedeuten. An
einzelnen fihrenden Naturforschern, groflen Erfindern und (berragenden
Technikern, besonders des deutschen Volkes, ist zu zeigen, wie ihr Leben in
bezug auf Pflichtgefuhl, Arbeitsamkeit, z&he Ausdauer und kiihnen Wagemut

vorbildlich war, und daR ihre Werke der Stolz des deutschen Volkes sind.“66

Damit bekam der naturwissenschaftliche Unterricht eine neue Dimension: War
der Unterricht nach den ,,Bestimmungen von 1872 noch rein an dem Gedanken
der Nutzlichkeit orientiert — was durch die Bestimmungen von 1910 und 1925 im
wesentlichen bestatigt wurde — so erhielt nun der Chemieunterricht einen
»facheigenen Er-ziehungswert“. Dieser konnte bereits in den ,,Bestimmungen von
1925“ nachgewiesen werden, findet sich aber in den nun vorgelegten
»,Bestimmungen von 1939 wesentlich ausgepragter, bedingt vor allem durch die
unmittelbare Anbindung an die Erziehungsziele des Nationalsozialismus.

In den sehr ausfuhrlichen Hinweisen zur ,Stoffgestaltung und Arbeitsweise*
wurde gefordert, dass der Unterricht ausgehen soll vom ,,Beobachtungsbereich
des Schiilers®, es sollten sowohl eine ,,Verbindung mit dem schaffenden Leben
der Heimat und des Volkes vorhanden sein“®’ als auch »Fragen der
Ern&hrungsfreiheit, der Rohstofferzeugung sowie der Landesverteidigung planvoll
eingebaut“68 werden. Zur experimentellen Arbeit heifl3t es: ,,Der Ausgang vom
Versuch wird die Ausnahme bleiben; im Regelfall tritt er zur Erganzung und
Kl&rung der Erfahrung hinzu. [...] Die Versuche werden vorteilhaft durch einfache
Schnittzeichnungen klarend unterstutzt und ergémzt.“69 Mit den nur sparlichen
Hinweisen zur Methodik des naturwissenschaftlichen Unterrichts wird deutlich,
dass inhaltliche Fragen einen hoheren Stellenwert als methodische haben.

Fur den Chemieunterricht wurde weiter gefordert, dass von Anfang an Begriffe
wie Formel, Symbol und Wertigkeit benutzt werden. ,,Mit ihrer Hilfe gelangt der
Schiler zu gréRerer Einsicht in das Wechselspiel der am Anfang als Bausteine
aufzufassenden Atome.“® Auch der Aufbau- oder Konstitutionsformel wurde
Bedeutung beigemessen: ,,Sie setzt an die Stelle der sinnlichen Schau (Atombild)
die Abstraktion im Symbol und fihrt damit innerlich zur Gewinnung der den

Vorgang veranschaulichenden Formel.“" Etwas mehr als 10 Jahre waren seit der

%5 Bestimmungen 1939; Beilage S. 50
®Ehd., S.7
%7 Bestimmungen von 1939; Beilage S. 50
68
Ebd.
*Ebd., S. 51
" Ebd.
" Ebd., S. 52
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Veroffentlichung von Buhtz vergangen, in der er die Behandlung der chemischen
Formel im Chemieunterricht der Mittelschule noch strikt abgelehnt hatte. "

Auch erfolgen Hinweise auf die vielfaltigen Moglichkeiten zu facher-
ubergreifendem Unterricht: ,,Innerhalb der einzelnen Klassen kdnnen Physik und
Chemie neben- oder nacheinander gegeben werden. Die organische Verbindung
mit Lebenskunde, Erdkunde, Geschichte, Mathematik, Zeichnen Werken und dem

Deutschunterricht ist zu pflegen.“73 Hier wurden Bestrebungen zur Gestaltung des

Unterrichts aufgezeigt, die einen didaktisch und methodisch durchaus vielféltigen
Chemieunterricht begriindeten.

Bei der Stoffverteilung wurde zwischen Mittelschulen fur Jungen und
Mittelschulen fiir Mé&dchen unterschieden. Da diese Unterschiede doch sehr
bezeichnend und fir den Chemieunterricht weitgehend waren, sollen die
entsprechenden Plane in Ausschnitten dargestellt werden.

In der Mittelschule fur Jungen standen damit eindeutig Themen aus der Technik
und dem gewerblichen, sowie aus dem militarischen Bereich im Vordergrund.’
Da die Angaben ausgesprochen sparlich waren, stellten sie bezuglich der
inhaltlichen Umsetzung dieser Pldne an den Lehrer groRe Anforderungen. Die
Themen sollten hinsichtlich ihrer Strukturierung mit besonderer Zielrichtung in
Sacheinheiten  zusammengefasst werden: ,Dall hierbei der seit der
Machtibernahme einsetzende Freiheitskampf unseres Volkes mit seinem
gigantischen Ringen um unsere wirtschaftliche Unabh&ngigkeit, mit seinem
Kampf um unsere Nahrungs- und Wehrfreiheit ganz besonders betont werden
mul3, dirfte bei der nationalpolitischen Ausrichtung unserer gesamten Schularbeit
eine Selbstverstandlichkeit sein.“™ Das naturwissenschaftlicher Unterricht zur
Indoktrination benutzt werden kann, wird damit deutlich.

Folgende Themenzuordnung ist bei einer Verteilung auf jeweils drei Schuljahre
vorgesehen:

2\/gl. BUHTZ (Hrsg.): Die Mittelschule. 1926, S. 111

73 Bestimmungen von 1939, Beilage S. 52

vgl. ebd., S. 52

> LANGE: Sacheinheit und systematischer Aufbau im Chemieunterricht der Mittelschule. In:
MS 57 (1943) S. 36
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Tabelle 8: Themenzuordnung — Mittelschule fiir Jungen

4. Klasse: Die Grundbegriffe und wichtigsten Stiicke aus der
anorganischen Chemie in ihrer Anwendung auf Gewerbe und
Technik.

5. Klasse: Deutsche Bau- und Werkstoffe. Deutschlands Kampf um seine

Erndhrung. In Verbindung mit Lebenskunde: Einfiihrung in die
wichtigsten Erscheinungen der organischen Chemie, wie der
Kohlehydrate, der Fette, des Eiweil3 und der Garung.

6. Klasse: Deutschlands Ringen um seine wirtschaftliche
Unabhangigkeit: Die Kohle und ihre Destillationsprodukte.
Erdélindustrien. Aus der Holzchemie. Verarbeitung von
Mineralien. Die chemische Waffe.

Quelle: Eigene Zusammenstellung nach den ,,Bestimmungen von 1939

Der Lehrer hatte in diesem Rahmen einen breiten Ermessensspielraum fiir eine
individuelle Stoffauswahl und auch die Unterrichtsgestaltung, denn es heif3t in den
Bestimmungen ausdricklich: ,,Die Methode laRt jedem Lehrer weitgehende
Freiheit in seiner Arbeit*”’ Ob allerdings bei maximal 2 Wochenstunden
Chemieunterricht in der Abschluss-klasse alternative Unterrichtsformen moglich
waren, muss bezweifelt werden.

Die auf die Madchenbildung ausgerichtete Schwerpunktsetzung im
Chemieunterricht wird bei der Gegenuberstellung der beiden Pléne deutlich. In
der Mittelschule fir Méadchen waren es nahezu ausschlieflich Themen aus dem
hauswirtschaftlichen Bereich, die behandelt werden sollten.

®vgl. ebd., S. 52 f
" Ebd., S. 9
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Tabelle 9: Themenzuordnung — Mittelschule fiir Madchen

4. Klasse: Einfihrung in die Chemie der Hauswirtschaft: Die Luft und ihre
Bestandteile. Frischhaltung. Vom Wasser und seinen Elementen.
Vom Kochsalz und seinen Elementen. Salzsdaure. Deutsche
Salzlagerstatten. Atznatron. Die Kohle, Leuchtgas, fliichtige
Brenn- und Treibstoffe, die Flamme, Kohlen- und Gasherd.
Vom Luftschutz.

5. Klasse: In enger Verbindung mit Lebenskunde und Hauswirtschaft: Er-
scheinungen der organischen Chemie, wie der Kohlehydrate, der
Fette, des Eiweil3 und der Géarung. Die leichten und schweren
Gebrauchsmetalle der Hauswirtschaft und ihre Behandlung.

6. Klasse: Chemie der Nahrungs- und Genussmittel, der Kleidung und
Wohnung, des Farbens, Waschens, des Bleichens, der Heiz- und
Treibstoffe, der Kunst- und Kampfstoffe.

Quelle: Eigene Zusammenstellung nach den ,,Bestimmungen von 1939+

Bezeichnend ist sich die Aussage, dass an den Madchenmittelschulen der
systematische Aufbau der Stoffe, die mathematische Formulierung und die
Formeln noch mehr zuriicktreten.”® Damit wurde ein Rollenbild verfestigt, dass
die Geschlechterstellung nach nationalsozialistischer Auffassung zum Abbild
brachte. Bei Benze hiel es in seinem Beitrag: ,,Erziehung im GrofRdeutschen
Reich“®: , Der Nationalsozialismus lehnt die liberalistische Gleichmacherei und
,Koedukation’ ab und trennt grundsatzlich die Erziehung der ménnlichen und
weiblichen Jugend. Infolgedessen spielt auch die hauswirtschaftliche und
volksmitterliche Durchbildung an allen Madchenschulen eine maligebende
Rolle.“® Bei Lange hieR es entsprechend: ,Die besonderen Aufgaben der
Méadchenerziehung, die Erziehung zur kinftigen Hausfrau, kénnen nur durch
einen besonderen, namentlich die Vorgdnge in Kiche wund Haus
berticksichtigenden Chemieunterricht erreicht werden.“®?

In den ,,Bestimmungen von 1939“ wurde deutlich, dass der Chemieunterricht
gegenuber den vorhergehenden Plénen inhaltlich anspruchsvoller geworden war,
aber auch seine Einbindung in die Politik des Staates wurde noch verstarkt. Seine
Indienststellung in die nationalsozialistische Politik soll anhand ausgewahlter

"8 vgl. Bestimmungen von 1939, S. 53

Vgl ebd., S. 52

8 BENZE: Erziehung im GroRdeutschen Reich. 1939

8 Epd., S. 10

8 L ANGE: Sacheinheit und systematischer Aufbau im Chemieunterricht der Mittelschule. In:
MS 57 (1943), S. 36
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Veroffentlichungen im  Verbandsorgan der Mittelschullehrerschaft knapp
verdeutlicht werden:

,Die Bildungsarbeit in der Schule hat sich nach der national-sozialistischen
Weltanschauung auszurichten.“® Mit dem Appell, der Jugend das ,groRe
Aufbauwerk zum BewuBtsein zu bringen“,84 ging an alle Fécher die Forderung,
»Systematisch dafur Sorge zu tragen, dalR die politischen, wirtschaftlichen,
kulturellen und bevolkerungs-politischen Leistungen® von den Schilern erkannt
und entsprechend gewdrdigt werden. ,,Deshalb geht der Unterricht in Physik und
Chemie neue Wege, zeigt, wie deutscher Erfindergeist die Macht der Monopole
bricht und zur wirtschaftlichen und politischen Unabhangigkeit beitragt.“®® Weiter
hieB es: ,,In den Physik- und Chemieunterricht konnen in starkerem Male kurze
Lebensbilder nordischer Bahnbrecher der modernen Naturwissenschaft
eingegliedert werden, auch gelegentlich Fragen behandelt werden, wie das
vergebliche Bemuhen der Polen, Kopernikus, den deutschbirtigen Schlesier, zum
Nationalpolen machen zu wollen.“® Fiir die rassenkundliche Ausrichtung des
Unterrichts werden massive Forderungen erhoben: ,,Kampf dem Geburten-
rickgang, Ausschliefung der erblich Unerwinschten von der Vermehrung,
Reinhaltung des Blutes durch Verhinderung der Rassenkreuzung“.®’ Die
Forderungen richteten sich vornehmlich an die Facher Geschichte, Erdkunde,
Leibeserziehung und vor allem Lebenskunde; die Facher Physik und Chemie
bleiben hierbei weitgehend ausgespart.

6.6 Naturwissenschaftlicher Unterricht in der Hauptschule

Mit Erlass vom 9. Marz 1942 wurden die ,,Bestimmungen tber Erziehung und
Unterricht in der Hauptschule“8 vorgelegt.

Die geplante Umwandlung der Mittelschulen in Hauptschulen, die mit Beginn des
Schuljahres 1942/43 abgeschlossen sein sollte, bedeutete auch fir den
naturwissenschaftlichen Unterricht bezlglich der Stundenzahlen gravierende
Einschrankungen, wie die nachfolgende Tabelle zeigt:

8 ECKARD: Nationalsozialistische Ausrichtung des Unterrichts. In: MS 51 (1937), S. 514

* Ebd., S. 515

% Ebd., S. 516

8 BENZE; PUDELKO: Rassische Erziehung als Unterrichtsgrundsatz. 1937, S. 25

87 LUCAS: Die rassenpolitischen Aufgaben nach den neuen Lehrplanen fiir die Mittelschule. in:
MS 54 (1940), S. 7

8 Bestimmungen (iber Erziehung und Unterricht in der Hauptschule. In:
ZENTRALBLATT 1942, S.127
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Tabelle 10: Naturwissenschaftlicher Unterricht ab 1942

Fach Klasse®®
1 2 3 4
Lebenskunde 2 2 2 2

mit Gartenbau

Naturlehre — 2 3 3
- Physik / Chemie -

Quelle: Eigene Zusammenstellung nach den ,,Bestimmungen von 1942*

Inhaltlich waren die Einschrankungen dadurch, dass geplant war, die beiden
letzten Schuljahre zu streichen, erheblich gewesen. Dies kann deutlich
herausgestellt werden durch einen Vergleich der ,,Bestimmungen von 1939 mit
den Hauptschulbestimmungen von 1942, soweit sie sich auf den
naturwissenschaftlichen Unterricht beziehen. Wie stark die Hauptschule inhaltlich
an die Mittelschule angebunden war, wird zundchst einmal deutlich bei den
Bereichen ,,Stoffgestaltung und Arbeitsweise, die flir die Hauptschul-
Bestimmungen inhaltlich aus den Mittelschul-Bestimmungen (ibernommen
worden sind; dies galt entsprechend auch fur die formulierten ,Ziele des
Naturlehre-Unterrichts®.

Besonders gravierend erscheint der um ein Jahr frihere Beginn des
naturwissenschaftlichen Unterrichts und der um zwei Jahre frihere Abschluss.
Trotz der verkirzten Unterrichtszeit sollte der geforderte Stoff in umfassender
Weise vermittelt werden. Die Probleme dabei wurden durchaus erkannt: ,,Der
Lehrer der Naturlehre muss neben grindlicher wissenschaftlicher Kenntnis seines
Faches und seiner Beziehung zum vdélkischen Leben ein gutes Geschick zum
Experimentieren besitzen. Besonders der Anfangsunterricht in Chemie stellt hohe
Anforderungen an die Veranschaulichungskraft des Lehrers.“®® Der verfriihte
Unterricht stellte ein weiteres Problem dar: In der Oberschule z.B. begann der
Naturlehreunterricht in der vierten Klasse. Zu diesem Zeitpunkt waren die Schiler
etwa 14 Jahre alt. Ein solcher Beginn wurde auch fir die frihere Mittelschule als
psychologisch vertretbar angesehen, weil erst ab diesem Lebensalter die Schuler
als fahig angesehen wurden, den naturwissenschaftlichen Unterrichtsstoff
beziglich Form und Umfang aufnehmen zu kénnen. In der Hauptschule sollte zu
diesem Zeitpunkt der gesamte naturwissenschaftliche Unterricht bereits
abgeschlossen sein.

6.7 Schulbulcher

Noch im Jahre 1942, als bereits mit der Einfihrung der Hauptschule gerechnet
werden musste, sind eine Reihe von Schulblichern erschienen, die in ihrem
Untertitel den Hinweis ,,Chemie fiir Mittelschulen* trugen, so z.B. von Hofmann

% Klasse 1 ist die Eingangsklasse, Klasse 4 die Abschlussklasse.
% PETER: Der Naturlehreunterricht in der Hauptschule. In: MS 56 (1942), S. 150
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und Waltermann®: | Chemie fur Mittelschulen“ und von Scharnberg und
Finnern®?: ,,Chemie fiir Mittelschulen“. Daneben erschienen Biicher, die fiir
Haupt- und Mittelschulen angeboten wurden. Dazu gehorte das Buch von
Gerhardt u.a.: ,,Lehrbuch der Chemie fiir Haupt- und Mittelschulen“.®

Eine inhaltliche Analyse der in dieser Zeit erschienenen Schulbicher fur das Fach
Chemie zeigt, dass auch in dieser Phase die stoffliche Anordnung bei allen
zitierten Blichern der traditionellen Strukturierung folgte. Bemerkenswert ist aber
die unterschiedliche Ausrichtung der Themenschwerpunkte. In dem Buch von
Filipp: ,,Chemie fir Mittelschulen — Zum Gebrauch in Jungenschulen“®* wurden
»SchieB- und Sprengstoffe” angesprochen, des weiteren ,,Feuerwaffen, Granaten
und Bomben“ und ,,Chemische Kampfstoffe.“® Dass es fiir die Verfasser von
Schulbichern offensichtlich nicht zwingend notwendig war, im Zusammenhang
mit dem Chemieunterricht auf kriegerische Zusammenhdange einzugehen, zeigt
das oben zitierte Buch von Gerhardt, in dem es unter der Uberschrift
,Deutschland im Kampfe um seine Nahrungsfreiheit“ heif3t: ,,Um im Rahmen
unserer Chemie zu bleiben, wollen wir alle politischen, geopolitischen und rein
wirtschaftlichen Betrachtungen und MaRnahmen, die der Erkampfung und
Sicherung unserer Nahrungsfreiheit dienen, ausschliefen.“%

Die Kontrolle der Schulbiicher durch Partei und Regierung blieb offensichtlich
unvollstandig und hatte keineswegs den gewiinschten Erfolg, denn 1939 kiindigte
Rust eine Verscharfung dieser Kontrollen an. Es durften nur noch Schulblcher
eingesetzt werden, fur die der Genehmigungsvermerk einer parteiamtlichen

Prifungskommission, die im Ministerium eingerichtet worden war, vorlag.97
Aber auch mit diesen MaBnahmen konnte Rust jedoch offenbar nicht erreichen,
dass seine Arbeit anerkannt wurde: Reichsleiter Philipp Bouhler®® (1899-1945)
verstand es, sich die Gesamtverantwortung fiir den Lehrbuchsektor tibertragen zu
lassen. Durch einen ,,Flhrerbefehl* (ibernahm Bouhler die Verantwortung fir den
Einsatz  geeigneten Schulmaterials. Zu seinem Auftrag gehort auch die
Bestandsaufnahme von Schulbichern, die in ihren Inhalten nicht der Parteilinie
entsprachen. Diese Funktion sicherte ihm erheblichen Einfluss. Fur diese neue
Aufgabe bildete Bouhler die ,Reichsstelle fir das Schul- und
Unterrichtsschrifttum® mit einem sogenannten ,,Reichsausschul?*. Diesem gehorte
auch der ,,Nationalsozialistische Lehrerbund* an. Durch den NSLB lie3 Bouhler
zunéchst umfassende Erhebungen Uber alle an den Schulen noch eingesetzten
Biicher durchfiihren.”® Diese MaRnahme allein muss an den Schulen eine
einschuchternde Wirkung gehabt haben, denn viele Buchbestéande, die nicht den
Vorgaben entsprechen, wurden daraufhin an den Schulen vernichtet. Verbunden
mit massiver Kritik an der bisherigen Arbeit des Reichserziehungsministeriums
plante Bouhler die Schulblicher grundsétzlich zu vereinheitlichen, so dass fur
jedes Fach nur jeweils ein Buch hatte verwandt werden dirfen. Um den

1 *HOFMANN und WALTERMANN: Chemie fiir Mittelschulen. 1942

%2 *SCHARNBERG und FINNERN: Chemie fiir Mittelschulen. 1942

% *GERHARDT u.a.: Lehrbuch der Chemie fiir Haupt- und Mittelschulen®. 1941

% *F|LIPP: Chemie fir Mittelschulen — zum Gebrauch an Jungenschulen. 1942

® Ebd., S. 271 ff

% *GERHARDT u.a.: Lehrbuch der Chemie fiir Haupt- und Mittelschulen. 1941, S. 144
" EILERS: Die nationalsozialistische Schulpolitik. In: Staat und Politik. 1963, S. 29

% Bouhler war der Leiter der ,,Parteiamtlichen Priifungskommission*

% Ehd., S. 30
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Wettbewerb der Schulbuchverlage véllig auszuschalten, griindete Bouhler den

,Deutschen Schulbuchverlag“,100 in dem alle Schulbiicher reichseinheitlich

erscheinen sollten. Der Plan flihrte erwartungsgemal zu starkem Widerstand im
Reichserziehungsministerium. Bedingt durch diesen Widerstand, vor allem aber
durch die fortschreitenden Kriegsereignisse, unterblieben weitere Auseinander-
setzungen um das Schulbuch.

Die hier deutlich werdenden Kompetenzstreitigkeiten lassen sich auch dadurch
erklaren, dass die Bedeutung der Schulbucher als parteipolitischer Machtfaktor
von den Beteiligten zunéchst unterschatzt worden war. Die oben angesprochenen
Auseinandersetzungen begannen erst ab 1939 zu eskalieren, denn zu diesem
Zeitpunkt sollten die Schulbuicher einer Kontrolle durch die “Parteiamtlichen
Prufungskommission® unterzogen werden; die »Parteiamtliche
Prifungskommission zum Schutze des NS-Schrifttums®* war aber bereits 1934
eingerichtet worden, zu ihren Aufgaben hiel3 es: ,,Das Fachbuch stellt ein
Randgebiet zum nationalsozialistischen Schrifttum dar insofern, als es sich bei
ihm nur in beschranktem Umfang um eine politische Ausrichtung handelt.***
Auch Schulbiicher gehérten zu diesem Zeitpunkt noch in die Kategorie der

Fachblcher.

Die kriegsbedingten Versorgungsschwierigkeiten dokumentieren sich in mehreren
Erlassen zur Frage der ,,Lernblcher” und deren Beschaffung, wobei mehrfach
deutlich gemacht wurde, welcher Wert auf den Einsatz gebrauchter Blcher gelegt
wurde: ,,Die Schiler und Schilerinnen sind von den Klassenlehrern darauf
hinzuweisen, dal3 es mit Rucksicht auf die Rohstofflage erwiinscht ist, soweit
moglich, gebrauchte Schulbiicher weiterzuverwenden.“** Mit zunehmender
Kriegsdauer wurde die Versorgung mit Schulblichern schwieriger, dazu werden
zwei Erlasse zitiert: ,,Die [...] eingefiihrten Schulbiicher kdnnen vom Schuljahr
1944/45 ab fiir die Dauer des Krieges nicht mehr im Schulbuchhandel erworben
werden. Sie werden den Schillern und Schilerinnen fir den Bedarfszeitraum
leihweise tberlassen.“'® — , Durch die Tagespresse ergeht ein Aufruf zur Abgabe
gebrauchter Schulbticher. Der Inhalt dieses Aufrufs ist den Schiilerinnen und
Schiilern sofort bekanntzugeben.“**

Der letzte Erlass aus nationalsozialistischer Zeit, der sich auf Schulblicher bezieht,
stammt vom 11. September 1944; er regelte das Verfahren der Versorgung der
Luftwaffenhelfer mit Lernbiichern. ,,Der Bedarf der von derselben Schule in
geschlossenem Klassenverband ortlich eingesetzten Luftwaffen- (Marine-) Helfer
ist aus der Leihbicherei ihrer Schule zu decken.“'®® Das von dieser MaRnahme
auch bereits Mittelschuler betroffen waren, wurde ebenfalls deutlich: ,,Die
Luftwaffenhelfer (Marinehelfer) aus Mittelschulen, die auBerhalb ihres Schulortes
eingesetzt werden, verwenden im Unterricht die fir ihren Heimatbezirk

100
Ebd..

101 HEDERICH: Die Parteiamtliche Priifungskommission zum Schutz des NS-Schrifttums.1937,
S.6

102 \/ersorgung der Schiiler und Schillerinnen der allgemeinbildenden Schulen mit Lernbiichern.
In: AMTSBLATT 1943, S. 146

193 RunderlaB des RMFWEV: Kriegsmanahmen zur Versorgung mit Lernbiichern. In:
Die deutsche Hauptschule 3 (1944), S. 89

104 Epg,

105 \/ersorgung der Luftwaffenhelfer (Marinehelfer) mit Lernbiichern. In: AMTSBLATT 1944,
S. 243
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genehmigten Lernbiicher.“*® In allen Einzelheiten wurde nicht nur das

Ausleihverfahren, sondern auch die Organisation der Rlickgabe dieser Lernblicher
geregelt. Dabei sollte der Eindruck entstehen, dass der Krieg eine voribergehende
Erscheinung sei, nach dessen Ende zu einem normalen schulischen Leben
zurlickgekehrt werden konnte. Als Beispiel eines an Lacherlichkeit grenzenden
Burokratismus kann das im gleichen Erlass zitierte Abrechnungsverfahren — die
Luftwaffenhelfer mussen offensichtlich Leihgebihr fir die Lernbiicher zahlen —
gelten: ,,Bei Verausgabung der Biicher an die Luftwaffenhelfer zieht der
Betreuungslehrer die Leihgeblhr nach Maligabe der hierfur erlassenen
Vorschriften ein und flihrt den von ihm vereinnahmten Gesamtbetrag unter
Aufstellung einer Nachweisung an die Schulaufsichtsbentrde ab. Die
Schulaufsichtsbehtrde lasst ihn bei den Einnahmen des AuBerordentlichen
(Kriegs-) Haushalts unter Einzelplan XVII a Teil XIX Untertitel 45 buchen.“!%’
Es ist makaber, aber bezeichnend, dass ein unmittelbar vor dem Zusammenbruch
stehendes System — und das muss zu diesem Zeitpunkt allen Beteiligten bewusst
gewesen sein — so Uberzogen birokratische MalRhahmen durchfihrte.

106 Epq,
07 Epq.
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7 Zusammenfassung - Thesen

Ziel der vorliegenden Arbeit war es, die Schulform Mittelschule — nach einer
kritisch-hinfuhrenden Beschreibung — von ihrer Institutionalisierung im Jahre
1872 in ihrer weiteren Entwicklung bis zum Jahre 1945 darzustellen. Im Rahmen
der historischen Entwicklungsdarstellung dieser Schulform waren zwei Bereiche
in  besonderer Weise durchgéngig Gegenstand der Untersuchung, der
Chemieunterricht in der Mittelschule und die Fragen der Ausbildung der Lehrer
fir die Mittelschule. Die primar ausgewerteten Grundlagen fur die Analyse sind
zunédchst vor allem Gesetzestexte, Erlasse als amtliche Verlautbarungen,
aullerdem weitere zeitgenossische Quellen und die bis in die heutige Zeit
erschienene Sekundérliteratur. Unter den gedruckten Quellen wurde die im
Zeitraum von 1887 bis 1943 erschienene und luckenlos vorliegende
Verbandszeitschrift »Die Mittelschule* Zu den untersuchten
Themenschwerpunkten in besonderem Mafe ausgewertet.

Die Ausbildung und Prifung der Lehrer flr die Mittelschule hat sich im gesamten
Untersuchungszeitraum als mit einer besonderen Problematik belastet
herausgestellt. Da fur die Lehrer dieser Schulform nie eine Ausbildungsordnung
zur Verfugung stand, wurde die schulformspezifische Lehrersituation in ihrer
Rickwirkung auf die Entwicklung dieser Schulform mit analysiert.

Wie gezeigt werden konnte, stand der naturwissenschaftliche Unterricht in einem
besonderen Begriindungszusammenhang mit der historisch-pédagogischen
Entwicklung der Mittelschule. Daher wurde der Chemieunterricht im
Untersuchungszeitraum schwerpunktmaBig untersucht.

Die Arbeit wurde so strukturiert, dass die entwickelten Schwerpunkte (Schulform,
Fragen der Lehrerausbildung, Chemieunterricht) in den gewahlten Teilphasen des
Untersuchungszeitraumes  durchgéngig  thematisiert — wurden; in  der
Ergebnisdarstellung findet jedoch eine zusammenfassende Wertung statt.

7.1 Schulform

Der Zeitpunkt der Institutionalisierung der Mittelschule im Jahre 1872 bedeutet
nicht die Begrindung eines mittleren Schulwesens in PreuRen. Bis dahin hatte
sich bereits ein heterogenes Geflecht mit unterschiedlichen Formen von solchen
Schulen herausgebildet, die zwischen Elementarschule und hoherer Schule
einzuordnen waren. Im Zuge einer Konsolidierung wurde nun aus diesem
Geflecht die staatlich begrindete Mittelschule als eigenstandige Schulform des
mittleren Schulwesens konstituiert. Diese aus dem niederen Schulwesen und den
vielféltigen mittleren Schulen erwachsene Schulform fuhrt zu der These, dass sich
die preuBische Mittelschule keinesfalls auf die Tradition der Realschule des 19.
Jahrhunderts riickfiihren und begriinden l&sst.

Gesellschaftlicher Aufstieg und Teilhabe an einer birgerlich aus-gerichteten
Bildung setzte immer den Bezug zunédchst zur Gelehrtenschule, spéater dem
Gymnasium, also dem hoheren Schulwesen, voraus. Das gehobene und das
besitzende Bilrgertum aus Handel und Gewerbe, spéter auch aus der Industrie und
das gehobene Beamtentum sahen im bestehenden Schulwesen eine Mdglichkeit,
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sich gegen alle unteren Schichten abzugrenzen. Parallel zu der quantitativen
Ausdehnung dieser burgerlichen Schicht kam es zunehmend zu einer
Differenzierung innerhalb dieser Schicht, fir die in der vorliegenden Arbeit
weitgehend der Terminus ,,Mittelstand* verwandt wird. Dabei bekam die Schule
als Institution die Funktion einer trennenden Einrichtung. Insbesondere an der
Mittelschule wurden Selektionsprozesse zwischen besitzendem Burgertum und
dem Kleinburgertum, im gleichen Male aber auch gegenuber dem Proletariat,
deutlich. Hier ist primér die Funktion der Mittelschule zu sehen: Kinder aus den
unteren Schichten verblieben in der Elementarschule, da sie wegen der
geforderten Schulgeldzahlungen und der gegenuber der Volksschule langeren
Schulzeit auf den Besuch der Mittelschule verzichten mussten. Die Kinder aus
dem Kleinburgertum, dem unteren Mittelstand, sahen sich mit entsprechenden
Begriindungen vom Besuch der hoheren Schule ausgeschlossen und auf die
Mittelschule verwiesen. Den Absolventen der Mittelschule wurde durch die
Verweigerung der ,,Berechtigungen® der Zugang zu den hoheren Stufen des
staatlichen Bildungswesens und damit Madoglichkeiten eines weiterfiihrenden
beruflichen Aufstiegs verwehrt.

Fur den gesamten Untersuchungszeitraum lasst sich eine Entsprechung aufzeigen
zwischen  dem  staatlich institutionalisierten ~ Schulwesen und  der
Klassengesellschaft des 19. Jahrhunderts und den ersten Jahrzehnten des 20.
Jahrhunderts. Die Mittelschule wurde nicht primdr begriindet, um
Bildungsanspriiche bestimmter Schichten zu befriedigen, sie wurde als
schulischer Abwehrmechanismus der oberen Schichten gegenlber unteren
gesellschaftlichen Schichten instrumentalisiert.

Vor allem die ungeloste Berechtigungsfrage erschwerte nachhaltig die
Entwicklung und den Status der Mittelschule nahezu im gesamten
Untersuchungszeitraum: Die Zuordnung der Mittelschule zum niederen, also
Volksschulwesen und dezidiert nicht zum hoheren Schulwesen bedeutete zwar,
dass eine uber die Volksschule hinausgehende Bildung vermittelt wurde, die
jedoch — wie die Volksschulen — vom Berechtigungserwerb ausgeschlossen blieb.
Den Absolventen der Mittelschule blieben nahezu im gesamten Unter-
suchungszeitraum weitergehende Berechtigungen versagt, sie erhielten so bis zum
Ende des Kaiserreiches nie das ,,Einjahrig-Freiwilligen-Privileg“, d.h. das Recht,
den Militérdienst verkirzt zu leisten. Sie mussten damit auch auf alle mit diesem
Privileg  verbundenen Rechte verzichten. Auch waren mit dem
Mittelschulabschluss nicht die Berechtigungen der ,,Obersekundareife* hoherer
Schulen verbunden. Damit war den Absolventen der Mittelschule auch der
Zugang zu einem weiterfihrenden gesellschaftlichen Aufstieg verwehrt. Einige
Berechtigungen, die den Mittelschulabsolventen in einem eingeschrankten Mafe
erteilt wurden, sind nie als Ausgleich fir die Verweigerung der ,,militarischen
Berechtigung* angesehen worden. Die erteilten Berechtigungen zeigen, dass diese
vor allem die Mdglichkeiten fiir den Eintritt in untere Verwaltungsstelle und den
Zugang zu Fachschulen eréffneten.

Generell lassen die  systematisierten Einschrankungen erkennen, dass die
Mittelschule in  ihren  Entwicklungsmdéglichkeiten  bereits mit ihrer
Institutionalisierung existentiell behindert wurde. Erschwerend muss in diesem
Zusammenhang der Verzicht der beiden anderen Schulformen — Volksschule und
hohere Schule — gesehen werden, sich mit der Mittelschule inhaltlich und
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organisatorisch auseinander zu setzen. Einerseits war die Volksschule bemiiht, die
leistungsfahigeren Schiler nach Maoglichkeit in die gehobenen Klassen der
Volksschule zu integrieren. Andererseits wurden Bemihungen der hoheren
Schule erkennbar, mit denen diese grundsatzlich verhindern wollte, einen Anteil
ihrer Schillerschaft an die Mittelschule zu verlieren.

Als ein wesentliches Kriterium einer Existenzsicherung der Mittelschule nach
ihrer Institutionalisierung muss auch die wirtschaftliche Lage Preuflens im
gesamten Untersuchungszeitraum bericksichtigt werden. Institutionalisiert wurde
die Mittelschule in PreuBen in einer Phase der wirtschaftlichen Blite, wobei die
mit der Einrichtung der Mittelschule verbundenen Intentionen, vor allem mit ihrer
Ausrichtung auf den Mittelstand, glnstige Entwicklungsmdoglichkeiten flr die
neue Schulform versprachen. Aber die bereits ab 1873 einsetzende negative wirt-
schaftliche Entwicklung, die bis zur Wirtschaftskrise der Weimarer Republik
eskalierte, beeinflusste dann auch die weitere Entwicklung der Mittelschule
beinahe zwangslaufig. Die mit der steigenden Arbeitslosigkeit verbundenen
Schwierigkeiten, nach Beendigung der Schulzeit einen Ausbildungsplatz zu
erhalten, fihrten dazu, dass viele junge Menschen langer in der Schule verblieben,
als sie es unter gunstigeren wirtschaftlichen Voraussetzungen getan hatten. Fur
diese langere Verweildauer in der Schule bot sich aber nur die héhere Schule an.
Dies hatte zur Konsequenz, dass viele Schiler von vornherein den Besuch der
héheren Schule dem der Mittelschule vorzogen. Auch die Einstellung, dass in
Zeiten wirtschaftlicher Schwierigkeiten eine gute Ausbildung und auch eine gute
Allgemeinbildung von Vorteil sei — worunter in der Regel der Besuch der héheren
Schule verstanden wurde — verschaffte der hoheren Schule in der Offentlichkeit
erhebliche Akzeptanzvorteile gegeniliber der Mittelschule.

Das Ringen der neuen Schulform Mittelschule um Legitimation — auch in
Abgrenzung zur Volksschule und den hoheren Schule — bildete sich in den
vielféltigen Diskussionen in der Verbandszeitung der Mittelschule ab. Die
fehlende Bereitschaft zur Akzeptanz der Mittelschule, die sich bei der hoheren
Schule durch eine permanente Nichtbeachtung &uRert, von Seiten der VVolksschule
dagegen in einer standigen Anfeindung manifestiert, verdeutlicht sich in der
Einrichtung einer standigen Rubrik in der Verbandszeitschrift mit dem Titel: ,,Aus
dem Lager unserer Gegner”“. Die vielfachen Vorbehalte der Volksschule
gegenilber der Mittelschule wurden deutlich u.a. bei den Bemihungen um die
Einrichtung der Einheitsschule, die von den Vertretern der Volksschule
nachdrucklich unterstitzt wurden.

Die analysierten Beispiele zeigen in ihrer Gesamtheit, dass durch
bildungspolitische Rahmungen und MalRnahmen der Unterrichtsverwaltung der
Mittelschule die aus ihrer Sicht notwendigen Unterstiitzungen verweigert wurden.
Dies fiihrte bei den Vertretern der Mittelschule zu einem erheblichen MaR an Ver-
bitterung. Die politische und die wirtschaftliche Entwicklung, die in Deutschland
dem Nationalsozialismus den Weg bereitete, wurde von der Lehrerschaft der
Mittelschule mehrheitlich bereitwillig und beifallig begleitet. Es konnte gezeigt
werden, dass auch die nationalsozialistische Schulpolitik der Mittelschule —
zumindest aus der Sicht der ausgewerteten Beitrage ihrer Verbandszeitschrift —
nicht die erhoffte und gewilnschte Unterstiitzung gewéhrte. Der Mittelschule
drohte vielmehr mit der Einrichtung der Hauptschule sogar die endglltige
Abschaffung.
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7.2 Lehrer und ihre Ausbildung

Die Analyse der Situation der Lehrer an Mittelschulen erfolgte schwerpunktméfig
immer hinsichtlich ihrer Ausbildung. An diesem Segment lasst sich besonders
nachdricklich zeigen, wie wenig unabhéngig die Situation der Mittelschule im
gesamten Untersuchungszeitraum geblieben ist. An der fur die Mittelschule
praktizierten Lehrerausbildung ldsst sich in besonders deutlicher Weise die
fehlende Stringenz in der Entwicklung dieser Schulform aufzeigen. Eine nie
geklarte institutionelle Verortung fiir die Ausbildung der Mittelschullehrer mit
den aufgezeigten wechselnden Ausbildungsstatten wie Lehrerseminar oder
Akademie, die unter-schiedlichen Voraussetzungen hinsichtlich der Vorbildung
der Lehrer an Mittelschulen sowie Tendenzen in dem Bemihen um eine
universitatsbezogene Ausbildung erschwerten die Ausformung einer einheitliche
Struktur der Lehrerbildung fiir diese Schulform. Abgesehen von den letzten drei
Jahren wurde im gesamten Untersuchungszeitraum fir die Bewerber um das Amt
eines Lehrers an Mittelschulen keine verbindliche Ausbildungsordnung vorgelegt.

Drei zentrale Thesen sollen die entscheidenden Defizite in der Lehrerbildung fir
die Schulform Mittelschule charakterisieren:

These 1. Im gesamten Untersuchungszeitraum hat es nie eine auf die Mittelschule
bezogene Lehrerausbildung gegeben.

Bei der Analyse aller Prifungsordnungen fir Lehrer an Mittelschulen fur den
gesamten Untersuchungszeitraum konnte festgestellt werden, dass es in erster
Linie immer Volksschullehrer waren, die zu den Mittelschullehrerprifungen
zugelassen wurden.

Die bei der Analyse der die Mittelschule betreffenden ,,Bestimmungen* aus den
Jahren 1910, 1925 und 1939 mit den jeweils sichtbar gemachten steigenden
Anforderungen an die schulische Arbeit hatte als notwendige Konsequenz eine
jeweilige Anpassung der Ausbildungs- und Prifungsordnungen fur die Lehrer
erfolgen missen. Erst im Jahre 1942 wurde fur die ,,Nachfolgeschulform® der
Mittelschule, die Hauptschule, eine Ausbildungs- und Prifungsordnung vorgelegt.
Als Voraussetzungen zu dieser Prufung galt aber weiterhin die Tétigkeit als
Volksschullehrer und die Vorbereitung auf die Prifung im Selbststudium.

In den Bestimmungen fiir die Mittelschule wurde der Mittelschule immer eine
eigenstandige Stellung neben den Schulformen Volksschule und héherer Schule
attestiert. Hinzu kamen auch schulform-spezifische Organisationsformen, wie
Fachunterricht und spezifische Unterrichtsfacher, die die Mittelschule von der
Volksschule unterschieden. Hierzu sind der fremdsprachliche Unterricht zu z&hlen
und die starkere Ausdifferenzierung der naturwissenschaftlichen Facher.

Die Mittelschule hat im Verlauf ihrer Entwicklung auf ihre Schulform bezogene
Lehrplane und Schulbuicher mit spezifischen Zielvorgaben konzipiert und diese
immer wieder aktualisiert. Flr die Mittelschule mit ihrer schulformspezifischen
Eigenart hatte somit unter den Bedingungen eines gegliederten Schulwesens auch
eine schulform-spezifisch ausgebildete Lehrerschaft zur Verfligung stehen
mussen. Es ist nicht vorstellbar, dass in den Unterrichtsverwaltungen diese
Mangel nie erkannt worden sind. Es muss daher davon ausgegangen werden, dass
diese permanenten Defizite vielmehr stets billigend in Kauf genommen worden
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sind. Die Verweigerung einer identitatsstiftenden schulformbezogenen
Lehrerausbildung hat in einem erheblichen MaRe der Mittelschule die
Madglichkeit genommen, sich zu einer selbstdndig-unabhangigen Schulform zu
entwickeln.

These 2. Im gesamten Untersuchungszeitraum hat es immer unter-schiedliche
Eingangsvoraussetzungen fur die Zulassung zum Amt des Lehrers an
Mittelschulen gegeben.

Aus den fiir die Bewerber um das Amt eines Lehrers an Mittelschulen vorgelegten
Prifungsordnungen konnte abgeleitet werden, dass die Tatigkeit als
Volksschullehrer die Grundvoraussetzung fir die Zulassung zu dieser Prufung
war. Uber diesen priméren Personenkreis hinaus, war einer weiteren Klientel die
Maoglichkeit geboten, das Amt des Lehrers an Mittelschulen zu erwerben. Dazu
gehorten vor allem Geistliche, die neben der Tatigkeit an der Schule ein
kirchliches Amt innehatten oder auf die Ubernahme eines solchen Amtes
warteten. Fir diesen Personenkreis musste ein nur reduziertes Interesse an der
Schulform angenommen werden, da dieses wahrscheinlich in erster Linie dem
kirchlichen Amt gehorte. Solche Vorbehalte missen auch flr die ,,akademisch
gebildeten” Mittelschullehrer angenommen werden, die sich nach dem Studium
an einer Universitat um eine Tatigkeit an der Mittelschule bewarben. Da es sich
hier um einen Personenkreis handelte, der urspriinglich ein anderes Karriereziel
hatte — in der Regel ein Lehramt an der héheren Schule — missen dhnliche
Abstriche bezuglich der Identifikation dieser Personen mit der Mittelschule
indiziert werden. Da aus der Zugehdrigkeit zu einer der angesprochenen Gruppen
auch Rechte beziglich der Beforderungsstellen abgeleitet werden konnten, war
ein permanentes Spannungsverhaltnis zwischen den einzelnen Gruppen — grob
geteilt in eine ,,seminarisch* und eine ,,akademisch* gebildete Lehrerschaft — zu
erkennen.

These 3. Die Vorbereitung auf die Priifung zum Lehrer an Mittelschulen musste
ausschliel3lich auf autodidaktischem Wege erfolgen.

Es hat fiir den gesamten Untersuchungszeitraum nie eine konstituierte
eigenstandige Form der Lehrerausbildung fur die Mittelschule gegeben. Einzige
Anleitung fir die Volksschullehrer, die sich auf die Mittelschullehrerprifung
vorbereiten  wollten, waren die in den jeweiligen Bestimmungen
festgeschriebenen Unterrichtsinhalte. Dartiber hinaus wurden die Bewerber
institutionell allein gelassen und bereiteten sich autodidaktisch auf die Prufung
vor. Auch Entlastungen, z.B. durch eine zeitliche Reduzierung der
Unterrichtstatigkeit, waren nicht vorgesehen. Dass trotz dieser Schwierigkeiten
eine grofle Zahl von Volksschullehrern den Weg in die Mittelschule wahlte, lasst
sich wie folgt begriinden: in der Hohe der Besoldung, die an der Mittelschule
geringfugig héher war als an der Volksschule, den an der Mittelschule gegentiber
der Volksschule besseren Arbeitsbedingungen — Klassen mit weniger Schilern
oder besser ausgestattete Fachrdume - aber auch in dem personlichen
Karriereanspruch, durch die selbstdndige, freiwillige Ausbildung und die
bestandene Prufung aufzusteigen. Gerade in dem letztgenannten Argument war
auch eine der Begrindungen fir die Spannungen zu sehen, die zwischen den
Lehrergruppen der beiden Schulformen immer bestanden haben: Die
Volksschullehrer bezichtigten die Mittelschullehrer der Uberheblichkeit und
unterstellten Bestrebungen zur ,,Absonderung®“. Aus den dargestellten Befunden
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lasst sich vorsichtig interpretieren, dass die Mittelschullehrer vielleicht zu wenig
unternommen haben, diesem Vorwurf offensiv zu begegnen bzw. zu entkraften.

Insgesamt muss die im gesamten Untersuchungszeitraum praktizierte Ausbildung
der Lehrer fir die Mittelschule als ein charakteristisches Moment fur die nie
abgeschlossene Entwicklung der Mittelschule zu einer vollen Eigenstandigkeit
neben der Volksschule und der héheren Schule gesehen werden.

7.3 Chemieunterricht

Fir die Analyse und Darstellung des naturwissenschaftlichen Unterrichts an der
Mittelschule wurden wesentliche in der Verbandszeitschrift ,,Die Mittelschule*
veroffentlichte Beitrdge zu diesem Thema ausgewertet. Der Aussagewert wurde in
seiner Authentizitdt dadurch erhoht, dass fir die Zeit ab 1887 hiermit die
zeitgenossischen Auffassungen der unmittelbar beteiligten Lehrer einbezogen
wurden.

In der Arbeit wurden die grundsatzlichen  Bestrebungen, den
naturwissenschaftlichen Unterricht im Facherkanon der Mittelschule zu
verankern, in allen Untersuchungsphasen herausgearbeitet. Die Analyse des
naturwissenschaftlichen Unterrichts wurde in der Arbeit auf den Chemieunterricht
konzentriert. Die Einfuhrung, Organisation sowie die didaktisch-methodische
Gestaltung des Unterrichtsfaches Chemie zeigt eindrucksvoll das Ringen der
Lehrer, diesem Segment des naturwissenschaftlichen Unterrichts seinen
Bedeutungsspielraum zu geben. Dieser lieB im Untersuchungszeitraum -
insbesondere bei der Analyse der jeweiligen Lehrplane — die wechselvolle
Spannung zwischen dem ph&nomenologisch ausgerichteten Fachunterricht und
dem wissenschaftsorientierten Unterricht erkennen, die vor allem bei den
Analysen der jeweiligen Lehrpléne aufgezeigt werden konnte.

Der im Untersuchungszeitraum sichtbar werdende Wechsel in der Auffassung
uber den Stellenwert des naturwissenschaftlichen Unterrichts konnte am
Bedeutungswandel der chemischen Formel und ihrer Behandlung im Unterricht
gezeigt werden. Bei der Analyse des Themenbereichs ,Experimentalunterricht’
konnte das Bemuhen der Lehrer deutlich gemacht werden, dem Chemieunterricht
an der Mittelschule ein in didaktisch-methodischer Hinsicht schulform-spezifisch
gepréagtes Profil zu geben. Die Behandlung der chemischen Formel spiegelt
zugleich ein Stick weit die Geschichte des Chemieunterrichts im
Analysezeitraum wieder.

Hinsichtlich der Arbeit mit dem Lehrbuch im Chemieunterricht der Mittelschule
konnte festgestellt werden, dass einerseits Schulbiicher aus anderen Schulformen
— bevorzugt der hoheren Schule — Gbernommen wurden. Andererseits lagen in den
Jahren nach der Institutionalisierung im Jahre 1872 nur eine begrenzte Zahl von
Schulbiichern vor, die fur den Unterricht an der Mittelschule konzipiert waren.
Erst ab 1925 standen Chemiebiichern zur Verfiigung, die ausschlieflich fur die
Arbeit an der Mittelschule entwickelt worden waren. Am exemplarischen Feld der
Entwicklung schulformbezogener Chemielehrbiicher konnten Probleme des
naturwissenschaftlichen Unterrichts und hierlber wiederum Aspekte der
Einordnung der Mittelschule in das schulische Gesamtsystem diskutiert werden.
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Grundsatzlich l&sst sich konstatieren, dass die ausschliefliche Zuordnung der
Schulform Mittelschule als Schule der realistischen Bildung — also einer in
besonderer Weise naturwissenschaftlichen Lehrinhalten verpflichteten Schule —
sich fir den gesamten Untersuchungszeitraum nicht aufrechterhalten lasst. Die
vielfachen Differenzierungen in verschiedene Lehrplantypen, mit denen die
Mittelschule einer moglichst breiten Schilerklientel gerecht werden wollte, hat
eine allgemeine naturwissenschaftliche Schwerpunktbildung im Facherkanon der
Mittelschule behindert. Diese Aussage lasst sich auch dadurch verifizieren, dass
zumindest ein Lehrplan der Mittelschule immer auch als Ziel hatte, die
Absolventen auf den Besuch der hoheren Schule unmittelbar vorzubereiten.
Allerdings stand die Mittelschule hierbei in Konkurrenz zu dem sich bis Anfang
der neunziger Jahre des 19. Jahrhunderts ausdifferenzierenden Proanstalten
hoherer Schulen, insbesondere zu Realprogymnasien und Realschulen. Ein als
gleichberechtigt formuliertes weiteres Ziel der Mittelschule war es, ihre Schuler
auf die Ausbildung in kaufménnischen Berufen vorzubereiten, bei der
naturwissenschaftliche Inhalte ebenfalls keine VVorrangstellung hatten.

Sowohl fir die Zeit vor dem Ersten Weltkrieg als auch vor dem Zweiten
Weltkrieg  konnten Tendenzen einer Einbeziehung naturwissenschaftlich-
chemischer Erkenntnisse in den Unterricht dokumentiert werden. Es lie} sich
aufzeigen, wie diese Erkenntnisse fiir politische Zeitstromungen instrumentalisiert
wurden. In beiden Zeitrdumen wurde die inhaltliche Gestaltung des Unterrichts
erkennbar am Kriegsgeschehen ausgerichtet mit dem Ziel, militarische
Bestrebungen mit pseudowissenschaftlicher Beweisfiihrung zu legitimieren.

Mit der Einfuhrung der Hauptschule ab 1942 wird die reduzierte Bedeutung des
mittleren Schulwesens im schulischen Gesamtsystem ansatzweise dokumentiert.
Auch in dieser Schulform wurde der naturwissenschaftliche Unterricht kein
herausgehobenes Feld im Kanon der historisch etablierten Facherangebote.
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Anhang

Anlage 1

Eingesehene Zeitschriften:

In der nachfolgenden Liste sind padagogischen Zeitschriften zusammengestellt,
die auf die Veroffentlichung mittelschulrelevanter Artikel hin untersucht wurden.
Dabei wurde nach Mdéglichkeit versucht, Zeitschriften aus beiden Schulformen -
Volksschule und hohere Schule — zu berucksichtigen. In der Aufstellung sind
solche Zeitschriften erfasst, in denen keine Verdffentlichungen zur Mittelschule
nachgewiesen werden konnten. Dies gilt als Bestatigung fiir die an anderer Stelle
vertretene These, dass der Mittelschule von anderen Schulformen nur eine sehr
begrenzte Bereitschaft zur pddagogischen Auseinandersetzung eingerdumt wurde.

Allgemeine Deutsche Lehrerzeitung
Leipzig 4 (1852) — 66 (1914)

Der deutsche Schulmann - padagogisches Monatsblatt
Berlin 1 (1898) — 12 (1909)

Der praktische Schulmann - Archiv fiir Materialien zum Unterricht in
Realschulen, Burgerschulen, Volksschulen
Leipzig 1(1852) — 61 (1912)

Der Volksschullehrer - Organ des Deutschen Volksschullehrervereins
Koln 18 (1924) — 24 (1930)

Deutsches Bildungswesen (Hrsg. NSLB) - erziehungswissenschaftliche
Monatsschrift des Nationalsozialistischen Lehrerbundes

Minchen 1 (1933) — 6 (1936); weitergefuhrt als: Nationalsozialistisches
Bildungswesen.

Minchen 1 (1936) — 8 (1943)

Die deutsche Hauptschule - einziges Reichsfachblatt fir Hauptschulen im
Rahmen des NSLB
Reichenberg 1 (1941) — 4 (1944)

Die deutsche Volksschule - Magazin fir die Praxis der Erziehung und des
Unterrichts
Leipzig 1 (1870) — 30 (1899)

Die Lehrerfortbildung
Leipzig 1 (1916) — 9 (1924)

Die Volksschule - Halbmonatsschrift fir Wissenschaft und Praxis der Erziehung,
Lehrerbildung und Kulturpolitik
Langensalza 4 (1908/09) — 37 (1941/42)
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Die Volksschule - Zeitschrift der Reichsfachschaft 4 (Volksschule) des
Nationalsozialistischen Lehrerbundes
0.0. 1923/24 - 1936/37

Jahrbuch des Vereins flr Wissenschaftliche Paddagogik
Dresden 1869 - 1917

Mitteilungen der Gesellschaft fiir Deutsche Erziehung und Schulgeschichte
Berlin 1(1891) — 20 (1910)

Monatsschrift flir hdhere Schulen
Berlin 1 (1902) — 37 (1938)

Nationalsozialistisches Bildungswesen - Einzige erziehungswissenschaftliche
Zeitschrift der Bewegung
Miinchen 1933 - 1944

Padagogisches Archiv: Monatsschrift fur Erziehung, Unterricht und Wissenschaft
Leipzig 1 (1859) — 56 (1914)

Padagogisches Monatsblatt; aufgegangen in: Der deutsche Schulmann.

Berlin 1 (1898) — 12 (1909); weitergefihrt als: Blatter fur die Fortbildung des
Lehrers. Langensalza 1 (1907) — 17 (1924); weitergefthrt als: Padagogische
Rundschau - Monatsschrift fiir die innere und &ulRere Schulreform unter
besonderer Bertcksichtigung der Lehrerbildung. Berlin 1 (1924/25) — 7 (1928/29)

Padagogische Warte - Zeitschrift fiir Erziehung und Unterricht, Lehrerfortbildung
und Schulpolitik
Osterwiek/Harz 2 (1895) — 42 (1935)

Volk im Werden - Zeitschrift fir Kulturpolitik
Leipzig 1 (1933) — 12 (1944)

Zeitschrift fiir Geschichte und Erziehung des Unterrichts
Berlin 1 (1911) — 28 (1938)
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Anlage 2

Vorbereitende Verhandlungen im preuBischen Unterrichtsministerium
im Juni 1872 — Protokolle, hier: Liste der Teilnehmer?

1. Der Minister der geistlichen etc. Angelegenheiten Dr. Falk,

2. der Unterstaatssekretar Dr. Achenbach,

3., 4. die Geheime Oberregierungs-Réathe Stiehl und Dr. Stieve,

5., 6., 7. die Geheimen Regierungs-Réthe Linhoff, Wéatzold und von Cranach,
8. der Gerichts-Assessor von Wolf,

9. der Regierungs- und Schulrath Arnold aus Liegnitz,

10. der Regierungs- und Schulrath Bayer aus Wiesbaden,

11. der Regierungs- und Schulrath Bock aus Konigsberg,

12. der Geheime und Schulrath Kellner aus Trier,

13. der Regierungs- und Schulrath Spieker aus Hannover,

14. der Regierungs- und Schulrath Wetzel aus Stettin,

15. der Seminar-Director Fix aus Soest,

16. der Seminar-Director Giebe aus Bromberg,

17. der Seminar-Director Lange aus Segeberg,

18. der Seminar-Director Schorn aus Weil3enfels,

19. der Seminar-Director Treibel aus Braunsfeld,

20. der Schulvorsteher Bohm aus Berlin,

21. der der Hauptlehrer Dorpfelb aus Barmen,

22. der Dr. Schirm aus Wiesbaden,

23. der Director des Victoria-Bazars Carl Weil3 aus Berlin,

24. der Oberprasident a.D. von Kleist-Retzow, Mitglied des Herrenhauses,
25. der Regierungs-Rath von Mallinckrodt, Mitglied des Hauses der Abg. und des
Reichstages,

26. das Mitglied des Hauses der Abg. Dr. Paur aus Gorlitz,

27. der Prediger Richter aus Mariendorf, Mitglied des Hauses der Abg.,

28. der Gymnasial-Director a.D. Dr. Techow aus Berlin, Mitglied des Hauses der

Abg. und des Reichstages.

1 vgl. MAASSEN: Quellen zur Geschichte der Mittel- und Realschulpadagogik. 1. Band, 1959,
S.97
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Anlage 3

Liste der den Mittelschulen zuerkannten Berechtigungen

1907: Magistrat der Stadt Wiesbaden — Besuch der Klasse I, Rechnen und
Deutsch Note ,gut’ berechtigt zur Zulassung als Zivilanwarter fiir den stadtischen
Bureaudienst.

1907: Magistrat der Stadt Halle a.S. erteilt den Mittelschilern eine entsprechende
Berechtigung.®

1908. Amtl. Schulblatt f.d. Reg.-Bez. Merseburg: Das Reifezeugnis der
neunstufigen Knaben-Mittelschule in Wittenberg (Bez. Halle) wird fur die Folge
als Nachweis ausreichender Schulbildung fir den Eintritt als Post- oder
Telegraphengehilfe angesehen werden.”

1911: Der Minister der geistlichen und Unterrichtsangelegenheiten hat folgende
Verfligung erlassen, in der die Berechtigungen fur Mittelschuler amtlich bekannt
gegeben werden:

Diejenigen, die eine neunklassige Mittelschule erfolgreich bis zum Schluss
besucht haben, kénnen zugelassen werden:

1. zur Ablegung der Prufung fur Einjahrig-Freiwillige vor Vollendung des 17.
Lebensjahres, wenn sie sich am Unterricht in einer zweiten Fremdsprache
beteiligt haben;

2. als Anwérter zum mittleren Post- und Telegraphendienst;
3. in die Vorklassen der hoheren Maschinenbauschulen zu Kéln und Posen;

4. in die funfte Klasse der hohern Maschinenbauschulen, wenn sie sich die
Berechtigung zum einjahrig-freiwilligen Militardienst erworben haben;

5. in die zweite Klasse der Praparandenanstalten;

6. zum Besuch der staatlichen hoheren Gértneranstalt in Geisenheim und
Proskau;

7. zum Bureaudienst in der Mehrzahl der Stadte und Provinzen.

Fur den Besuch der Landwirtschafts- und Forstlehrlingsschulen und fur die
Laufbahn des Forstschutzdienstes sowie fir die Stellung eines mittleren
technischen Beamten in der Weinbauverwaltung erhalten sie &hnliche
Berechtigungen wie sie die Schiiler héherer Schulen besitzen.”

1912: Einrichtung von Seminaren flr Landwirte. Angehenden Leitern mittlerer
und groRerer landwirtschaftlicher Betriebe soll Gelegenheit geboten werden, die
fir die sachgemaBe Ausibung des Berufs notwendigen theoretischen
Fachkenntnisse zu erwerben. Zugelassen werden solche Landwirte, die u.a. eine

2Vgl. 0.V.: Berechtigung der neunklassigen Knabenmittelschule. In: MS 21 (1907), S. 189

*Vgl. 0.V.: Berechtigung der neunstufigen Knabenmittelschule. In: MS 21 (1907), S. 55

*Vgl. 0.V.: Berechtigung der neunstufigen Knabenmittelschule. In: MS 22 (1908), S. 192

> Vgl. Berechtigungen fiir Schiiler und Schiilerinnen voll eingerichteter Mittelschulen. In:
ZENTRALBLATT 1911, S. 396 f
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funfjahrige landwirtschaftliche Praxis und den erfolgreichen Besuch der obersten
Klasse einer Mittelschule mit neunjahrigem Kursus nachweisen kénnen.®

1916: Eine Auflistung der Berechtigungen fir Mittelschiler ist identisch mit der
Liste von 1912, lediglich werden nun erwéhnt:

1. zur Aufnahme in die unterste Fachklasse einer Landwirtschaftsschule;

2. zum Eintritt in die Lehre fur den Forstschutzdienst.’

1921: Absolventen der als vollentwickelt anerkannten Mittelschulen, die auf dem
Abgangszeugnis in den F&achern Rechnen/Raumlehre und Naturkunde das
Préadikat ,,gut* erhalten haben, kénnen ohne Aufnahmeprifung zum Besuch der
héheren Maschinenbauschulen zugelassen werden. Voraussetzung ist eine

zweijéhrige praktische Werkstattté\tigkeit.8

1928: Am 14. Marz 1928 gibt der preul3ische Minister fir Wissenschaft, Kunst
und Volksbildung die Berufsgange bekannt, zu denen die Inhaber der
Schlusszeugnisse einer als voll ausgestaltet anerkannten Mittelschule zugelassen

werden:®

Hohere Handelsschule, (Note ,,gut” in Deutsch und in einer Fremdsprache);
Hohere Maschinenbauschulen, (Note ,,gut* in Mathematik und Naturkunde);
Baugewerkschulen, (Befreiung von der Aufnahmeprifung);

PreufRische Staatsforsterlaufbahn;

Hohere Lehranstalten flr praktische Landwirte;

Wiesenbauschulen (Fachschulen fiir Kulturbau);

Beschleunigte Ausbildung als Polizeiwachtmeister und Polizeioffiziere;

© N o gk~ w0 DR

Ausbildung als Privatmusiklehrer.

1929: Die Stadtische Gewerbe-Hochschule in Kothen (Anh.) will Gesuche von
tichtigen Absolventen der Mittelschule um Zulassung besonders dann
wohlwollend gepruft werden, wenn sie die ,,besten Zeugnisse in Mathematik,
Physik, Chemie und Zeichnen* und gute Zeugnisse Uber ihre praktische

iy ; 10
Bewéhrung vorlegen kénnen.

1931: Das Pharmakologische Institut der Universitat Jena hat das Schlusszeugnis
der preuBischen Mittelschule als gleichwertig mit der Sekundareife einer hoheren
Lehranstalt anerkannt und nimmt Mittelschilerinnen, die den erfolgreichen

®Vgl. 0.V.: Eine weitere Berechtigung der Mittelschule. In: MS 26 (1912), S. 211

"Vgl. KRUGER: Denkschrift iiber die Bedeutung, die Stellung und den weiteren Ausbau der
Mittelschule in PreuBen. In: MS 30 (1916), S. 389

®Vgl. 0.V.: Erweiterung der Berechtigung der Mittelschiiler. In: MS 34 (1920), S. 475

% Berechtigungen der als voll ausgestaltet anerkannten Mittelschule. In: ZENTRALBLATT 1928,
S. 102

9vgl. 0.V.: Zulassung zur Stadtischen Gewerbehochschule. In: MS 43 (1929), S. 128
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Besuch einer anerkannten Mittelschule nachweisen, in seine Ausbildungskurse
11
auf.

1935: Aus einer Veroffentlichung des Unterrichtsministeriums™2 geht hervor, dass
von den bisherigen Berechtigungen drei zurtick-genommen wurden:

— Baugewerksschule
— Wiesenschule
— Beschleunigte Ausbildung im Polizeidienst.

1936: Einrichtung der Laufbahn zum Fihrer und Amtswalter im
Reichsarbeitsdienst. Mittelschulabsolventen konnten fiir den Eintritt in den
mittleren Dienst eine Ersatzprifung, die Feldmeisterpriifung des Arbeitsdienstes,

13
ablegen.

1938:  Zulassung  mit  Sonderreifeprifung  zum Studium™  der
Wirtschaftswissenschaften, der Land- und der Forstwirtschaft, des Gartenbaus,
des Brauerei- und Brennereiwesens, des Zuckerfabrikwesens, sowie zum Studium
an den technischen Hochschulen und Bergakademien. Voraussetzung fir die
Zulassung zur Sonderreifepriifung war der Abschluss der htheren Handelsschule,
zu der Mittelschulabsolventen zugelassen waren.

1939: Absolventen einer anerkannten vollausgestalteten Mittelschule konnten
zum Eintritt in den gehobenen Dienst zugelassen werden. ™

vgl. BUHTZ: Neue Berechtigung fiir Mittelschiilerinnen. In: MS 45 (1931), S. 169

2\/gl. GAILE: Anderungen in den Berechtigungen der Mittelschulreife. In: MS 49 (1935), S. 509

3vgl. 0.V.: Erneuter Einbruch in das tberlieferte Berechtigungswesen. In: MS 50 (1936), S. 398

v/gl. DUWE: Ein weiterer Fortschritt in der Berechtigungsfrage. In: MS 52 (1938), S. 313

1> Verordnung iber die Vorbildung und die Laufbahnen der deutschen Beamten. In:
REICHSGESETZBLATT 1939, Nr. 38. S. 371



- 174 -

Quellen- und Literaturverzeichnis

I. Zeitgendssische Quellen und Literatur

A: Die Verbandszeitschrift ,,Die Mittelschule*

Der Titel der im Zeitraum von 1887 bis 1943 erschienene Zeitschrift wurde im
Erscheinungszeitraum mehrfach gedndert: 1889: Die Mittelschule - Padagogische
Zeitschrift fur die Interessen des deutschen Mittel- und Volksschulwesens.
Zentralorgan der Rektoren, Haupt- und Mittelschullehrer Deutschlands; ab 1922:
Die Mittelschule - Zeitschrift fir das gesamte mittlere Schulwesen; ab 1933: Die
Mittelschule - Zeitschrift der Fachschaft Mittelschule; ab 1935: Die Mittelschule -
Zeitschrift der Reichsfachschaft Mittelschule im Nationalsozialistischen
Lehrerbund

Darin:

Backheuer, W.: Schulabbau und Mittelschule. 38 (1924), S. 31-33
Binder: Protokoll zur Reichsschulkonferenz. 34 (1920), S. 281-291
Bunse: Mittelschulfragen. 10 (1896), S. 164-168

Colin: Von der Mittelschule in der Kleinstadt und auf dem Lande. 32 (1918),
S. 385-394

5. Conrad, P.: Die Stellung der Versuche im Physikunterricht.4 (1890), S. 17-
25

6. Duwe, W.: Ein weiterer Fortschritt in der Berechtigungsfrage. 52 (1938), S.
313

7.  Eckard, O.: Grundlagen, Ziele und Wege nationalsozialistischer Erziehung.
27 (1935), S. 334 ff

8. Eckard, O.: Wie kann der naturwissenschaftliche und mathematische
Unterricht der Mittelschule den Forderungen der Gegenwart dienen? 29
(1915), S. 73-76

9. Eckard, O.: Die Idee der Mittelschule unter Bertcksichtigung der
politischen und péadagogischen Strdmungen der Gegenwart. 47 (1933), S.
306-311

10. Eckard, O.: Nationalsozialistische Ausrichtung des Unterrichts. 51 (1937),
S.515

11. Erler, Arnold: Der Vierjahresplan im Naturkunde-Unterricht der
Mittelschule. 51 (1937), S. 363-365

12. Franke: Zur 13. Hauptversammlung des PreuBischen Vereins fur
Mittelschulen und héhere Madchenschulen. 21 (1907), S. 377

13. Friedrichs, G.: Was hat die Mittelschule von der Einheitsschule zu erwarten.
26 (1912), S. 620-623

14. Fulda, Friedrich Wilhelm: Vom leidigen neuzeitlichen Schulbuch. 43 (1929),
S. 358-359

M w DN e



15.
16.
17.
18.
19.

20.

21.

22.

23.
24.
25.

26.
217.

28.
29.

30.

31.

32.
33.

34.

35.
36.

37.

38.

39.

- 175 -

Gabbert: Die Vorbildung des Mittelschullehrers. 25 (1911), S. 211-218
Gehrts: Zur Organisation der Mittelschulen. 8 (1894), S. 247-252
Gerhard, H.: Reformen im Chemieunterricht. 51 (1937), S. 51-52
Gerhard, H.: Holz, Zellulose und Zellstoff. 52 (1938), S. 33-35

Graewe, Herbert: Deutscher Gummi, seine Herstellung aus deutschen
Rohstoffen. 54 (1940), S. 23-24

Gunther, H.: Uber einige Hemnisse in der bisherigen Entwicklung der
Mittelschule. 7 (1893), S. 319-326

Haase, E.: Die Stellung des Experimentes im Chemieunterricht. 18 (1904),
S.1-6

Heinemann, K.: Die Vorbildung des Mittelschullehrers. 34 (1920), S. 165-
167

Hesse, Otto: Mittelschule und héhere Schule. 27 (1913), S. 325-338
Hoffmann, F.: ,,Mittlere Reife”. 51 (1937), S. 488 f

Horn, M.: ,,Die Reform der Mittelschullehrerausbildung und -priifung
spaterer Entscheidung vorbehalten!* 45 (1931), S. 512-514

Jacob: (Buchrezension) ,,Realienbuch®. 28 (1914), S.446

Jank, R.: Mittelschule oder Aufbauklassen auf die \Volksschule unseres
Schulwesens. 43 (1929), S. 105-109

Klatt, W.: H6here Schule und Mittelschule. 39 (1925), S. 592-594

Korsten, Joh.: Die zukunftige Lehrerbildung und wir Mittelschullehrer. 36
(1922), S. 418-422; 433-436; 465-469

Kriger, R.: Physikalische Schileribungen in der Mittelschule. 25 (1911), S.
29-35

Lange, Willi: Sacheinheit und systematischer Aufbau im Chemieunterricht
der Mittelschule. 57 (1943), S. 36-38

Laue: Zur Schulbiicherfrage. 45 (1931), S. 570

Losch, Otto: Die Mittelschule im Rahmen der rassenpolitischen Aufgabe der
deutschen Schule. 50 (1936), S. 238-241

Lucas, A.: Die rassenpolitischen Aufgaben nach den neuen Lehrplénen fur
die Mittelschule. Beilage 54 (1940), S. 7 f

Maassen, Nicolaus: Der Ausbau der Mittelschule. 52 (1938), S. 254-256

Maassen, Nikolaus: Die Losung der Berechtigungsfrage aus
volksorganischem Denken. 53 (1939), S. 109-112

Maassen, Nikolaus: Welche Aufgaben erwachsen der Mittelschule bei der
Durchfiihrung der neuen Bestimmungen? 54 (1940), S. 23 f

Maassen, Nikolaus: Die Bestimmungen (ber Erziehung und Unterricht in
der Hauptschule. 56 (1942), S. 69-71

Meyer, O.: Ein Stiefkind in unserem Mittelschullehrplan. 37 (1923), S. 101-
102



40.
41.
42.

43.
44,
45.
46.
47.
48.

49.

50.
51.

52.

53.

54,

55.

56.
57.

58.
59.
60.

61.

62.

63.

64.

65.

66.

- 176 -

Meyer, Wilhelm: Weltkrieg und Naturlehreunterricht. 29 (1915), S. 416-420
Moller: Mittlere Reife und Laufbahnfragen. 37 (1923), S. 49

Moller: Mittelschullehrerprifung gesperrt, Neuordnung der
Mittelschullehrerausbildung vertagt? 45 (1931), S. 477-479

Moller: Zur Neuordnung des mittleren Schulwesens. 54 (1940), S. 38-39
Miller, K.: Mittelschule und héhere Schule. 39 (1925), S. 460-462
Nagel, Ludwig: Die Verschulung Deutschlands. 43 (1929), S. 199-203
Nuyken, W.: Unsere Heiz- und Treibstoffe. 55 (1941), S. 21-22

Otto, Hermann: Die Bedeutung der Mittelschule. 47 (1933), S. 62-64

Peter, G.: Erziehender Physik- und Chemieunterricht in der Mittelschule. 50
(1936), S. 310-311

Peter, G.: Der Naturlehreunterricht in der Hauptschule. 56 (1942), S. 149-
152

Pfannenschmidt: Mittelschule in Not. 42 (1928), S. 565

Pfannenschmidt: Vorschlage fir Vereinheitlichung und Preissenkung der
Mittelschul-Lehrblcher. 45 (1931), S. 467-468

Poppe: Die Mittelschule und die nationale Einheitsschule. 28 (1914), S.
434-435

Richter, P.. Der gegenwaértige Stand der Mittelschulfrage mit besonderer
Rucksicht auf die neuesten schulgesetzlichen Bestimmungen. 9 (1895), S.
321-330

Rdébel, A.: Die Gleichschaltung. 47 (1933), S. 318
Schmidt, Richard: Finf- oder sechsstufige Mittelschule? 36 (1922), S. 4-10
Schmidt, Otto.: Die Schulreformbewegung. 34 (1920), S. 167-172

Schremmer, Wilhelm: Die Mittelschule im Neubau des deutschen
Schulwesens. 33 (1919), S. 257-269

Schwabe, Friedr.: Vierjahresplan und Schule. 51 (1937), S. 49-52
Schwarzhaupt, W.: Zur Lehrerbildungsfrage. 38 (1924), S. 306-307

Schwedler, O.: Schuleribungen im physikalischen und chemischen
Unterricht. 24 (1910), S. 467-470

Schwochow, H.: Uber die neue Prifungsordnung der Lehrer an
Mittelschulen vom 1. Juli 1901. 16 (1902), S. 101-109

Simon: Mittelschule oder Rektoratsschule? 32 (1918), S. 410-415

Sporleder: Die neuen Bestimmungen uber die Knaben- Mittelschulen und
ihr EinfluR auf die kleineren Stadte, insbesondere solche, die neben der
Mittelschule noch eine Realschule haben. 26 (1912), S. 33-44

Stahlin: Aus dem Kampf um die Einheitsschule. 31 (1917), S.

Stephan: Wie sind neunstufige Mittelschulen nach den Forderungen unserer
Zeit einzurichten? 16 (1902), S. 415-422

Tews: Protokoll zur Reichsschulkonferenz. 34 (1920), S. 281-291



67.
68.
69.
70.
71.

72.
73.
74.

75.

76.

77.

78.
79.

80.

81.

82.
83.
84.

85.

86.

87.

88.
89.
90.
91.
92.
93.

- 177 -

Thielke: Zur Lage. 47 (1933), S. 173

Thielke: Die Mittelschule wird Fachschaft im NSLB. 47 (1933), S. 643
Thormann, W.: ,,Die Mittelschule - Tagungsbericht. 40 (1926), S. 1-7
Umhofer, H.: Zur Mittelschulfrage. 4 (1890), S. 197-199

\Vollmer, G.: Einheitsschule oder sachgemale Angliederung der
verschiedenen Schularten aneinander. 30 (1916), S. 121-128

Weber, H.: Mittelschule und Praparandenanstalt. 22 (1908), S. 161-166
WeiR, Georg: Uberbildung und Mittelschulbildung. 43 (1929), S. 245-248

Wilke, E.: Zur Durchfiihrung der neunstufigen Mittelschule. 25 (1911), S.
181-189

Bestimmungen tber die Neuordnung des Mittelschulwesens. 24 (1910), S.
107-112

0.V.: (gez. Dch): Beitrage zur Wahrung der Standesinteressen. 1 (1887), S.
135

0.V.: (gez. — e.): Der Aufbruch der Nation und die Mittelschule. 47 (1933),
S. 157

0.V.: (gez. —er.): Schulfragen der Gegenwart. 48 (1934), S. 106-108

0.V. (gez. M.): Die Mittelschule im Dienste der Auslese. 49 (1935), S. 237-
239

0.V.: (gez. —r): Zur Frage der Ausbildung des Mittelschullehrers. 45 (1931),
S. 374-377

0.V.: (gez. —st): Die Ausnahmeverordnung gegen die Mittelschul-lehrer. 45
(1931), S. 602

0.V.: Die Ausbildung der Mittelschullehrer. 44 (1930), S. 53
0.V.: (gez. T.B.): Seminarisch oder akademisch? 4 (1890), S. 52-60

0.V.: Uber die Methode des physikalischen Unterrichts in der Mittelschule.
2 (1888), S. 32-47

0.V.: Petition — Bittschrift des PreuRischen \ereins der Lehrer und
Lehrerinnen betreffend die einheitliche Regelung der Organisation der
Mittelschulen. 11 (1897), S. 23-29

0.V.: Eine weitere Berechtigung der neunstufigen Knaben-mittelschule. 21
(1907), S. 55

0.V.: Weitere Berechtigung der neunklassigen Knaben-mittelschule. 21
(1907), S. 189

0.V.: PreuBische Statistik 1906. 24 (1910), S. 157

0.V.: Zulassung zur Kommissionsprifung. 25 (1911), S. 673

0.V.: Uniformierung der Lehrbticher fur Mittelschulen. 26 (1912), S. 117
0.V.: Bericht Uber die Sitzung des preuischen Landtags. 26 (1912), S. 247
0.V.: Erweiterung der Berechtigungen der Mittelschiler. 34 (1920), S. 475
0.V.: Die Schule der mittleren Reife. 37 (1923), S. 81-83



-178 -

94. o0.V.. Der Haushalt des Ministeriums fir Wissenschaft, Kunst und
Volksbildung im Hauptausschuf3 des Landtages. 37 (1923), S. 97

95. 0.V.: Die preuBische Notverordnung und die Mittelschullehrer. 45 (1931), S.
537

96. 0.V.: Wir und die Notverordnung. 45 (1931), S. 549
97. 0.V.: Zeitenwende. 47 (1933).S. 174

98. 0.V.: Gleichschaltung der Mittelschullehrer mit dem NSLB. 47 (1933), S.
205

99. 0.V.: Wo bleibt die Mittelschule. 47 (1933), S. 259
100. o.V.: Keine Fachschaft ,,Mittelschule”. 47 (1933), S. 442

101. o.V.: Erneuter Einbruch in das Uberlieferte Berechtigungswesen. 50 (1936),
S. 398 f

102. 0.V.: Was wird aus der Mittelschule? 54 (1940), S. 269



- 179 -

B: Quellen und Gesetzetexte

1. Eine wesentliche Grundlage der vorliegenden Arbeit sind die von dem fir das
Schulwesen zustdndigen Ministerium in PreuBBen herausgegebenen Gesetzestexte
und weitere Verlautbarungen. In der vorliegenden Arbeit werden diese Texte
zitiert unter ,,Centralblatt”, Zentralblatt” oder ,,Amtsblatt”. Diese Bezeichnungen
beziehen sich auf die folgenden ausfihrlichen Titel:

Centralblatt fir die gesamte Unterrichtsverwaltung in Preullen. Im Auftrage des
Herrn Ministers der Geistlichen, Unterrichts- und Medicinal-Angelegenheiten
herausgegeben.

Ab 1901: Zentralblatt fir die gesamte Unterrichtsverwaltung in PreuRen.
Herausgegeben in dem Ministerium der geistlichen, Unterrichts- und
Medizinalangelegenheiten.

Ab 1924: Zentralblatt fir die gesamte Unterrichts=Verwaltung in Preufen.
Herausgegeben in dem Ministerium fir Wissenschaft, Kunst und Volkshildung.
Ab 1935: Deutsche Wissenschaft, Erziehung und Volksbildung. Amtsblatt des
Reichsministeriums flr Wissenschaft, Erziehung und Volksbildung und der
Unterrichtsverwaltung der Lander.

2. PreuRische Gesetzessammlung 1814
3. Reichsgesetzblatt 1920

4. Amtsblatt des Kontrollrats in Deutschland 1947



- 180 -

C: Zeitgendssische Literatur

1.
2.

10.

11.

12.
13.
14.
15.

16.

17.

18.

19.

20.

Achinger, C.: Zur Frage der Einheitsschule. Elberfeld 1916

Ahrens, Karl: Das Mittelschulwesen in Holland. In: Padagogisches Archiv
14 (1872), S. 481-512

Arendt, R.: Gehort die Chemie als Unterrichtsgegenstand in die
Erziehungsschule. In: Jahrbuch des Vereins fur wissenschaftliche
Padagogik. 15 (1883), 199-211

Arendt, Rudolf: Lehrbuch der anorganischen Chemie nach den neuesten
Ansichten der Wissenschaft auf rein experimenteller Grundlage fiir hdhere
Lehranstalten und zum Selbstunterricht. Leipzig 1868

Baenitz, Carl: Ausfuhrlicher Lehrplan fir den Unterricht in der
anorganischen Chemie in Mittelschulen. In: Der praktische Schulmann. 26
(1873), S. 321-334

Benze, Rudolf und Pudelko, Alfred: Rassische Erziehung als
Unterrichtsgrundsatz der Fachgebiete. Frankfurt/Main 1937

Benze, Rudolf: Erziehung im GroRdeutschen Reich. Frankfurt/Main 1939

Binder, Erich: Beitrdge zur Entwicklungsgeschichte des chemischen
Unterrichts an deutschen Mittelschulen (Diss.). Leipzig 1903

Block, Rudolf: Schulfragen der Gegenwart. Leipzig 1916

Blumgrund, E.. Die Umgestaltung der Mittelschule in Ungarn. In:
Allgemeine deutsche Lehrerzeitung 51 (1899), S. 313-314

Boelitz, Otto: Die Bewegungen im deutschen Bildungsleben und die
deutsche Bildungseinheit. Leipzig 1926

Brohmer, Paul: Der naturkundliche Unterricht. Leipzig 1929
Buhtz, Ernst: Die Mittelschule. Leipzig 1926
Dannemann, Friedrich: Handbuch fur den physikalischen Unterricht

Dinter, Gustav Friedrich: Die vorziglichsten Regeln der Padagogik,
Methodik und Schulmeisterklugheit als Leitfaden beim Unterricht kunftiger
Lehrer. Neustadt a.d.O. 1806

Dorpfeld, Friedrich Wilhelm: Der Mittelstand und die Mittelschule, oder
wodurch kann unser Mittelstand, und namentlich der Handwerkerstand
wieder gehoben werden? Welches ist der ndchste Hebel, und wo ist derselbe
anzusetzen? Barmen 1853

Dorpfeld, Friedrich Wilhelm: Grundlinien einer Theorie des Lehrplans,
zunéachst fir Volks- und Mittelschulen. Gitersloh 1873

Fern, Edna: Eine amerikanische Mittelschule. In: Allgemeine deutsche
Lehrerzeitung 66 (1914), S. 265-267

Fischer, Karl T.: Der naturwissenschaftliche Unterricht — insbesondere in
Physik und Chemie — bei uns und im Auslande. Miinchen 1904

Frick, J. Die physikalische Technik oder Anleitung zur Anstellung von
physikalischen Versuchen und zur Herstellung von physikalischen
Apparaten mit moglichst einfachen Mitteln. Braunschweig 1872



21.

22.

23.

24.

25.

26.

27.
28.

29.

30.

31.

32.

33.

34.
35.

36.

37.

38.

-181 -

Frohlich, Gustav: Die Mittelschule im organischen Anschlusse an die
\Volksschule. Dresden 1888

Geilenkeuser, Wilhelm: Der naturkundliche Unterricht. In: Buhtz (Hrsg.):
Die Mittelschule. Leipzig 1926, S. 105-114

Hacks, Jakob: Der Aufstieg der Begabten und die Einheitsschule. Breslau
1917

Hecker, Johann Julius: Sammlung der Nachrichten von den Schulanstalten
bey der Dreifaltigkeitskirche auf der Friedrichsstadt in Berlin wie auch von
gegenwartiger Verfassung derselben. Berlin 1749

Hederich, Karl-Heinrich: Die parteiamtliche Priifungskommission zum
Schutz des NDS-Schrifttums, ihre Aufgaben und ihre Stellung in Partei und
Staat. Breslau 1937

Heinemann, Karl: Geschichte der preufischen Mittelschule. Halle/Saale
1931

Hitler, Adolf: Mein Kampf. Miinchen 1936

Hofmann, Friedrich: Uber die Einrichtung offentlicher Mittelschule in
Berlin. Bericht an den Magistrat. Berlin 1869

Hornemann, F.; Deutscher Einheitsschulverein. In: Gymnasium 5 (1887), S.
45-50

Huckel, W.: Die Hochschulausbildung der Chemielehrer fiir hbhere Schulen.
Leipzig 1929

Keller, Adam: Handbuch der Erziehung und des Unterrichts, zunachst fur
Seminarzdglinge und Volksschullehrer. Paderborn 1883

Kermeny, Franz: Die Berechtigung der Mittelschule in Ungarn. In:
Padagogisches Archiv 40 (1898), S. 575-578

Klein, F(elix): Aktuelle Probleme der Lehrerbildung. Vortrag auf der
Versammlung des Vereins zur Forderung des mathematischen und
naturwissenschaftlichen Unterrichts am 6. Juni 1911 zu Maunster. In:
Schriften des deutschen Ausschusses fur den mathematischen und
naturwissenschaftlichen Unterricht, Heft 10. Leipzig und Berlin 1911,
S.1-31

Kreyssig, Friedrich: Uber Realismus und Realschulwesen. Berlin 1871

Maassen, Nikolaus: Die Mittelschule im 3. Reich: Beitrdge zur Neubildung
des Schulwesens aus Blut und Boden. Halle (Saale) 1935

Maassen, Nikolaus (Hrsg.): Quellen zur Geschichte der Mittel- und
Realschulpadagogik. 1. Bd. Berlin 1959; 2. Bd. Berlin 0.J.; 3. Bd. Berlin
1958

Maennel, Bruno: Von der Schule des Mittelstandes (Mittelschule).
Langensalza 1914

Niemeyer, August Hermann: Grundsétze der Erziehung und des Unterrichts
fur Eltern, Hauslehrer und Schulménner. 4. Ausgabe, Halle 1801; 8.
Ausgabe, Halle 1824



39.

40.
41.

42.

43.

44,

45.

46.
47.
48.

49.

50.

51.

52.
53.

-182 -

Oken, Lorenz: Uber die Aufnahme der Naturwissenschaften in den
allgemeinen Unterricht. In: Isis Bd. XII, Spalte 1225-1234 Leipzig 1829

Rein, Wilhelm: Die nationale Einheisschule. Langensalza 1902

Sallwirk von, Ernst: Die deutsche Einheitsschule und ihre pé&dagogische
Bedeutung. Langensalza 1919

Schnell, H.: Die Berechtigung zum einjahrig-freiwilligen Dienst auf den
Schulkonferenzen von 1890 und 1900. In: Deutsches Philologenblatt
(1918), S. 118-121

Schwarzhaupt, Wilhelm: Die Stellung der Mittelschule im Aufbau des
gesamten Schulwesens. In: Buhtz (Hrsg.): Die Mittelschule. Leipzig 1926,
S.4-11

Schwensfeier, L.. Drei Schulkategorien. Ein Beitrag zur zeitgemafen und
gesetzlichen Regelung des preuischen mittleren Schulwesens in Rucksicht
auf die geschichtliche Entwicklung desselben. Berlin 1892

Schwochow, H.: Die Vorbereitung auf die Prifung der Lehrer an
Mittelschulen. Leipzig 1904

Sluymer, Johann F.: Lehrplan fur Volks-Schulen. Konigsberg 1847
Stiehl, Friedrich: Die drei preuBischen Regulative. Berlin 1858

Stockardt, J.A.: Die Schule der Chemie, oder erster Unterricht in der
Chemie. Braunschweig 1870

Suivern, Johann H.: Entwurf eines allgemeinen Gesetzes uber die Verfassung
des Schulwesens im preuBischen Staat. In: Maassen: Quellen zur Geschichte
der Mittel- und Realschulpédagogik. 1. Bd., Berlin 1959

Thiersch, Friedrich Wilhelm: Uber den gegenwartigen Zustand des
offentlichen Unterrichts in den westlichen Staaten von Deutschland. Bd. 1,
Stuttgart 1838

\Vogel, August: Mittelschul-P&dagogik, Grundlinien einer Erziehungs- und
Unterrichtslehre fir Mittel- und Realschulen. Gitersloh 1893

Weil3, G.: Der Sinn der nationalen Einheitsschule. Langensalza 1919

Wiese, Ludwig: Verordnungen und Gesetze fir die héheren Schulen in
Preuen. Berlin 1867



- 183 -

I1. Sekundérliteratur und Quellensammlungen

1.

10.
11.

12.

13.

14.

15.

16.

17.

18.

19.

Baumert, Jirgen et.al. (Hrsg.): Das Bildungswesen in der Bundesrepublik
Deutschland. Arbeitsgruppe Bildungsbericht am Max-Planck-Institut fir
Bildungsforschung. Hamburg 1979

Bergler, Peter: Wilhelm von Humboldt. Hamburg 1970

Blankertz, Herwig: Die Geschichte der Paddagogik. Von der Aufklarung bis
zur Gegenwart. Wetzlar 1982

Bloth, Hugo Gotthard: Johann Julius Hecker (1707-1768) und seine
Universalschule. Dortmund 1968

Bolling, Rainer: Sozialgeschichte der deutschen Lehrer. Ein Uberblick von
1800 bis zur Gegenwart. Gottingen 1983

Brandau, Heinrich-Wilhelm: Die mittlere Bildung in Deutschland.
Weinheim 1959

Brunkhorst, H.: Die Einbeziehung der preufRischen Schule in die Politik des
Staates (1808-191). Diss. K6ln 1956

Deermann, Bernhard: Gedanken und Vorschldge zur Schulreform.
Disseldorf 1948

Deppisch, Herbert; Meisinger, Walter: Vom Stand zum Amt — der materielle
und soziale Emanzipationsprozel3 der Elementarlehrer in Preufen.
Disseldorf 1948

Dietrich, Theo: Geschichte der P4dagogik. Bad Heilbrunn 1975

Eilers, Rolf: Die nationalsozialistische Schulpolitik. In: Fraenkel (Hrsg.);
Staat und Politik, Bd. 4; K&In 1963

Fees, Konrad (Hrsg.): Realschule und Schulentwicklung — Perspektiven des
Mittleren Bildungswesens. Herbolzheim 2000

Fuhr, Christoph: Zur Schulpolitik der Weimarer Republik — Darstellung und
Quellen. Weinheim 1970

Gebhard, Bruno: Handbuch der deutschen Geschichte. Band 3: Von der
Franzosischen Revolution bis zum Ersten Weltkrieg. Stuttgart 1960

Gerhardi, Rudolf: Der Ausbau der Realschule im Lande Nordrhein-
Westfalen nach dem Zweiten Weltkrieg. In: Realschulpost 7 (1968), S. 103-
113

Hamann, Bruno: Geschichte des Schulwesens. Bad Heilbrunn 1993

Herrlitz, Hans-Georg; Hopf, Diether; Titze, Hartmut: Deutsche
Schulgeschichte von 1800 bis zur Gegenwart. Weinheim 1993

Heydorn, Heinz-Joachim; Koneffke, Gernot: Zur Bildungsgeschichte des
deutschen Imperialismus. Einleitungen zur Neuherausgabe der PreuRischen
Schulkonferenzen 1890/1900 wund zur Reichsschulkonferenz 1920.
Glashutten 1973

Hildebrandt, Horst (Hrsg.): Die deutschen Verfassungen des 19. und 20.
Jahrhunderts. Paderborn 1970



20.

21.

22.

23.

24.

25.

26.

27.

28.

29.
30.

31.

32.
33.
34.

35.
36.

37.
38.
39.

- 184 -

Jeismann, Karl-Ernst: Das preufSische Gymnasium in Staat und Gesellschaft.
Bd. 1: Die Entstehung des Gymnasiums als Schule des Staates und der
Gebildeten 1787-1817. Stuttgart 1996

Jeismann, Karl-Ernst: Das preuische Gymnasium in Staat und Gesellschaft.
Bd. 2: Hohere Bildung zwischen Reform und Reaktion 1817-1859.
Stuttgart1996

Kanz, Heinrich: Der Nationalsozialismus als padagogisches Problem. Essen
1992

Krebs, Ricardo: Der européische Absolutismus. Stuttgart 1979

Lassahn, Rudolf: Savern. In: Biographisch-Bibliographisches
Kirchenlexikon, Bd.  XI,  Spalten  231-236; 0.0. 1996
URL :http://www.bautz.de/bbkl/s/s4/suevern-j-w.shtml (1.02.2005)

Leschinsky, Achim; Roeder, Peter Martin: Schule im historischen Prozel:.
Frankfurt/M. 1983

Lundgreen; Peter: Sozialgeschichte der deutschen Schule im Uberblick, Teil
I: 1770-1918. Gottingen 1980; Teil I1: 1980-1980. Gottingen 1981

Maassen, Nikolaus: Geschichte der Mittel- und Realschulpadagogik, 1. Bd.
Hannover 1960; 2. Bd. Hannover 1961

Maskus, Rudi: Zur Geschichte der Mittel- und Realschule. Bad Heilbrunn
1966

Muiller, Detlef K.: Sozialstruktur und Schulsystem. Goéttingen 1981

Miller, Detlef K. und Zymek, Bernd: Datenhandbuch zur deutschen
Bildungsgeschichte. Gottingen 1987

Nipperdey, Thomas: Deutsche Geschichte 1800-1866 — Birgerwelt und
starker Staat. Mlnchen 1991

Rauschnigg, Hermann: Gesprache mit Hitler. Zirich 1940
Reble, Albert: Geschichte der Padagogik. Stuttgart 1971

Rekus, Jurgen (Hrsg.): Die Realschule — Alltag, Reform, Geschichte,
Theorie. Weinheim und Miinchen 1999

Schulz, Horst: 150 Jahre Lehrerseminar Preussisch-Eylau. Koln 1994

Tenorth, Hein-Elmar: Geschichte der Erziehung. Weinheim und Miinchen
2000

Titze, Hartmut: Die Politisierung der Erziehung. Frankfurt/M. 1973
Winkler, Heinrich August: Der Weg in die Katastrophe. Bonn 1990

Wollenweber, Horst (Hrsg.): Die Realschule, Bd. 1: Begriindung und
Gestaltung. Paderborn 1979


http://www.bautz.de/bbkl/s/s4/suevern-j-w.shtml

- 185 -

Quellensammlungen

1.  Fricke-Finkelnburg, Renate (Hrsg.): Nationalsozialismus und Schule.
Amtliche Erlasse und Richtlinien 1933-1945. Opladen 1989

2. Huber, Ernst Rudolf: Dokumente zur deutschen \Verfassungsgeschichte. Bd.
3. Stuttgart u.a. 1966

3. Maassen, Nikolaus (Hrsg.): Quellen zur Geschichte der Mittel- und
Realschulpadagogik, 1. Bd. Berlin 1959; 2. Bd. Berlin 0.J;
3. Bd. Berlin 1958

I11. Schulbiicher
1. Fir den Zeitraum von 1872 bis 1910

* HOttmann, J.F.; Jastram; Marten: Weltkunde. Leitfaden der Geographie,
Geschichte und Naturkunde fur Mittelschulen und mehrklassige Volksschulen.
18. Auflage Hannover 1899

* Langhoff, F.: Chemie fir Mittelschulen. Zum Gebrauche an Schullehrer-
Seminarien, hoheren Birgerschulen, Mittelschulen, hoheren Knaben- und
Tdchterschulen, Vorschulen der Gewerbeschulen, Praparanden-Anstalten,
Handwerker-Fortbildungsschulen, Ackerschulen, etc. 3. Auflage Berlin 1877

* Genau, A.: Chemie fur Lehrerbildungsanstalten, héhere Biirgerschulen und
Tochterschulen. - Biiren i.W. 1898

* Streichert, E.: Praktische Chemie fur gehobene Volksschulen, Burger-, Tochter-
und Mittelschulen. - Langensalza 1901
2. Fur den Zeitraum von 1910 bis 1925

* Haak, E.F. u.a.: Naturlehre fiir Mittelschulen und verwandte Lehranstalten.
Leipzig 1912

* Rolle, O.: Naturlehre fir Mittelschulen und andere Schulanstalten mit ahnlichen
Lehrzielen. Breslau 1914

* Franke, M. u.a.: Chemie fur Mittelschulen. Leipzig 1920

* Griner, J.: Chemie fur mittlere Schulanstalten, Versuche, Lehren und Lesestiicke
mit besonderer Berlicksichtigung der Garten- und Hausarbeit. Stuttgart 1911

3. Fur den Zeitraum von 1925 bis 1938

* Filipp, Heinrich: Chemie flir Mittelschulen. Ein chemisches Arbeitsbuch fir die
Hand des Schulers. Miinchen 1927

* Elfers, C. / Stockfisch, A.: Lehrbuch der Chemie fiir Mittelschulen. Minster
1927



- 186 -

4. Flr den Zeitraum von 1938 bis 1945
* Hofmann, E. / Waltermann, Th.: Chemie fir Mittelschulen. Frankfurt/M. 1942
* Scharnberg, G. / Finnern, H.: Chemie fur Mittelschulen. Leipzig 1942

* Gerhardt, Hans u.a.: Lehrbuch der Chemie fiir Haupt- und Mittelschulen.
Hannover 1941

* Filipp, Heinrich: Chemie flr Mittelschulen — zum Gebrauch an Jungenschulen.
Miinchen und Berlin 1942



	Titelblatt
	Zusammenfassung
	Inhaltsverzeichnis
	1 Einleitung
	1.1 Begründung der Arbeit und thematische Eingrenzung
	1.2 Forschungsstand – Literaturbericht
	1.3 Strukturierung der Arbeit - Vorgehensweise und Methode - Quellendiskussion

	2 Der Zeitraum bis 1872: Wege zur Institutionalisierung der Mittelschule im Jahre 1872
	2.1 Entwicklungen zur Ausformung eines mittleren Schulwesens
	2.2 Chemieunterricht im niederen und mittleren Schulwesen
	2.3 Schulbücher vor 1872

	3 Institutionalisierung der Mittelschule und ihre Konsolidierung 1872 - 1910
	3.1 Die Mittelschule von 1872 bis 1910
	3.2 Die Klientel der Mittelschule
	3.3 Das Berechtigungswesen
	3.4 Lehrer und ihre Ausbildung
	3.5 Chemieunterricht
	3.5.1 Experimentalunterricht

	3.6 Schulbücher

	4 Neuordnung des Mittelschulwesens 1910 und Entwicklung der Mittelschule bis 1925
	4.1 Die Mittelschule  von 1910 bis 1925
	4.2 Die Klientel der Mittelschule
	4.3 Das Berechtigungswesen
	4.4 Lehrer  und ihre Ausbildung
	4.5 Die Diskussion um die Einheitsschule
	4.6 Reichsschulkonferenz und Mittelschule
	4.7 Chemieunterricht
	4.7.1 Experimentalunterricht im Fach Chemie

	4.8 Schulbücher für das Fach Chemie

	5 Die Mittelschule in der Weimarer Republik und im Übergang  zum Nationalsozialismus
	5.1 Die Mittelschule von 1925 bis 1938
	5.2 Die Klientel der Mittelschule
	5.3 Das Berechtigungswesen
	5.4 Lehrer und ihre Ausbildung
	5.5 Problemfeld: Die Notverordnungen
	5.6 Chemieunterricht
	5.7 Schulbücher

	6 Die Mittelschule in der Zeit des Nationalsozialismus 1938-1945
	6.1 Die Mittelschule von 1938 bis 1945
	6.2 Die Hauptschule im Nationalsozialismus
	6.3 Das Berechtigungswesen
	6.4 Lehrer und ihre Ausbildung
	6.5 Chemieunterricht
	6.6 Naturwissenschaftlicher Unterricht in der Hauptschule
	6.7 Schulbücher

	7 Zusammenfassung - Thesen
	7.1 Schulform
	7.2 Lehrer und ihre Ausbildung
	7.3 Chemieunterricht

	Tabellenverzeichnis
	Anhang
	Anlage 1: Eingesehene Zeitschriften
	Anlage 2: Vorbereitende Verhandlungen im preußischen Unterrichtsministerium im Juni 1872 – Protokolle, hier: Liste der Teilnehmer
	Anlage 3: Liste der den Mittelschulen zuerkannten Berechtigungen

	Quellen- und Literaturverzeichnis
	I. Zeitgenössische Quellen und Literatur
	A: Die Verbandszeitschrift „Die Mittelschule“
	B: Quellen und Gesetzetexte
	C: Zeitgenössische Literatur

	II. Sekundärliteratur und Quellensammlungen
	Quellensammlungen

	III. Schulbücher
	1. Für den Zeitraum von 1872 bis 1910
	2. Für den Zeitraum von 1910 bis 1925
	3. Für den Zeitraum von 1925 bis 1938
	4. Für den Zeitraum von 1938 bis 1945



